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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen, meine Damen und Herren!

Die 58. Sitzung des Wiener Gemeinderats ist hiermit eröffnet.

Entschuldigt ist Frau GRin Schubert.

Wir kommen als Erstes zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage wurde (FSP - 03171-2005/0003 - KFP/GM) von Herrn GR Dr Herbert Madejski gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Bürgermeister Dr Häupl hat in einem "KURIER"-Interview am 16. Juni 2005 als Standort für ein neues Stadion Roth-neusiedl genannt. Verändern sich auf Grund dieser Aus-sage die Prioritäten in der Stadtplanung betreffend Ver-längerung der U1 nach Rothneusiedl oder hat die Ver-längerung dieser U-Bahn-Linie, so wie es im Stadtent-wicklungsplan 2005 zu lesen ist, weiterhin keine Priorität? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Vorsitzende! Herr Gemeinderat!

Bereits im Stadtentwicklungsplan 1994 ist das Gebiet Rothneusiedl als potentielles Stadterweiterungsgebiet ausgewiesen worden. Wir haben das jetzt beim Stadtent-wicklungsplan 2005 wiederholt, und der Haupthintergrund ist, dass es sich um ein hervorragend vom Verkehr erschlossenes Gebiet handelt, was die Anbindung an das Straßennetz betrifft, und mit der geplanten Verlängerung der U1 vom Reumannplatz bis auf dieses Areal wäre auch die Anbindung mit dem öffentlichen Verkehr sehr, sehr günstig gegeben.

Sie wissen, wir haben vor mehreren Monaten gemeinsam mit dem Herrn Vizekanzler eine Vereinbarung unterzeichnet, die sicherstellt, dass die so genannte Hansons-Spange zwischen der S1 und der A23 ins Bundesstraßennetz aufgenommen werden soll und eine Ent-lastung auch der A23 im Bereich Inzersdorf bieten soll. Aus dieser Verbindungsspange heraus wäre auch ein unmittelbarer Anschluss auf das Areal möglich, womit Park and Ride-Anlagen, allfällige Sportaktivitäten und na-türlich auch die betrieblichen Aktivitäten rund um den Frachtenbahnhof Inzersdorf besser geregelt werden kön-nten.

Was die Frage der Anbindung an die U-Bahn betrifft, so ist auch hier in den Gesprächen mit dem Vizekanzler eine Lösung gefunden worden, allein die Zustimmung des Finanzministers zur Finanzierung fehlt bisher.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – 1. Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Lieber Herr Stadtrat! Diese Antwort habe ich ja fast erwartet. Es ging aber in der Anfrage um eine Prioritätenreihung, und hier gibt es eindeutige Prioritäten seitens der Stadt Wien - sowohl im Strategieplan als auch im Masterplan Verkehr, als auch im Stadtentwicklungsplan 2005. Die Verlängerung der U1 nach Rothneusiedl hatte zumindest bis vor kurzem nicht die Prioritätsstufe, die jetzt auf Grund eines doch geplanten und wahrscheinlich auch realisierten Stadion-Neubaus wichtig wäre. 

Daher ergeht an dich nochmals meine Frage: Ist die Prioritätenreihung eine andere geworden - egal ob jetzt der Bund eine finanzielle Zusage gemacht hat oder nicht? Das ist unabhängig davon: Eine Priorität kann man auch unabhängig davon setzen, und das andere, was du im Stadtentwicklungsplan vorgesehen hast, ist ja auch noch nicht alles ausfinanziert! – Daher: Ist die Priorität für die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl vorgesetzt worden oder ist sie so gleich geblieben, wie sie im Stadtentwicklungsplan, Strategieplan und Masterplan Verkehr ausgewiesen ist, nämlich noch nicht bedeutend?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich kenne die Überlegungen, ein Stadion auf diesem Areal zu errichten. Es würde von der Lage her durchaus auch entsprechen. Es hätte auch den Vorteil, dass wir den Großraum Wien mit einem durchaus fähigen Fußballverein, der auch international mitspielt, mit versorgen könnten. Also es wäre gar nicht so schlecht, wenn die Austria auch den Südraum von Niederösterreich als Einzugsgebiet ihrer Fans mitnutzen könnte.

Wir haben in der Prioritätenreihung für den Ausbau der U-Bahn eine klare Festlegung. Diese ist wie folgt: An höchster Stelle steht die Verlängerung der U2 ins Asperner Flugfeld. Das sind zwei Stationen, die als erste Priorität gereiht sind.

Die zweite Priorität ist die U1 - das war sie immer -, und bei der U1 erstens die Ertüchtigung der Station, die vom Südtiroler Platz aus den Zugang zum Bahnhof Wien – Europa Mitte schafft, und der zweite Teil ist eben die Verlängerung Richtung Süden, wobei die Verlängerung bis zum Stockholmer Platz jedenfalls erfolgen soll, und die Verlängerung auf das Areal Rothneusiedl wäre die zweite Ausbaustufe, die aber auch in einem erfolgen kann, sofern dort ein Stadion und höherrangige Nutzungen sehr rasch kommen sollten.

Man muss aber dazusagen, dass wir keine Möglichkeit haben, aus dem Wiener Budget allein die U-Bahn-Verlängerungen zu finanzieren. Also die Zusage seitens der Finanz des Bundes ist jedenfalls unabdingbar für die Verlängerung auch Richtung Rothneusiedl.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dampier gestellt. - Bitte sehr.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! Wie wir den Medien entnehmen konnten und wie wir alle wis-sen, hat sich die Stadt Wien mit dem Verkehrsministerium über die technischen Details für die vierte Ausbaustufe des Wiener U-Bahn-Netzes geeinigt. 

Ich möchte daher die Frage stellen, welche Zusagen des Bundes noch fehlen, damit die Umsetzung erfolgen kann.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Das haben Sie den Medien richtig entnommen. Wir sind mit dem Bundesministerium für Verkehr, Infrastruktur und Technologie den Masterplan Verkehr für Wien auf dem Gebiet des U-Bahn-Ausbaus durchgegangen. Wir haben mit dem Minister, mit dem Herrn Vizekanzler hier Einigung erzielt, dass eben die Verlängerung U2-Nord, die Verlängerung U1-Süd, der Ausbau der Station "Südtiroler Platz" im Hinblick auf den Bahnhof Wien – Europa Mitte und die Verlängerung Richtung Rothneusiedl, die Verlängerung der U2 dann auch auf das ehemalige Frachtenbahnhofareal vom Südostbahnhof erfolgen soll. All das ist mittlerweile mit dem Verkehrsministerium vereinbart. Hier gibt es keine Differenzen, was die Notwendigkeit dieser Ausbaumaßnahmen betrifft.

Allein der Herr Finanzminister hat bisher kein Verständnis dafür gezeigt und hat Wien bisher keine Zusagen gegeben, was bedeutet, dass wir mit der Detailplanung zwar weiterfahren können, aber nicht sicher sein können, ob überhaupt die Finanzmittel dafür zur Verfügung stehen werden. Denn die 50/50-Finanzierung, von der wir hier in diesem Haus überparteilich - von allen Fraktionen - ausgehen, ist leider seitens des Bundes noch nicht zugesagt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Die 3. Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Zum Stadion zurückkommend und unbeschadet der Frage der Fähigkeit der Wiener Austria, sich vielleicht matchmäßig im Umfeld von Wien, geschweige denn international, erfolgreich zu zeigen:

Unbeschadet auch der Frage, wer hinter dem Stadion steht - das wäre auch eine lustige Diskussion, fällt aber nicht unmittelbar in Ihren Wirkungsbereich, soweit ich informiert bin; es ist eher der Herr Bürgermeister en-gagiert in dieser Frage -, wird ja die Errichtung dieses Stadions von irgendeiner Magna-Tochter durchgeführt. Jetzt ist unstrittig, dass Magna sehr erfolgreich im Autozuliefergeschäft ist. Dort, wo es um Sporteinrichtungen geht, hat es bisher einen Superflop gegeben: Ich denke an das Racino in Ebreichsdorf, wo es nur eine Frage der Zeit ist, bis das zusperren wird. Die roten Zahlen kann man in allen Zeitungen lesen, und auch der eingesetzte Obermanager, Herr Westenthaler, sucht sich ja, wie man den Medien entnimmt, in der Politik einen neuen Job, weil er dort nicht erfolgreich war.

Meine Frage ist jetzt: Ist garantiert, wenn dieses Stadion kommt und jemand, der viel Geld hat, das Stadion dort bauen möchte - was ihm unbenommen ist -, dass nicht die Stadt Wien mit einer Reihe von Vorleistungen eine Rentabilität sicherstellen muss? - Rechtzeitig frage ich: Riesen-Einkaufszentrum an diesem Standort: Ja, nein?, andere Vorleistungen: Ja, nein?, um das rentabel zu machen. Meine Informationen sind, dass das nur mit derartigen Zusatzgroßeinrichtungen, insbesondere einem Einkaufszentrum, rentabel gemacht wird.

Konkrete Frage: Welche Zusagen, Gespräche hat es bisher gegeben, was Zusatzeinrichtungen der Stadt Wien für dieses mögliche Stadion betrifft?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Sie haben Recht, ich bin beim Fußball nicht so bewandert wie unser Bürgermeister. Ich habe Handball ge-spielt und stehe nach wie vor eher diesem Sport nahe. 

Es ist aber auch so, dass Fußballstadien mittlerweile weltweit auch eher als Entertainment-Bereiche gebaut und geführt werden und nicht nur dazu da sind, um einige wenige Stunden in der Woche für ein Fußballmatch zur Verfügung zu stehen. Wir haben sehr intensiv darüber gesprochen, welche Form dieses Stadions sinnvoll ist, ob der Leichtathletikbereich noch dazugehört oder nicht. Es ist klar: Als Fußballstadion ist es interessant ohne Leichtathletikbereich, daher wird es Leichtathletik in der Form, wie es im Wiener Stadion, im Happel-Stadion üblich ist, eben dazu nicht geben. - Das ist der eine Bereich.

Der zweite Bereich ist, dass aber ein Attraktionspunkt, der verkehrsgünstig liegt und an dem zusätzlich die U-Bahn ihre Endstelle haben soll, wesentlich mehr braucht als nur am Wochenende Fußballspiele. Daher wird es auch dort an diesem Standort notwendig sein, im Entertainment-Bereich mehr zu bieten als nur Fußball. Es wird notwendig sein, dass wir dort auch im Wohnbau in der Nähe der U‑Bahn-Endstelle einiges zustande bringen, und es wird natürlich abhängen davon, inwieweit der Frachtenbahnhof Inzersdorf-Metzgerwerke, die-ses Logistikzentrum der Österreichischen Bundesbahnen, attraktiv genug ausgebaut wird, damit sich dort auch Logistikbetriebe ansiedeln und ein Warenumschlag erfolgt und allein daraus schon die Notwendigkeit besteht, im Raum Rothneusiedl zu einer ordentlichen Verkehrserschließung zu kommen, auch von der Hanson-Spange herunter, damit die umliegenden Gebiete weniger vom Verkehr belastet werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. – 4. Zusatzfrage: Bitte, Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Zu allererst möchte ich einmal auf die Frage reagieren, die Sie sich von Seiten Ihrer eigenen Fraktion gestellt haben, weil es meines Erachtens sehr unfair ist, dass Sie die 50 zu 50-Finanzierung, die von Seiten des Bundes nun seit vielen, vielen Jahren geübt wird und die in Zeiten der ÖVP‑SPÖ‑Koalition auch festgelegt worden ist, in Zweifel ziehen, obwohl sie weiter garantiert worden ist und obwohl der Bund - im Unterschied zur Gemeinde Wien - auch schon im Budget 2005 und im Budget 2006, so wie in den vergangenen Jahren, 109 Millionen EUR für den U‑Bahn-Ausbau zur Verfügung gestellt hat. Sie aber behaupten hier weiterhin, dass der Bund diese Finanzierung nicht zugesagt hätte. Das ist meines Erachtens un-fair! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Eine Frage, bitte!

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Nun lassen Sie mich bitte zur Frage kommen.

Herr Stadtrat! Ihre Geschäftsgruppe hat mittels der MA 18 am 12. Mai im Amtsblatt der Stadt Wien die Verlängerung der U-Bahn-Linie U1 von der Station Reumannplatz in den Bereich Rothneusiedl für den Bereich generelle Planung und Begleit‑ und Folgemaßnahmen ausgeschrieben, und die Bearbeitungsdauer ist nach dem Zuschlag, der mit Oktober 2005 erteilt werden soll, mit 18 Monaten vorgesehen. Das heißt, Sie planen offensichtlich, erst im Jahr 2007 überhaupt Ihre Details festgelegt zu haben, wie die U-Bahn-Verlängerung ausschauen soll und in welcher Form sie erfolgen soll.

Nun zu meiner Frage dazu: Glauben Sie, dass das im Interesse auch des Bürgermeisters ist, der sich redlich darum bemüht, Grundstücksflächen für das Stadion Rothneusiedl zu reservieren, wenn gleichzeitig auf niederösterreichischer Seite, in Leopoldsdorf, bereits ein großes Angebot für ein Fußballfeld zur Verfügung steht und Wien dabei Gefahr läuft, wieder nicht den Zuschlag für den Wiener Bereich zu erhalten, sondern dass dieser für einen niederösterreichischen Bereich gegeben wird? Halten Sie das im Interesse Wiens für richtig oder für falsch?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Ich möchte Sie schon darauf aufmerksam machen, dass das, was Sie einleitend gesagt haben, falsch ist. Es ist eindeutig falsch, und ich bin froh, dass die Frau Vorsitzende diese lange Einleitung von Ihnen zugelassen hat, weil damit vollkommen sichergestellt ist, dass Sie etwas Falsches zitiert haben. Sie zitieren nämlich die dritte Ausbauphase der U‑Bahn, wo der Bund die 109 Millionen EUR jährlich zu leisten hat. Diese 109 Millionen EUR pro Jahr sind auch weniger, als das 30  Milliarden ATS-Paket, das seinerzeit mit Bundesminister Edlinger vereinbart worden ist, für Wien vorsehen würde. - Und ich kenne keine einzige Erklärung des Finanzministers, und ich habe von Sepp Rieder, der mit ihm leider - für seine Verhältnisse "leider" - sehr oft verhandeln muss, erfahren, dass es sogar das Gegenteil gibt, nämlich den Hinweis von Seiten des Finanzministers: Das vereinbaren wir nicht, weil die anderen Bundesländer sowieso schon neidisch schauen, dass Wien so viel Geld bekom-mt!

Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen: Wenn wir davon reden, dass U‑Bahn-Ausbau zeitgerecht irgendwohin - egal, in welche Richtung - fertig sein soll, dann muss man mit der Planung einen Vorlauf von sechs Jahren im Minimum rechnen. Wenn man diese sechs Jahre Vorlauf nicht hat, dann werden die Grundstücke extrem teuer, dann wird es in vielen Fällen überhaupt un-wirtschaftlich, die U-Bahn zu verlängern. 

Wir haben daher frühzeitig begonnen, auf Rechnung der Stadt Wien jetzt die Planungen voranzutreiben, auch für die U1-Südverlängerung. Wenn wir die Zusagen vom Bund nicht bekommen - und da können wir hier Resolutionen beschließen, einstimmig, so oft wir wollen -, wenn der Bund nicht bereit ist dazuzuzahlen und nicht sicherstellt, dass 50 Prozent Mitfinanzierung da ist - auch materialisierbar dann da ist -, dann wird es keine U-Bahn-Verlängerungen geben können. Wien wird sich das alleine nicht leisten können. Dann muss man eine andere Er-schließung des Bereiches Rothneusiedl ins Auge fassen, dann muss man schauen, wie man mit dem öffentlichen Verkehr ohne U-Bahn dort hinkommt. Leider! 

Aber da sehen Sie, wo die Konfliktfelder zwischen Wien und dem Bund liegen. Es nützt nichts, in Lippenbekenntnissen zu sagen: Natürlich sind wir für den U-Bahn-Ausbau! Es nützt nichts, hier im Gemeinderat 100 Pro-zent Zustimmung für eine 50 zu 50-Finanzierung des Bundes zu finden: Diese 50 Prozent an Finanzierung - und es sind zwei Vertreter Ihrer Partei (in Richtung ÖVP), die in diesem Ministerium aktiv sind – müssen von dort kommen und von sonst nirgends! - Wie gesagt, mit dem Verkehrsministerium sind wir uns da schon einig, dass diese Linien notwendig und sinnvoll sind. Jetzt geht es darum, dass wir auch seitens des Finanzministers endlich die Zusage für diese Finanzierung bekommen.

Und abschließend: Wissen Sie, wenn in Leopoldsdorf ein Fußballfeld zur Verfügung steht, schreckt mich das überhaupt nicht, denn zwischen Fußballfeld und international homologiertem Stadion ist ein sehr großer Unterschied! (GR Günter Kenesei: Da ist genug Platz in Leopoldsdorf...!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. - Letzte Zusatzfrage: Bitte, Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Sie reden immer an der tatsächlichen Frage vorbei, weil Sie immer auf die Finanzierung zu sprechen kommen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist die Voraussetzung für alles!) Lassen wir die einmal beiseite. Sie ist ein wichtiger Punkt, aber auch jeder Private, jedes Unternehmen, jede Kommune muss sich Ziele und Prioritäten setzen - das hat einmal prinzipiell nichts mit der Finanzierung zu tun! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Na geh!) Wenn ich mein Leben plane und sage, in 10 Jahren möchte ich ein Haus, eine Küche oder sonst was haben, dann weiß ich jetzt auch noch nicht, wer es mir zahlt und wie, aber ich habe ein Ziel. 

Ich möchte hier auf das eingehen, was im STEP steht. Hier steht zum Beispiel auf Seite 75: 

„Bei den folgenden Netzerweiterungen" - nach der dritten Ausbauphase – „haben jene Streckenabschnitte Priorität, die ein ausreichendes Potential zur weiteren Stadtentwicklung erkennen lassen..."

Gleichzeitig steht auf Seite 291 als Zielgebiet: „Dieses Zielgebiet" - nämlich Rothneusiedl – „wurde im STEP 94" - was Sie schon gesagt haben – „als potentielles Stadterweiterungsgebiet ausgewiesen," - und jetzt kommt es! – „dessen Bedeutung aber in der Zwischenzeit zurückgesetzt wurde." - Das heißt, es ist auch von Ihnen selbst zurückgesetzt worden.

Und Drittens: Bei den Ausbaustufen - und jetzt geht es um Priorität - haben Sie hier zwischen 2011 und 2015 – das ist die letzte, die da drinnen steht - die U1-Ver-längerung nach Rothneusiedl. 

Daher nochmals die Frage: Wenn der Herr Bürgermeister beziehungsweise wenn jemand dort mit jemandem gemeinsam ein Stadion baut - das sei mir recht -, wenn man so etwas macht, unabhängig davon, ob wer für eine U-Bahn zahlt oder nicht, mit welchem öffentlichen Verkehrsmittel würden Sie, wenn die U1 nicht verlängert wird, dieses Stadion anfahren? - Denn so eine Mehrzweckhalle internationaler Größe, wie Sie sie jetzt angedeutet haben, ohne ein öffentliches Verkehrsmittel ist kommunalpolitischer, verkehrspolitischer Wahnsinn! 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Sie haben natürlich Recht, daher können wir nur ge-meinsam darauf bauen, und wir sollten auch alle Aktivitäten darauf richten, dass die Finanzierung der Hälfte, des Bundesanteils, für Wien jedenfalls einmal sichergestellt wird. Ansonsten - noch einmal - wird eine Finanzierung einer U-Bahn-Verlängerung für Wien nicht leistbar. Wir werden nur mehr kleine Verbesserungen an U-Bahn-Net-zen und die Erhaltung durchführen können, wenn wir nicht die Zusatzfinanzierung für die Erstinvestition seitens des Bundes erhalten. 

Was die Erschließung Rothneusiedls betrifft, so denke ich, dass wir mit dem 67er eine Verbindung haben, die weite Strecken sehr gut - auch auf eigenem Gleiskörper und abmarkiert - fährt, und die Fortsetzung über die Eisenbahn beim Ausbau, der derzeit erfolgt, dann auch noch neu geplant werden müsste, aber jedenfalls zeitgerecht fertig gestellt werden könnte. Es ist eine Not-lösung, die U-Bahn wäre viel besser - das ist überhaupt keine Frage -, aber wenn wir die Finanzierung nicht be-kommen, dann können wir sie nicht bauen. (GR Dr Her-bert Madejski: ...eine andere Priorität setzen!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. 

Die 2. Anfrage (FSP - 03173-2005/0001 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Laura Rudas gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Das "Wiener Mädchentelefon" hat vor genau neun Monaten, am 30. Oktober 2004, seine Arbeit aufgenommen und wurde von Anfang an sehr gerne von den Mädchen in Anspruch genommen. Welche Themen waren für die Anruferinnen besonders wichtig? 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin - Sie haben ja das passende Leiberl zu dieser Ihrer heutigen Frage an -, Sie fragen mich über das "Wiener Mädchentelefon", das vor genau neun Monaten seine Arbeit aufgenommen hat, welche Themen für die Anruferinnen ganz besonders wichtig waren. 

Da freut es mich, zunächst berichten zu können, dass das "Wiener Mädchentelefon" ein voller Erfolg ist. Nachdem in den ersten Monaten das Telefon rund 100 Mal pro Monat geläutet hat, ist es jetzt so, dass wir in den neun Monaten bereits über 4 000 Anrufe gehabt ha-ben, was eine sensationelle Zahl für diese relativ kurze Zeit ist. Wir haben auch eine Umfrage über die Bekanntheit des "Wiener Mädchentelefons" gemacht, und da kann ich berichten, dass bereits Ende 2004 der Bekannt-heitsgrad des Mädchentelefons bei 35 Prozent lag und damit an dritter Stelle der Angebote für Mädchen in dieser Stadt. Ich gehe davon aus, dass dieser Prozentsatz jetzt noch weit höher ist, und das ist ausgesprochen er-folgreich, weil es zeigt, dass wir mit der Einrichtung die-ses Mädchentelefons in der Frauenabteilung ins Schwar-ze getroffen haben. 

Die wichtigsten Themen, die die Mädchen ansprechen, sind die Bereiche Beziehung, Sexualität, Gesundheit und innerfamiliäre Probleme. Diese Bereiche machen mehr als 60 Prozent aus, wobei es - und das ist mir ein ganz wesentliches Anliegen - bei den Gesundheitsthemen bei den Mädchen vor allem um Besuche bei Frauenärztinnen oder Frauenärzten geht, aber - und das ist ein wichtiges Thema, dem wir uns noch verstärkt widmen müssen - auch um die Problematik von Essstörungen und um das Gefühl vieler Mädchen, nicht schlank genug zu sein, weil auch medial ein Frauenbild und ein Körpergefühl suggeriert wird, das eben meist nicht mit der Realität übereinstimmt.

Was sehr gut gelingt, ist, die Mädchen dann auch weiterzuvermitteln an Einrichtungen, wo sie konkret, wenn sie sich zum Beispiel für nichttraditionelle Berufe interessieren, Schulungen machen können oder weiter informiert werden. 

Wir können sagen, dass wir mit dem Mädchentelefon einerseits eine Einrichtung geschaffen haben, die unter den Mädchen mittlerweile wirklich bekannt ist, die aber auch uns sehr hilft, unsere Angebote für die Mädchen in der Stadt noch spezieller und noch treffsicherer für diese Zielgruppe zu gestalten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: 1. Zusatzfrage: Frau Kollegin Rudas, bitte.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Welche mädchenfördernden Maßnahmen werden in Wien sonst noch gesetzt?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Da ich Sie zeitlich nicht überstrapazieren möchte, bitte ich zu verstehen, dass das jetzt keine abschließende Aufzählung sein kann, sondern ich möchte sozusagen nur die Highlights aufzählen: 

Da ist sicher der Wiener Töchtertag zu erwähnen, der ein sehr großer Erfolg ist. Ein besonderer Schwerpunkt meiner Tätigkeit ist der Bereich Mädchen und Technik, denn wir wissen, dass es gerade bei den Mädchen bei der Berufswahl noch immer so ist, dass sich rund 50 Pro-zent der Mädchen für einen der drei Lehrberufe Friseurin, Verkäuferin oder Sekretärin entscheiden, dass das Spektrum bei den Burschen ein weitaus größeres ist und dass die Mädchen sich auch für Berufe entscheiden, die relativ wenig zukunftsträchtig sind. Hier weitere Chancen zu eröffnen, ist ein wichtiger Punkt. Auch ist es so, dass wir immer noch einen sehr geringen Anteil an Mädchen oder jungen Frauen in den höheren technischen Lehranstalten haben; da gibt es auch noch einiges zu tun. 

Dafür gibt es - und damit komme ich zu einem zweiten sehr wichtigen Bereich - den Verein "Sprungbrett“ für Mädchen, der in einer Lebensphase, in der sich eben Mädchen entscheiden, was sie in ihrem zukünftigen Le-ben einmal für einen Beruf ausüben wollen, ganz konkret Workshops und Information anbietet. Konkret ist die Ziel-gruppe dieses Vereins 11- bis 17-jährige Mädchen. 

Um in Bezug auf die ganz Kleinen auch noch einen Punkt zu bringen: Wichtig ist natürlich auch die geschlechtssensible Pädagogik im Kindergarten. Wir haben hier mit Förderung der MA 57 ein Pilotprojekt laufen, weil natürlich die Prägungen schon sehr, sehr früh beginnen. Sie beginnen zu Hause, aber auch im Kindergarten, und da geht es vor allem auch um die Schulung der Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen, die diesbezüglich schon sehr viel weiter sind, als das vor einigen Jahren der Fall war. Aber es soll eben nicht sein, dass man, ohne dass man nachdenkt, die Buben in die Bauecke und die Mädchen in die Puppenecke schiebt. Und dazu soll dieses Projekt auch beitragen. 

Ohne sie jetzt konkret aufzuzählen, kann ich Ihnen berichten, dass wir mit rund 600 000 EUR jährlich Vereine fördern, die spezielle Angebote für Mädchen haben, und zwar Angebote, die in Richtung mehr Selbstwertgefühl, mehr Selbstbewusstsein, mehr Kraft, mehr Stärke für Mädchen gehen, denn das ist die Voraussetzung da-für, dass aus selbstbewussten Mädchen auch einmal selbstbewusste Frauen werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. – 2. Zusatzfrage: Bitte, Frau GRin Dr Vana.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben die Förderung von Mädchen in nichttraditionellen Berufen angesprochen. In der Tat ist die Situation von jungen Frauen auf dem Wiener Arbeitsmarkt eine schwierige. Sie wissen, die Arbeitslosigkeit von jungen Frauen steigt weitaus stärker als jene von jungen Männern. Die Situation auf dem Lehrstellenmarkt ist eine be-sonders tragische, auch jetzt wieder verschärft durch die so genannte ÖBB-Reform - wir haben es am Montag schon diskutiert: Die ÖBB plant, 1 200 Lehrstellen abzubauen, davon die Hälfte in Wien. Das ist auch ein Frauenthema, denn gerade die ÖBB haben Mädchen in nichttraditionellen Berufen ausgebildet.

Meine Frage ist: Wie steuert Wien hier akut gegen? Und warum wird die Idee der GRÜNEN, aber auch die Idee, die in einem anderen Bundesland, nämlich in Vorarlberg, schon umgesetzt ist, nämlich ein Lehrlingsfonds, in Wien nicht für alle Branchen und verbindlich umgesetzt? - Wir denken, das wäre eine gute Maßnahme, um auch die Unternehmen und UnternehmerInnen verstärkt in die Verantwortung zu ziehen und die Ausbildungskosten für die Lehrausbildung auch gerechter zu verteilen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin! Zunächst einmal: Jede Arbeitslose und jeder Arbeitslose ist mir eine und/oder einer zu viel, aber man muss sagen, dass Wien das einzige Bundesland ist, wo die Ar-beitslosigkeit, und zwar insbesondere auch die Arbeitslosigkeit von Frauen und von jungen Frauen zurückgeht. Das ist wichtig, und das ist nicht gottgewollt oder selbstverständlich, sondern das ist das Ergebnis sozialdemokratischer Politik in dieser Stadt. 

Zur konkreten Frage, die Lehrlinge betreffend, ist zu sagen - und das hat der Herr Finanzstadtrat in seiner Re-de zum Rechnungsabschluss am Montag bereits dargelegt -, dass es jetzt erstens so sein wird - und das sage ich Ihnen auch als Personalstadträtin -, dass wir das Ni-veau der Lehrlingsausbildung in der Stadt Wien erhalten und leicht erhöhen werden. Das betrifft sowohl die Stadt Wien als auch den Bereich der Wiener Stadtwerke - wir bilden ja in beiden Bereichen mehr als 1 000 junge Menschen aus, wovon sehr, sehr viele - die Mehrheit – Mäd-chen und Frauen sind, insbesondere auch in Berufen, die nicht traditionelle Mädchen- und Frauenberufe sind. Und darüber hinaus liegt spätestens seit Montag das An-gebot des Finanzstadtrats auf dem Tisch, dass wir in Wien bereit sind, die Zahl der Lehrgänge dramatisch zu erhöhen, dass wir hier bereit sind, unseren Beitrag zu lei-sten, wenn der Bund in der Finanzierung, wie das ja bei den Lehrgängen der Fall ist, da auch mitzieht. Hiezu gibt es Gespräche, und ich gehe davon aus, dass der Bund seinen Teil beitragen wird. Wir sind jedenfalls bereit und dabei.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Feldmann gewünscht. - Bitte sehr. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Beim Mädchentelefon gibt es laut eigener Auskunft Information und Gespräche nur in deutscher Sprache. Die Anruferinnen werden zwar theoretisch weitervermittelt, doch ist ei-ne Weitervermittlung nicht möglich, wenn die Anruferin der deutschen Sprache nicht mächtig ist.

Ich frage Sie, Frau Stadträtin: Werden Sie die Helpline mit einem Team ausstatten, das den modernen Integrationsanforderungen genügt?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Erstens: Unterschätzen Sie die Mädchen nicht, denn die Mädchen, die die Zielgruppe des Mädchentelefons sind, nämlich Mädchen zwischen 13 und 17 Jahren, sind zu einem großen Teil schulpflichtig und beherrschen die deutsche Sprache sehr gut. Aber es ist so, dass es eine Kooperation mit der MA 17, mit meiner Integrationsabteilung gibt, wo zu bestimmten Stunden auch Menschen, Frauen anwesend sind, die zum Beispiel Türkisch oder Serbokroatisch sprechen und die dann ganz konkret für so einen Fall zur Verfügung stehen. Ich sage Ihnen nur, dass dieses Angebot nicht angenommen wird, weil die Zielgruppe sehr, sehr gut Deutsch kann - und jedenfalls so gut Deutsch kann, dass sie vermittelbar ist zu einem Verein, wo es dann auch muttersprachliche Betreuerinnen und Betreuer gibt. 

Aber noch einmal - und das ist mir das Wichtige -: Die Zielgruppe, die 13- bis 17-jährigen Mädchen, die in dieser Stadt ihre Heimat und ihr Zuhause gefunden haben, sind der deutschen Sprache sehr, sehr gut mächtig. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Trammer, bitte.

GRin Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Abgesehen davon, dass ich die Einrichtung des Mädchentelefons für eine sehr gute halte, würde ich mir wünschen, dass es - im Sinne der Gleichberechtigung – auch ein Bubentelefon gäbe und dass die Anrufmöglichkeit auch auf die Wochenenden und vielleicht sogar auf Sonn- und Feiertage ausgedehnt werden könnte.

Ich möchte aber noch einmal auf die gendergerechte Pädagogik oder geschlechtssensible Pädagogik zu sprechen kommen - Sie haben sie ja kurz angesprochen -: Sowohl von der Männerpolitischen Grundsatzabteilung des BMSG als auch in Ihrer Broschüre der MA 47 – die übrigens schön in Orange gehalten ist; vielen Dank! – wird die geschlechtersensible Pädagogik angesprochen, und Sie schreiben, sie sei Alltagsarbeit. 

Meine Frage: In welcher Form wird diese geschlechtersensible Alltagsarbeit beziehungsweise Pädagogik an den Wiener Schulen durchgeführt?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Entschuldigung, Frau Stadträtin. - 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, ein bisschen die privaten Gespräche einzuschränken. Ich höre kaum die Fragerinnen.

Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Kollegin Trammer! Ich kann Ihnen zunächst versichern: Orange war schon eine wichtige Farbe der Frauenabteilung, bevor es das BZÖ gegeben hat, und es wird noch orange sein, wenn es das BZÖ vielleicht nicht mehr ge-ben wird. Da kann ich Ihnen sozusagen leider nicht anders entgegenkommen. Orange ist eine schöne Farbe - trotz des BZÖ oder wegen des BZÖ oder wie auch immer. Das eine hat mit dem andern jedenfalls nichts zu tun.

Zu Ihrer konkreten Frage ist zu sagen, dass das mittlerweile sowohl in der Ausbildung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen - und leider haben wir viel zu wenige Pädagogen - als auch in der Ausbildung der Pä-dagoginnen und Pädagogen in den Schulen, an den pä-dagogischen Akademien sozusagen, mit gelehrt wird. - Und auch hier möchte ich wieder betonen, dass es sehr wichtig wäre, mehr Männer dazu zu bringen, insbesondere Volksschullehrer zu werden, weil ja das, was unsere Kinder mitbekommen - außer sie haben einen engagierten Vater -, zumindest bis zum 10. Lebensjahr ist, dass sie eigentlich ausschließlich von Frauen betreut werden, und das entspricht nicht dem Gesellschaftsbild, das, glaube ich, wir beide haben. 

Wichtig ist aber darüber hinaus, dass wir im 15. Be-zirk in einem Kindergarten ein Pilotprojekt durchgeführt haben, wo ganz speziell der Bereich der geschlechtssen-siblen Pädagogik sozusagen das oberste Ziel war - es gibt auch einen Bericht über dieses Projekt, den ich Ihnen gerne zukommen lassen kann; das werden wir gleich im Anschluss daran machen -, wo sich wirklich so-zusagen Strukturen im Kindergarten verändert haben und insbesondere auch bei den Eltern ein Umdenken eingesetzt hat, was ich für sehr, sehr wichtig halte, weil natürlich die Erziehung trotz allem primär bei den Eltern liegt.

In den Schulen ist es in der Ausbildung bei den Lehrerinnen und Lehrern ein wichtiges Thema. Voraussetzung dafür, dass das alles klappt, wäre natürlich, dass es mehr Männer auch im Lehrberuf in der Grundschule gibt. Einfacher wäre es auch, wenn wir in diesem Bereich be-treffend die Dienstposten der Lehrerinnen und Lehrer ei-nen Standard hätten, wie wir ihn noch vor fünf Jahren gehabt haben. Aber wichtig ist, dass alle Materialien und alle Projekte auch immer danach beurteilt werden, was sie geschlechtergerecht bedeuten. Da sind wir in der Ausbildung relativ weit, aber wir müssen auch noch weitermachen, damit das wirklich sozusagen überallhin und bis in alle Schulen dringt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. - Letzte Zusatzfrage: Frau GRin Rudas, bitte. 

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Danke für die Antworten.

Sie haben am Anfang den Töchtertag erwähnt. Können Sie mehr über den heurigen Töchtertag erzählen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Der Töchtertag wurde erstmals im Jahr 2002 durchgeführt, damals mit einem Betrieb, und zwar mit Siemens, mit 200 Teilneh-merinnen. Ich freue mich sehr, dass wir heuer den vier-ten Töchtertag durchgeführt haben, an dem bereits 110 Betriebe teilgenommen haben und 2 000 Teilnehmer-innen zu begrüßen waren.

Das ist einerseits erfreulich und wichtig für die Mädchen, die hier Einblick in gewerblich‑technische Bereiche bekommen, den sie sonst nicht haben, weil sie üblicherweise – und das ist auch sehr erfreulich – mit ihren Papas zum Arbeitsplatz gehen. 

Es ist aber andererseits auch ein wichtiger Lernfaktor für die Betriebe und - ich möchte das nicht verhehlen - zum Beispiel auch für Magistratsabteilungen der Stadt Wien, die vor einigen Jahren noch in gewissen Bereichen der Meinung waren, es ist nicht sinnvoll und kann sicher nicht sein, dass Frauen und Mädchen in diesem Bereich arbeiten, und die jetzt begeistert sind vom Töchtertag und gerne hätten, dass sich mehr bewerben, um sie auch als Lehrlinge oder Mitarbeiterinnen aufnehmen zu können. Wir werden daher diesen Töchtertag sicher auch nächstes Jahr ein fünftes Mal machen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. - Die 3. Anfrage (FSP - 03170-2005/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Mag Vassilakou gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Für Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien zahlt laut "Presse" vom 22. Juni 2005 jeder Bürger und jede Bürgerin pro Jahr 21 EUR. Das entspricht einem Gesamtvolumen von 33 Millionen EUR. Dabei sind ausgelagerte Einheiten wie zB die Wiener Stadtwerke nicht berücksichtigt. Wie rechtfertigen Sie, Herr Bürgermeister, diesen extrem hohen Aufwand?

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Klubvorsitzende! Da wir in einer Kommunikationsgesellschaft le-ben, ist auch die Stadt Wien verpflichtet, zeitgemäße Kommunikationsmechanismen einzusetzen. "Zeitgemäß" bedeutet, dass entsprechend den individuellen Lebenslagen der Rezipienten zielgruppenspezifisch Informationsplattformen eingesetzt werden. 

Im Rahmen des PID-Budgets wird unter anderem die Plattform www.wien.at mit mehr als 40 000 Seiten – mit über 20 Millionen Zugriffen monatlich das beste Beispiel für das große Informationsbedürfnis auch der Wiener Be-völkerung - betrieben.

Eine monatlich erscheinende 32-seitige und kostenlose Informationszeitung wird an sämtliche Wiener Haus-halte geliefert, und der gesetzlich verpflichtende Infor-mationsauftrag mit der Herausgabe des Amtsblatts der Stadt Wien sowie der Landesgesetzblätter für Wien er-füllt.

Der PID bietet auch kostenlose umfassende Zusatzinformationen in Form von Broschüren und diversen Publikationen. Ergänzend dazu informiert der Presse- und Informationsdienst laufend mittels Kooperationen mit Fernsehen und Radio sowie auch in zahlreichen Printpublikationen wie Tageszeitungen, Wochen- und Monatsmagazinen.

Durch die Aktivitäten der Stadt im Event-Bereich, die zum Großteil durch den PID finanziert werden, konnte das subjektive Lebensgefühl der Wiener Bevölkerung maßgeblich verbessert werden, was in der Studie "Leben in Wien" auch eindrucksvoll bestätigt wurde. 

Nicht zu vergessen ist der wichtige Bereich der internen Kommunikation, für dessen Umsetzung der PID unter anderem mit der Herausgabe der Mitarbeiterinnen- und Mitarbeiterzeitung "wien.at aktuell" und der redaktionellen Betreuung des Intranet-Auftritts verantwortlich ist. 

Im Bereich der klassischen Pressearbeit setzt der PID jährlich ca 1 700 medienrelevante Einzelmaßnahmen, wie beispielsweise Mediengespräche und Presseaussendungen, die übrigens auch in ausländischen Medien platziert wurden. Diese finden auch zum Großteil einen medialen Niederschlag, was sich insbesondere auf die Zufriedenheit der Journalistinnen und Journalisten in der Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien zurückführen lässt. 

Denn laut einer im Jahr 2001 vom PID durchgeführten Umfrage bewerten 82 Prozent der 50 befragten renommierten Wiener Journalistinnen und Journalisten die Zusammenarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen des PID als gut bis sehr gut. Die Rathaus-Kommunikations-arbeit wurde somit insgesamt wesentlich besser bewertet als jede andere.

Zusammenfassend möchte ich festhalten, dass unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Personalkosten neben der notwendigen Infrastruktur ja in diesem PID-Gesamtbudget enthalten sind, vielfältige Aufgaben im Sinne der Informationspflicht im Interesse der Wiener Bevölkerung wahrnehmen. Während andere Gebietskörperschaften mehrere Kommunikationsabteilungen parallel und unabhängig voneinander beschäftigen, ist der PID zentrale Anlaufstelle für die Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien. Bei uns werden dadurch Parallelitäten und Doppelgleisigkeiten vermieden und Personalressourcen sowie Budgetmittel effektiv und effizient eingesetzt.

Der Output der Kommunikationszentrale PID rechtfertigt jedenfalls die eingesetzten Mittel, die neben dem Öffentlichkeitsarbeitsbudget auch viele Ausgaben für Amtssachaufwand und Personal beinhalten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. – 1. Zusatzfrage: Frau GRin Mag Vassilakou, bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Die Leistungen der MitarbeiterInnen des PID sind nicht der Gegenstand meiner Erörterung. Viel mehr interessiert mich die Frage der Kooperationen, von denen Sie gesprochen haben, zum Beispiel das Verbindungsbüro in Bratislava. Wir ha-ben bei einem Lokalaugenschein feststellen können, dass hier Kosten von 33 000 EUR pro Monat anfallen. Unseren Berechnungen zufolge müssten aber an die 10 000 EUR in etwa für Miete und für die Gehälter von drei MitarbeiterInnen in Bratislava reichen. Nehmen wir an, es reichen nicht 10 000, sondern es sind 15 000 EUR. Worauf führen Sie die Diskrepanz von diesem Be-trag auf die veranschlagten 33 000 EUR zurück?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also für eine allgemeine Frage, die Sie ursprünglich eingereicht haben, im Hinblick, ganz offensichtlich, auf die Kosten der Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien ist das eine reichlich spezifische Frage, deren Beantwortung Sie nun einfordern, und - ich sage es ganz offen - ich sehe mich zur Stunde nicht im-stande, Ihnen das auswendig zu sagen; ich kann Ihnen das aber gerne nachliefern. 

Grundsätzlich möchte ich da aber schon eine Anmerkung machen, da Sie diese Informationsbüros der Stadt Wien hier als ein Spezifikum der gesamten Öffentlichkeitsarbeit ins Spiel bringen: Diese Büros sind für uns Augen und Ohren auf der einen Seite und Mund – das heißt Lobbyarbeit - auf der anderen Seite, die, wie wir wissen, gerade im Erweiterungsprozess der Europäischen Union von ganz besonderer Bedeutung sind. Sie organisieren im Wesentlichen Veranstaltungen, die der Wiener Wirtschaft dienen, die insbesondere auch der Frage der Umwelttechnologie dienen, die aber auch Sicherheitstechnologien und Ähnlichem dienen. - Also das zum einen.

Zum anderen informieren sie uns natürlich auch über Möglichkeiten der Investitionen, die in diesen Städten zu tätigen sind und die zweifelsohne auch sehr wesentlich der Wiener Wirtschaft zugute gekommen sind. Da sind die politischen Informationen, die wir über diese Städte erhalten, eigentlich schon der geringere Teil, wiewohl es zweifelsohne für die Einschätzung bestimmter Entwicklungen in den Städten auch nicht unwichtig ist, im Hintergrund auch politische Informationen über die politischen Entwicklungen in diesen Städten zu erhalten. 

Ich kann Ihnen summa summarum aus eigener Erfahrung berichten, dass sowohl der ökonomische Teil als auch, wenn man so will, der politische Teil, ebenso wie die Veranstaltungen und die kulturelle Zusammenarbeit für uns sehr wichtig gewesen sind, gerade im Erweiterungsprozess der Europäischen Union. 

Was Ihre konkrete Frage betreffend den Unterschied zwischen den durchschnittlichen Kosten eines solchen Büros und den realen Kosten, die Sie hier festgestellt haben oder festzustellen geglaubt haben, betrifft, so kann ich Ihnen das gerne nachliefern. Ich weiß das nicht auswendig. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Nächste Zusatzfrage: Herr GR Dr Aigner, bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Die Großzügigkeit, die Sie und die Mehrheit dieses Hauses bei der Öffentlichkeitsarbeit an den Tag legen, steht doch in krassem Gegensatz zu dem ewigen Jammern, dass es zu wenig Geld für diese und jene andere notwendige Maßnahme im Sozial- oder im Infrastrukturbereich gibt. Die Budgetüberschreitungen im Bereich des Presse- und Informationsdiensts sind ja bereits sozusagen obligatorisch, und es gehört in diesem Bereich seit vielen Jahren dazu, dass der budgetierte Ansatz doch um einen erklecklichen, im zweistelligen Bereich liegenden Prozentsatz überschritten wird. 

Heute wird sich die Mehrheit dieses Hauses - davon kann man wohl ausgehen - ein weiteres Zusatzbudget genehmigen, nämlich ein "Medien-Fullservice" in der stolzen Höhe von 73 Millionen EUR für die nächsten Jahre. 

Handelt es sich hierbei um zusätzliche Werbemittel? Und in welchem Zusammenhang stehen diese ausgelagerten Werbeaktivitäten zu den bisher im Bereich des PID vorgenommenen Aktivitäten?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Ich verstehe ja, dass Sie als Oppositionsgemeinderat kritisieren, dass die Stadt Wien zu viel an Werbemitteln ausgibt. Das passiert umgekehrt auf der Bundesebene genauso, wo die SPÖ das bei der Bundesregierung kritisiert. Dazu sind wir alle lange genug im Geschäft, dass wir auch wissen, was zu den Spielregeln dieser Diskussionen gehört. Aber das einzige, was ich Sie bitten möchte - auch vor dem Hintergrund der Diskussionen, die wir über all die Zeit hinweg hier geführt haben -, ist, dort wo wir nachvollziehbare Auslandsaktivitäten im Interesse natürlich auch des Kulturexports, im Interesse der Wiener Wirtschaft, im Interesse natürlich auch der politischen Zusammenarbeit - gerade in Europa und jetzt mit besonderer tendenzieller Schwerpunktsetzung in jenen Städten, deren Länder nicht Mitglied der Europäischen Union sind und es aller Voraussicht nach auch in absehbarer Zeit nicht werden werden - setzen, das vielleicht neu zu bewerten in der politischen Beurteilung und in der politischen Kritik. Denn ich halte persönlich nicht sehr viel davon, dass wir uns diese Arbeit, die ohnehin nicht leicht ist - wenn man sich nur etwa vergegenwärtigt, was man an Kooperationen gerade in Balkanstaaten oder -städten auch zu tun hat, im Hinblick nicht zuletzt auf ihre ökonomischen Entwicklungen -, hier auch noch zusätzlich erschweren. 

Was Sie zum Zweiten angesprochen haben, ist, so nehme ich an, ein zweiter Antrag, der heute hier auch eingebracht wurde und der sich mit der Herausgabe ent-sprechender Zeitungen und Publikationen beschäftigt, die formell gesehen ausgelagert laufen. Diese stehen na-türlich in einem engen Zusammenhang mit dem, was der PID macht, und sie stehen in einem engen Zusammenhang mit dem, was insgesamt gesehen die Stadt Wien macht. Ich halte es für sehr vernünftig, dass man sich eines ausgelagerten Verlags bedient und keinen ei-genen Verlag und keine eigene Druckerei aufbaut. Das würde ich mir anschauen, was dann kritisiert worden wä-re, wenn wir das machen würden! 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Barnet gestellt. - Bitte sehr. 

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Einen schönen guten Morgen, Herr Bürgermeister! Neben den angesprochenen Förderungen oder Presseaktivitäten und Öffentlichkeitsarbeitsmaßnahmen, die Geld kosten, gibt ja die Stadt Wien auch für eine Vielzahl von anderen demokratischen Einrichtungen Geld aus: Parteienförderung, Klubförderung, Vereinsförderung für gesellschaftspolitische Vereine, kulturelle, wissenschaftliche Vereine, was auch immer. Das mündet irgendwann einmal in den Gedanken, dass Demokratie halt Geld kostet - und Diktaturen meistens das Leben. 

Mich verwundert genauso wie Sie, dass eigentlich fast alle Fraktionen das jetzt kurz vor der Auflösung des Gemeinderats kritisieren, obwohl eigentlich jeder - und das sollten wir uns alle anschauen - direkt oder indirekt an diesen Arten von Förderungen partizipiert und daher die Debatte eigentlich sehr fragwürdig ist. 

Trotzdem stelle ich die Pflichtfrage: Sind Sie der Meinung, wenn das für diese Gebietskörperschaft, nämlich das Land und die Gemeinde Wien, gilt, dass das dann auch für den Bund gelten darf? 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Im Übrigen auch nochmals: Guten Morgen!, weil wir doch immer schon gewohnt sind, Höflichkeiten auszutauschen. Aber da gilt halt schon der politische Praxissatz: Der Standort bestimmt den Standpunkt. Und ich habe ja gerade vorhin gar nicht darüber diskutiert, dass die Opposition natürlich kritisiert, dass die jeweilige Regierung zu viel Geld für die Öffentlichkeitsarbeit ausgibt. Das macht im Bund die SPÖ, das machen hier die Oppositionsparteien. Das ist zu akzeptieren, das gehört zum Spiel. Und so gesehen brauche ich jetzt auch im Bund weder die Regierung in Schutz zu nehmen noch die Opposition in diesem Zusammenhang zu kritisieren. Das gehört dazu. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Nächste Zusatzfrage: Herr GR Ing RUDOLPH, bitte. 

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! Durchaus das berücksichtigend, was bisher diskutiert wurde, möchte ich Ihnen ein paar Zeilen vorlesen - es dauert nicht lange, ich überstrapaziere die Fragestunde nicht - und zwar folgende Zeilen:

„Die Leistungen der Wiener Stadtwerke-Unter-nehmen begleiten die Wienerinnen und Wiener rund um die Uhr. Vom ersten Betätigen des Lichtschalters in der Früh über die Fahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln bis hin zum Heimkommen in die mit Gas oder Fernwärme wohlig beheizte eigene Wohnung."

Dies findet sich in einem Inserat der Wiener Stadtwerke vorgestern in einer Gratiszeitung. Gestern finde ich in derselben Gratiszeitung ein ebenfalls ganzseitiges Inserat von den WIENER LINIEN. Heute finde ich ein derartiges ganzseitiges Inserat von den Wiener Wasserwerken, nur mit noch viel weniger Text. 

Ich meine, dass der Informationsgehalt, der aus diesen Publikationen für den Konsumenten zu gewinnen ist,... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Die Frage, bitte!

GR Ing Herbert RUDOLPH (fortsetzend): ...darin besteht, dass er ab dem Zeitpunkt, wo er den Lichtschalter betätigt, auch schon ein Inserat mitfinanzieren darf - denn das ist es ja dann de facto -, jedes Mal, wenn er Wasser konsumiert, ein Inserat mitfinanzieren darf. Da stelle ich mir dann natürlich schon... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Eine Frage, bitte!

GR Ing Herbert RUDOLPH (fortsetzend): ...die Frage, ob das wirklich in diesem Umfang notwendig ist. Und angesichts der doch nicht unerheblichen Gebühren und Erträge, die auch die Stadt Wien in diesem Bereich lukriert, frage ich Sie, Herr Bürgermeister, ob Sie sich da-für verwenden würden, dass in demselben Umfang, in dem hier Geld für derartige Informationsarbeit - etwa von Wasserwerken, Stadtwerken, Wien Energie - aufgewendet wird, zumindest einmal die Tarife gesenkt werden, denn dann haben die Menschen in dieser Stadt einen doppelten Nutzen: Sie haben diese wertvolle Information, und gleichzeitig haben sie dann vielleicht doch auch eine adäquate Kostenreduktion. (Beifall von GR Heinz-Christian Strache.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Ich kann Ihrer Argumentation, dass man die Inhalte von Inseraten, die die Stadt Wien schaltet, auch qualitativ im Hinblick auf ihren Informationsgehalt bewerten sollte, eine ganze Menge abgewinnen. Ich halte das durchaus für richtig, und man sollte sich - und ich werde das auch veranlassen - durchaus genauer und näher an-schauen, welche Informationen mit diesen Inseraten ver-breitet werden und wie nützlich sie natürlich dann auch für den Leser selbst sind. Gerade bei den Wiener Stadtwerken kann ich es ja vom Prinzip her nachvollziehen: Sie stehen im Energiewettbewerb; wie ich den heutigen Zeitungen entnehmen kann, auch im innerösterreichischen Energiewettbewerb noch sehr viel mehr, nachdem sich der Verbund nun bemüßigt fühlt, auch an die Sekundärkunden direkt entsprechend heranzutreten und im Billigstrombereich den Wettbewerb aufzunehmen, was ich ja für sehr gut halte. Umso mehr wird natürlich für Öffentlichkeitsarbeit auch bei den Wiener Stadtwerken sowie vom Verbund zu machen sein. 

Aber ich darf Ihnen eines mit ganz großer Sicherheit versprechen: Dass ich mir die Inhalte der Inserate, die in der nächsten Gratiszeitung der FPÖ erscheinen werden, sehr genau anschauen werde!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Letzte Zusatzfrage: Frau GRin Mag Vassilakou, bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Die Diskrepanz, die ich vorhin angesprochen habe, natürlich im Zu-sammenhang mit einem einzigen Verbindungsbüro, er-scheint zunächst einmal auf den ersten Blick gering, aber bei einer zehnjährigen Vertragsdauer, monatein, monataus, ergibt das auch einen Millionenbetrag. Nun hat be-reits 1998 der Rechnungshof die Leistungsverträge im Zusammenhang auch mit den Verbindungsbüros kritisiert, und wir sind gerade dabei, die Laufdauer dieser Verträge um weitere 10 Jahre zu verlängern, unserer An-sicht nach noch dazu zu weitaus schlechteren Konditionen.

Haben Sie vor, ist es für Sie denkbar, dass Sie sich, bevor wir diesen Beschluss fassen, doch noch selbst überzeugen, ob es tatsächlich ein für die Stadt Wien optimaler Vertrag ist? Haben Sie vor, vielleicht ein derartiges Büro zu besuchen oder besuchen zu lassen? Möchten Sie sich das nicht vielleicht genauer anschauen, bevor der Gemeinderat den Beschluss fasst, der uns ja für weitere 10 Jahre verpflichtet?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also mit Verlaub gesagt, Frau Klubvorsitzende, die Büros sind mir ja nicht fremd! Ganz im Gegenteil: Wenn dem Wiener Bürgermeister diese Büros, die Informationsbüros in den anderen Städten fremd wären, dann hätten sie ihre Aufgabe ja völlig verfehlt und müssten eigentlich auf der Stelle eingestellt werden, denn dann würden wir sie nicht nutzen - alle zu-sammen, die Stadtverwaltung, die Wirtschaft und andere -, sondern es wäre a priori ein verlorener Aufwand. Natürlich kenne ich sie! Aber es ist auch hier festzustellen, dass man einen bestimmten Leistungsumfang auch be-zahlen muss. Und Investitionen werden hier getätigt wer-den müssen, denn eine der Grundideen, um die ich mich ja auch selbst gekümmert habe, ist eine tendenzielle Umstellung, die natürlich auch ihre Zeitumstellung braucht. Das heißt im Konkreten: Es werden die Büros, die in Städten sind, die nunmehr Mitgliedsländer der Europäischen Union sind, tendenziell - nicht von heute auf morgen, aber tendenziell - natürlich zurückgenommen und verkleinert, dafür in den Städten jener Länder wie etwa in der Ukraine, in Russland, in der Türkei und anderen - auch am Balkan in besonderem Ausmaß – entweder überhaupt neu gegründet oder entsprechend verstärkt, intensiviert, so wie wir das in der Vergangenheit etwa in Bukarest oder Sofia auch schrittweise gemacht haben. Das braucht seine Zeit, hier sind auch Investitionen zu tätigen - ich sagte es -, und daher habe ich durchaus auch Verständnis, wenn derjenige, der das für uns betreibt, dann auch sagt: Gut, aber dazu brauche ich einen bestimmten Zeitvorlauf!

Also mir ist das an sich schlüssig erschienen, und ich wüsste nicht, welche neue Erkenntnis ich gewinnen könnte, wenn ich mich jetzt in betriebswirtschaftliche De-tails verstricke. Grundsätzlich weiß ich es, grundsätzlich befürworte ich das enorm, weil ich ein hohes Ausmaß an Wertschätzung für diese Informationsbüros - "wechsel-seitigen Kommunikationsbüros" ist eigentlich richtig -, die wir hier gerade auch in den Städten Osteuropas be-treiben, habe, so wie ich auch das Wien-Haus in Brüssel außerordentlich schätze und wie ich selbstverständlich die auch gemeinsam mit anderen Institutionen Öster-reichs betriebenen Büros in Hongkong, in Tokyo und in New York schätze, weil sie uns eine ganze Menge auch an internationalem Networking bieten. 

Also ich halte das vom Prinzip her für vollkommen ri-chtig, und ich wüsste nicht, welche neuen Erkenntnisse ich gewinnen könnte. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke für die Beantwortung, Herr Bürgermeister.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 03172-2005/0003 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Robert Parzer ge-stellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Ge-schäftsgruppe Umwelt gerichtet: Wann wird die Deponie Rautenweg voraussichtlich stillgelegt?

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frage beschäftigt sich mit der Deponie Rautenweg. 

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Wie wir wissen, ist die Deponie Rautenweg unsere einzige Deponie für Masseabfälle. Hier werden die aufbereiteten Verbrennungsrückstände sowie gegebenenfalls auch Mischabfälle in den Zeiten, wo es eben Engpässe bei den Kapazitäten der Müllverbrennungsanlagen gibt, abgelagert. Das soll sich natürlich spätestens nach Inbetriebnahme der dritten Müllverbrennungsanlage im Jahr 2008 ändern, wie es auch in der Deponieverordnung vorgesehen ist. 

Aus meiner Sicht erfüllt diese Deponie schon eine sehr wichtige Funktion, weil sie einfach die Entsorgungssicherheit in der Stadt Wien und die Autarkie - das heißt, dass wir unseren Müll sozusagen selbst verbrennen, was auch immer, und dann ablagern können - sicherstellt. Ich glaube, dass das schon eine sehr zentrale Sache ist, und ich bin auch der Meinung, dass wir diese Deponie so lange nutzen sollen, wie es eben möglich ist. Wie gesagt, nach In-Kraft-Treten der Deponieverordnung mit Ende 2008 sollen ja nur noch inerte Materialien deponiert wer-den, dass heißt solche, die vorbehandelt werden, in un-serem Fall durch Verbrennung. Das Restvolumen der Deponie ist derzeit ungefähr 3,3 Millionen EUR, und der ... - ich weiß nicht, es ist einfach noch ein bisschen zu früh am Morgen, entschuldigen Sie! -: 3,3 Millionen Kubikmeter, wollte ich sagen, und der Einbringungszeitraum ist bis 31. Oktober 2022. Bis dahin ist es maximal bewilligt worden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. 1. Zusatzfrage: Herr Kollege Parzer, bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Frau Stadträtin, für die erste Beantwortung. Ich weiß, es ist noch früh am Morgen, aber auch der Morgen vergeht. 

Die erste Frage an Sie ist natürlich dann schon weit in den Zukunftsraum gestellt, wenn Sie sagen: 2022, wie es im Deponiegesetz drinnen gestanden ist. Ich frage Sie aber trotzdem, weil es nicht so von der Hand zu weisen ist: Welche Auswirkungen hat eigentlich die Aufstockung, die wir jetzt haben, auf die nach der Stilllegung der Deponie vorgeschriebene Renaturierung der Deponie?

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meiner Meinung nach gar keine, aber wir nutzen jetzt einfach diese neue Technologie, dass wir diesen so genannten Schlackenbeton her-stellen können und die Deponie sozusagen - ich sage das jetzt einmal laienhaft - zusammensinkt, wie das ja auch in Ihrem Garten wäre – um einen ganz laienhaften Vergleich zu ziehen -: Wenn Sie einen Komposthaufen machen, sinkt dieser ja auch zusammen. Einen ähnlichen Effekt haben wir bei der Deponie - natürlich wesentlich komplizierter. Diesen Fakt haben wir jetzt ausge-nutzt, und durch diesen Schlackenbeton haben wir auch die Möglichkeit, die Aufsteilung sozusagen ein bisschen zu ändern und deshalb auch einfach die Deponie besser auszunutzen, was, glaube ich, sehr sinnvoll ist. 

Ich möchte nur eines auch ein bisschen zur Debatte stellen: Ich höre ja aus Ihrer Frage heraus, dass Sie eher bestrebt sind, die Deponie früher zuzusperren. Man muss sich allerdings überlegen: Was tun wir dann mit un-serem Müll? - Auch bei der Verbrennung ist es ja so, dass wir rund ein Viertel des Volumens nach der Ver-brennung noch da haben. Wir machen derzeit diesen Schlackenbeton und diese Ziegel daraus, damit wir diese Rückstände auch möglichst gut binden können und das nicht irgendwie zum Beispiel vom Wind verweht werden kann. Also ich glaube, dass das eine ganz gute Technologie ist. 

Hier stellt sich natürlich auch die Frage nach Alternativen. Was sind da Ihre Vorschläge? Also was macht man dann? - Bis zum Jahr 2022 haben wir sozusagen noch Zeit, und wir müssen uns dann sowieso - beziehungsweise auch jetzt schon - Gedanken machen, wie es danach weitergehen wird. Aber bis dahin bin ich eigentlich sehr froh, dass wir die Entsorgungssicherheit für Wien gewährleistet haben. 

Darüber hinaus bemüht sich die MA 48, glaube ich, wirklich sehr, sehr intensiv dort mit den Anrainern, um mit den Anrainern ein gutes Verhältnis zu haben, sie auch immer zu informieren, sie einzubeziehen. Auch der Deponieleiter, Herr Stricker, ist da wirklich sehr bemüht, und ich habe auch den Eindruck, dass das recht gut funktioniert.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Reinberger.

GRin Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Stadträtin! Sie haben schon ausgeführt, dass es dadurch, dass unbehandelter Abfall nicht mehr deponiert werden darf und Wien auf die Verbrennung setzt, zu einer deutlichen Reduktion der restzudeponierenden Menge kommt. 

Wie hoch etwa - Sie haben gesagt, der Verbrennungsrückstand ist etwa ein Viertel der Abfallmenge, die verbrannt wird - werden daher dann, wenn ausschließlich verbrannt wird, die Deponiemengen sein?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Das kann ich Ihnen jetzt ad hoc nicht sagen, ich kann es gerne nachreichen. Ich weiß, dass es eine Reduktion um ungefähr 75 Prozent ist. Im letzten Jahr haben wir dort 200 000 Tonnen deponiert, und zwar inklusive der Verbrennungsrückstände aus der Müllverbrennung, da war aber auch noch ein Teil an Mischabfällen dabei. Wie Sie ja wissen, sind die derzeitigen Kapazitäten der Ver-brennung nicht ganz ausreichend, sodass wir gezwungen sind, manchmal noch Mischabfälle beziehungsweise die Schwerfraktion daraus zu deponieren. 

Das tun wir nicht gerne, daher bemühen wir uns, auch jetzt in der Übergangsphase sozusagen noch Ausweichmöglichkeiten zu finden. Das ist die Zahl vom letzten Jahr, die wird sich dann natürlich noch weiter reduzieren. Aber Genaues kann ich Ihnen gerne nachreichen. Dabei kann das natürlich nur eine ungefähr Prognose sein, weil es dann logischerweise auch auf die Entwicklung der Abfallmengen ankommt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage: Herr GR Blind, bitte.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat!

Die SPÖ-Bezirksvorsteherin von Donaustadt hat in der Bezirksvertretungssitzung vom 23. Juni 2005 im Zu-sammenhang mit einer FPÖ-Resolution von bloßen Auf-steilungen auf der Deponie Rautenweg gesprochen und in Abrede gestellt, dass das Deponievolumen erhöht wird. Daher meine Frage: Stimmen Sie damit überein, oder werden in den nächsten Jahren an die 450 000 Ku-bikmeter Müll auf die Deponie Rautenweg geführt?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Na ja, das kann man von zwei Seiten betrachten. Wie ich vorhin schon zu erklären versucht habe, gibt es auch in der Deponie diesen Effekt, dass es sozusagen ein Zusammensinken gibt. Das heißt, natürlich können wir mehr Müll dort ablagern, das stimmt schon. Andererseits wird das Volumen dadurch nicht erhöht, weil quasi durch das Zusammensinken des Mülls einfach mehr Platz ist. Also man könnte sagen, sie haben beide Recht. Das ist meine diplomatische Antwort darauf. (GR Kurth-Bodo Blind: Ist ja ideal! - Bgm Dr Michael Häupl, in Richtung GR Kurth-Bodo Blind: Das lässt sich durch die Mathematik erhärten!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Reischl, bitte.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir alle wissen ja, dass bei Deponien wie am Rautenweg Gase entstehen. Daher meine konkrete Frage: Was bewirken Deponiegase in der Umwelt? Und konkret: Was geschieht mit dem Deponiegas am Rautenweg?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, Deponiegas ist auf jeden Fall ein Problem. Es ist nämlich Methan, und das ist eines der sehr klimarelevanten Gase, das wesentlich relevanter als CO2 ist, im negativen Sinn, nämlich für die Atmosphäre. Auf der Deponie Rautenweg haben wir das, glaube ich, wirklich sehr, sehr positiv gelöst. Das Deponiegas wird über 200 Gasbrunnen aus dem Deponiekörper abgesaugt, gelangt über Stichleitungen zu Gasmotoren, wird dort energetisch verwertet und wird in Form von Strom in das Netz von Wien Energie eingespeist.

Ich glaube, dass das wirklich eine sehr gute Lösung ist. Wir können jährlich ungefähr 9 600 Wiener Haushalte mit dem Strom aus dem dortigen Deponiegas versorgen. Ich glaube, dass das auch eine sehr ökologische Variante und vor allem eine sinnvolle Variante ist. So wie wir den Abfall dazu nutzen, Fernwärme zu erzeugen, wird auch das Deponiegas verwertet. Das ist natürlich auch aus der Klimaschutzperspektive sehr positiv, weil es durch die Absaugung nicht entweichen kann.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Letzte Zusatzfrage: Herr Kollege Parzer, bitte.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Frau Stadträtin!

Wenn das bis 2022 der Fall sein soll, ist das natürlich noch eine lange Zeit, es sind 17 Jahre. Ich möchte ja hoffen, dass sich die Gemeinde Wien Gedanken macht, irgendwo - ich weiß schon, das Florianiprinzip ist nicht das beste - einmal eine andere Mülldeponie zu finden, wenn man das Auslangen nicht mehr finden sollte.

Aber mich interessiert jetzt noch die eine Frage an Sie: Wie weit kann garantiert werden, dass die im Feststellungsverfahren für die Durchführung einer UVP-Prüfung angegebene, nur um 50 000 unter dem Schwellenwert liegende zusätzliche Deponiemenge nicht überschritten wird? Sie wissen ja, 500 000 wäre die Grenze gewesen, 450 000 waren im Feststellungsverfahren an-gesagt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das ist an sich sehr einfach zu beantworten. Wir haben auch den Bescheid nur für diese Menge bekommen, und alles, was darüber hin-ausgeht - da ist es wie immer im UVP-Gesetz -, fällt dann der Kumulierung anheim und würde eine UVP aus-lösen. Aber dann müsste man auch einen neuen Antrag stellen. Also das kann nie so sein, weil wir für jede zusätzliche Tonne, die dort abgelagert wird, natürlich eine Genehmigung brauchen, und das wird selbstverständlich auch sehr streng kontrolliert. 

Das heißt, wenn wir mit dieser Menge nicht auskommen und noch zusätzlichen Platz brauchen, muss neuerlich ein Bescheid erstellt werden. Das fällt dann unter die Kumulierung und würde meiner laienhaften juristischen Meinung nach selbstverständlich auch dort eine UVP auslösen - wenn der von Ihnen angegebene Grenzwert so stimmt, was ich jetzt ad hoc vom Rednerpult aus nicht überprüfen kann; aber ich vertraue Ihnen, Herr Kollege. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. - Damit ist die 4. Anfrage erledigt.

Die 5. Anfrage (FSP - 03169-2005/0001 - KBZ/GM) wurde von Herrn GR Günther Barnet gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Wie werden Sie als 'Hüter der Verträge' sicherstellen, dass der Bankenstand-ort Wien der BA-CA einschließlich aller Arbeitsplätze er-halten bleibt?
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich lasse meine Unterlagen beiseite, denn ich möchte ei-nen Versuch unternehmen, diese Diskussion doch wieder auf eine rationale Ebene zu führen. Ich werde versuchen, es auch ein bisschen zu begründen.

Zunächst die Beantwortung Ihrer Frage: Ich rufe in Erinnerung, dass der Bank-der-Regionen-Kontrakt zwischen der Bank Austria und der HVB abgeschlossen wurde. Der wesentliche Inhalt dieses Vertrages ist, dass die Selbstständigkeit der Bank Austria insbesondere im Hinblick auf die Ostgeschäfte für die Zukunft zu gewährleisten ist und dass die Bank Austria auch mit ihrem Namen und Titel entsprechend selbstständig erhalten bleibt. Selbstverständlich beinhaltet dieser Bank-der-Re-gionen-Vertrag keine Garantie der Arbeitsplätze, weil kein Mensch diese abgeben kann, und erst recht kein Politiker. Selbstverständlich kann kein Politiker die Garantie abgeben, dass in einem Unternehmen alle Arbeitsplätze erhalten werden. Wer das tut, sagt schlicht und ergreifend nicht die Wahrheit.

Daher kann ich Ihre Frage hier nur so beantworten, dass ich sagen kann: Jawohl, ich werde mich dafür einsetzen, dass der Bank-der-Regionen-Vertrag auch in Zu-kunft entsprechend erhalten wird, mit all den Möglichkeiten, die zur Verfügung stehen, und ebenso selbstverständlich kann ich keine Arbeitsplatzgarantie dafür abgeben. - Generell gesehen.

Aber darüber hinaus kann ich ja einmal mehr darauf hinweisen, dass es das Ergebnis einer sehr langen Diskussion gewesen ist, dass die AVZ in eine Stiftung umgewandelt wird, sodass, generell gesehen, die Struktur in eine Bankenstruktur umgewandelt wird und nicht mehr die einer Sparkasse ist, weil sie auch aufgrund ihrer in-ternationalen Aktivitäten diese andere Struktur brauchte. 

Es ist der politische Wunsch gewesen, wie man immer so schön gesagt hat - und ich zitiere hier Herrn VBgm außer Dienst Dr Görg in seiner Abschiedsrede, die er gehalten hat -, die Nabelschnur zwischen der Wie-ner Sozialdemokratie und der Bank Austria zu durchtren-nen. Gut, das ist sinnvollerweise auch gemacht worden - ich stehe bis heute absolut dazu -, mit einem Ergebnis, das nach langer Diskussion erzielt wurde. Daher ist das aber auch jetzt so! Für mich ist heute die Bank Austria genauso eine Bank wie jede andere. 

Man wird einmal zur Kenntnis nehmen müssen, auch in diesem Österreich, dass es keine roten und keine schwarzen Banken gibt, sondern nur gute und schlechte. Alles andere ist absurd, und wir werden in der ganzen Welt eigentlich in hohem Ausmaß dafür belächelt. Es kann schon sein, dass früher auch die Sozialdemokratie an diesen komischen Bildern mitgemacht hat; nein, sie hat auch mitgemacht. Aber sie hat sich rechtzeitig von diesen Bildern gelöst, weil sie einfach mit einer globalisierten Wirklichkeit im Gelddienstleistungsbereich nicht kompatibel sind. Das muss man in aller Offenheit auch sagen.

Daher sage ich hier als Zweites dazu: Wir reden heute nicht über irgendeinen Besitzstand der Sozialdemokratie, sondern wir reden über eine international vernetzte Bank. Ich bin zutiefst davon überzeugt - und dies ist auch ein kleiner Vorteil von dem Ganzen -, dass die Re-derei, die man hier in Österreich gelegentlich darüber hört, sich vielleicht noch die Bayerische Bank, die ja auch in einer bestimmten politischen Kultur groß geworden ist, gefallen lässt, aber mit Sicherheit keine italienische Bank. Das tut die mit Sicherheit nicht, und sie wird sich zu wehren wissen gegen das, was dazu an geschäftsschädigenden Bemerkungen gemacht wird. Das ist mit Sicherheit auch ein kleiner Vorteil.

Daher kann ich noch einmal darum bitten, Folgendes zur Kenntnis zu nehmen: Wir reden hier über eine große europäische Bank, die einen wesentlichen Standort in Wien hat. Wir reden hier über eine große europäische Bank, die sehr wesentlich zur Arbeitsplatzsituation in Österreich selbst beitragen wird und die natürlich auch eine ganz spezifische Rolle haben wird - wie vieles in der österreichischen Wirtschaft - im Hinblick auf die Entwicklung im Gelddienstleistungsbereich im Osten. 

Das muss man einmal zur Kenntnis nehmen, und da bitte ich wirklich alle, darüber auch ein bisschen nachzudenken. Es sind die Zeiten vorbei, in denen sich die Koalitionspartner auf Regierungsebene mit Wirtschaftsmanagern getroffen haben, um in einem gemeinsamen, von ihnen auch unterschriebenen Papier festzulegen, wie die Zukunft einer Bank ausschaut. Das ist vorbei, Gott sei Dank. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Dr  GÜNTHER.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Sie haben jetzt klar und deutlich gesagt: Ja, selbstverständlich werde ich mich dafür einsetzen, dass die Arbeitsplätze erhalten bleiben, kann aber keine Garantie dafür abgeben - na, auch selbstverständlich!

Ich habe nur eine Frage. Innerhalb der Generaldebatte hat der freiheitliche Klub folgenden Antrag gestellt: Der Bürgermeister möge sich dafür einsetzen, dass Wien im Rahmen des Unicredit-Konzerns die Zentrale für die Ost-geschäfte bleibt und dadurch die Arbeitsplätze am Standort Wien gesichert werden. - Genau das, was Sie jetzt positiv beantwortet haben. Aber genau das, was Sie jetzt positiv beantwortet haben, hat Ihr Klub bei der Abstimmung über diesen Antrag negativ beantwortet, er hat ihn nämlich abgelehnt. 

Jetzt frage ich mich: Gibt es Informationsunterschiede zwischen Ihrem Klub und dem Bürgermeister und auch Vorsitzendem der SPÖ, dass es notwendig ist, dass Ihr Klub das ablehnt? Wir wollten nicht mehr als die klare Antwort, die Sie jetzt gegeben haben. Warum lehnt dann Ihr Klub diesen Antrag ab?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Warum der sozialdemokratische Klub diesen Antrag abgelehnt hat, kann ich Ihnen leicht erzählen. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Es ist ja überhaupt keine Frage, wenn man diesen Grundsatz, den ich jetzt auch hier formuliert habe und den meine politischen Freunde kennen, akzeptiert, dann ist dazu jeder Gemeinderatsbeschluss, der den Bürgermeister in einer bestimmten Hinsicht an ein bestimmtes international organisiertes Unternehmen bindet, absurd. 

Ich kann Ihnen im gegenständlichen Fall dazu sagen, dass ich mich selbst einsetzen werde und all jene, die dazu auch rechtsbefugt sind, wie beispielsweise die AVZ oder andere, dass sie, falls es notwendig sein sollte, die-sen Bank-der-Regionen-Vertrag auch entsprechend ver-teidigen und schützen. Und ich sage es noch einmal, ei-ne Arbeitsplatzgarantie gebe ich nicht ab, habe ich nicht abgegeben und kann ich auch gar nicht abgeben. Darin stimmen wir ja auch überein. Ich verstehe es daher voll und ganz, dass hier die sozialdemokratischen Vertreter das abgelehnt haben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Dipl Ing  Margulies. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Das ist eine relativ einfache Zusatzfrage, insbesondere deshalb, weil Sie zuvor erwähnt haben, dass die Bank Austria eine Bank wie jede andere ist - wenngleich ich davon ausgehe, dass die Stadt Wien nicht jeder an-deren Bank eine Verpflichtungserklärung, eine Haftungserklärung über 31,5 Milliarden EUR geben würde. Das ist in etwa das Dreifache des gesamten Wiener Budgets.

Da aber die Bank Austria jetzt eine Bank wie jede an-dere ist, möchte ich Sie einfach Folgendes fragen: Wenn ich zu einer Bank gehe und sage, macht eine Haftungserklärung für mich, dann zahle ich dort ja eine gewisse Provision, je nachdem, wie hoch die Summe ist, ein bis-schen mehr oder ein bisschen weniger. Wie hoch ist die Summe der Erträge daraus, dass die Stadt Wien eine Haftungserklärung für die Bank Austria und die AVZ-Stiftung abgegeben hat, die nach dem Stand Ende 2004 in einer Größenordnung von 31,5 Milliarden EUR – 450 Milliarden ATS - liegt? Wie hoch sind die laufenden Erträge, die der Stadt Wien aus der eigentlich für eine ganz normale Bank abgegebenen Verpflichtung zugute kommen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Diese Frage kann eigentlich nicht Ihrem Wissensstand entsprechen, das halte ich für absurd. Sie wissen ganz genau, woraus die Haftung für die Stadt Wien entstanden ist und noch immer besteht. Es war die alte Ko-nstruktion der Zentralsparkasse, wobei die Stadt Wien ei-ne Haftung gegenüber der AVZ gehabt hat - und zwar ei-ne Insolvenzhaftung, um es genauer zu sagen -, die sich wesentlich unterscheidet von Haftungen, wie es sie zum Beispiel in Deutschland gibt, wo das Land Nordrhein-Westfalen ja Bankhaftungen gehabt hat, die bereits auf Verlustabdeckungen hingegangen sind. 

Bei uns hat es eine Insolvenzhaftung gegeben, und mit der Umwandlung der AVZ in eine Stiftung ist ganz klar, dass es nur mehr jene Haftungen gibt, die bis zu diesem Zeitpunkt der Umwandlung in eine Stiftung angefallen sind. Diese Verpflichtung ist eine abschmelzende, und zwar eine sehr rasch abschmelzende Verpflichtung, die sich bei der Umwandlung, bei dem Loslöseprozess der Bank Austria aus ihrer Vergangenheit entsprechend ergeben hat. 

Das hat einen gewissen Vorteil natürlich auch für uns, und der Lohn, wenn man so sagen kann, ist zweifelsohne der, dass wir dann die Konstruktion gefunden haben, dass es nicht in das Budget der Stadt Wien eingeht, sondern dass die normale Bedienung über die AVZ in den Wissenschafts- und Technologiefonds geht, der nach wie vor - entgegen anders lautenden öffentlichen Meldungen - selbstverständlich ordnungsgemäß dotiert wird und die Arbeit für den Wissenschafts- und Technologieförderungsfonds entsprechend ermöglicht; sehr er-folgreich, wie ich meinen würde. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber für das Budget ist es null!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Da ich übersehen habe, dass Kollege Barnet bereits nach der Beantwortung eine erste Zusatzfrage gehabt hätte, hat er jetzt das Recht, zwei Fragen hintereinander zu stellen.

Ich bitte um die erste Zusatzfrage.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herr Bürgermeister!

Wir brauchen jetzt nicht mehr Höflichkeiten auszutauschen, den "Guten Morgen"-Gruß haben wir erfolgreich absolviert.

Ich gebe Ihnen Recht, wenn es darum geht zu sagen, dass ein Verhältnis zwischen Politik und Banken nicht mehr bestehen sollte und dass die Politik die Arbeitsplätze nicht so garantieren kann. Das ist schon klar. 

Aber wenn man sich die Gestion der Bank Austria, die Sie angesprochen haben, im Vertrag der Regionen ansieht, hat die in zwei Jahren einen Überschuss von 4,6 Milliarden EUR erzielt und soll jetzt trotzdem zumindest in Österreich bis zu 700 und in Summe mit den im Osten Beschäftigten bis zu 3 000 Personen an Beschäftigten abbauen. Das ist natürlich schwer verständlich, dass ei-ne Bank, die 4,6 Milliarden EUR Überschuss in zwei Jahren erzielt und davon 263 Millionen in einem Jahr an die HVB abliefert, weitere Mitarbeiter - 700 in Österreich, überwiegend in Wien - abbauen soll. Es ist natürlich wirklich schwer nachvollziehbar, wenn man das bei Gewinnen macht. 

Ich frage Sie aber in diesem Zusammenhang etwas, weil ja Sie wieder den Bezug zur Politik hergestellt haben, indem Sie sich nicht nur in diesem Interview zum Hüter der Verträge gemacht haben, sondern auch gesagt haben: Wer diesen Vertrag nicht einhält, den klagen wir. Das ist ein Interview von Ihnen, wiedergegeben in der "Wiener Zeitung", die dafür bekannt ist, dass sie nichts schreibt, was nicht wirklich gesagt wurde oder sonst ir-gendwie der Wahrheit entspricht.

Mich würde einfach nur interessieren, auf welcher Rechtsgrundlage Sie diese Klage führen wollen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst zum Ersten, weil es ja eine vielschichtige Frage war: Es ist ganz interessant, dass Sie das jetzt am Beispiel der Bank Austria aufziehen. Ein internationaler Konzern, der Gewinne macht und die Gewinne ordnungsgemäß an den internationalen Mutterkonzern abführt, darf oder sollte keine Arbeitsplätze abbauen. Ich stimme Ihnen im Prinzip zu, aber ich habe diese Kritik immer ausschließlich bei der Bank Austria gehört, nie bei irgendeinem anderen Unternehmen, Siemens, Philips, Grundig und und und. Da habe ich es noch nie gehört. (GR Heinz Hufnagl: Erste Bank!) 

Die Erste Bank ist deswegen interessant, weil sie nicht in einen internationalen Konzern eingebunden ist und man daher immerhin sagen könnte, da bleiben die Gewinne bei ihnen selbst. Raiffeisen ist wieder ein geso-nderter Fall, weil es dort keine Kapitalisierung des eingesetzten Kapitals geben muss aufgrund der Genossenschaftskonstruktion, die es dabei gibt. 

Das sind also sehr vielschichtige Dinge, daher sollte man durchaus auch einmal im europäischen Rahmen diskutieren, wie es mit einem Paragraphen im Aktienrecht ausschaut - 70 oder 75, ich bin kein Jurist -, der über die volkswirtschaftliche Verantwortung eines Konzerns spricht und der natürlich in der öffentlichen Diskussion dazu immer liebend gerne vergessen wird. 

Über die "Wiener Zeitung" kein böses Wort, das ist ja gar keine Frage. Es ist selbstverständlich ein großartiges Blatt, das immer ganz genau das schreibt, was die österreichische Bundesregierung verkünden will. Es ist gar nichts dagegen zu sagen, ich schätze es ganz außerordentlich. Ich bin auch völlig davon überzeugt, dass - nein, lassen wir die Vergleiche, vergessen wir es. Polemisieren wir hier nicht dagegen, es ist sinnlos. 

Meine Formulierung war dieselbe wie jetzt, weil ich da sehr aufpasse: Dass ich es unterstützen werde, wenn Befugte die Einhaltung der Verträge klagen würden. Ich füge aber jetzt hinzu, dass ich zutiefst davon überzeugt bin, dass das alles gar nicht notwendig sein wird, weil zweifelsohne der neue Besitzer der HVB mit Sicherheit die HVB nicht wegen der HVB gekauft hat, sondern bei einfacher Betrachtung, bei ruhiger und nüchterner Betrachtung des Gesamtergebnisses des HVB-Konzerns entdeckt hat - oder es schon vorher gesehen hat, bevor er sich entschieden hat -, dass es im Rahmen dieses Konzerns sehr viel gibt, was man als taubes Gestein be-zeichnen könnte, aber der Rohdiamant drinnen sitzt.

Daher bin ich völlig überzeugt davon, wenn es sich dort mit Sicherheit um unpolitische Geschäftsleute handelt, dass sie hergehen werden und sagen, das ist ein toller Rohdiamant, den wollen wir entsprechend halten und nutzen, weil wir nicht der Feind unseres eigenen Geldes sind. Daher bin ich überzeugt davon, dass all die-se Diskussionen, die wir da führen, einschließlich meiner eigenen Beiträge aus der Vergangenheit, eigentlich ob-solet sind.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Jetzt die 4. Zusatzfrage, und bitte eine präzise Frage, danke. (Zwischenruf von GR Dr Wilfried Serles.) 

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Danke, Herr Bürgermeister, für das Stichwort Siemens. Ich wollte das dann in der Auflösungsdebatte des Gemeinderates sagen, aber Sie waren mir um einige Minuten voraus. 

Meine zweite Frage beschäftigt sich mit dem, was Kollege Margulies angesprochen hat. Im Jahr 2003 wurden durch Sie, ich muss annehmen, als Organ der Stadt Wien, denn wenn Sie es im WWTF nicht mehr sind, hat der Stadtsenat Sie nachzubesetzen; damit ist klar, dass Sie nicht als Privatperson Michi Häupl 5 000 ATS in die-sen WWTF eingelegt haben, sondern dass Sie das als Organ der Stadt Wien getan haben. In diesen WWTF sollen Mittel aus der AVZ geflossen sein, und es sollen vielleicht auch von woanders her Mittel geflossen sein, die dann tatsächlich ausgeschüttet werden. Können Sie mir sagen, wie viele Mittel seit Gründung aus der AVZ und aus der Stadt Wien gekommen sind und ausgeschüttet wurden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist zwar an sich keine zulässige Frage, aber ich beantworte sie Ihnen gerne. (GR Günther Barnet: Das sind aber gigantische Mittel!) Es ist überhaupt gar keine Frage, weil die AVZ ihren nicht einmal formalen Verpflichtungen, ihren vereinbarten Verpflichtungen - so ist es sicher richtig - zu jeder Zeit nachgekommen ist. Daher kann ich die Frage relativ ein-fach beantworten: Es sind im Schnitt ungefähr 7,5  Millio-nen EUR pro Jahr von der AVZ in den Wissenschafts- und Technologieförderungsfonds geflossen, und von der Stadt Wien null. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Bildung von Anfang an - eine gesellschaftliche Herausforderung im Interesse der Zukunft unserer Kinder!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Wutzlhofer, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich erinnere ihn an die Re-dezeit von 10 Minuten.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Ich möchte mit einem Thema beginnen, das sehr viel mit Kinderbetreuung und auch viel, viel mehr, als viele hier vielleicht glauben mögen, mit dem Thema Bildung zu tun hat. Das Thema ist Geschlechtergerechtigkeit. Po-litik für Geschlechtergerechtigkeit hat viele Seiten, sie geht von einem Kampf für gerechte Löhne übers Ausbildungssystem, über geschlechtersensible Pädagogik, über Antidiskriminierung, sie geht aber auch - und das ist aus meiner Sicht einer der zentralsten Punkte, wenn nicht überhaupt das Zentrale - um folgende Frage: Wie bringen wir mehr Männer dazu, sich für Kinder verantwortlich zu fühlen? Wie bringen wir Männer dazu, dass Zeit mit der Familie zu verbringen, sich für seine Kinder verantwortlich zu fühlen, zu Hause zu sein genauso zum Männlichkeitsbild gehört wie vielleicht, einen Job zu ha-ben, erfolgreich zu sein, Freunde zu haben, was auch immer? 

Erst dann, wenn Kindererziehung - im Einzelfall wie gesamtgesellschaftlich - genauso Sache der Männer ist wie Sache der Frauen, Sache der Väter ist wie Sache der Mütter, kann man wirklich von einer Arbeit für gerechte Chancen für Frauen und Männer sprechen. Dazu gibt es unterschiedliche politische Voraussetzungen, für die wir kämpfen können. Aus meiner Sicht wäre das zum Beispiel ein Vatermonat, aus meiner Sicht wäre das zum Beispiel ein einkommensabhängiges Karenzgeld, oder zumindest im jetzigen System eine Flexibilisierung und eine Ausweitung der Zuverdienstgrenzen. Aus meiner Sicht wären das zum Beispiel Anreize für eine bessere Aufteilung der Berufsauszeiten. Aus meiner Sicht - und das ist der allerwichtigste Schritt - ist es vor allem für alle Eltern eine gute und bedarfsgerechte Kinderbetreuung. (Beifall bei der SPÖ.)

Bedarfsgerecht - was ist das? Laut einer AK-Studie von vor wenigen Monaten gibt es ein paar Kriterien, die sehr gut nachvollziehbar sind. Diese Kriterien sind: Die Kinderbetreuungseinrichtung muss mindestens 40 Stun-den in der Woche offen haben, es muss eine durchschnittliche Öffnungsdauer von 8 Stunden am Tag geben, sie muss an vier Tagen bis 17 Uhr und an einem bis 13 Uhr geöffnet sein, und es muss Mittagessen geben. Kurz: In allen städtischen Kindergärten werden alle diese Kriterien erfüllt! Wenn man die privaten Träger dazugibt, dass es noch einmal zirka genauso viele sind, dann kom-men wir auf einen Wert von über 80 Prozent. 

Es gibt auch genug Plätze, nicht einfach nur sozusagen die Hälfte von irgendetwas, es sind 74 000 Plätze in ganz Wien und damit mit Abstand die meisten in ganz Österreich. Es gibt eine Vollversorgung von Drei- bis Sechsjährigen, und wir kommen bei den Eineinhalb- bis Dreijährigen auf über 50 Prozent. Bei der Nachmittagsbetreuung der Sechs- bis Zehnjährigen ist es so, dass alle Kinder einen Platz bekommen, deren Eltern sich das wünschen. 

Es gibt - das Stichwort kommt immer wieder von Ihnen - im Übrigen eine soziale Staffelung. Also alles, was an Kritik über zu teure Preise kommt, betrifft 25 Prozent der Eltern. Ein Drittel zahlt gar nichts, und die mehr als 40 Prozent dazwischen zahlen einen ermäßigten Tarif, der sich in 28 Stufen aufteilt, von 0 bis zum Vollpreis.

Kein einziges Bundesland kommt auch nur annähernd an Wien heran! Wir haben die meisten Ausgaben, wir haben die meisten Plätze, und zwar nicht nur absolut, sondern pro Kopf, wir haben die besten Öffnungszeiten, und wir haben drei Viertel aller Krippenplätze in ganz Österreich. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist natürlich immer spannend, sich einen Vergleich anzuschauen. Der Vergleich macht Sie sicher! Schauen wir uns in den anderen Bundesländern einmal um. Keine Überraschung: Besonders schlimm schaut es in den ÖVP-regierten Bundesländern aus. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das habe ich mir gedacht!) Im Westen Österreichs ist die Betreuung von unter Dreijährigen überhaupt absolut unüblich, das gibt es nicht. In Tirol sperren 80  Prozent der Kindergärten spätestens um 15 Uhr zu, in Vorarlberg sind es 60 Prozent. Übrigens, wenn - wie in Vorarlberg - überhaupt nur ein Zehntel aller Kindergärten, von denen es ohnehin nicht genug gibt, ganztags of-fen haben und Mittagessen anbieten, dann ist es ein wahrer Hohn, von einer Vereinbarkeit von Beruf und Fa-milie zu sprechen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Ja, das ist wahr!)

Ich habe noch die Worte von Ihren Fraktionen bei der Einführung des Kindergeldes im Ohr - übrigens, Behaltefrist zwei Jahre -, als Sie davon gesprochen haben, dass das Tolle an der ganzen Sache die Wahlfreiheit ist, ob man zu Haus bleibt oder in eine Kinderbetreuungseinrichtung geht. Das ist ja die größte Verarschung, die man Bürgerinnen und Bürgern unseres Staates überhaupt an-tun kann! (Beifall bei der SPÖ. - GR Ing Gunther WOLFRAM: Das ist ein Ordnungsruf! - GR Dr Wolfgang Aigner: Ordnungsruf!)

Man schaut sich das in den Bundesländern an, der Beleg ist erbracht: Es liegt Ihnen nichts an einer ausreichenden Anzahl von Kinderbetreuungsplätzen. (GR Godwin Schuster: Versteht ihr eure...?) Eine der ersten Handlungen, bitte, eine der ersten Handlungen der Bundesregierung war, die Bundesförderung für Kinderbe-treuungsplätze abzuschaffen. Vom Bund gibt es kein Geld mit der Argumentation, dass die Länder zuständig sind, wir haben es gestern gehört. Die Länder tun aber nichts, und jetzt - was ich das Allerskurrilste finde – nim-mt sich die ÖVP-Wien dieses Themas an, hat das Thema Kindergärten entdeckt und stilisiert die Situation in den Bundesländern zum Wunschbild hoch. Das sagt ein um zehn oder -zig Jahre verjüngter "Gio" Hahn auf den Plakaten zum Thema: "Dornbirn - das will ich auch." 

Schauen wir uns die Situation in Vorarlberg an. Ich habe es schon einmal gesagt, 60 Prozent der Kindergärten sperren um 15 Uhr zu, ein Zehntel hat ganztags offen und bietet Mittagessen an. Es gibt überhaupt keine Kinderkrippen, und insgesamt gibt es überhaupt nur einen Bruchteil der Wiener Kindergärten. Und dazu sagt die ÖVP-Wien: Das will ich auch! (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Die Welt hat sich verändert. Familienleben ist wunderschön, aber es geht nur dann, wenn sich beide darum kümmern, wenn alle füreinander da sind, aber auch, wenn beide ihr Leben leben, wenn alle inklusive Kinder ihr Leben leben können. Dafür ist ein flächendeckendes Kinderbetreuungssystem notwendig, das mit der Berufstätigkeit vereinbar ist. 

Warum ich das Ganze über eine flächendeckende Versorgung mit Kindergärten und eine Versorgung, die qualitativ hochwertig ist, sage, hat nicht nur mit Vereinbarkeit zu tun, sondern auch damit, dass Kindergärten die wichtigsten, oder sagen wir, ohne wen zu vergrämen, eine der wichtigsten Bildungseinrichtungen überhaupt sind. Denn Bildung beginnt bei der Geburt des Kindes - oder beginnt sogar vorher -, Bildung beginnt damit, dass Wärme vermittelt wird, Geborgenheit, willkommen heißen. Es bedeutet Förderung, ernst nehmen, es bedeutet Türen öffnen und die Welt erschließen. 

Da spielen Kindergärten eine sehr wesentliche Rolle. Sie spielen eine Rolle beim Erlernen von Basiskompetenzen, sie spielen eine Rolle beim Erlernen von sozialen Fähigkeiten, kommunikativen Fähigkeiten, der Körperwahrnehmung, Sinneseindrücke verarbeiten. Kindergärten vermitteln Kreativität und Forscherinnen- und Forschergeist. Das ist das, was Wiener Kindergärten jetzt schon bieten, das ist das, was zu einem Gutteil im Kindertagesheimgesetz auch schon festgeschrieben ist. Die Kindergärten arbeiten hoch professionell mit gut ausgebildetem Personal auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse, einer permanenten Evaluation im Qualitätszirkel. 

Wir gehen jetzt einen weiteren Schritt in die Professionalisierung durch die Erstellung eines Bildungsplanes, der in einem Jahr von internationalen Expertinnen und Experten, Psychologinnen und Psychologen, Integrationsexperten, PädagogInnen erstellt wird und damit einen weiteren Schritt in Richtung Professionalisierung, Transparenz und Qualitätssicherung gehen kann.

Das ist übrigens nicht das - wie Herr Kollege RUDOLPH gestern gesagt hat -, was Frau Prof Rollett seit 20 Jahren sagt - ich möchte gar nicht darauf hinweisen, was Frau Prof Rollett sonst immer nur so sagt -, sondern das ist etwas, was in den letzten Jahren international in der Bildungsdebatte zeigt, dass es Bildungspolitik absolut erleichtert und verbessert. Das ist etwas, was Schottland gemacht hat, Neuseeland gemacht hat, Schweden gemacht hat, Finnland gemacht hat, wovon wir lernen wollen, worin wir als Wienerinnen und Wiener auch eine Pionierarbeit für Österreich leisten wollen. Denn gerade die PISA-Studie hat gezeigt, es geht verstärkt um die Nahtstelle zwischen Kindergärten und Schulen. Es geht darum, diese Nahtstelle enger zu machen, es geht darum, diese Übergänge klarer zu machen. Dazu möchten wir mit dem Bildungsplan einen we-sentlichen Beitrag leisten. 

Der Startschuss dazu erfolgte am 21. Juni in einer großen Bildungskonferenz hier im Festsaal dieses Hauses. Es waren hunderte Pädagoginnen und Pädagogen da, es waren internationale Expertinnen und Experten da, großartige Vorträge, man konnte da sehr viel lernen. Es waren leider sehr wenige Politikerinnen und Politiker da, was schade ist. Denn ich bin der Meinung, Bildungspolitik hat sehr wesentlich damit zu tun, dass man selber lernen kann, dass man lernen kann von Besseren, dass man lernen kann von anderen Beispielen. Bildungspolitik hat auch damit zu tun, dass man sich die Bedürfnisse der Kinder wirklich anschaut und sie dort abholt, wo sie sind. 

Hätten wir diesen Geist in der Bundesregierung, dann wären wir schon viel weiter. Dann würden nicht über Stellenabbau diskutieren, dann würden wir nicht über Selektion diskutieren, dann würden wir nicht über Mängel im Hochschulsystem diskutieren. Dann wären wir viel weiter und hätten bessere PISA-Ergebnisse. 

Ich appelliere an Sie: Nützen Sie, wenn Ihnen das Thema Kinderbetreuung wirklich etwas wert ist, Ihren Einfluss in der Bundesregierung und hören Sie auf, auf dem Rücken der Wiener Kinder eine billige Polemik zu betreiben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit 5 Minuten be-trägt. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Jürgen, du weißt, ich schätze dich sehr. Aber vom Titel dieser Aktuellen Stunde, "Bildung von Anfang an – ei-ne gesellschaftliche Herausforderung im Interesse der Zukunft unserer Kinder!", hätte der erste Teil eigentlich lauten müssen: "Wie super ist in Wien der Kindergarten und was die ÖVP?", weil das irgendwie der Hauptteil die-ser Rede war. (Beifall der GRe Dr Wolfgang Aigner und Günther Barnet.)
Das hier nur auf das Interesse der Zukunft unserer Kinder zu verkürzen, finde ich schade, denn es ist wohl im Interesse von uns allen, dass Bildung diesen Stellenwert hat, den wir alle ihr auch gerne einräumen würden. Immer, wenn Kinder im Titel einer Aktuellen Stunde vor-kommen, ist das lieb und nett, aber eigentlich sollte es nicht dabei bleiben, dass die Bildung nur im Interesse der Zukunft unserer Kinder ist, sondern von uns allen.

Zur Bildung: Wir haben 2004 ein Kindertagesheimgesetz beschlossen, worin der Bildungsauftrag endlich auf-genommen wurde, was wir begrüßt haben, wobei wir auch mitgestimmt haben und was schon eine langjährige Forderung des Berufsverbands der Kindergarten- und HortpädagogInnen, aber auch von uns GRÜNEN war. Dort wurden Richtziele verankert, wie eben die Förderung der Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit des Kindes oder die Integration von Kindern aus unterschiedlichen kulturellen und sozialen Herkünften. Nur, das war es dann auch schon, mehr ist da nicht dringestanden. 

Jetzt ist man grandios draufgekommen - und der Jürgen hat es ausgeführt -, schon seit Jahren gibt es eine bildungspolitische Debatte, und jetzt kommt Wien drauf, dass wir auch in Wien eine Debatte über den Bildungsplan in den Kindergärten führen könnten. Es hat einen Antrag hier im Gemeinderat gegeben, den wir mit unterstützt haben, dass endlich auch in Wien ein Bildungsplan für den Kindergarten erarbeitet wird. 

Es stimmt, die Enquete war gut besucht. Auch ich war dort, die Vorträge waren interessant. Aber dort wurde ein Ablaufplan vorgeschlagen, der mich doch sehr verwundert hat. Es ist dort nämlich erklärt worden, dass der Bildungsplan bis Ende 2005 fertig ist, dann wird er mit ExpertInnen diskutiert, und dann bekommt ihn VBgmin Grete Laska - kein Wort davon, ob wir hier als Opposition irgendwie eingebunden werden, wo es die politische Debatte über das, was in diesem Bildungsplan drinsteht, geben wird und wann es zur Beschlussfassung kommt. Ich befürchte, die Arbeitsgruppen erarbeiten et-was und dann bleibt es liegen, weil da vielleicht Dinge drinstehen, die mit der jetzigen Situation im Kindergarten einfach nicht zusammenpassen.

Wie schaut es denn im Kindergarten aus? 25 Kinder in der Gruppe, nur eine Pädagogin, zu kleine Räume, keine Bewegungsräume - all das, was wir seit Jahren kritisieren und was auch die PädagogInnen kritisieren. Dort sollen jetzt auch noch Bildungspläne hineingepfercht werden. Das finden wir gut und richtig, aber wie das gehen soll, darauf wird es wahrscheinlich keine Ant-wort geben, und ich fürchte, der Bildungsplan wird in ir-gendeiner Schublade verschimmeln.

Wir haben das Problem, das ja auch die PädagogInnen, das auch Prof Fthenakis auf dieser Enquete ausdrücklich ausgeführt hat, dass die PädagogInnen eine andere Ausbildung brauchen, wenn wir wirklich dazu kommen wollen, dass im Kindergarten das, was dort ge-macht wird, das spielerische Lernen der Kinder, von den PädagogInnen auch so gelehrt und weitergegeben werden kann. Da braucht es eine Änderung der Ausbildung der PädagogInnen, aber auch Zeit für Aus- und Weiterbildung der jetzigen PädagogInnen. Denn auch das ist im Moment ziemlich unmöglich für die PädagogInnen, sich irgendwie noch weiterzubilden. Dass danach Bedarf be-steht, haben wir daran gesehen, dass die Enquete sehr, sehr gut besucht war und dort das Interesse sehr groß war. Aber da passiert einfach nichts, die Stadt Wien weigert sich, auch nur anzudenken, wie da - was ich auch schon in der Rechnungsabschlussdebatte eingebracht habe - die HelferInnen eingebunden werden können und wie die Aus- und Weiterbildung der PädagogInnen funktionieren kann.

Für uns ist der Kindergarten eine ganz kleine Bildungseinrichtung, das haben wir auch immer gesagt. Es ist schön, dass die SPÖ jetzt auch draufkommt und es jetzt anscheinend vorwärts treibt. Aber es stellt sich schon die Frage: Wenn der Kindergarten eine Bildungseinrichtung wie die Schule ist - wir wollen ihn nicht verschulen, wir wollen kein Kurssystem, wir wollen keine Prüfungen, nur ja nicht! -, wieso zahlt man für die Schule nichts, für den Kindergarten schon? Ist er nun eine Bildungseinrichtung, ja oder nein? Und muss man für Bildungseinrichtungen bezahlen, ja oder nein? 

Wir sagen, es ist nicht einzusehen, dass für Bildungseinrichtungen Beiträge gezahlt werden müssen, genauso wie wir nicht wollen, dass es Schulgeld gibt, ge-nauso wie wir nicht wollen, dass es Studiengebühren gibt. Aber warum muss man dann für den Kindergarten Beiträge zahlen, obwohl wir doch davon ausgehen, dass jedes Kind ein Recht auf einen Kindergartenplatz hat? Es ist das Recht des Kindes und nicht das Recht der Eltern, einen Kindergartenplatz zu haben, um somit jedem Kind die Möglichkeit zu geben, seinen Entwicklungsbedürfnissen nachzukommen, und ihm seine Zeit, die es für das Lernen braucht, auch zu geben. Die Antwort auf diese Frage ist die SPÖ schuldig geblieben. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Frage "Bildung von Anfang an" ist zweifelsohne ein Thema, das - und das ist das Spannende an der Sache -, seitdem Nationalratsabgeordnete Dr Gertrude Brinek von der ÖVP dazu im Dezember eine große Pressekonferenz gegeben hat, auch von der SPÖ-Wien als Thema erkannt worden ist. Es ist natürlich richtig, vom Kindergarten letztlich - das war der Ausdruck - als einem Bildungsgarten zu sprechen und hier zu schauen, wie weit man, über die Betreuungsfrage hinausgehend, auch pädagogische, bildungspolitische Anliegen formulieren muss. 

Aber wie sieht es in Wien tatsächlich aus, überhaupt mit Fragen der Innovation und der Schulreform? Ich denke an die vorzeitige Schuleinschreibung, ein Thema, das wir voriges Jahr im Herbst erstmals aufgebracht ha-ben. Die SPÖ hat das sowohl im Kollegium als auch hier immer abgelehnt, und zwar mit fadenscheinigsten Erklärungen. Da hat man uns erklärt, man kann ein Jahr vorher nicht die Schulreife feststellen. Das ist richtig, es geht ja auch nicht darum, mit fünf Jahren die Schulreife festzustellen. 

Aber es dürfte sich hoffentlich auch bis zur SPÖ herumgesprochen haben, dass es eine Entwicklungspsychologie gibt, die gemäß dem Alter entsprechende Entwicklungen sehr genau feststellen kann und Defizite, falls solche vorhanden sind, durch Fördermaßnahmen bis zum Schuleintritt hervorragend kompensieren kann. Das zeigen uns sämtliche ausländische Beispiele. Die SPÖ sagt bis heute Nein. Aber die Bundesregierung hat gestern im Unterrichtsausschuss einen Beschluss gefasst, dass diese Maßnahme nun österreichweit empfohlen wird und kommen soll. Damit darf die SPÖ sozusagen im Nachziehverfahren auch das noch tun, was wir schon voriges Jahr vorgeschlagen haben.

Das letzte Kindergartenjahr gratis, das passt in diesem Zusammenhang gut dazu. Warum das letzte Kinder-gartenjahr? Weil es als vorschulische Maßnahme eine Einrichtung sein kann, um für jene Defizite, die hier festgestellt werden - durchaus auch Sprachdefizite, also für jene Kinder, die eben nicht Deutsch können -, ein Jahr lang die Vorbereitung sicherzustellen, dass dann beim Schuleintritt die Sprache so weit beherrscht wird, dass der Unterricht auch mitgestaltet werden kann. (Beifall bei der ÖVP.)
All diese Forderungen haben Sie in den letzten Monaten - wir haben das zum ersten Mal bereits im Juni 2001 hier in diesem Haus zur Diskussion gestellt - immer kategorisch abgelehnt. Jetzt diskutieren Sie es ja zumindest. 

Ganztägiges Schulangebot: Seit 1995 im Gesetz ver-ankert, ein zugeordneter Bereich der Länder. Das kön-nen die Länder festlegen - beziehungsweise die Gemeinde, im Zusammenwirken ist das ja bei Wien ein und das-selbe -, feststellen und festhalten, wo und an welcher Schule auf Wunsch der Eltern eine ganztägige Betreuung vorgenommen werden soll. Von 448 Stand-orten hat Wien gerade einmal 134 anzubieten, die ganz-tägig geführt werden. Also auch hier gibt es einen Auf-holbedarf ohne Ende, weil es ja auch ein Leben nach dem fünften beziehungsweise sechsten Geburtstag gibt und die Frage der Familienverträglichkeit beim Sechsjährigen ein mindestens genauso großes Problem darstellt. 

Lassen sie mich aber noch zwei Punkte erwähnen, wenn wir schon über die Bildungspolitik diskutieren.

Mehr Lehrer für die Pflichtschule: Die eigenartigste Posse, die hier die SPÖ seit einem Jahr liefert, ist ja wohl die Frage des Dienststellenplans für die Pflichtschullehrer. Da werden regelmäßig beim Dienststellenplan im Kollegium des Stadtschulrats mit SPÖ-Mehrheit zirka 700 oder 800 Lehrer mehr gefordert, und zwar mit Auftrag an die Landesregierung. Hier in diesem Haus wird dann ein Antrag, den wir zum ganz gleichen Thema ein-bringen, von der gleichen SPÖ aber abgelehnt. Ich bin gespannt, Herr Kollege Vettermann, ob es eine Antwort auf diese nicht nachvollziehbare Handlungsweise gibt. Aber Sie werden schon wissen, was Sie hier tun. 

Meine Damen und Herren! In der Summe und zusammenfassend gesehen, darf man sagen, die SPÖ ver-schläft in Wien eine moderne Schulentwicklung. Offenbar ist der Stadtschulrat zu sehr mit einem pathologischen Reflex gegenüber dem Bund und mit pseudoideologischen Grabenkämpfen gegenüber dem Bund beschäftigt und hat daher keine Zeit. Seit Matzenauer hat es wirklich keine neuen Innovationen mehr in diesem Wien gegeben, und das ist schade für diese Stadt, schade für diese Kinder! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Wutzlhofer, auf Ihre Diktion möchte ich hier nicht näher eingehen. Das ist eine Angelegenheit des Vorsitzenden oder vielleicht auch Ihrer eigenen Fraktion. 

Zum Thema selber, "Bildung von Anfang an": Ein wir-klich gutes Thema am vorletzten Schultag, ein gutes Thema, ehe Kindergärten in die Sommerpause gehen, aber vielleicht ein wirklich guter Zeitpunkt, um Eltern, Lehrerinnen und Lehrern, Schülerinnen und Schülern zu gratulieren zu den Leistungen, die sie in den vergangenen 10 Monaten gemeinsam erbracht haben! Und vielleicht auch ein ganz guter Zeitpunkt, wenn man andere aktuelle Berichte hernimmt, um sich mit einer Thematik auseinander zu setzen, die gerade am Schuljahresende von Interesse ist.

Die Erfüllung beziehungsweise Nichterfüllung von Leistungszielen in der Schule ist am Jahresende zweifelsohne immer von größerem Interesse als während des Schuljahres und zu Beginn des Schuljahres. Ich meine, es ist auch ein guter Zeitpunkt, um nach den jahrzehntelangen, wirklich jahrzehntelangen gegenseitigen Blockaden von Rot und Schwarz in der Bildungspolitik, da in Zukunft doch wesentliche Bereiche in der Zweidrittelmaterie einfachgesetzlich geregelt werden können, auch wirklich machbare Alternativen zum Wiederholen von Schulstufen zu entwickeln. Einfach zu sagen, wir schaffen das Wiederholen von Schulstufen ab und das war's, das kann wohl nicht des Rätsels Lösung sein. Aber ich bin durchaus der Meinung, dass man auch das Perpetuieren dessen, was man in diesem Bereich bislang produziert hat, einmal kritisch hinterfragen soll. 

Bleiben wir jedoch beim Thema der Aktuellen Stunde. Es ist hier von meinen beiden Oppositionsvorrednern schon sehr viel über ihre wahren Motive gesagt worden: In Wien ist alles super, nein, es ist nicht super, es ist "superst", es ist eigentlich überhaupt am "supersten", und es kann ja gar nichts anderes geben, was ebenso super wäre wie in Wien. Es ist ja absurd, es ist wahrlich absurd, Herr Kollege Wutzlhofer, was Sie hier von sich geben! Und es ist wirklich nicht das Bemühen, hier nachzuziehen. 

Wenn Ihnen Frau Prof Rollett nicht gefällt - möglicherweise aus ideologischen Gründen -, dann gebe ich Ihnen den Tipp: Gehen Sie zu Herrn Prof Gruber am Institut für Erziehungswissenschaften und Pädagogik und fragen Sie ihn einmal, was er beispielsweise von der École Maternelle hält, also von dem französischen Pendant zu dem, was Sie uns jetzt präsentieren. Ich sage Ihnen eines: Was da beispielsweise in Frankreich geboten wird, das möchte ich für die Kinder in Wien, nein, nicht nur in Wien, sondern in Österreich wahrlich nicht haben!

Wenn wir von Schulungen im Vorschulalter sprechen, dann: Ja, wenn es darum geht, einen vernünftigen Übergang aus dem Vorschulalter, aus dem Kindergartenalter hinüber in die Schulen zu finden und diesen Übergang möglichst sinnvoll zu gestalten. Aber was ich nicht möchte, ist, dass hier ein Modell auf die Beine gestellt wird, wodurch man den Kindern die Möglichkeit nimmt, Kinder zu sein. Die Zeit der Kindheit geht so rasch vorüber - lasst die Kinder ihre Kindheit auch wirklich genießen!

Nun komme ich zu etwas, was Frau StRin Wehsely heute - wahrscheinlich durchaus simplifizierend und pla-kativ - gesagt hat: Dass man davon wegkommt, dass in den Kindergärten die Buben in die Bastelecke und die Mädchen in die Puppenecke geschickt werden. Ich glaube, dass die Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen in Wien schon lange davon entfernt sind, Kinder einfach so irgendwohin zu schicken. Mir ist nur wichtig, dass man den Kindern die Möglichkeit bietet, sich da wie dort zu bewegen, und dass Kinder die Möglichkeit haben, beides kennenzulernen, aber dass man ihnen nicht aufoktroyiert, wofür sie sich schlussendlich zu entscheiden haben, weder in die eine noch in die andere Richtung.

Meine Damen und Herren! Es ist hier schon viel gesagt worden über die hausinterne Problematik, die die Stadt Wien hat, etwa die zu großen Betreuungsgruppen, die zu geringe Zahl von Betreuerinnen, das Problem - das es in anderen Dienstleistungsbereichen auch gibt - der instabilen Betreuungsverhältnisse, der Springerinnen und Springer, weil man eben versucht, auch ökonomisch zu maximieren, und vielleicht nicht immer nur das Wohl der Kinder im Auge hat. Also ganz so "superst", Herr Kollege Wutzlhofer, ist es wahrlich nicht - und ich formuliere das bewusst grammatikalisch falsch!

Eines vielleicht noch zum Abschluss: Die Forderung nach einem kostenlosen Kindergartenjahr wurde hier von der Wiener FPÖ die gesamte Legislaturperiode hindurch vertreten. Sie sind diesem Wunsch nicht nachgekommen. Vielleicht nehmen Sie sich jetzt einmal dieses Themas primär an, bevor Sie hier beginnen, mit Kindern Experimente machen zu wollen, die mir, wenn sie in so-zialistischer Hand sind, wahrlich gesellschaftspolitisch gefährlich und bedenklich erscheinen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Frau GRin Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrte Damen und Herren! 

"Bildung von Anfang an - eine gesellschaftliche Herausforderung": Für mich wäre es eine bildungspolitische Herausforderung gewesen, einmal den Titel so zu wählen, dass ihn auch jeder versteht. Denn Sie hätten vielleicht schreiben sollen: "Geschlechtergerechtigkeit, Wahlfreiheit und ÖVP", oder irgendetwas Ähnliches, weil der Titel nicht mit dem übereinstimmt, was sie gebracht haben. 

Wie auch immer, Gott sei Dank ist es so, dass Menschen von Anfang an selbst lernen. Sie lernen zu leben und zu überleben von Geburt an und auch schon davor. Die Natur hat es so eingerichtet und nicht wir, nicht ein System, nicht eine Partei. Was wir tun können, ist, diejenigen zu unterstützen, die den jungen Erdenbürgern das Leben geschenkt haben, nämlich die Familien, und den Lernprozess zu unterstützen. Was Sie davon halten, Fa-milien zu unterstützen, haben Sie deutlich gezeigt, indem Sie das Familienförderungsgesetz, das wir vom Bündnis Zukunft eingebracht haben, abgelehnt haben. 

Gerade in den ersten drei Lebensjahren - und das ist von Experten festgestellt - lernen die Kinder am besten von ihren Eltern und sind sie am besten bei ihren Eltern aufgehoben. Sie lernen Geborgenheit, sie lernen durch Nachahmen von Mutter und Vater. 

Was Kollege Wutzlhofer zur Wahlfreiheit gesagt hat, finde ich der Würde dieses Hauses wirklich nicht entsprechend. Ich würde doch verlangen, dass er dafür ei-nen Ordnungsruf erhält. (Beifall beim BZW sowie von GR Dr Wolfgang Aigner.)
Ab dem dritten Lebensjahr ist der Besuch eines Kindergartens gut und förderlich. Ich werde aber hier nicht über die Strukturmängel der Kinderbetreuung in Wien sprechen. Der Kindergarten sollte eine Stätte sein, wo man das Kind nicht einfach abgibt, sondern ein Ort, wo es spielerisch lernen lernt, spielerisch soziale Fähigkeiten entwickeln soll. 

Integration und der Erwerb der deutschen Sprache könnten im Kindergarten spielerisch erfolgen. Bei einer Aktuellen Stunde erst vor kurzer Zeit habe ich über dieses Thema gesprochen; ich habe Spott und Hohn als Zwischenrufe von der SPÖ erhalten. Anscheinend haben Sie aber zu diesem Thema schon ein bisschen umgedacht. 

Gerade der Erwerb der Unterrichtssprache ist wichtig dafür, dass bei Schuleintritt alle Kinder die gleichen Chancen haben. Die Frau Stadträtin hat einen Arbeitskreis angekündigt, der sich mit dem Spracherwerb im Kindergarten hätte beschäftigen sollen, bis jetzt hat aber keine Sitzung eines solchen Arbeitskreises stattgefunden. 

Über den Lehrermangel in den Volksschulen möchte ich nicht sprechen, genauso wenig wie über die desolaten Schulgebäude. Was man aber feststellen muss, ist, dass nirgendwo das Versagen der sozialdemokratischen Bildungspolitik so deutlich festgemacht werden kann wie im Bereich der Wiener Pflichtschulen. 

Die Ergebnisse der PISA-Studie haben wir in diesem Haus ausführlich diskutiert. Verantwortlich dafür ist die Wiener SPÖ. (GR Mag Thomas Reindl: Frau Kollegin, machen Sie sich nicht lächerlich, bitte!) Eine Ursache für das schlechte Abschneiden ist nicht zuletzt der hohe An-teil von Kindern, die die Unterrichtssprache nicht beherrschen. (GR Mag Thomas Reindl: Ist ja unerhört!) 80 Pro-zent und mehr Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache in den Volkschulen in Wien, das ist ein Grund, warum wir so schlechte Ergebnisse haben. 

Ein weiterer Grund ist, dass noch immer - und immer mehr - Kinder Angst vor der Schule haben. Wir haben zwar eine Herabsenkung des Bildungsniveaus, trotzdem haben aber immer mehr Kinder Angst vor der Schule. Ir-gendetwas stimmt also nicht mit der sozialistischen Bildungspolitik. (GR Mag Thomas Reindl: Wir haben auch Angst vor dem BZÖ!)
Wir haben steigende Gewaltbereitschaft in den Wiener Schulen. Das Benehmen der Kinder wird immer schlechter, und das ist gerade für die Lehrerinnen und Lehrer ganz besonders schwierig. Es ist aber auch schlecht für die Kinder auf ihrem weiteren Lebensweg. 

Deshalb haben wir vom Bündnis Zukunft Wien eine Elternschule gefordert, einen Antrag eingebracht für eine Elternschule nach dem Modell der Stadt Hamm in Deutschland, ein Modell, das niederschwellig funktioniert und auf einem Erziehungskonsens aller mit Kindern und Jugendlichen beschäftigten Einrichtungen und Institutionen beruht. Aber die SPÖ, Frau StRin Laska, hat das ab-gelehnt mit der Begründung, dass es in Wien schon alles gibt und dass alles wunderbar funktioniert. Wenn alles so wunderbar funktioniert, dann frage ich Sie, warum die Gewaltbereitschaft in Wiener Schulen so stark steigend ist, warum Vandalismus so stark steigend ist und warum wir so schlechte Ergebnisse bei der PISA-Studie haben. 

Wir brauchen in Wien einen Erziehungskonsens, wir brauchen eine Vernetzung der Einrichtungen und eine niederschwellige Elternbildung. Lebenslanges Lernen gibt es in Wien auch nicht, wenn ich an die Zustände in Wiener Pflegeheimen denke und daran, wie die Leute dort untergebracht sind: Warm, satt, sauber - Förderung und Forderung von alten Menschen gibt es dort nicht. Lebenslanges Lernen - eine Herausforderung, der die Wiener SPÖ einfach nicht gewachsen ist! Es ist eine Schande, dass Sie dieses Thema heute als Aktuelle Stunde gewählt haben. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich befürchte ja, dass Frau Schmalenberg und ich zu keinem Erziehungskonsens finden werden. (GR Dr Wilfried Serles: Das ist vielleicht nicht einmal so schlecht! - GR Kurth-Bodo Blind: Gott sei Dank!) Nichtsdestoweniger möchte ich mich einmal bedanken für dieses freundliche Wald-und-Wiesen-Thema "Bildung von Anfang an". Da kann sich jeder und jede aussuchen, was sie dazu re-det. Ich möchte das Thema für mich ergänzen und sagen: Bildung von Anfang an für alle! Für alle Kinder, die in dieser Stadt leben, aus welchen Ländern immer sie kommen mögen, welche Muttersprachen auch immer zu Hause gesprochen werden und welche Voraussetzungen auch immer sie mitbringen. 

Deshalb von Seiten der GRÜNEN ein klares Bekenntnis zum interkulturellen Lernen! Ich kann es nicht oft genug betonen: Die mehrsprachige Stadt Wien muss auf interkulturelles Lernen setzen! Weil ich befürchte, dass - und das ist ganz verständlich - nicht alle eingearbeitet sind in das, was interkulturelles Lernen heißt, füge ich hinzu: Es geht darum zu fördern - in der Muttersprache! -, dass wirklich alle Kinder gut Deutsch können, und das Gemeinsame, das Zusammensein der Kinder, das Lernen voneinander, und dass auch interkulturelle Freundschaften entstehen können - dass das gefördert wird! 

Jetzt denke ich mir, die SPÖ kann das, was ich bis jetzt gesagt habe, durchnicken und wird eben auch sagen: Interkulturelles Lernen, bravo, machen wir! Das ist aber der springende Punkt: Wir machen es nicht! Deswe-gen möchte ich ganz kurz darauf hinweisen, wo die Pro-bleme liegen.

Wenn es darum geht, Deutsch zu lernen, dann sind fünf bis zwölf Stunden Deutsch-Förderunterricht in der Schule vorgesehen. Raten Sie bitte einmal alle mit, wie viele von diesen Deutsch-Förderstunden die Kinder in der Praxis tatsächlich bekommen. Es sind nämlich nicht fünf, es sind schon gar nicht zwölf, es sind zwei - und das ist zu wenig! Damit ist dem nicht Genüge getan. 

Man hat die Schule kaputt gespart, kann jetzt das interkulturelle Lernen nicht umsetzen und wird immer weiter mit dem Problem konfrontiert sein, dass die sprachliche Förderung zu kurz kommt. Da kann die ÖVP die Schuleinschreibung vorverlegen an den Anbeginn von allem, zu den zweijährigen Kindern, oder Sie können die Kinder mit drei einschreiben, wann immer! Wenn das interkulturelle Lernen nicht umgesetzt wird, dann wird sich nichts zum Positiven verändern. 

Zweiter Punkt: Muttersprachliche Förderung. Sie wissen - und wir sagen das immer wieder -, es ist die Voraussetzung dafür, dass die Kinder dann auch Deutsch lernen können. Die muttersprachliche Förderung in der Praxis, schauen wir uns auch das an: Was heißt das in den Wiener Schulen? Das heißt, dass das ein Freigegenstand ist und dass an dem Freigegenstand maximal ein Drittel der Kinder, die es eigentlich brauchen würden, teilnehmen. So schaut es aus! Mit dieser Verringerung des interkulturellen Lernens auf fast nichts kann nicht ge-fördert werden und kann Chancengerechtigkeit nicht her-gestellt werden. So kann es nicht gelingen. 

Würde aber im Umkehrschluss jetzt das, was wir schon darüber wissen, was interkulturelles Lernen braucht und was wir organisieren müssen, sowohl im Kindergarten als auch in der Schule tatsächlich stattfinden und nicht nur auf dem Papier stehen, und wäre die Praxis interkulturelles Lernen, dann hätten wir keine Pro-bleme. Wir hätten weder eine Schnittstellenproblematik noch ein Problem, das die ÖVP mit einer Vorverlegung der Einschreibung beantworten möchte. Wir hätten alle diese Probleme nicht, sondern wir hätten Interkulturalität, wir hätten Mehrsprachigkeit, und wir hätten Kinder, die Chancengerechtigkeit für sich in Anspruch nehmen können. Man muss es nur machen. In dem Augenblick, in dem man sich darauf beschränkt, nur zu reden, zu reden, zu reden, aber in der Praxis nichts zu tun, scheitern diese Dinge. 

Abschließend, meine Damen und Herren: Die ÖVP hat der SPÖ vorgeworfen, sie verschlafe die moderne Schulentwicklung. Mag schon stimmen, aber ich befürchte, dass die ÖVP nicht einmal weiß, was das sein könnte. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wie sehr die ÖVP mit ihrer Forderung nach dem Gratiskindergartenjahr, zumindest dem letzten, ins Schwarze getroffen hat, zeigt die Sensibilität, mit der die SPÖ auf diese nur allzu berechtigte Forderung reagiert, und es zeigt, dass die Versäumnisse eigentlich im Bereich der Gemeinde Wien zu suchen sind.

Ich kann mit meinen Ausführungen daran anknüpfen, was meine Kollegin Mag Feldmann gestern bereits gesagt hat, und es liegt nicht an den mangelnden pädagogischen Fähigkeiten der Kollegin Feldmann, dass wir Sie davon nicht überzeugen konnten, sondern an Ihrer ideologisch bedingten Unbelehrbarkeit. (Beifall bei der ÖVP.) Sie wollen einfach nicht verstehen, dass die Benchmark für die Gemeinde Wien nicht die österreichische Durchschnittsgemeinde mit im Schnitt 3 000 oder 4 000 Ein-wohnern sein kann, sondern andere Großstädte, noch dazu, wo die Gemeinde Wien ja sehr kräftig in den Steuertopf hineingreift und auch sehr viel Geld zur Verfügung hat. Deswegen gilt es nicht, Wien mit Dornbirn, sondern mit Stockholm, Berlin oder anderen Großstädten zu ver-gleichen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz Vettermann: Ihr wollt es ja so haben wie in Dornbirn! – GRin Barbara Novak: Das war ja der Werbegag der ÖVP!) 

Da zeigt sich schon, dass nicht alles so super ist, wie Sie es in Ihren eigenen Jubelbroschüren oft darstellen. Tatsache ist, dass es bei der Nachmittagsbetreuung im Pflichtschulbereich Lücken gibt, Tatsache ist, dass Sie durch die Hintertür in Wien die Gesamtschule eingeführt haben, durchaus mit dem Hintergrund, dass die Kosten für das Gymnasium der Bund zu tragen hat, während für die Hauptschulen das Land Wien zuständig ist, und dass es im Bereich der Nachmittagsbetreuung sowohl im Volks- als auch im Hauptschulbereich nicht zum Besten bestellt ist. 

Das heißt, bevor Sie immer wieder Steine auf den Bund werfen, kehren Sie vor Ihrer eigenen teuren Tür! Sie genehmigen sich derart viel Geld, dass Sie damit viel Besseres leisten könnten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist auch eine Tatsache, dass die hohen Kindergartengebühren gerade für die Zuwanderer sehr wohl ein Hindernis darstellen, ihre Kinder in den Kindergarten zu geben, (GRin Sonja Kato: Die zahlen gar nichts!) und ge-nau dort müsste eigentlich angesetzt werden. 

Dass Sprache ein wichtiges Integrationsinstrument ist, das, glaube ich, brauche ich nicht noch näher zu be-tonen, ich möchte aber schon auch festhalten in Richtung Frau Kollegin Jerusalem, Interkulturalität gut und schön, aber wer zu uns nach Österreich kommt, der muss sich in erster Linie mit unserer Sprache beschäftigen und mit unserer Kultur. Es kann nicht so sein, dass wir Österreicher uns vornehmlich mit den Kulturen der Zuwanderer zu beschäftigen haben. (Beifall bei der ÖVP und von GR Mag Harald STEFAN.) 

Gerade die Bundesregierung ist sehr bestrebt, das Leistungsniveau an unseren Schulen anzuheben, und auch hier tun Sie nicht das Ihre dazu. Sie wollen zwar jetzt – darauf hat Hofrat Strobl bereits hingewiesen – auf einen fahrenden Zug, den wir in Gang gesetzt haben, aufspringen, auch den Kindergarten als Bildungsgarten anzusehen. Und da hat auch Kollege RUDOLPH sehr Recht: Der Kindergarten soll schon auch ein Ort sein, wo Kinder sind, wo Kinder Kind sein können, wo auch das Spielen und die Freizeit im Vordergrund stehen. 

Was aber machen Sie mit unseren Schulen? Sie fun-ktionieren unsere Schulen um in ein großes Projekt, bei dem die Wissensvermittlung, die Bildung, das, worum es eigentlich in erster Linie geht, nicht mehr an erster Stelle steht, sondern ganz andere Zielsetzungen. Und wenn Sie uns ständig gebetsmühlenartig das erfolgreiche Mo-dell der Gesamtschule vor Augen halten, dann kann ich Ihnen nur eines sagen: Lassen Sie die Gesamtschule dort, wo sie in den letzten Jahrzehnten bestens aufgehoben war, nämlich in der Mottenkiste. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich fasse zusammen: Bildung ist sehr wichtig, lebenslanges Lernen ist wichtig, wann das lebenslange Lernen beginnt, da bin ich ganz bei jenen, die sagen, es sind zu-erst auch die Eltern in die Pflicht zu nehmen, es sind auch die Rechte der Eltern zu wahren. Und wenn es da-rum geht, die Männer mehr in die Kinderbetreuung ein-zubinden, da gebe ich Kollegen Wutzlhofer schon ganz Recht, aber das geht nicht im Wege einer sozialistischen Zwangsbeglückung, sondern das geht nur im Wege der Bewusstseinsbildung. Und auch da, glaube ich, dass es große Unterschiede gibt zwischen einem staatlich ver-ordneten Zwangsmodell und einer Freiwilligkeit, für die die ÖVP aus ihrem Selbstverständnis heraus steht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Abschließend noch einmal der Appell des von Ihnen ja mehrheitlich abgelehnten Beschluss- und Resolutionsantrages von Mag Feldmann und Hofrat Strobl von gestern: Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen für Kinder im Alter von eineinhalb bis drei Jahren, flexible Öffnungszeiten – auch das ist eben sehr wichtig; da muss man halt ein bisschen die Gewerkschaftsmentalität ablegen; es geht eben einfach darum zu erkennen, dass Flexibilität auch bedeutet, dass die Kinderbetreuungseinrichtungen flexibel sein müssen –, Nachmittagsbetreuung auch und vor allem an den Pflichtschulen – der Bund hat hier bereits Bahnbrechendes geleistet –, und dann kann man wirklich das Thema der heutigen Aktuellen Stunde, dass Bildung von Anfang an zu bestehen hat, nur vorbehaltlos unterstreichen.

Das bedeutet aber dann auch – und damit komme ich zum Schluss –, dass man Schwangeren in Notsituationen entsprechend helfen kann. Ich habe mit großem Bedauern festgestellt, dass Sie diesbezügliche Aktivitäten und Anträge der ÖVP abgelehnt haben, weil ohnedies alles so toll ist, so wie ohnedies alles in Wien nur toll ist und nicht verbessert werden kann. – Wer's glaubt, wird selig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. 

StRin Karin Landauer: Herr Kollege Wutzlhofer hat einen Einstieg gemacht, bei dem ich innerlich gejubelt habe, denn er hat sich mehr Männer gewünscht, die sich um ihre Kinder kümmern. Ich glaube, das ist genau das, was Ihre Jugend weitertragen soll und was wir alle brauchen. Das mit der Wahlfreiheit war, würde ich meinen, auch Ihrer Jugend zuzuschreiben. Ich denke mir nur, ge-nau dieser Ansatz, dass das Kind beide Eltern braucht, wäre der richtige Ansatz. Es ist auch so, dass gerade junge Männer mittlerweile eine andere Erziehungsmethode an den Tag legen, als wir das bis jetzt gewohnt waren.

Für mich ist es so, dass die Gemeinde Wien oder die Stadt Wien auf andere Vorschläge, auf Vorschläge von Parteien, von Expertinnen und Experten einfach nicht eingeht. Es gibt in der "Presse" einen Artikel – das ist noch gar nicht so lange her, das war am 14. Juni –, da sagt der Pressesprecher des Stadtschulrates: „Kein Deutsch, keine Noten." – So kann man es auch machen. Ich zitiere aber jetzt einmal genau, was er sagt: „Wie viele Kinder in den Wiener Volksschulen nicht Deutsch als Muttersprache haben, kann er nicht sagen. ,Wir erfassen nur außerordentliche Schüler.' Als außerordentliche Schüler werden diejenigen Kinder eingestuft, die über mangelnde Deutschkenntnisse in dem Ausmaß, dass sie dem Unterricht nicht folgen können, verfügen. Es besteht die Möglichkeit, diese Kinder zwei Jahre lang nicht zu beurteilen. Nach diesen zwei Jahren verlieren die Schüler den außerordentlichen Status automatisch, ohne dass die Deutschkenntnisse überprüft werden." – Zitatende.

Ich denke, hier liegt der Knopf. Sie wollen es einfach nicht wahrhaben, dass, wenn ein Großteil der Kinder, die in die erste Klasse eintreten, die Sprache Deutsch nicht können und dadurch nicht benotet werden, das ganze Niveau heruntergedrückt wird. Ich glaube einfach, dass Sie hier zu einem Umdenken kommen müssten, dass Sie das verändern müssten. 

Deswegen verlangen die Freiheitlichen – wir verlangen das jetzt sicher schon fünf, acht Jahre – einen kostenlosen Kindergartenplatz mindestens zwei Jahre lang. Jetzt kommt immer von Ihnen das Argument, es gehen eh schon so viele kostenlos. Okay. Warum machen wir dieses Angebot nicht kostenlos für alle? Es ist mir klar, dass wir dann noch immer nicht alle erreichen, aber ver-suchen sollte man es. Denn ich denke, alles das, was die Kinder im Kindergarten erlernen, hilft ihnen, wenn sie dann in die Schule eintreten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher möchte ich noch einmal unsere Forderung nach zwei Jahren kostenlosem Kindergartenplatz unterstreichen, weil ich einfach glaube, dass all das, was wir den Kindern in jungen Jahren beibringen, einfach besser ist.

Dann würde ich aber auch so weit gehen, dass ich die Kinder, die mit sechs Jahren nicht Deutsch können, noch nicht in die Schule lasse, sondern dass man einfach sagt, okay, sie bleiben in der Vorschule, bis sie solche Deutschkenntnisse haben, dass quasi das Niveau erhalten bleiben kann. Ich würde Sie einfach bitten, dass Sie über diese Idee nochmals nachdenken.

Gestatten Sie mir aber am Schluss eine paar persönliche Worte. Zuerst möchte ich meiner Partei danken, dass sie mir die Möglichkeit gegeben hat, fast 18 Jahre für die Wienerinnen und Wiener arbeiten zu dürfen. 

Bei Ihnen, meine Damen und Herren des Gemeinderats, möchte ich mich für die gute Zusammenarbeit, für die vielen gemeinsamen Gesprächsrunden mit Expertinnen und Experten bedanken. 

Ganz besonders bedanken möchte ich mich aber bei den Beamtinnen und Beamten, die mir immer dann, wenn ein Wiener oder eine Wienerin Hilfe benötigt haben, geholfen haben, zum Beispiel bezüglich eines Pflegeheimplatzes oder eines Platzes in einem Pensionistenwohnhaus oder bei einem Kindergartenplatz. Das war ohne Ansehen der Person, sondern da ging es einfach um das Anliegen. Vielen Dank dafür. 

Es waren für mich sicher die schönsten Berufsjahre, hier herinnen mit Ihnen für die Wienerinnen und Wiener arbeiten zu dürfen. Ich gestehe ein, es fällt mir nicht leicht, aber jeder von uns weiß, wann er zu gehen hat oder wann er gehen muss. Ich wünsche Ihnen allen wei-terhin viel Freude, für die Menschen in dieser Stadt arbeiten zu können, bedanke mich nochmals für die vielen Begegnungen, die wir gemeinsam hatten. 

Ich hoffe, dass es Gelegenheiten geben wird, wo wir einander wieder begegnen können. Ich danke Ihnen nochmals und wünsche Ihnen viel Freude, viel Kraft, für die Menschen dieser liebenswürdigen und wunderschönen Stadt arbeiten zu können. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie erlauben mir, mich kurz auch von dieser Stelle aus als Gemeinderatsvorsitzender im Namen aller bei der Frau Stadträtin für ihre Arbeit zu bedanken. Der Ap-plaus hat es gezeigt, dass du Anerkennung gefunden hast, und ich möchte mich auch persönlich bei dir von dieser Stelle aus herzlich bedanken.

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Reinberger.

GRin Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Traurig, wirklich traurig ist offenbar die Vorstellung, die junge SPÖ-Mandatare von der Familie und vom Thema Geborgenheit haben, denn ihr einziges Streben ist, den Kindern Geborgenheit in Kinderbetreuungseinrichtungen zu vermitteln. Das ist genau das Gegenteil von dem, was das Ziel der Bundesregierung war, nämlich den Kindern die bestmögliche Geborgenheit in der Familie zu sichern, und ich glaube, dafür ist in der letzten Zeit sehr viel geschehen. 

Ein Sprichwort sagt: Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmer mehr. Oder: Früh übt sich, wer ein Meister werden will. Also alle diese Sprüche sagen ja, dass man möglichst früh mit dem Lernen beginnen soll. Das soll aber nicht heißen, dass dieser Hans aus diesem Sprichwort, also der Erwachsene, nicht mehr lernfähig ist. Natürlich muss man im Laufe seines Lebens auch als Erwachsener sich noch viel Wissen, viel technisches Know-how aneignen, insbesondere das Fachwissen für seinen Beruf, aber wir alle wissen, dass, je älter man wird, desto schwerer tut man sich damit, sich Angewohnheiten des täglichen Lebens abzugewöhnen oder sich auf andere Verhaltensnormen umzustellen. 

Da geht es den Kindern viel besser, denn sie lernen spielend. Wenn man die kindliche Neugier, den Wissensdurst ausnutzt, spielerisch etwas zu vermitteln, so kann man sehr viel erreichen. 

Ich danke Frau GRin Jerusalem für das Stichwort mit dem Wald- und Wiesenthema. Ich möchte tatsächlich im Wald- und Wiesenbereich, im Umweltbereich bleiben. Als Umweltsprecherin ist das für mich natürlich etwas, das mich sehr interessiert, und auch etwas, das man Kindern sehr gut vermitteln kann. Der Natur- und Umweltschutzbereich bietet sehr vieles, sehr Aufregendes und Interessantes für Kinder. Da gibt es durchaus auch gute Angebote in der Stadt Wien – das kann man nicht verleugnen –, da gibt es Waldschulen, da gibt es Kinderbauernhöfe. Ich habe auch selbst einmal eine Führung mit begleitet im Rahmen eines Ferienspiels. Da hat ein Biologe und Universitätsprofessor mit kleinen Kindern Führungen im Tiergarten Schönbrunn gemacht, und er hat das so auf Kinder bezogen gemacht, dass es unheimlich spannend war und die Kinder wirklich ganz toll bei der Sache waren. Es hat sich gezeigt, dass sie unheimlich vieles wissen und dort auch sehr viel gelernt ha-ben. 

Also kindgerecht aufbereitet kann man schon sehr früh beginnen, den Kindern auch den sorgsamen Umgang mit der Natur beizubringen. Man kann sie dazu er-ziehen, knappe Ressourcen sparsam einzusetzen, man kann spielerisch zeigen, wie man sparsam mit Wasser, mit Strom umgeht, wie man Müll trennen kann. Man kann ihnen auch Biolebensmittel nahe bringen. 

In der letzten Zeit sind sechs Wiener Schulen mit 
einer Umweltauszeichnung versehen worden. Ich finde das ganz toll, aber erstens einmal sind es von den vielen Schulen in Wien nur sechs und es sind hauptsächlich höhere Schulen. 

Aus Sicht des BZW zum Thema "Bildung von Anfang an" als eine gesellschaftliche Herausforderung im Interesse der Zukunft unserer Kinder möchte ich dazu sagen: Ja, das können wir voll unterschreiben, aber es soll, wie gesagt, möglichst früh begonnen werden, auch mit der Umwelterziehung. Dazu bedarf es natürlich auch der entsprechenden Bewusstseinsbildung bei KindergärtnerInnen, bei Lehrern, bei Lehrerinnen, die es zu wecken gilt. Es muss eine möglichst breite Streuung der Themen geben und es darf nicht davon abhängig sein, wie interessiert oder engagiert der einzelne Betreuer zu einem bestimmten Thema steht. Vor allem sind dann natürlich auch Gesamtkonzepte mit Fachleuten aus Natur- und Umweltschutz gemeinsam mit Pädagogen zu erarbeiten. 

Das heißt im Detail, man könnte zum Beispiel Biolebensmittel nahe bringen, indem man kleine Schulgärten macht, in denen man halt vielleicht ein bisschen Gemüse anbaut. Das interessiert die Kinder selber. Man kann Projekte zum bewusst Essen, zum bewussten Wasser- und Stromsparen machen. Das geht durchaus auch schon im Kindergarten oder in der Volksschule. 

Vor allem aber muss das ganzheitlich statt einseitig sein. Es soll nicht so sein, dass ich gute Fachvorträge al-lein habe, dass ich Ausflüge mache mit guten Fachvorträgen zum Beispiel in ein Naturschutzgebiet oder in ei-nen Nationalpark, und dann ist es so, dass die Kinder bei der Jause ganz einfach ihre Getränkedosen und ihre Butterbrotpapierl in der Landschaft liegen lassen und nie-mand sagt etwas dazu. Das ist jetzt ein ganz konkretes Beispiel, das mir bei einer Tagung im Nationalpark von Bediensteten des Nationalparks gesagt wurde, dass die Kinder ganz einfach überhaupt kein Bewusstsein haben, wie mit dem Abfall umzugehen ist, dass sie sich aber zum Beispiel sehr für den Nationalpark interessieren. Ganzheitlich heißt daher auch, solche Exkursionen gut vorzubereiten, indem man auch diese Dinge, nämlich zum Beispiel den Müll zu reduzieren, bei der Vorbereitung schon einbringt. 

Die umfassende und kindergerechte Umweltbildung hat eine enorme Breiten- und Multiplikatorwirkung. Daher ist es wichtig, auf die Qualität zu achten, also inhaltlich und pädagogisch, aber auch auf die Quantität, das heißt, dass es möglichst breit gestreut und flächendeckend und nicht nur nach dem jeweiligen Interesse der einzelnen Lehrkräfte erfolgt und dass es Gesamtkonzepte geben muss.

Zusammenfassend als letzten Satz: Umwelterziehung ist ein Projekt für künftige Generationen. Ihr kommt daher eine besonders hohe Bedeutung zu, denn man kann gar nicht früh genug damit anfangen, die Kinder zum Umweltschutz zu erziehen. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ganz kurz zu meinen VorrednerInnen ein bisschen zusammengefasst. Zur Kollegin Sommer-Smolik: Wien ist Spitze. Ja, das stimmt. Man muss das hie und da auch sagen. Ein Beispiel habe ich noch, gerade von heu-te, Donnerstag, 30. Juni, Statistik Austria: 14 Prozent der Kindergärten in Österreich bieten durchgehende Betreuung an. Der Sommer kommt. Die Kindergärten schließen. Wo gibt man das Kind hin? Wie ist es in Wien? 62 Prozent durchgängig geöffnet. Wie ist es in Vorarlberg? 40 Tage zu. Tirol: 38 Tage zu im Schnitt. Wien: 6 Tage. 

Der Vergleich macht sicher, und wenn man das hie und da sagt, bietet man Information. Ich glaube, das Ho-he Haus hat auch ein Recht darauf, solche Dinge zu hö-ren und zu wissen. 

Dass man über skandinavische Modelle des gesamten Bildungssystems nicht nur mit mir, sondern auch mit den SozialdemokratInnen diskutieren kann, ist klar. Wir sehen es so, nur wäre das eine gänzliche Systemumstellung. 

Ich empfehle überhaupt den Grünen Mut, das auch einmal in Oberösterreich auszuprobieren. Ich erspare Ihnen da die Zahlen. Es gibt weniger pro Kopf, die Öffnungszeiten sind nicht optimal, teuer ist es auch. Also da könnte man einmal etwas zeigen, wo man selbst auch etwas zu reden hat. (GRin Mag Maria Vassilakou: Wien soll es ja besser machen!)
Zum Kollegen Strobl: Das Wiener Modell, dass man im Jänner schon einschreibt, wurde auch schon beantwortet. Das wird es geben. Es wird auch die sprachliche Frühförderung geben. 

Das mit den 700 Lehrern beantworte ich jetzt nicht mehr, weil es einfach keinen Sinn hat in der kurzen Zeit. 

Zum Kollegen Aigner: Dass Sie auf das eine Drittel von Vollzahlern verzweifelt setzen, ist ja sozusagen in dem Sinn schon einmal klar, weil Sie gar keine Hoffnung haben, dass die anderen zwei Drittel für die ÖVP überhaupt ansprechbar sind. Das war eigentlich ein Armutszeugnis, und ich glaube, das besser ausgebildete Drittel, das voll zahlt, durchschaut die Polemik der ÖVP auch. Daher machen Sie sich da keine Hoffnungen, das wird danebengehen. 

Wogegen ich mich aber wirklich verwehren möchte, ist das, was Kollege RUDOLPH gesagt hat, was aber auch sonst immer kommt: Wenn Kinder im Kindergarten sind, sind sie in sozialistischer Hand. Nein! Sie sind in pädagogischer Hand. Hier gibt es eine gute Ausbildung, hier gibt es Inhalte vom Kindertagesheimgesetz angeleitet, hier wird gut gearbeitet. Daher sind diese Vorwürfe absolut zurückzuweisen.

Kollegin Schmalenberg, aber auch Kollegin Reinberger, die haben da so ein Familienbild, das ich auch ganz kurz streifen wollte, weil es anscheinend nur auf Papa und Mama abstellt. Es ist wirklich ein absolut veraltetes Bild, denn es gibt genügend AlleinerzieherInnen. Es gibt auch genug Untersuchungen von all denen, die ihre Kin-der ab einem halben Jahr, ab einem Jahr in den Kinder-garten gegeben haben und wie es denen ergangen ist. Diese Beispiele gibt es in den skandinavischen Ländern, die gibt es in Österreich, und da sieht man, dass die Er-ziehung durch mehrere Personen, wenn sie richtig und pädagogisch wertvoll ist, auch entsprechend positive Er-gebnisse zeigt.

Jetzt aber zu Wien und was wir machen. Eines ist klar: Es passiert zu wenig. Wir wissen seit PISA, dass man Bildung von Anfang an bieten muss, dass Kindergärten keine Aufbewahrungsstätten sein dürfen, sondern dass entsprechend Bildung geboten werden muss. Wir leisten da eine Pionierarbeit in Österreich, weil wir als Er-ste einen Bildungsplan haben. Wir wollen damit eine Ba-siskompetenz vermitteln, und wir werden, nachdem wir es quantitativ schon geschafft haben, eine Vollversorgung sicherzustellen, auch qualitativ einen Schritt nach vorne machen. 

Es gibt natürlich auch, wie man früher immer gesagt hat, Schnittstellen. Wir wollen es zu einer Nahtstelle machen, zu einer Verbindung. Es gibt ja auch andere Nahtstellen. Die Schuleingangsphase ist eben die erste dieser Nahtstellen. Hier wollen wir, dass die KindergartenpädagogInnen entsprechend gewürdigt werden, dass ihre Arbeit, ihre Erfahrung zählt: Denn nicht nur die Direktoren wissen, ob ein Kind schulreif ist. Ein Kind spricht vielleicht nicht, weil es geschreckt ist, und hier auf die Kinderpädagoginnen, die die Kinder kennen, einzugehen, wäre sinnvoll und richtig. Es gibt eine Nahtstelle mit 10 Jahren. Da wollen wir die gemeinsame Schule bis 15 Jahre, um auch diese viel zu frühe Nahtstelle zu entschärften. Es gibt die Nahtstelle zur Matura, zur Uni. Auch da haben wir durch eine Oberstufenreform Pläne, wie es gehen kann. Wir haben Schulversuche. Wir tun dort, wo wir etwas tun können, auch bei den Schulversuchen etwas, um auch diese Schnittstellen entsprechend wegzubringen. 

Diese Reformen zeigen, sowohl was die KMS betrifft als auch die Oberstufenreform, dass wir in Wien tun, was wir tun können, dass uns aber vom Bund her Grenzen gesetzt werden, dass es darum geht, gemeinsam zu kämpfen, um diese Bildungsmöglichkeiten zu schaffen, für alle, denen Bildung wichtig ist. 

Aber um Ihnen ein positives Beispiel zu zeigen. Wir in Wien werden durch den Bildungsplan im Kindergarten Bildung von Anfang an sichern. Wien ist dadurch nicht nur Bundes- sondern Bildungshauptstadt. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs 2, des ÖVP-Klubs 37 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine Anfrage eingelangt ist. 

Des weiteren sind vor Sitzungsbeginn von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-Klubs 2 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 3 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden diese Anträge schriftlich bekannt geben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 1 bis 13, 15 bis 17, 19, 22, 25 und 26, 28 bis 31, 34, 43, 45, 47 bis 50, 52, 56, 60, 62, 65 bis 67, 70 bis 72, 75 bis 78, 81 und 82, 84, 86 und 87, 89 und 90, 92, 98, 104, 106 bis 108, 110 und 111, 118 bis 122, 124 bis 128, 130 bis 144, 149 und 151 bis 155 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken eine Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle auch fest, dass die im Sinne des § 26 der Wiener Stadtverfassung erforderlich Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechenden Beratungen die Postnummer 156 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 157, 27, 33, 35, 32, 36, 37, 38, 39, 40, 158, 159, 41, 42, 44, 46, 51, 53, 54, 55, 57, 145, 146, 147, 148, 150, 112, 113, 114, 117, 115, 116, 123, 129, 160, 14, 18, 20, 21, 23, 24, 58, 61, 63, 64, 83, 91, 93, 94, 95, 96, 97, 99, 100, 101, 102, 103, 105, 109, 59, 68, 69, 74, 79, 80, 85, 88 und 73. Die Postnummern werden daher in dieser von mir vorgelesenen Reihenfolge zur Verhandlung ge-langen. 

Es gelangt nun die Postnummer 156 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den 2. periodischen Bericht aus dem Jahr 2005, wobei ich hinzufügen möchte, dass hier jeder Erstredner jeder Partei 40 Minuten und jeder weitere Redner der Fraktionen 20 Minuten Re-dezeit hat. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Friedrich Strobl, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Danke schön. Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Her-ren!

Ich bitte um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück, welches den 2. periodischen Bericht aus dem Jahr 2005 über genehmigte Überschreitungen betrifft. 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Ich eröffne die Debatte. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Klubobmann GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Um die Spannung vielleicht insbesondere bei der Finanz gering zu halten, kann ich vorausschicken, wir wer-den dieser Postnummer zustimmen, und ich kann da-von ausgehen, dass das wahrscheinlich auf Grund der Bera-tungen in den Ausschüssen auch alle anderen Frakti-onen tun werden. 

Wir haben aber in der Präsidiale vereinbart, dass wir bei diesem Geschäftsstück, welches ja durchaus zeigt, in welch verstärktem Ausmaß finanzielle Mittel in dieser Stadt im vergangenen Jahr eingesetzt wurden, um zusätzliche Herausforderungen und Aufgaben der Stadt zu bewältigen, letztendlich auch die Debatte um den Termin der Wiener Gemeinderatswahlen abhalten wollen. Diese Debatte – das ist ja nicht zu verleugnen – hat bereits in den letzten Wochen und Monaten für großes Interesse gesorgt, und wie man feststellen konnte, gab es bei ver-schiedensten Parteien auch schon die verschiedensten Vorbereitungen dafür. 

Wir wollen heute dahin gehend Klarheit schaffen, dass die Wahlen zum Wiener Landtag und Gemeinderat, aber auch für die Wiener Bezirksvertretungen im Jahr 2005, und zwar im Herbst des Jahres 2005, stattfinden sollen. Ich bringe daher heute gemeinsam mit der Kollegin Vassilakou einen entsprechenden Auflösungsantrag ein, und ich möchte daraus auch kurz zitieren, damit je-der weiß, worum es geht. 

„In den letzten Monaten wurde spürbar und sichtbar, dass sich die im Gemeinderat vertretenen Parteien bereits intensiv auf einen Wahlkampf vorbereiten. Es wurden Kandidatenlisten beschlossen und Spitzenkandidaten gekürt. Begleitet wurden diese Aktivitäten von wahlkampfähnlichen Plakat- und Werbeaktionen. 

Um den Wienerinnen und Wienern einen langen und teuren Wahlkampf zu ersparen und möglichst rasch wie-der ein sachorientiertes Arbeiten für Wien zu ermöglichen, erscheint es zweckmäßig, die Neuwahl des Landtages und Gemeinderates beziehungsweise der Bezirksvertretungen möglichst im Oktober 2005 festzusetzen."

Ich bringe daher den entsprechenden Antrag ein, dass sich der Wiener Gemeinderat mit dem Ende der 58. Sitzung des Wiener Gemeinderates auflöst, und der Herr Bürgermeister wird ersucht, gemäß § 3 unserer Gemeindewahlordnung einen Termin für die Neuwahl der Mitglieder des Gemeinderates und der Bezirksvertretung möglichst im Oktober 2005 festzusetzen. – Soweit der Antrag.

Bevor ich auf die mir wesentlich erscheinenden letztendlich auch politischen Begründungen eingehe, möchte ich es aber nicht verabsäumen, gleich am Beginn meiner Rede das zu tun, was sich gegen Ende einer Legislaturperiode, wie ich meine, auch gehört, nämlich all jenen ein ganz herzliches Dankeschön zu sagen, die in den vergangenen Jahren in dieser Stadt in den verschiedensten Bereichen hier im Haus, aber weit über dieses Haus hinaus, hervorragende Arbeit geleistet haben, die das vielfach letztendlich auch im Auftrag des Wiener Gemeinderates und Landtages und in unser aller Auftrag gemacht haben. Sie haben das, wie ich meine, hervorragend gemacht, und ich glaube, es steht diesem Haus an, diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dafür einfach zu danken. (Allgemeiner Beifall.)
Die Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben der Bevölkerung Wiens vor mehr als viereinhalb Jahren ein sehr umfangreiches Zukunftsprogramm vorgelegt. Wir haben für dieses Zukunftsprogramm bei den Wahlen des Jahres 2001 auch eine sehr breite und deutliche Zustimmung bekommen. Wir sind daher gleich nach der Wahl darangegangen, dieses Zukunftsprogramm Schritt für Schritt gemeinsam umzusetzen, denn es war für uns dieses Wahlergebnis ein klarer Auftrag, dieses Zukunftsprogramm auch tatsächlich umzusetzen. 

Es hatten an der Umsetzung viele einen wichtigen Anteil, auch viele oder eigentlich alle Parteien in diesem Hause, denn – aber das gehört meiner Ansicht nach zu einer repräsentativen Demokratie – manchmal wurde ei-nem die Arbeit etwas schwerer gemacht, manchmal – und das soll auch hervorgestrichen werden – wurde die-se Arbeit aber auch intensiv unterstützt, mit Ideen an-gereichert, sodass wir, wie ich meine, durchaus gemeinsam auf eine gute Periode zurückblicken können. 

Ich stehe daher nicht an, nicht nur den Abgeordneten meiner Fraktion für die hervorragende Arbeit und Zusam-menarbeit zu danken, sondern in vielen Bereichen auch den Abgeordneten der anderen Fraktionen für ihre Ideen und Anregungen zu danken. Sie waren einfach durchaus wichtig, wir konnten gemeinsam, wie ich meine, auch viele wichtige Weichenstellungen für die Zukunft treffen. Ich glaube, auch dafür gebührt den Abgeordneten aller Fraktionen ein herzliches Danke, sofern sie sich einfach bemüht haben, ehrlich die Interessen zu vertreten. In vie-len Fällen intensiver Verhandlungen und Gespräche, die man in so einem Zeitraum auch zu führen hat, konnte ich das bei einigen durchaus feststellen. 

Ich möchte auch festhalten, dass wir nicht nur fast alle unsere Vorhaben und Projekte verwirklichen konnten, wir haben dafür in vielen Fällen eben auch hier im Hause, im Wiener Gemeinderat, aber auch im Wiener Landtag, eine sehr breite Zustimmung bekommen. Ich denke, das ist auch etwas ganz Wesentliches, das sich die Men-schen von Politik erwarten: Sorgen ernst zu nehmen, sich um Lösungen zu kümmern und die Energien nicht in einem ständigen Parteienstreit zu vergeuden.

Wir haben gerade diese Gemeinsamkeit seitens der Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auch immer wieder gesucht. Sie wissen, dass es uns auf Grund des Vertrauensvotums möglich gewesen wäre, sehr viel hier im Hause alleine zu beschließen. Wir haben es nicht getan (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.), wir haben versucht, das Verbindende, den Konsens zu suchen, und haben uns letztendlich auch um das Gespräch bemüht.

Ich glaube, die Zahlen sprechen für sich. Aber ich werde darauf auch noch zurückkommen. Lesen Sie die APA, die vor kurzem erst veröffentlicht hat, wie die Beschlussstatistik hier im Haus letztendlich ausschaut. Für uns ist es einfach wichtig, dass wir für unsere Arbeit im-mer eine breite politische Unterstützung bekommen. Eine breite politische Unterstützung ist einfach besser als eine zu schmale. 

Ich finde gerade in diesem Zusammenhang die Wort-meldungen einzelner Abgeordneter von Oppositionspar-teien in den letzten Tagen eigentlich sehr interessant. Was sind die Diskussionsbeiträge? Interessant zum Bei-spiel Herr Strache, der – vielleicht lassen Sie mich das darlegen – immer von einer millionenteuren Vorverle-gung spricht, jener Herr Strache, der seit Wochen und Monaten Wien zuplakatieren lässt mit seinem Konterfei. Da kann man jetzt zu den ästhetischen Fragen stehen wie man will – darüber sollen die Werbemenschen nachdenken, kein Problem –, der Effekt ist klar: Die Bekanntheit ist im selben Ausmaß gestiegen, wie die Beliebtheit gesunken ist. Auch nachzulesen gerade wieder in einigen Umfragen. 

Eine Plakatwelle kostet rund 200 000 bis 300 000 EUR. Man sieht, die alte FPÖ, die jetzt angeblich die neue FPÖ ist, hat genauso wenig Probleme beim Geldausgeben, wie es die alte gehabt hat. Oder ist das jetzt die neue? Ich weiß es nicht genau. Ganz egal, Geld spielt einfach keine Rolle. Ich kann für die anderen Parteien in diesem Haus nur sagen: Bei diesem Effekt ist das durchaus gut investiertes Geld. Da mache ich Ihnen jetzt einmal gar keinen Vorwurf. Es soll sein, wie es ist, aber gerade jener Herr Strache spricht von einer millionenteuren Vorverlegung. 

Das soll er mir vielleicht einmal erklären – das können Sie dann vielleicht auch tun –, warum eine Wahl Ende Oktober teurer sein sollte, als wenn man sie Anfang März abhält. Die Heizkosten können es nicht sein. Ich habe extra heute in der Früh noch im Internet nachgeschaut, im Oktober ist es wärmer als im März. Im März haben wir durchaus auch noch Winter. Also wie man es erklären kann, ist egal. Ich denke, dass gerade angesichts der bekannten Informationen der FPÖ und ihrer Parteikasse durchaus auch vielleicht ein Interesse da sein könnte, dass man sich möglichst Ausgaben erspart. Man wählt einen anderen Weg. Gut, soll so sein. 

Aber ich finde es schon besonders bemerkenswert, dass da gerade einer jener spricht, der letztendlich zu den Anführern gehört hat, dass einmal eine Wahl schon nach wenigen Monaten neu stattfinden musste, der damals gemeinsam mit seinen Knittelfeldern Neuwahlen vom Zaun gebrochen hat. Jetzt in Wien bei einer Vorlegung von viereinhalb Monaten überhaupt von einer Vorverlegung zu reden, finde ich schon interessant, und das dann noch in Zusammenhang mit Geld zu bringen, ist nicht wirklich verständlich, aber Sie können es vielleicht nachher noch erklären.

Politisch viel interessanter finde ich eigentlich den Punkt, dass Herr Strache uns immer wieder ausrichten lässt: Ihr habt die Mehrheit, also arbeitet weiter! Das finde ich politisch ja wirklich ganz interessant (GR Heinz-Christian Strache: Das ist ein Wählerauftrag für eine Periode!), und ich lasse nochmals die Frage weg, ob die Festlegung einer Wahl vier Monate vor dem letztmöglichen Termin tatsächlich ein Beleg dafür ist, dass jemand seiner Aufgabe nicht nachkommen will. Wir haben in dieser Periode mehr Sitzungen in diesem Gemeinderat abgehalten als bis zurück zu den 70er Jahren. Weiter zu-rück habe ich leider keine entsprechende Statistik bei uns im Klub gefunden. Wir haben, glaube ich, hervorragende Arbeit geleistet und viele wichtige Projekte auf Schiene gebracht. Also ich lasse das jetzt einmal weg, ob tatsächlich diese Festlegung der Wahl rund vier Monate vor dem letztmöglichen Termin tatsächlich eine Vor-verlegung ist oder ob man das nicht eigentlich vielmehr dahin gehend interpretieren sollte – und die Umfragen sprechen ja für sich bei den Oppositionsparteien –, dass einfach jemand auf seinem Sessel klebt und die Sorge hat, dass er diesen verliert. Lassen wir es weg. 

Der spannende Punkt ist: Ihr habt die Mehrheit, regiert einfach weiter. Wir blockieren zwar die Arbeit, wir machen keine konstruktive Arbeit mehr möglich, alles egal, nutzt eure Mehrheit aus. Das ist vielleicht der Gedankengang, den Sie auf der Nationalratsebene bereits jahrelang praktizieren: Drüberfahren, keine Diskussion, keine Abstimmung, kein Konsens, kein Abgleich von po-litischen Interessen. Unser Ansatz, jedenfalls in diesem Hause, ist es nicht und wird es auch in Zukunft nicht sein, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir suchen in Sachfragen immer die Kooperation mit den anderen Parteien und, wie gesagt, die Zahlen sprechen ja für sich: 70 Prozent aller Beschlüsse in diesem Haus fallen einstimmig, über 95 Prozent aller Beschlüsse in diesem Haus fallen gemeinsam mit Oppositionsparteien. Ich glaube, dass das einfach zeigt, dass wir es mit unserem Anspruch, Gemeinsamkeit zu suchen, in den vergangenen viereinhalb Jahren wirklich auch ernst ge-nommen haben. 

Man muss feststellen, diese Situation hat sich durchaus verändert. Sie hat sich letztendlich auch verändert, wenn wir uns nur die Debatte der letzten Tage ansehen. Da stimmt die ÖVP plötzlich gegen eine Gesetzesinitiative, der sie kurze Zeit vorher im Ausschuss noch zugestimmt hat. Gut, da ist halt anscheinend eine Order aus dem Ministerium gekommen, man darf da nicht zustimmen. Soll so sein. Das nehmen wir zur Kenntnis. Man stimmt einmal zu, man stimmt einmal dagegen. Da wird auf der anderen Seite ein Vorgang zum Skandal stilisiert, der in den letzen Jahrzehnten hier so praktiziert wurde, der völlig im Einklang mit der Wiener Stadtverfassung steht, mit jener Wiener Stadtverfassung, die von der ÖVP mitbeschlossen wurde. Da wird hier versucht, mit Wortmeldungen zur Geschäftsordnung einen Beschluss im Wiener Gemeinderat zu verhindern.

Noch einmal: Es handelt sich um eine Vorgangsweise, wie wir sie in den letzten Jahrzehnten praktiziert ha-ben, die völlig im Einklang mit der Wiener Stadtverfassung steht, die hier im Hause mit einer breiten Mehrheit beschlossen wurde. Man sieht ja einfach, es wird schon Wahlkampf gemacht. 

Und da muss man schon festhalten, dass das ja nicht eine singuläre Erscheinung ist, wo man sagen kann, gut, drei Tage gruppendynamischer Effekt hier drinnen, da kann das schon vorkommen, dass einmal etwas nicht so glatt rennt, so einen kleinen Koller, den man halt hat in dem einen oder anderen Fall. Man kann schon festhalten, dass die ÖVP gerade in der letzten Zeit den Zickzackkurs tatsächlich zum Programm erhoben hat, wenn man sich das anschaut in vielen, vielen Punkten. 

Da hätte man noch schmunzeln können bei der Diskussion um die Rasenheizung, wo Herr Strobl zunächst einmal fordert, wir brauchen dringend diese Rasenheizung, am Tag darauf, am 17. Februar, sagt Frau Korosec auf einmal, das kann ja nur ein verfrühter Aprilscherz sein. Am 18. Februar sagt die ÖVP: Die ÖVP hat sich mit ihrer Forderung nach der Rasenheizung durchgesetzt. Gut, Zickzack ist Programm. Bei so einem Punkt kann man noch schmunzeln darüber, da ist es nicht so dramatisch, wenn es nicht im Endeffekt auch um wesentlichere Themen gehen würde. 

Zickzack erhoben zum Programm auch am Beispiel des Wiental-Radweges. Da gibt es zunächst einmal die Forderung nach diesem Wiental-Radweg. Dann kommt die ÖVP drauf und vermeldet in der APA: Der Wiental-Radweg kann ja nur eine Schnapsidee sein. Das wäre ein Wahnsinn. Und die ÖVP sagt, wir werden das mit al-len Mitteln verhindern. Am Tag darauf jubelt man wieder, dass man es durch- und umgesetzt hat. Zickzack ist schlicht und ergreifend Programm. 

Spannender wird die Frage schon zum Beispiel bei der Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare. Da ha-ben wir vor zwei Tagen auch einen entsprechenden An-trag eingebracht. Heute tönt Herr Hahn wieder, man ist ohnehin für bundesgesetzliche Änderungen. Dem Beschluss- und Resolutionsantrag in diesem Haus wurde meiner Erinnerung nach nicht nahegetreten. 

Und spannend wird es natürlich gerade auch in Fragen, die für diese ÖVP immer so Kernkompetenzfragen sind. Jetzt wissen wir alle schon, in wirtschaftspolitischen Fragen – das zeigt ja auch das Agieren dieser Bundesregierung – ist die ÖVP schon seit längerem abgemeldet (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Scherz!), aber wenn es um doch nicht unwesentliche Infrastrukturprojekte geht, zum Beispiel um die Nord-Ost-Umfahrung, da kom-mt zuerst Herr Maier und sagt, wir machen eine Stockautobahn über der Tangente, wir brauchen keine Nord-Ost-Umfahrung, dann kommt plötzlich vor wenigen Wochen wieder das Bekenntnis: Ja, wir brauchen das. Es muss endlich mit dem Bau begonnen werden.

Wir haben einfach Wahlkampf. Jetzt fängt die ÖVP wieder davon an, jetzt prüfen wir Alternativen, und das zu einem Zeitpunkt, wo die Entscheidung bereits gefallen ist, durchaus auch im Einklang mit den Verantwortlichen in dieser Bundesregierung. 

So geht man, meine Damen und Herren, mit Wirtschaftsprojekten, mit bedeutenden Projekten für diese Stadt nicht um. Es ist einfach Wahlkampf, und all das ist ein Beleg dafür, meine Damen und Herren.

Man sieht das Ganze auch – das ist das jüngste Beispiel – im Verhalten zum Beispiel bei der Flughafenmediation. Da gibt es am 23. Mai – noch nicht lange her – den Herrn Pfeiffer, der sagt, die Ergebnisse sind zufriedenstellend, die Ergebnisse sind aus der Wiener Sicht erfreulich. Am 15. Juni, derselbe Herr Pfeiffer: Das Ergebnis zeigt keine Zukunftsperspektiven auf. Das innerhalb von drei Wochen! – Zickzack ist zum Programm er-hoben. Ich kann dazu eigentlich nur Eiertanz sagen, aber gewählter ist es wahrscheinlich – darauf legt ja die ÖVP in letzter Zeit besonderen Wert – schlicht und ergreifend Zickzackkurs zu sagen. 

Nicht nur in inhaltlichen Fragen kann man den Wahlkampf in den letzten Wochen und Monaten klar erkennen. Man will sich auf nichts mehr festlegen. Man versucht, gerade die Botschaften an den Mann oder Frau zu kriegen, von denen man sich erwartet, das eine oder an-dere Stimmchen dazuzubekommen. 

Wir können ja auch die Vorbereitungen terminlich durchaus festmachen. Es haben am 16. Jänner die Grünen schon ihre Kandidatenlisten beschlossen für eine Wahl, die, wohlgemerkt, zum letztmöglichen Termin 13 Monate später hätte stattfinden können. (StR David Ellensohn: Wir sind immer früh dran!) Ja, ihr seid immer früh dran. Kein Problem. (GR Heinz-Christian Strache: Das war mit euch abgesprochen!) Also eines kann ich auf jeden Fall ausschließen genauso wie das andere. Dass ihr das Ganze schon zwei Jahre vorher gemacht habt und den Spitzenkandidaten gekürt habt, das schließe ich jedenfalls aus, dass das abgesprochen war. Und ich schließe auch das andere aus. Es ist einfach Wahlkampfvorbereitung zu verzeichnen gewesen. Und wir merken es, wie gesagt, auch schon an den angesprochenen Plakatkampagnen.

Und genauso hat es die ÖVP gemacht. Auch sie hat am 14. Dezember bereits ihren Spitzenkandidaten gekürt und der Öffentlichkeit präsentiert. Sie hat dann zwar ein bisschen länger gebraucht für das Beschließen. Das kennen wir von der ÖVP in letzter Zeit. Sie braucht einfach länger mit den entsprechenden Beschlüssen. Es hat halt ein halbes Jahr gedauert, aber der Öffentlichkeit ist es präsentiert worden. Und es ist jetzt – so entnehme ich es zumindest der APA – genau jener Herr Hahn derjenige, der sagt, er wird diesem Neuwahlantrag nicht zustim-men, jener Herr Hahn, der genau da in die Kamera hinein in diesem Hause wahrscheinlich als Erster die Neuwahlen in Diskussion gebracht hat. Man kann es nehmen, wie man will, er wurde schon Monate davor zum Spitzenkandidaten kandidiert, er hat auch die Neuwahlen zum ersten Mal in diesem Haus in den Raum gestellt. Ich nehme es zur Kenntnis. Soll so sein. 

All diese Aktionen und Aktivitäten waren letztendlich begleitet von wahlkampfähnlichen Plakaten und Werbeaktionen. Man braucht ja nur durch die Stadt zu gehen, man wird die entsprechenden Konterfeis finden. Die Spit-zenkandidaten haben sehr, sehr viel getan in den letzten Wochen und Monaten, um entsprechende Aufmerksamkeit und Bekanntheit zu erlangen. Ich habe gestern – weil es so dazupasst – das Bezirksjournal in die Hand bekommen. Das ist ja wirklich auch interessant, wenn man sich das anschaut. Man schlägt es auf und findet gleich einmal auf der fünften Seite Herrn Strache, man findet auf der nächsten Seite... (GR Heinz-Christian Strache: Das ist auch der Häupl drauf!) Was? (GR Heinz-Christian Strache: Das ist auch der Häupl drauf!) Gar nichts. Da ist kein SPÖ-Inserat drinnen, kein einziges SPÖ-Inserat! (Lebhafte ironische Heiterkeit bei FPÖ, ÖVP und den GRÜNEN.) Ich blättere weiter, drei Seiten weiter die FPÖ (GR Mag Christoph Chorherr: Aus der Seltenheitssammlung!), noch eine Seite weiter zwei Sei-ten der ÖVP, noch eine Seite weiter eine ganze Seite der ÖVP, noch eine Seite weiter das dritte Mal Herr Strache, noch eine Seite weiter die Bezirkstruppe der FPÖ. Also es ist wirklich bemerkenswert, was da eigentlich inve-stiert wird. Und zum Abschluss haben wir dann noch ein-mal die FPÖ drinnen. Vier Seiten FPÖ-Inserate, fünf Sei-ten ÖVP-Inserate, und dann wird hier gesagt, es wird kein Wahlkampf gemacht. Es wird Wahlkampf gemacht, und man sieht es hier letztendlich ganz deutlich. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn also das politische Parkett einfach zu sehr für Profilierung benützt wird und die Zusammenarbeit damit – und das konnten wir durchaus erleben – mehr behindert als gefördert wird, (GR Walter Strobl: Wer behindert sie?) dann ist es unserer Ansicht nach einfach Zeit, Entscheidungen zu treffen. Und wir haben diese Entscheidung getroffen. Wir haben heute dem Wiener Gemeinderat den Vorschlag gemacht, diese Wahl zum Wiener Ge-meinderat und Landtag einfach vier Monate vor dem letztmöglichen Termin, und zwar im Oktober dieses Jahres, abzuhalten und den Gemeinderat mit Ende der heutigen Sitzung aufzulösen. 

Unserer Ansicht nach bedeutet das einfach, vier Monate weniger Wahlkampf, weniger Parteienstreit. Es be-deutet für uns weniger Kosten, sowohl für die Parteien als auch für die Stadt, und es bedeutet vor allem – und das ist uns wichtig und diese Hoffnung habe ich letztendlich auch – vier Monate früher wieder konstruktive Zusammenarbeit, ein Miteinander in den Sachfragen, wie wir das in den letzten viereinhalb Jahren hier ja durchaus praktiziert haben. Und es bedeutet für uns auch – und das ist auch ein wichtiger wesentlicher Punkt –, dass wir nicht mitten in der EU-Präsidentschaft in Wien einen Wahlkampf abhalten. Es bedeutet für uns, rechtzeitig klare Verhältnisse zu schaffen. 

Wir wiederholen daher von dieser Stelle aus auch noch einmal unser Angebot an den Bundeskanzler, auch auf Bundesebene – gemeinsam mit den Wiener und Wienerinnen – wieder für klare Verhältnisse zu sorgen, stabile Verhältnisse zu schaffen, die diese Republik, mei-ne Damen und Herren, dringend notwendig hat. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Und es ist klar, es soll ja gar nicht verheimlicht werden: Wir wünschen uns eine andere Bundesregierung! No na ned! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Ironische Heiterkeit bei der ÖVP. – GR Gerhard Pfeiffer: Wünsche an das Christkind!)
Wir wollen ein Ende dieser Bundesregierung. Das ist seit dem Amtsantritt dieser Bundesregierung kein Geheimnis. Wir wollen ein Ende dieser Bundesregierung, weil es jene Regierung ist, die den Menschen so tief in die Taschen gegriffen hat wie keine Regierung zuvor in dieser Zweiten Republik, die massive Belastungen über die Österreicherinnen und Österreicher gebracht hat. Alles kein Geheimnis. Es ist Zeit, dass auch diese Bundesregierung geändert wird, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Dr Monika Vana. – GR Günther Barnet, sichtlich erheitert: Die SPÖ hat die Bevölkerung ja nie belastet!)
Aber wie dem auch immer sei, meine Damen und Herren, das werden ohnehin die Wählerinnen und Wähler entscheiden. Das entscheiden nicht wir hier. Das wer-den die Wählerinnen und Wähler entscheiden. Unser An-liegen ist, unabhängig von unserem politischen Wollen – und ich glaube, es wäre für diese Republik tatsächlich auch gut –, dass man dieses Angebot seitens Wien und das Angebot, das der Herr Bürgermeister unterbreitet hat, annimmt, dafür zu sorgen, dass Österreich tatsächlich mit stabilen Verhältnissen in diese EU-Präsident-schaft hineingeht. Ich glaube, es warten große Projekte, große Aufgaben auf diese Bundesregierung, und ich glaube, sie sollten auch von einer stabilen Regierung, wie immer sie ausschaut – das wird der Souverän ent-scheiden – gelöst werden, da diese Probleme von dieser Regierung nicht gelöst werden können. 

Wir sind nach wie vor gesprächsbereit über den Termin. Daher auch heute von uns nicht die endgültige Fest-legung. Ich glaube, man sollte diese Botschaft noch ein-mal hier von diesem Rednerpult und von diesem Haus aus an die Regierungsparteien senden. Wir sind gesprä-chsbereit über den Termin, daher legen wir uns heute auch nicht auf den entsprechenden Termin fest. Die Fri-sten dafür sind klar. Unser Wunsch und unser Wollen ist klar. Unser Angebot ist klar. Es liegt letztendlich nicht an uns, ob dieses Angebot angenommen wird oder ob man sich diesem Angebot schließlich entzieht. 

Es muss ja der Herr Bundeskanzler tatsächlich schlaflose Nächte haben, wenn er sich vor Augen führt, was im Herbst passiert. (GR Walter Strobl: Machen Sie sich keine Sorgen!) Er hat drei Landtagswahlen vor sich, wo er ganz genau weiß, dass sein Koalitionspartner – manche sagen ja immer Ministranten dazu – schwere Niederlagen einfahren wird. Und wenn er weiß, wie letztendlich der Herr im Süden in solchen Situationen reagiert, dann kann er ja nur tiefste Sorge haben. 

Ich kann das Nein der Wiener ÖVP auch nur so interpretieren, dass man schlicht und ergreifend die Order bekommen hat: Bitte schaut, dass ihr die Wahlen verhindert. Es kann uns nichts Schlimmeres im Augenblick passieren, als dass uns gerade jetzt unser Koalitionspartner wegbricht. Genauso wie in den letzten Tagen diese Order die Wiener ÖVP mehrmals erreicht hat. Man kippt halt um, man bringt zwar Neuwahlen ins Spiel, aber ist dann im Endeffekt dagegen. Man ist schlicht und er-greifend hörig. Wir nehmen es zur Kenntnis. 

Ich sage einfach: Verkürzen wir die Zeit des Wahlkampfs! Verkürzen wir die Zeit des Parteienstreits! Lassen wir die Wiener Wählerinnen und Wähler über den weiteren Weg entscheiden. Und ich sage: Herr Bundeskanzler, ergreifen Sie unser Angebot und machen Sie auch Neuwahlen auf der Bundesebene. (StR Dr Johannes Hahn: Soll man jetzt bei jeder Landtagswahl Nationalratswahlen machen?) 

Wir werden auf jeden Fall auf der Wiener Ebene mit einer, wie ich meine, tatsächlich sehr guten Leistungsbilanz vor die Wienerinnen und Wiener treten. (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Aigner.) Wir können dann durchaus auch in ein Zwiegespräch eintreten. (GR Dr Wolfgang Aigner: Nein, sagen Sie es jetzt!) Ich verstehe schon, dass man die Leistungsbilanz jetzt nicht hören will, denn die ist besonders unangenehm. Da muss man halt ein bisschen dazwischenschreien. Okay, ich nehme es zur Kenntnis. Das ist Ihre Aufgabe. Nichtsdestotrotz werde ich es Ihnen nicht ersparen. 

Wir sind mit dem Versprechen angetreten, das Leben in Wien weiter zu verbessern, und ich glaube, dass uns in diesem Bereich tatsächlich viel gelungen ist. Das be-stätigt ja auch die Kampagne des Herrn Hahn derzeit: "Wien kann mehr!" Ja, es stimmt, Wien kann mehr. Das haben wir schon immer gesagt. Die ÖVP hat jetzt ein bis-schen einen Meinungsschwenk gemacht, einmal mehr, aber es macht nichts. Wir sind immer davon überzeugt gewesen, dass Wien mehr kann. Darum sind wir auch je-ne Millionenstadt mit der höchsten Lebensqualität. Wien kann mehr, darum sind wir auch einer der beliebtesten Kongressstandorte. Wien kann mehr, darum fühlen sich die Wienerinnen und Wiener – das belegen die Umfragen sehr, sehr deutlich – in dieser Stadt wohl. Wien kann mehr, darum sind wir Wirtschaftsmotor in Österreich und Nummer eins bei den Betriebsansiedlungen. Wien kann einfach mehr – einer der wenigen Punkte, wo man der ÖVP in den letzten Tagen nur zustimmen kann, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben die Chance der Ostöffnung, glaube ich – das belegen auch alle Zahlen aus dem Wirtschaftsbereich – hervorragend genutzt. Es finden 900 000 Men-schen in dieser Stadt Arbeit. Wir haben in dieser Stadt durch unsere Qualifizierungs- und Bildungsprogramme den Menschen zukunftsträchtige Berufschancen geben können. Wir haben die Investitionen in dieser Stadt erhöht, wir haben die Wirtschaftsförderungen erhöht. Und weil wir in den letzten Jahren massiv in Forschung und Technologie investiert haben, ist Wien zu einem Standort mit Weltruf im Bereich der Biotechnologie und auch der Kommunikationstechnologien geworden. 

Wir haben in Bildungs- und Aufstiegschancen investiert in dieser Stadt. Wir haben die Schulen modernisiert und mit Computern ausgestattet. Wir unterstützen aktiv die Lehrlingsausbildung, wir unterstützen aktiv die Fachhochschulen. Es ist ja vieles gerade zum Bereich Bildung, der uns ein besonderes Anliegen ist, auch in der Aktuellen Stunde bereits gesagt worden. 

Wir haben einfach mit einer Vielzahl von Maßnahmen die Lebensqualität in dieser Stadt verbessert. Wir haben neue Stadtteile entwickelt. Es wurden neue Wohnungen geschaffen. Wir haben unser Wohnbauprogramm erfüllt, ja sogar übererfüllt, und wir haben massiv in die Stadterneuerung investiert. 

Wien ist Umweltmusterstadt geblieben und ist durch viele Ideen – man muss das immer wieder hervorstreichen – derzeit durchaus auf dem Weg zur Klimamusterstadt. 

Wir sind aber auch – und darauf sind wir stolz – trotz vieler Querschüsse in einzelnen Bereichen Kulturhauptstadt geblieben. Wir haben massiv in den Bereich der Kultur investiert, während in anderen Bereichen gekürzt wurde. Wir haben einfach durch vielfältige Integrationsbemühungen – und hier ist Kultur auch ein Bestandteil – das Zusammenleben der Menschen in dieser Stadt maß-geblich verbessert. 

Über die Kinderbetreuungseinrichtungen wurde schon viel gesagt. Die Erwerbsquote von Frauen, die sich deutlich von Restösterreich abhebt, und die vielen Maßnahmen gerade auch im Bereich der Frauenförderung seien hier der Ordnung halber erwähnt. Sie kennen die Bilanz. Sie haben Sie ja nicht zuletzt auch in den letzten Tagen bereits diskutiert. 

Wir haben die U-Bahn verlängert. Wir haben in den öffentlichen Verkehr massiv investiert. Heuer wird der tausendste Kilometer Radweg eröffnet. Die Umfahrung Wien wird gebaut und vieles anderes mehr.

Mir ist bewusst – ich kann es nur noch einmal sagen –, diese Leistungsbilanz will man nicht immer hören. Tat-sache ist jedenfalls: Wir haben den Menschen in dieser Stadt, entgegen allen Unkenrufen, Sicherheit in allen Le-benslagen gegeben. Es ist zu keinen Kürzungen, sondern, ganz im Gegenteil, zu massiven Ausweitungen im Bereich des Sozialbudgets gekommen. Wir sind vor al-lem eine soziale Stadt geblieben, die niemanden ausgrenzt. Und darauf sind wir gemeinsam stolz, meine Da-men und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber man muss es schon noch einmal sagen: Es irritiert natürlich trotz alledem ein bisschen, dass, wenn man jetzt die Wahlen vier Monate vor dem letztmöglichen Termin festlegen will, es drei andere Parteien in diesem Haus gibt, die alles andere tun wollen, als neu zu wählen. Ich kann es ja noch beim BZÖ und bei der FPÖ halbwegs verstehen. Da sagt man: Okay, danken wir lie-ber dem Herrgott. So lange wir noch da sitzen können, versuchen wir, zu sitzen. Der eine oder andere wird viel-leicht ein Leiberl erringen. Also da kann man es noch verstehen. Jeden Tag länger, den man da sitzt, kann man dem Herrgott – oder eigentlich müsste man eher Wotan sagen oder so ähnlich – danken. Man kann da sitzen, da kann ich es ja verstehen. 

Was ich nicht ganz verstehe, ist schlicht und ergreifend die ÖVP in dieser Frage. Warum sollte man nicht das Ziel haben, möglichst rasch stärker zu werden, so wie man es ja durchaus immer wieder behauptet. Die ÖVP zögert, sie scheut anscheinend den Wählerwillen ein bisschen. Ein leicht Hamlet'scher Zug, wobei es bei ihr ohnehin nicht ums Sein oder Nichtsein geht. Das trifft bei anderen zu, aber da kann man es eigentlich nicht wir-klich nachvollziehen. Gerade nach den Aussagen der letzten Woche, muss ich eigentlich feststellen, dass es ja der ÖVP rein rational gar nicht schnell genug gehen kann, die roten Hausmeister irgendwie auszumisten. Das war ja den Aussagen durchaus zu entnehmen, auch wenn sich der Herr Bundeskanzler in diesem Bereich sehr gepflegt ausgedrückt hat. Im Übrigen ist das derjenige – das sei heute durchaus wieder ein bisschen in Erinnerung gerufen –, der als oberster Diplomat durchaus gute Ausdrücke für den deutschen Bundesbankchef oder den weißrussischen Präsidenten gefunden hat. Also da ist ja durchaus einiges, was man in Erinnerung rufen kann. 

Wolfgang Schüssel nennt dann unseren Bürgermeister "einen Meister der tiefen Töne und des niedrigen Niveaus". Okay. Da kann man nur sagen, es ist ja noch ein Glück, dass er den Häupl genannt hat in diesem Zu-sammenhang, weil wenn man sich das ansieht, was er bis jetzt zu anderen gesagt hat, da kann man nur sagen, es ist ja vor allem ein Glück, dass dieser Herr Schüssel in Wien und in dieser Stadt nichts zu sagen hat. Da kann man die Tante Jolesch ein bisschen zitieren, man kann dem Herrgott nur dafür danken, was noch ein Glück ist. Wir danken durchaus dafür, soll so sein. Er ist ja durchaus ein gelungenes Beispiel dafür, wie man es nicht ma-chen soll.

Und er ist tatsächlich ein Beispiel, wie man es in solchen Fragen schlicht und ergreifend nicht machen soll. Aussitzen bis zum Schluss, weil man einen Regierungspartner hat, der sich ja mittlerweile auf der Lebendigkeitsskala so irgendwo in der Zombie-Messlatte bewegt. Da will man halt aussitzen, man will diese Koalition mit dem politischen Untod noch irgendwie zu Ende bringen. Wir werden sehen, ob das tatsächlich gelingt. Aber es ist ihm einfach alles Recht, um Bundeskanzler zu bleiben. Und ich meine, meine sehr geehrten Damen und Herren, von diesem Herrn Bundeskanzler brauchen sich auch die Wienerinnen und Wiener, braucht sich auch Wien tatsächlich nichts sagen zu lassen.

Seine Kraftausdrücke hätte der Herr Bundeskanzler durchaus in der Debatte um Gudenus oder Kampl, wo wir vor wenigen Stunden hier eine sehr breite Einigkeit gehabt haben, verwenden können. In dem Bereich haben wir keinen Piepston von ihm gehört. Und ich weiß schon, das kann natürlich auch der ÖVP-Landes-parteichef Hahn nicht sagen, deshalb tue ich es: Weder Wien noch die Wiener ÖVP, meine Damen und Herren, braucht solche Auftritte. Herr Schüssel soll mit seinem Rohrspatzengetue bitte die Wienerinnen und Wiener ver-schonen. 

Wir treten jedenfalls, meine Damen und Herren, mit einer ausgezeichneten Bilanz vor die Wählerinnen und Wähler, wir fürchten uns nicht vor dem Wählerentscheid. Wir haben, glaube ich, gute Arbeit gemacht, wir haben gezeigt, dass sich Wien in die richtige Richtung bewegt, das zeigen auch die Beliebtheitswerte letztendlich dieser Stadt, und wir haben vor allem auch gezeigt, wo unsere wesentlichen Politikverständnisunterschiede liegen zu dieser Bundesregierung. In Wien ist das Leben der Menschen besser geworden, wir haben es weiterentwickelt, die Chancen auf Arbeit und Bildung sind tatsächlich hö-her.

Jetzt sollen die Wienerinnen und Wiener entscheiden können, welchen Weg sie gehen wollen, den Weg der sozialen Stadt, den Weg der sozialen Absicherung, den Weg der Schaffung von Arbeitsplätzen, den Weg zur Verbesserung von Bildung und den Weg der sozialen Sicherheit, oder den Weg, der in den Politikkonzepten der anderen Parteien enthalten ist, den Weg der Regierung Schüssel, den Weg der ÖVP, den Weg der FPÖ, den Weg des BZÖ, den Weg des Ausverkaufs, des Kaputtsparens oder des Sozialabbaus.

Ich bin zuversichtlich, meine Damen und Herren, dass sich die Wienerinnen und Wiener für den für sie besseren Weg entscheiden werden, sich für den Weg der Wiener Sozialdemokratie entscheiden werden. Lassen wir sie einfach entscheiden und kehren wir dann wie-der zurück zu konstruktiver Arbeit im Interesse Wiens und im Interesse der Wienerinnen und Wiener, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Die Ausführungen des Kollegen Oxonitsch im Zusammenhang mit den Wahlwerbeaktivitäten der Parteien brauche ich jetzt nicht zu wiederholen, er hat es lang, lang und breit genug ausgeführt. Ich kann es vielleicht nur ein bisschen ergänzen um das, was die SPÖ geleistet hat, weil das hat er natürlich unerwähnt gelassen.

Also eines ist sicher: Wenn sich die Frage stellt, warum dieser Neuwahlantrag heute eingebracht wird, da gibt es mehrere Gründe. Einer davon ist eindeutig, weil Wahlkampf ist, und zwar schon seit Monaten, und weil in dieser Stadt die Luft nach Wahlkampf aber ganz schön deutlich riecht und das bereits seit vergangenem Herbst. Und das hat nichts damit zu tun, dass die Oppositionsparteien wahlwerbende Aktivitäten gesetzt hätten. Ich kann mich ja noch lebhaft erinnern, wie der Herr Bürger-meister uns vergangenen Herbst bereits seine Lieblings-orte nicht verraten wollte (GR Harry Kopietz: Das war keine Wahlwerbung!) und dann ein relativ, eigentlich fescher, aber unbekannter junger Mann uns wissen ließ, dass die Zukunft in Wien lebt, und sodann in der dritten Welle mehrere Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der SPÖ uns gegrüßt haben, auf der Wiese liegend, und das Ganze natürlich begleitet von einer Vielzahl von ebenfalls widersprüchlichen Wortmeldungen, weil man ja im-mer wieder angedeutet hat, sei es in der Öffentlichkeit oder sei es über Gerüchte, dass Wien sehr wohl vorgezogen wählen würde, dann hat man das wieder zurückgenommen, dann hat man das wieder angedeutet und ir-gendwann einmal war es dann schon Zeit, klare Verhältnisse zu schaffen. Und ich bin froh, dass wir es mit diesem Schritt heute schaffen.

Ja, meine Damen und Herren, es ist längst Wahlkampf und es ist im Interesse der Wienerinnen und Wiener, dass wir versuchen, diesen Wahlkampf möglichst kurz zu halten. Möglichst kurz zu halten, ganz simpel deshalb, weil jeder und jede in diesem Haus weiß, nur zu gut, dass immer, wenn Wahlkampf ist, nichts mehr ange-gangen wird großartig, nichts mehr Neues entwickelt wird. (GR Heinz-Christian Strache: Auch ohne Wahlkampf!) Es gibt Geplänkel, es gibt Auseinandersetzungen, aber die Herausforderungen, die großen wesentlichen Probleme der Stadt werden nicht mehr angegangen und bleiben ungelöst. Und das ist nicht im Interesse dieser Stadt, das ist nicht im Interesse der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt, also ist es im Sinne Wiens, dass wir recht rasch wählen und dann, wenn die Karten neu gemischt sind, einfach weiterarbeiten zum Wohle der Stadt. 

Aber es gibt auch noch einen zweiten Grund, warum dieser Neuwahlantrag heute wichtig ist.

Ja, meine Damen und Herren, insbesondere von der ÖVP, vom BZW und in Wahrheit auch von der FPÖ, weil Sie ja letztendlich nicht ganz unbeteiligt sind an dieser Bundesregierung, nicht so, wie Sie jetzt tun. (GR Mag Hilmar Kabas: Der Unterschied ist wichtig!) Ja, es ist wichtig, dass Wien wählt. So rasch wie möglich, also im Oktober. Das ist ein guter Termin. Warum? Weil wir noch immer die Hoffnung nicht verlieren, dass sich der Herr Bundeskanzler eines Besseren besinnt und diese instabile Bundesregierung nicht in die EU-Präsidentschaft führt. Denn er kann sich selbst und er kann auch Österreich eine unglaubliche Blamage ersparen, wenn diese Regierung nicht mitten in der EU-Präsidentschaft platzt. Und wenn Sie glauben, Sie können irgendjemandem in der Bevölkerung, geschweige denn hier drinnen, weismachen, dass diese Regierung nicht gefährdet wäre, mit-ten in der EU-Präsidentschaft zu platzen, da kann man ja nur lachen, wenn man weiß, wer ihr Koalitionspartner derzeit ist. Ja, wer glaubt es denn, dass Herr Haider, nur weil er jetzt eine Brille trägt, weiser geworden ist? Wer glaubt es denn, dass er jetzt Garant für Stabilität ist, ins-besondere gerade bei EU-Fragen? Wer will es denn ris-kieren, dass er einen Rappel kriegt mitten in der EU-Prä-sidentschaft, und dann stehen wir da ohne Regierung und müssen mitten in der EU-Präsidentschaft wählen? Sie haben eine Chance, nicht Sie, sondern Ihre Kolleginnen und Kollegen, die im Parlament sitzen, und Ihre Kol-leginnen und Kollegen in der Bundesregierung. Das ist die letzte Chance, sie zu ergreifen und tatsächlich gemeinsam mit Wien oder spätestens sehr bald danach wählen zu lassen. Und deshalb, gerade deshalb, weil das in den letzten Tagen auch öffentlich kommentiert und kritisiert worden ist, ist der Wahltermin bewusst noch relativ offen gehalten in diesem Antrag, damit es noch Spielräume gibt und damit es noch möglich ist, das zu tun. Und damit es, last but not least, auch keine faulen Ausreden geben kann, damit es nachher nicht heißt, man hätte ja nicht die Wahlen vorverlegen können, weil Wien mit einem unpassenden Termin zuvorgekommen wäre. Sie haben eine Chance, und insofern kann ich nur appellieren von dieser Stelle aus an den Herrn Bundeskanzler: Sie haben eine Chance, nutzen Sie sie.

Und wenn wir schon bei der Bundesregierung sind, eines muss ich schon auch festhalten: Das Erbe, das diese ausklingende Bundesregierung hinterlässt, auch und vor allem für die Bundeshauptstadt, ist wirklich ein schlimmes. Das kann man nur mit einem Wort bezeichnen: Baustellen, wo man hinschaut, lauter Baustellen. Baustelle Universitäten, Baustelle Schulen, Baustelle Gesundheitssystem und allen voran Baustelle Armut, Armut, meine Damen und Herren. Noch nie hat es so viele Arbeitslose gegeben wie in den letzten Jahren. (GR Gerhard Pfeiffer: Vor allem nicht in Wien!) Rekordarbeitslosigkeit. Noch nie haben so viele Menschen in Österreich und in Wien unter der Armutsgrenze gelebt. Innerhalb von zwei Jahren hat sich die Zahl von Menschen, die unter der Armutsgrenze leben in Österreich, verdoppelt. Verdoppelt! Da gibt es keine Ausreden mehr, woher das kommen kann. Da müssen Sie sich selbst fragen, wie man das schaffen konnte innerhalb von zwei Jahren. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Schauen Sie nach Deutschland!) Innerhalb von zwei Jahren hat sich die An-zahl der Menschen, die trotz Arbeit arm sind, ja, die trotz Arbeit, obwohl sie beschäftigt sind, Ausgleichszahlungen aus der Sozialhilfe beziehen müssen in Wien, ver-vielfacht. Also die Anzahl der Working Poor hat sich ver-vielfacht. Das muss man sich vorstellen. Noch nie hat es so viel Working Poor in Österreich gegeben. Noch nie, oder sagen wir es umgekehrt, noch nie war so lang das Leben und auch das Wohnen ohne Gegenmaßnahmen so teuer. Mietenexplosion und gleichzeitig Stagnieren auf höchstem Niveau und überhaupt nichts, nichts, was eine Entspannung bedeuten könnte seitens der Bundespolitik. Nein, im Gegenzug dazu wurden nur einfach Mieterinnen- und Mieterrechte salamitaktikmäßig, zizerlweise weiter ausgehöhlt.

Vielleicht ein Letztes. Noch nie hat es einen derart negativen Trend bei der Einkommensentwicklung gegeben zwischen Männern und Frauen wie jetzt. Die Einkommensschere bei uns wird immer größer zwischen Mann und Frau, klarerweise zu Lasten der Frauen. 

Das heißt, Fazit, für die Sozialschwachen in dieser Stadt und auch für den Mittelstand ist in diesen letzten Jahren das Leben nicht einfacher geworden, es ist schwerer geworden, es ist viel schwerer geworden, und da gibt’s nichts zu rütteln. 

Und dann kommen noch so als Tüpfelchen aufs i die Gudenuse und die Kampls. Und ja, Sie müssen sich das auch sagen lassen: Sie haben eine Bundesregierung ge-bildet, die von Volksvertretern gestützt wird, wie es Herr Gudenus und Herr Kampl sind. Und das haben Sie getan wider besseren Wissens, denn man kann sagen, Herr Kampl hat uns unter Umständen mit seinen Aussagen relativ überrascht, aber beim Herrn Gudenus hat man das schon gewusst. Das hat man gewusst. Man hat seit Jahren gewusst, dass er bei der Existenz von Gaskammern eigentlich eine eindeutige Antwort hat, nämlich, na ja, hm, was weiß man. Und wider besseren Wissens, wi-der besseren Wissens haben Sie eine Bundesregierung gebildet mit einer Partei, die solche Volksvertreter in öf-fentliche Mandate setzt. Und dann wundert man sich ja auch überhaupt nicht mehr, wenn dann just im Gedankenjahr, just im Gedenkjahr genau diese Volksvertreter uns grüßen lassen mit Grüßen aus der Vergangenheit. Insofern, meine Damen und Herren, ist diese Bundesregierung eindeutig keine Koalition mit der Zukunft, sondern eine Koalition mit der Vergangenheit. Und da braucht man sich auch überhaupt nicht zu wundern, dass die Wien-Wahl eine Denkzettelwahl sein wird. Deshalb wird die Wien-Wahl eine Denkzettelwahl sein. Deshalb sind übrigens auch, nicht nur deshalb, aber auch deshalb, die GRÜNEN seit Monaten auf der Überholspur, deshalb ist es so, dass in Wien, zumindest in den Umfragen, vorerst die GRÜNEN stabil den zweiten Platz hal-ten, seit Monaten, und die Kanzlerpartei ÖVP den dritten Platz mittlerweile errungen hat, und deshalb wird es auch am Wahlabend genauso ausfallen. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie bieten sich schon an als Koalitionspartner!) Deshalb lohnt es, am Wahlabend grün zu wählen, damit aus den Umfragen Wirklichkeit wird. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Gerhard Pfeiffer: Sie waren es, die die Koalition torpediert hat!)
Doch nun zu Wien. Denn die bundespolitische Relevanz der Wien-Wahlen ist, glaube ich, ziemlich eindeutig, sie liegt auf der Hand, da braucht man gar nicht weiter lang darüber zu diskutieren. Also kommen wir auch zu Wien. 

Zugegeben, die Rahmenbedingungen in den letzten Jahren waren denkbar schlecht. Das habe ich soeben auch ausgeführt. Aber was haben Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, getan außer wehklagen? Wo bleibt das angekündigte Vorzeigemodell für Österreich? Wo bleibt das Modell, das Sie 2001 angekündigt haben? Wo Sie gesagt haben, wir geben ein Ver-sprechen ab, wir werden zeigen, dass Wien anders ist, wir werden zeigen, wie es anders sein kann für Österreich. Dieses Versprechen haben Sie bis heute nicht ein-gelöst. Sie haben vor wenigen Monaten mit dem Slogan geworben: "Die Zukunft lebt in Wien." Ich kann sagen: Ja, die Zukunft lebt in Wien, aber die fällt einem nicht in den Schoß, die muss man selbst schaffen. Und ich mö-chte nur zwei Bereiche aufgreifen, die meines Erachtens geradezu exemplarisch aufzeigen, wie man dieses Versprechen nicht eingelöst hat in den letzten Jahren.

Erster Bereich: Schulen. Also wenn es in Österreich eines Beispiels bedarf, was denn ein schwarz-rotes Pro-jekt ist und wie es aussieht, dann sind es die Schulen in Wien. Wie sieht dieses schwarz-rote Projekt aus? 1 500 LehrerInnen weniger, Einsparungen bei Fördermaßnahmen für die Kinder, ganz besonders zu Lasten der schwächeren Kinder, aber letztendlich wirkt es sich klarerweise für alle unsere Kinder nachteilig aus, Einsparungen bei der Zukunft unserer Kinder, Misere, Personalmisere und last but not least, natürlich keine Überraschung mehr, PISA-Debakel. Mehrmonatige Diskussionen lassen klar erkennen, das ist kein Weg für die Zukunft, eindeutig von allen Seiten festgehalten. Das muss sich ändern, so kann es in Wiens Schulen nicht weiterge-hen. Und was dann? Nächster Finanzausgleich und schon das nächste rot-grüne, Entschuldigung, rot-schwarze Projekt für die Zukunft in diesem Fall. Schon das Nächste. (GR Heinz-Christian Strache: Das war an der Grenze! Das war ein Freud’scher Versprecher!) Zu den rot-grünen Projekten werde ich auch noch kommen. Ja, ja, dazu werde ich auch noch kommen, aber gegen Ende meiner Ausführungen. Jetzt sind wir bei den rot-schwarzen Projekten.

Also dieses wunderbare rot-schwarze Projekt für Wiens Zukunft ist nicht nur auf Kosten der Bundesregierung zurückzuführen, nein, hier hat Wien seinen Anteil auch, hier haben Sie Ihr Versprechen nicht eingelöst. Sie sind es nicht angegangen, Sie haben es nicht gelöst. Sie haben nur eines getan: Sie haben zwei Mal, zwei Mal, den Finanzausgleich mitgetragen und haben dann Mängelverwaltung betrieben. Und das tun Sie weiterhin, und das muss sich ändern, meine Damen und Herren!

Zweiter Bereich: Neue soziale Absicherungsmodelle. Ich habe es vorhin auch ausgeführt, die Armut ist tatsächlich Working Poor derzeit, auch in der Bundeshauptstadt. Wir wissen alle, dass sich die Strukturen am Arbeitsmarkt rasant verändern, jahrein, jahraus. Und wir wissen alle, dass es so nicht weitergeht und dass es längst an der Zeit ist, neue soziale Absicherungsmodelle zu entwickeln, damit man den Menschen in unserer Stadt nicht nur ein Leben in Würde, sondern vor allem auch ein Leben ohne Existenzängste ermöglichen kann. 

Was haben Sie da getan? Wo und wann sind Sie es angegangen? Was hat es denn gegeben zum Beispiel in dem Bereich der Sozialhilfe? Nichts, nichts. 630 EUR für die Ärmsten in dieser Stadt, ein Betrag, von dem wir wis-sen, dass er weit unterhalb der Armutsgrenze liegt. Das heißt, das Vorzeigemodell Wien verurteilt Menschen da-zu, ihr Leben per Bescheid in Armut zu verbringen, denn nichts anderes ist das, wenn man den Ärmsten in dieser Stadt 630 EUR, zu wenig zum Leben, zu viel zum Sterben, gewährt.

Meine Damen und Herren! In diesem Bereich haben Sie nichts unternommen, ganz im Gegenteil. Gerade in diesem Kernbereich von Ihnen, der vielbesungenen und viel gerühmten sozialen Kompetenz, wenn man sich das anschaut, bleibt nichts übrig. 630 EUR ist die Realität der Ärmsten und der Schwächsten in dieser Stadt, tagein, tagaus. Und darunter sehr viele Familien mit kleinen Kin-dern, die dieses Leben, dieses eine Leben, das sie haben, hier und jetzt, in dieser Bundeshauptstadt, die eine der reichsten Städte der Welt ist, gemeinsam mit ihrer Familie von derartigen Beträgen bestreiten müssen. Also nichts in Richtung Zukunft. 

Wo bleibt die Grundsicherung? Wo bleibt die Einführung eines Bürgergeldes, und wo bleiben viel diskutierte Maßnahmen? Die haben wir ja nicht verbunden von den GRÜNEN: Sie entsprechen den Debatten und dem Stand der letzten Jahre, gerade in der modernen Sozialpolitik. Nichts dergleichen. Wo bleibt eine Arbeitslosenversicherung für kleine Selbstständige und für kleine Unternehmen? Nichts dergleichen. Und nicht einmal in Sachen Feinstaub gibt es ein Maßnahmenpaket. 

Aber Geld, Geld gibt es genug, also das ist zweifelsfrei so. Denn wie kann es sonst sein, dass man in dieser Situation zwar all diese Bereiche unerledigt lässt, aber andererseits heute zum Beispiel in ein paar Stunden 4, sogar über 4 Milliarden ATS, und ich sage es bewusst in Schilling, weil man ja seit der Euroeinführung teilweise, glaube ich, ein bisschen aus den Augen verloren hat, wie hoch manche Beträge sind. Wir beschließen also in Schilling insgesamt 4 Milliarden ATS für Werbeaktivitäten für die Laufdauer von 8 bis 10 Jahren, und das ist die Verlängerung von Beträgen, von denen man weiß, dass sie problematisch sind, wo es schon vor Jahren seitens des Rechnungshofs Kritik gegeben hat. Aber nein, wir haben es ja. Offenbar haben wir weit mehr als wir brauchen, weil wir können es ja offenbar ruhig zum Fenster rausschmeißen. Und gleichzeitig keine Erhöhung der So-zialhilfe, weil das kann man sich nicht leisten, und gleich-zeitig minus 1 500 Lehrerinnen und Lehrer in Wien, weil das kann man sich nicht leisten. Also das geht nicht zu-sammen, meine Damen und Herren!

Insofern kann ich abschließend nur mehr eines sagen: Wer die Zukunft angehen will und wer ein Vorzeige-modell sein will in Wien, der braucht in der Tat Mut, der braucht den Mut, Missstände aufzuzeigen und konsequent zu verfolgen, dass es Änderungen gibt. So wie es die GRÜNEN getan haben, indem sie die Missstände, die Pflegemissstände in den Großgeriatrieheimen der Stadt Wien aufgezeigt haben, indem sie das konsequent weiter thematisiert haben und indem sie sich konsequent dafür eingesetzt haben, dass es Lösungen gibt. Und er-ste Lösungen sind bereits angegangen worden. Ohne die GRÜNEN hätte es das nicht gegeben, das wäre nicht einmal thematisiert worden. Sie würden heute da sitzen beziehungsweise von hier draußen sprechen und so tun. Aber wahrscheinlich würden Sie uns erzählen, wieso denn das alles nicht ist, gerade im Pflegebereich. Dafür braucht es Mut, und dafür braucht es die GRÜNEN. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Aber es braucht auch Mut, um neue Konzepte zu ent-wickeln und sie auch umzusetzen. Es braucht Mut, um verkrustete Strukturen aufzulösen und neue Strukturen an ihrer Stelle zu schaffen. Und es braucht auch Mut, um Geld, um Finanzen aus verkrusteten, veralteten, bequemen Bereichen, wo man es sich so schön gerichtet hat, wegzunehmen, damit man es hat, um es für andere Auf-gaben, die viel, viel wichtiger sind, ausgeben zu können. Zu all dem braucht es Mut, und die GRÜNEN haben die-sen Mut und sie haben auch diese Konsequenz und das haben wir mit den 23 grün-roten Projekten sehr wohl be-wiesen in den letzten Jahren. Ja, genau mit jenen Projekten, die von uns entwickelt worden sind, die von uns auch konsequent vorangetrieben worden sind und die von uns gemeinsam mit der SPÖ auch umgesetzt worden sind. 

Und wofür steht Grün heute, was gibt es hier für eine Leistungsbilanz? Ich kann nur ein paar von den 23 von dieser Stelle aus vorlesen. Biomassekraftwerk und Ökostromoffensive, Passivhaussiedlung – übrigens, die er-sten Wohnungen sind bereits bezogen –, Bioessen, das heißt gesundes Essen in Schulen, in Kindergärten, in Krankenhäusern und Pflegeheimen, bilinguale Klassen, ein zweites Modellprojekt für obdachlose Menschen in Wien, ein selbstverwaltetes Projekt, offener Fernsehkanal und vieles mehr.

Ich kann, meine Damen und Herren, nur mehr eines sagen: Wer mehr davon möchte, wer möchte, dass viel mehr solche Projekte umgesetzt werden in dieser Stadt, der wählt vorrausichtlich am 23. Oktober Grün. Vorerst sind die Wienerinnen und Wiener am Zug. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr Hahn.

StR Dr Johannes Hahn: Herr Vorsitzender!

Nach den Ausführungen von Frau Vassilakou habe ich jetzt eine erste leise Ahnung was Wiener Mut sein könnte, nämlich träumen am helllichten Tag von rot-grünen Projekten in Wien, auf Bundesebene, und das am Vorabend des grandiosen, geradezu apokalyptischen Scheiterns des rot-grünen Projekts in Deutschland. Das ist offensichtlich Ihr Wiener Mut. Na, ich gratuliere! (Beifall bei der ÖVP.)

Aber der vorliegende Auflösungsantrag besteht ja wirklich aus einer Mischung aus Blasphemie, Servilität und Larmoyanz, die schon beeindruckend ist, weil wenn man da liest – übrigens eingebracht wurde des Antrag natürlich von den GRen Oxonitsch und Vassilakou in trauter Eintracht –, in den letzten Monaten wurde spürbar und sichtbar, dass sich im Gemeinderat vertretene Parteien auf den Wahlkampf vorbereiten. Etwas ungeheuer Neues, haben wir schon heute hinreichend diskutiert. Dann frage ich mich nur, wann man mit dem Bau eines Hauses beginnt, erst dann, wenn man die Ziegel hingeliefert hat, oder ob man schon vorher mit der Arbeitsvorbereitung beginnt. Also sich auf einen Wahlkampf vorzubereiten für eine Wahl, die spätestens im März hätte stattfinden sollen und wo uns der Parteivorsitzende der Wiener SPÖ seit einem Jahr ständig erklärt, nächste Woche – ich übertreibe jetzt ein bisschen –, nächste Woche oder in einem Monat oder doch in einem Jahr fin-det Wahlkampf statt, also wir wurden ja geradezu gezwungen, uns auf einen Wahlkampf vorzubereiten. (GRin Inge Zankl: Mein Gott, Sie tun mir Leid!) Ihr beklagt ja diesen Umstand, dass ständig Wahlkampf ist. Ich finde – ich werde noch darauf zu sprechen kommen –, das ist für Wien, für die Weiterentwicklung Wiens, etwas ungeheuer Belebendes. Und dann lese ich auch, es wurden Kandidatenlisten beschlossen und Spitzenkandidaten gekürt. Also meines Wissens haben ausgerechnet jene Parteien, die heute die Neuwahlanträge einbringen, ihre Kandidatenlisten beschlossen und ihre Spitzenkandidaten. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Stimmt nicht! – GR Christian Oxonitsch: Wo denn?)
Also okay, bei der SPÖ mag es reichen, dass der Parteivorsitzende das seiner Sekretärin in die Feder dik-tiert (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.), und daher ist es wenig erheblich, wann das stattfindet, aber die wesentlichen personellen Entscheidungen wurden ja bereits von den Parteien getroffen, die sich heute darüber beschweren. (GR Christian Oxonitsch: Nicht einmal die Basis stimmt!)

Und dann regt man sich noch auf und bejammert, dass diese ganzen Aktivitäten von wahlkampfähnlichen Plakat- und Werbeaktionen begleitet wurden. Also das haben wir auch heute schon hinreichend diskutiert, wer da was macht. 

Aber eines, glaube ich, muss man schon einmal in aller Deutlichkeit ausführen, was die Wiener SPÖ-Stadträtinnen und -Stadträte in den letzten Wochen und Monaten an Information, Werbe- und sonstigen Kampagnen vorzugsweise und in den meisten Fällen ziemlich sinnloser Art und Weise getan haben und wie viel Millionen an Euro da hineingebuttert wurden. (GR Christian Oxonitsch: Na was, zum Beispiel? – GR Harry Kopietz: Was? Aufzählen!) Also die Müll-, die Energie-, die sonstigen Kampagnen, das sind alles ungeheuer wichtige Kampagnen (GR Harry Kopietz: Na und, stimmt das nicht?), weil sich nichts ändert, ob die Kampagne stattfindet oder nicht. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Marianne Klicka: Was der "KURIER" schreibt, ist das eine Information von uns?) 
Die Konsequenz aus all diesem, also dieser gesammelte Aufschrei beweist ja nur das schlechte Gewissen, das Sie haben. (Beifall bei der ÖVP.) Immer der, der sich aufregt, hat ein schlechtes Gewissen. (GR Christian Oxonitsch: Keine Müllvermeidungskampagne in der Stadt? – GR Harry Kopietz: Die ÖVP will keine Müllverbrennungskampagne in der Stadt!) Ich gratuliere zu den vielen Müllverbrennungsanlagen, die wir bauen, die auch in Nachbarbundesländern gebaut werden, die zum Beispiel dazu führen, dass wir Überkapazitäten haben, die dazu führen, das wir keine Müllvermeidung mehr ma-chen, keine Mülltrennung. Das ist das, was hier in der Stadt passiert. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber noch einmal: Ich nehme zur Kenntnis, das wissen wir schon seit langem, das, was hier an Informationsarbeit der Stadtregierung passiert, ist die ganz normale, tagtäglich, jahrein, jahraus stattfindende notwendige Informationsarbeit der Stadtregierung, die mit Wahlkampf und dergleichen überhaupt nichts zu tun hat. Dazu braucht man nicht 50 bis 70 Pressereferenten, dazu braucht man auch nicht ein Budget von 100 Millionen EUR. Das ist das, was State of the Art ist, das ist Informationsarbeit der Wiener Stadtregierung. (GR Harry Kopietz: Richtig!) Richtig, genau! Dazu ist nichts zu sagen, das ist der Wiener Weg der SPÖ. Das Geld, das wir eigentlich für andere Dinge verwenden könnten, in sinnlose Werbeaktionen hineinzustecken, weil mit dem Geld, das ihr in die Werbekampagnen hineinbuttert, könnten wir in Wien eine ganze Gesundheitsreform auf die Wege bringen, die den Wienerinnen und Wienern wesentlich mehr brächte. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber ich nehme zur Kenntnis, dass selbst Wortmeldungen, Wortmeldungen, nicht einmal Informationskampagnen, sondern Wortmeldungen der Opposition offensichtlich als gröbste Form der Insubordination empfunden werden. Das ist etwas, was mit einer freiheitlich-de-mokratischen Geisteshaltung zwar nicht vereinbar ist, aber ehrlich gesagt, in Wien sind wir auch nicht etwas anderes gewohnt. Es ist leider Gottes für uns nichts Neu-es. Ich registriere nur, dass diese Geisteshaltung in den letzten Wochen und Monaten vermehrt, verstärkt und deutlich spürbar in Erscheinung tritt oder zumindest auch wesentlich sozusagen ohne Scham zutage tritt.

Wenn der Herr Bürgermeister am letzten Wahlabend, mit einer absoluten Mandatsmehrheit ausgestattet, davon gesprochen hat, mit dieser Mehrheit in Demut umzu-gehen, dann haben offensichtlich nur Nicht-SPÖ-Wien-Funktionäre Demut als Demut verstanden. Für die Wiener SPÖ-Funktionäre und -Mandatare war das offensichtlich das Codewort für einen hemmungslosen Machtrausch, für Abgehobenheit, für Machtvollkommenheit, einfach für ein Gefühl, die Stadt gehört uns und wir sind die Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie sind jetzt auf einem Höhepunkt, die eine oder andere Umfrage mag Ihnen das ja durchaus bestätigen, ich sage Ihnen aber nur: Jeder Krug geht so lange zum Brunnen, bis er bricht, und Ihnen von der Wiener SPÖ wird es nicht anders ergehen. Die Wienerinnen und Wie-ner werden irgendwann einmal merken, wie Sie mit die-ser Stadt, wie Sie mit dem Eigentum der Wienerinnen und Wiener umgehen, und Sie werden die Rechnung serviert bekommen. Wahrscheinlich ist das einer der Gründe, warum Sie die Wahl vorverlegen, weil Sie Angst haben, dass dieser Tag rascher näherrücken könnte, als Sie glauben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Das ist ein Widerspruch in sich!)
Aber Resultat, lieber Herr Oxonitsch, Resultat Ihres Verhaltens ist ein zunehmendes Klima der Enge und des Zwanges in dieser Stadt, und ich werde Ihnen dann noch einige Beispiele dafür liefern, in welchem Klima, in welchem politischen Klima in dieser Stadt wir uns mittlerweile aufhalten.

Aber abgesehen davon: Ich habe heute geglaubt, ich bin bei einer anderen Veranstaltung. Herr Oxonitsch, wie Sie da Ihre Jubelberichte abgeliefert haben, ist ja die Problemlösungskompetenz dieser Stadtregierung eigentlich gegen Null gehend. Dass wir in dieser Stadt die höchste Arbeitslosenquote von ganz Österreich haben, das haben Sie zu verantworten. Daran ändert aber absolut auch nicht, dass Sie gerade in den letzten Monaten überproportional viele Menschen in Schulungsmaßnahmen geschickt haben und damit de facto einen Etikettenschwindel produziert haben, weil das an der zurückgehenden Zahl an Arbeitslosen leider Gottes absolut nichts ändert.

Dass in der Ära des Bgm Häupl in Wien 35 000 Ar-beitsplätze verloren gegangen sind, im selben Ausmaß in den anderen Bundesländern 170 000 Arbeitsplätze entstanden sind, das ist nicht gottgegeben, das ist häupl-zuverantwortend. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass Sie in allen relevanten Bereichen der kommunalen Versorgung die Wiener mit weit über die Teuerungsrate hinausgehenden Gebühren- und Tarifsteigerungen konfrontiert haben, haben auch Sie zu verantworten.

Dass Sie den Spitalskostenbeitrag, den jeder Wiener Patient, jede Wiener Patientin zu entrichten haben, um 20 Prozent hinaufgesetzt haben, obwohl Ihnen eine Stu-die des Instituts für Höhere Studien nachgewiesen hat, dass bei den Wiener Gemeindespitälern mittel- und lang-fristig ein Einsparungspotential von 190 Millionen EUR bestünde, das haben auch Sie zu verantworten. Es ist symptomatisch für das Tempo dieser Stadtregierung, dass Sie fast ein Jahr brauchen, um jetzt in einer Anfragebeantwortung festzustellen, dass die Methodik dieser Studie eine zweifelhafte ist. Erstens einmal würde ich sagen, das Institut für Höhere Studien hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten eine Vielzahl von Studien geliefert, wo ich noch nie gehört habe, dass es irgendwo eine Kritik an der Methodik gegeben hat, das bleibt Ihnen vor-behalten, diese zu finden, weil Sie offensichtlich mit der substantiellen Kritik dieser Studie nichts anfangen kön-nen beziehungsweise hier keine Einwände finden. Aber wie gesagt, die Antwort auf dieses Einsparungspotential ist eine Erhöhung um 20 Prozent bei den Spitalskosten-beiträgen.

Und dass Sie bei den Stadtentwicklungsgebieten, ob inneren oder äußeren, wie Aspern und Aspang jahre-, um nicht zu sagen jahrzehntelang nichts weiterbringen, ist auch symptomatisch. 

Dass Sie überhaupt keine wesentlichen Reformen auf die Reihe bringen und wenn, dann für kleine, ganz ausgewählte Gruppen wie die Wiener Landesbeamten, wo man dann eine spezielle Pensionsregelung schafft, die weit von jeglichen nationalen Harmonisierungsbemühungen entfernt ist, die aber den Wienerinnen und Wienern, den Wiener Steuerzahlern konservativ gerechnet in den nächsten 11 Jahren pro Jahr 60 Millionen EUR kosten wird, ein Geld, das man für andere Dinge wesentlich besser einsetzen könnte, auch das haben Sie zu verantworten. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass wir in Wien eine Bürokratie haben, die die Wienerinnen und Wiener und die Wiener Wirtschaft nicht nur belastet, ja sogar behindert, ist auch auf Ihrer Kappe zu verbuchen. Wir haben in Wien eine Situation, dass auf 22 Wienerinnen und Wiener ein Beamter kommt. In Oberösterreich kommt auf 36 Oberösterreicher und Oberösterreicherinnen ein Landes- oder Gemeindebediensteter. Der österreichweite Schnitt ist 27. Wir haben doppelt so viele Beamte wie in Brüssel. Damit da kein Missverständnis entsteht: Das ist keine Kritik an den Wiener Beamten, das ist eine Kritik an der zuständigen Politik, an Sie von der SPÖ. Sie sind für derartige Strukturen verantwortlich, Sie haben sie geschaffen, Sie hegen und pflegen sie und Sie entwickeln sie in Wahrheit weiter. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Konsequenz ist dann etwa, dass Genehmigungsverfahren – Bürokratie muss sich ja auch beschäftigen – in Wien doppelt so lange dauern wie in Österreich. Wir haben Bezirke, wo wir einen Rückstau von mehr als 400 Akten haben und de facto Genehmigungsverfahren für Betriebe mehr als ein Jahr dauern.

Wir haben eine Situation, und auch das haben Sie zu verantworten, dass in Wien immer mehr Menschen unter die Armutsgrenze gerutscht sind, und auch da haben Sie keine probaten Antworten. 

Und Sie müssen sich auch gefallen lassen, weil Sie ja immer so gerne Rankings zitieren – Herr VBgm Rieder ist ja hier ein Fan, jede Woche ein Ranking –, aber es gibt auch ein Ranking, das Sie nicht gerne zitieren oder eigentlich nie zitieren, da hat Wien auch aufgeholt, aber leider Gottes negativ. Vor drei Jahren war Wien noch an 77. Stelle, was die Frage anbelangt hat, was ist die teuerste Stadt der Welt. Wo sind wir jetzt? Sie haben es geschafft, unter die Top Ten zu rutschen. Wien gehört mittlerweile zu den 10 teuersten Städten dieser Welt. Und auch das haben Sie zu verantworten und nicht die Bundesregierung. (Beifall bei der ÖVP.)
Und dass wir auch österreichweit die höchsten Kindergartentarife haben und Sie das noch im Herbst mit ei-ner weiteren Verteuerung um 3 EUR toppen werden, ist auch eine hausgemachte Geschichte Wiens und nicht ei-ne der Bundesregierung. 

Und dass Sie dabei gleichzeitig zehntausende Kinderbetreuungsplätze in Wien noch immer nicht angeboten haben, liegt letztlich auch in Ihrer Verantwortung, ob-wohl Sie letztlich schon lange über diesen Bedarf Be-scheid wissen.

All das, meine Damen und Herren von der SPÖ, sind Dinge, die wir Ihnen hier und auch an anderer Stelle schon oft gesagt haben und die wir Ihnen auch noch in den nächsten Monaten oft genug sagen werden, weil lei-der Gottes eine große Verlässlichkeit gegeben ist, dass sich daran nichts ändert. In Wien ist im Gegensatz zu dem, was Sie immer zu vermitteln versuchen, in der Tat nicht alles paletti. Aber wir werden Sie auch daran erinnern, dass Sie außer dem Feiern von Festen und dem gigantischen Hineinpulvern in Eigen-PR nicht wirklich et-was auf die Reihe bringen und im wahrsten Sinn des Wortes davon leben, dass die einnahmenseitige Verantwortung im Wesentlichen nicht bei Ihnen, sondern beim Bund liegt und dass Sie im Windschatten des Finanzaus-gleichs die dann aufzuteilenden Gelder bekommen und sich in der Rolle des Good Guy gefallen. 

Würden Sie nach all den Erfahrungen, die wir mit der Wiener SPÖ als Regierung machen mussten, und mit Ihrem grundsätzlichen wirtschaftlichen Verständnis Verantwortung in der Republik tragen, dann Gnade uns Gott. (Beifall bei der ÖVP.) Denn da bin ich überzeugt, und das können wir auch belegen, dass die Steuerbelastung mittelfristig um mindestens 20 Prozent in die Höhe schnellen würde, weil Sie mit dem Vorhandenen nie und nimmer das Auslangen finden. 

Worauf ich aber jetzt noch zu sprechen kommen mö-chte, auch aus gegebenem Anlass, weil es so symptomatisch für die Veränderung des politischen Klimas in der Stadt ist, ist der Umgang mit Ideen und deren geplanter Umsetzung, wenn sie von anderen, vorzugsweise von politischen Mitbewerbern kommen. Als wir etwa die Idee hatten, die Nachtautobuslinie auf der Strecke des 13A umzusetzen, was übrigens nichts anderes war als das reale Umsetzen eines Vorschlages, den alle Parteien des 4. und 8. Bezirkes mit den Bezirksvertretungen durch Jahre hindurch, also auch die SPÖ Bezirksorganisationen, beschlossen haben, war einmal das Erste, dass uns die WIENER LINIEN mit einer Reihe von Auflagen betonieren wollten, so nach dem Motto: Über die könnt ihr eh nicht drüberhupfen. Ich sage ganz offen: Wären wir schreckhaftere Gemüter, hätten wir es wahrscheinlich bleiben lassen, aber wir sind ja von euch über die Jahre und Jahrzehnte hochtrainiert und haben uns daher ja auch keine Sekunde vom geplanten Vorhaben abschrecken lassen. 

Was aber das wirklich Bemerkenswerte war, war, dass das Autobusunternehmen, mit dem wir das Projekt realisieren wollten, zufälligerweise eines war, das auch in Wien Vertragspartner der WIENER LINIEN ist. Und es hat, glaube ich, keine Stunden gedauert, dass dieses Autobusunternehmen von den WIENER LINIEN mehr oder weniger ohne Wenn und Aber vor die Alternative gestellt wurde, entweder sie machen mit den WIENER LINIEN weiter ihre geschäftliche Kooperation oder mit der ÖVP. Natürlich musste dieses Unternehmen dann von der Zusammenarbeit mit uns Abstand nehmen, und jetzt arbeiten wir mit einem Klosterneuburger Unternehmen zusammen, was übrigens die interessante Konsequenz hat, dass wir mit umweltschonenderen Bussen, abgasärmeren Bussen fahren. Wir sind sehr zufrieden mit dieser Zusammenarbeit, aber es ist ein Nichtwiener Unternehmen. Gratuliere zur Unterstützung der Wiener Wirtschaft! (Beifall bei der ÖVP.)

Dann höre ich aber auch von Unternehmen, die sich beispielsweise bemühen, eine Betriebsstätte auf einem Grundstück zu bekommen, das einem Unternehmer ge-hört, das wiederum im Besitz der Stadt Wien steht, dass dieses Unternehmen beziehungsweise die Eigentümer mehr oder weniger unumwunden aufgefordert werden, dem sozialistischen Wirtschaftsverband beizutreten. Bei einem anderen Betriebsbesuch erzählt mir die Chefin, sie wollte sich um einen Auftrag bei der Stadt Wien bemühen, der ausgeschrieben war. Freundlicherweise hat man sie aber im Vorfeld schon darauf aufmerksam gemacht, dass dieses Bemühen von einer relativen Aussichtslosigkeit gekennzeichnet sein wird, weil einer der Mitbieter ein gemeindeeigenes Unternehmen ist und die-ses zum Zug kommen soll. Es handelt sich hier nicht um den Compress Verlag, der steht ja offiziell nicht im Besitz der Gemeinde Wien, aber Parallelitäten sind nicht von der Hand zu weisen, und ich nehme an, es gibt leider nicht nur diese beiden Fälle. 

Meine Damen und Herren! Ich habe diese Geschichte in den letzten Tagen und Wochen ein paar Mal erzählt, und vor kurzem hat mir eine ältere Dame gesagt: Das sind ja Zustände wie in den 60er Jahren. Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich weiß nicht, wie die Zustände in den 60er Jahren waren. Ich weiß nur, es ist definitiv unwürdig und auf das Schärfste zurückzuweisen, dass wir einen Zustand am Beginn des 21. Jahr-hunderts haben, von dem ich angenommen habe, dass er weit im vorigen Jahrhundert, weit vor den 60er Jahren eigentlich angesiedelt gewesen wäre. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber es kommt ja noch toller beziehungsweise ich kann Ihnen authentisch, aus erster Hand berichten, es ist ja hinlänglich durch die Medien gegangen, dass sich die Wiener Volkspartei seit Jahren bemüht, die Neugestaltung des Donaukanals auf die Wege zu bringen. Wir wür-den das gerne Kleine Donau nennen, übrigens ein Begriff, der nicht uns eingefallen ist, sondern einem jungen Wiener Umweltstadtrat, vor eineinhalb Jahrzehnten, Michael Häupl, glaube ich, war sein Name. Der hat damals mit einem Kollegen, Planungsstadtrat Swoboda, ei-ne Pressefahrt gemacht, im Zuge dieser Pressefahrt die Idee ventiliert, man könnte doch als ein auch symbolisches Upgraden des Donaukanals eben diesen Donaukanal Kleine Donau nennen. Wir haben diese Idee aufgegriffen. Wir finden ja, dass man gute Ideen, auch wenn sie vom politischen Mitbewerber kommen, nicht vom Tisch wischen sollte. Wir haben hier einen Antrag gestellt, und zu unserer Verblüffung wurde der von der SPÖ unter dem Parteivorsitzenden Häupl abgelehnt. Aber so ändern sich die Zeiten. Es würde mich übrigens interessieren, was diese Meinungsänderung für Ursachen hatte.

Also jedenfalls, wir bemühen uns seit 25 Jahren, diesen Donaukanal zu beleben, denn gerade im innerstädtischen Bereich – ich glaube, da sind wir uns ja einig – ist das Ganze ein ästhetischer, ein optischer Schandfleck, den es zu korrigieren gilt. 

Wir haben also viele Jahre Vorschläge gemacht, wie es die Aufgabe einer engagierten Opposition ist. Wir haben im Vorjahr Kreative eingeladen, Vorschläge zu machen. Wir haben eine Ausstellung gemacht. Viele die-ser Vorschläge – ich sage einmal Vorschläge von Kreativen und nicht wirklich umsetzbar – sind in der Tat wirklich umsetzbar, ohne großen Aufwand. Man kann sie temporär machen, man könnte sie dauerhaft machen. Wir haben das Ganze auch in Form eines Buches publiziert. Also wir betreiben wirklich mit Ernsthaftigkeit diese Aktivität.

Und nachdem also hier von Seiten der offiziellen Stadtregierung nichts passiert ist, sind wir, wie in anderen Fällen auch, dazu übergegangen und haben gesagt: Okay, wir nehmen eines dieser möglichen Beispiele und setzen es um. Und auch da wiederum, gestehe ich ganz unumwunden, ist das Copyright nicht bei uns, sondern bei anderen Städten in Europa, in Paris, in Hamburg, in Berlin, neuerdings auch in Rom, Tiber, also die Geschichte mit den Sandstränden an den Flussläufen. 

Wir haben gesagt okay, wir werden auch in Wien am Donaukanal auf der sonnenbeschienenen Seite des zweiten Bezirkes so eine Etappe, einen Abschnitt gestalten, wo wir einen Sand aufschütten und dort eine attraktive, abwechslungsreiche, gastronomisch wie musikalisch mit Freizeiteinrichtungen interessante Zone errichten. 

Soweit, so gut. Was war die Folge dieser Initiative? Ich meine, ich habe nicht erwartet, dass der Herr Bürger-meister oder irgendwelche SPÖ-Stadträte oder andere Vertreter dieser Riege jetzt herkommen und uns oder mir auf die Schulter klopfen und sagen: Super, gut, klasse Initiative, hätte uns auch einfallen können, schön, dass ihr das macht. Es haben eh andere getan, und wir haben uns auch darüber gefreut. Wir tun ja das für die Wienerinnen und Wiener, weil wir aus Umfragen und vielen Ge-sprächen wissen, dass es diesbezüglich ein großes Be-dürfnis gibt. 

Aber wir sind ja bekanntlich in der so genannten Wohlfühlstadt, und darauf hat die SPÖ ein Monopol, in der Abwandlung eines schon sehr alten Zitats: Wer sich in dieser Stadt wohlzufühlen hat, das entscheide ich, der Herr Bürgermeister, und wer das Wohlfühlen bereitstellt, erst recht ich. 

Die Konsequenz aus diesen Bemühungen war, dass man unsere Organisatoren bei der Planung und Durchführung nach allen Regeln der Kunst schikaniert hat. (GR Harry Kopietz: Was ist passiert? – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Was ist vorgefallen? Man darf nicht so wehleidig sein!) Wir sind nicht wehleidig, Frau Wehsely. Ich sage nur, es wäre schön, wenn man alle mit einem gleichen Maßstab behandeln würde und nicht unterschiedlich gewichtet, wer der Initiator und Umsetzer einer Idee ist. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Können Sie uns ein paar von diesen Schikanen sagen?) Ja, ich komme schon. (GR Christian Oxonitsch: Das war bitte beim Herrn Planungsstadtrat Görg!)

Es gibt zum Beispiel einen Donaukanalkoordinator. Übrigens nicht den ersten, es gibt mittlerweile schon sie-ben. Die ersten sechs sind grandios gescheitert, weil sie zum Teil Aktivitäten entwickeln wollten, die offensichtlich den Herrschenden nicht gepasst haben. Aber bitte, der jetzige Donaukanalkoordinator hat vollmundig in einem Presseinterview erklärt: Wir unterstützen alle Initiativen, wir stellen Ihnen die Infrastruktur zur Verfügung. Also die Botschaft war: Wer immer Ideen hat, sie werden von uns blitzartig umgesetzt. Blöd ist nur, wenn diese Idee von der ÖVP oder von einem anderen politischen Mitbewerber kommt, da krampft man sich plötzlich ein und macht Schwierigkeiten. (GR Harry Kopietz: Inwiefern?)

Na ja, es hat sehr lange Schwierigkeiten gegeben mit der Bereitstellung von ganz banalen Infrastruktureinrichtungen wie Wasser- und Stromanschlüsse, wo es 100 Meter weiter überhaupt kein Problem ist, was aber zufälligerweise in dem von uns in Aussicht genommenen Ab-schnitt ein ungeheuerliches Problem dargestellt hat. Aber bitte, Wien ist anders, und daher haben wir auch das zur Kenntnis genommen. (GR Harry Kopietz: Solche Einrichtungen muss man selber herstellen!) Es ist auch, lieber Herr Kopietz, interessant, dass uns diese Bewilligung nur für dieses Jahr gegeben wurde, währenddessen der Be-werber am Herrmannpark, der gestern die Freude hatte, eröffnen zu dürfen, bereits diese Bewilligung bis 2015, also für 10 Jahre, bekommen hat. (Unmutsäußerungen bei der ÖVP.) Ein Schelm, der sich etwas Böses denkt dabei. (GR Christian Oxonitsch: Der hat aber auch die Genehmigung gebraucht!)
Ich gehe ja davon aus, dass in dieser Stadt alles mit rechten Dingen zugeht, und daher gibt es wunderbare Begründungen, warum das bei uns anders ist.

Ich registriere auch, dass unsere Leute, die das organisieren, ständig mit neuen Schikanen konfrontiert werden. Und, meine Damen und Herren von der Stadtre-gierung, wissen Sie, ich, der nicht operativ damit beschäftigt ist, muss, ehrlich gesagt, darüber lachen und schmunzeln. Leid tun mir wirklich unsere Leute, die sich hier engagieren und arbeiten, dass sie Tag und Nacht mit derartigen, ehrlich gesagt, sinnlosen Schikanen konfrontiert werden und ihnen die Arbeit nahezu unmöglich gemacht wird. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Welche? Können wir die einmal wissen?) Ja, soll ich mich ständig wiederholen? (GR Harry Kopietz: Stellen Sie die einmal auf! – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir würden gerne die Schikanen hören! – GR Harry Kopietz: Können wir die Liste haben?)
Wir können gemeinsam hingehen, uns das alles anschauen, und ich bin überzeugt: Dort, wo die Stadtregierung will, geht alles blitzartig. Denn das wirklich Interessante ist, dass der Mitbewerber, wobei ich gar nicht sa-ge, Mitbewerber, ich finde es ja schön, wenn jetzt plötzlich dort etwas passiert, ich finde es nur interessant, dass plötzlich alle dort das Gleiche verwirklichen. Das Schöne wäre ja, wenn man dort am Donaukanal einen Wettbewerb der Ideen, der Angebote, der verschiedenen Möglichkeiten machen würde. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sagen Sie endlich die Schikanen, bitte!) Aber nein, ich stelle fest, Frau Wehsely, dieses Jahr ist Sand in, deswegen schütten jetzt alle Sand auf. Wir werden näch-stes Jahr, ich kündige es heute schon an, etwas mit Bäu-men machen. Wir haben noch nicht festgelegt, welche Bäume, aber ich nehme an, Sie werden auch darauf rea-gieren können, weil Sie ja bekanntlich im Abkupfern unglaublich stark sind und in der Schaffung von eigenen Ideen unglaublich schwach. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir würden gerne auf Ihre Schikanen reagieren können!)
Aber, wie gesagt, mit der einen Aktion am Herrmannpark waren Sie sich ja offensichtlich nicht sicher, dass Sie damit den Wurschtl hinreichend erschlagen, wobei ich Ihnen ja sage: Den Wiener Wurschtl kann man nicht erschlagen, denn er ist das Gewissen Wiens. 

Also deswegen wird jetzt an der Stelle, wo das Forstamt dort noch immer steht, eine dritte, ähnliche Aktivität geplant, und siehe da, da gibt es so schnell die Bewilligungen und Abwicklungen, dass die es sogar schaffen, zeitgleich mit uns nächste Woche, sogar am selben Tag, das ist überhaupt reine Zufälligkeit, das zu eröffnen. 

Ich bin ja ganz begeistert über diese gnadenlose Ideenvielfalt und wie das alles sprüht bei euch. Ich höre auch, das wird verwirklicht in einer Public Private Partnership-Aktivität, also zwischen Wien und den Privaten. Das heißt PPP. In Wien heißt es Partei Partei Partei (Beifall bei der ÖVP.), und wenn man dreimal Partei Partei Partei sagt, dann hupft offensichtlich die Wiener SPÖ heraus. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Selten so ge-lacht!) Na gut, sei's drum. 

Ich freue mich, dass etwas möglich wird in Wien. Und wenn das offensichtlich das Ergebnis des von Ihnen so verteufelten Wahlkampfes ist, und wenn die Konsequenz eines derartigen Wahlkampfes ist, dass nach 25 Jahren dort etwas passiert, dann bin ich dafür, dass wir eigentlich immer Wahlkampf machen. Abgesehen davon, dass wir ja bekanntlich nicht wissen, wann diese Wahl tatsächlich stattfindet, und das ist ja eigentlich das nächste Kuriosum. 

Und da komme ich schon zum Schluss, weshalb wir heute unsere Zustimmung zu diesem Auflösungsantrag nicht geben, obwohl wir im Prinzip ja sehr damit einverstanden sind, dass diese Wiener Stadtregierung sobald als möglich abgewählt wird. (GR Kurt Wagner: Sie machen jetzt ein Looping!) Aber es ist wirklich Ausdruck dieser unglaublichen Abgehobenheit der Wiener SPÖ, dass sie sogar entgegen einer in Wien praktizierten Praxis in der Vergangenheit diesmal nicht einmal den Termin für die Wahl in den Auflösungsbeschluss hineinschreibt. (GR Harry Kopietz: Weil wir noch immer auf den Bundeskanzler warten!) Was wollt ihr immer mit dem Bundeskanzler? (GR Harry Kopietz: Vielleicht will der auch wählen!) Soll jetzt in allen acht oder neun Bundesländern immer die Nationalratswahl mit der Landtagswahl stattfinden? Sagt, was bildet ihr euch eigentlich ein? (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das war aber jetzt gemein!) Ihr nehmt euch in einem Ausmaß wichtig, das überhaupt nicht an-gebracht ist. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Ich werde dann sagen, warum!) Konzentriert euch in Gottes Namen endlich auf Wien, da habt ihr Arbeit, Arbeit, Arbeit, und der Tag würde zu kurz werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber es ist ja bemerkenswert, ich meine, diese Bemerkung kann ich mir ja nicht verkneifen, dass natürlich bei diesem Antrag auch die Wiener GRÜNEN mitmachen. Und um beim Donaukanal zu bleiben: Sie sind ja offensichtlich wirklich die grünen Schwimmflügerl der SPÖ. Eine andere Formulierung verbittet mir ja meine gute Kindesstube, aber es passt irgendwo ins parteipolitische Gesamtbild. Und wir haben das die letzten Tage schon gesehen, wenn ich an die Diskussion um die Verlängerung des Kontrollamtsdirektors denke. Das Verhalten der Wiener GRÜNEN – aber bitte, ich bin dankbar für diese Klarstellungen – offenbart einmal mehr, dass die einzige wirkliche bürgerliche Plattform dieser Stadt die Volkspartei ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber, meine Damen und Herren von der SPÖ, ich kann Ihnen eines versprechen, um noch einmal auf die Diskussion, auf den Donaukanal zurückzukommen: Wenn der Effekt eines Wahlkampfes wirklich darin besteht, dass endlich in dieser Stadt etwas passiert und weitergeht, dann garantiere ich Ihnen, jedenfalls von Sei-ten der ÖVP, dass am Tag nach der Wahl der Wahlkampf fortgesetzt wird. – Danke. (Anhaltender Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Als Nächster zu Wort gemeldet – der Applaus reicht schon –: Herr GR Strache. – Es haben alle ihre 20 Sekunden Applaus, das ist demokratisch vom Vorsitzenden festgelegt. – Herr GR Strache, bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe heute schon sehr, sehr belustigt die Rede vom Klubobmann Oxonitsch zur Kenntnis genommen. Also wirklich belustigend war, wie er sich gewunden hat, um hier ein Argumentarium aufzubauen, das rechtfertigen soll, dass man einen Auftrag bekommen hat von den Wählern im Jahr 2001, wo ja der Auftrag ein deutlicher war, nämlich eine absolute Mehrheit erhalten zu bekommen, mit der man alles besser machen kann, wo einen keiner aufhalten kann und das auch bis zum Ende der Legislaturperiode so zu halten und fleißig zu arbeiten. Aber das war es ja leider nicht. Es war ja ein reines Verwalten, wo Gestaltung nicht mehr gegeben war. Aber er hat das heute lustig begründet. Er hat gesagt, wir müssen Klarheit schaffen. Also die Klarheit ist irgendwie nicht rübergekommen. Das war sehr trüb, Herr Oxonitsch, was Sie heute zum Besten gegeben haben, sehr trüb und mit vielen Nebelgranaten.

Ich glaube schon, dass es notwendig wäre zu arbeiten und bei den Problemen in dieser Stadt anzusetzen, anstatt in ein künstliches vorgezogenes Neuwahlkasperltheater zu gehen, das Sie da heute inszenieren und wo in Wirklichkeit natürlich der Steuerzahler belastet wird. Der wird belastet und auf dem Rücken des Steuerzahlers, des Wiener Steuerzahlers, laden Sie Ihre parteipolitischen taktischen Spielchen ab. Das ist es, weil die Pro-bleme so groß geworden sind und Sie nicht bereit sind, irgendetwas dagegen zu unternehmen, eh klar, denn Sie sind ja verantwortlich für die Probleme in dieser Stadt.

Und wenn dann dem Herrn Klubobmann auch noch so ein kleiner Rechenfehler passiert, wo er sagt, vier Mo-nate sind es, wo das früher stattfindet, dann muss ich schon sagen: Bitte lernen Sie einmal rechnen, Herr Oxonitsch! Aber damit hat die SPÖ in dieser Stadt ja bei al-len Budgets, bei allen Rechnungsvoranschlägen immer schon Probleme gehabt, weil es mindestens fünf Monate sind. Wenn Sie immer von vier Monaten sprechen, dann haben Sie sich zumindest um einen Monat geirrt!

Das ist so eine Kleinigkeit, genauso wie beim Budget, wo man halt um 40 Millionen EUR zu niedrig budgetiert. Das sind die Kleinigkeiten, die halt bei der SPÖ immer wieder einreißen und die man einfach so locker immer wieder einfließen lässt.

Zu dem, was vielleicht noch anzumerken ist, und das habe ich auch schon diese Woche für mich festgehalten: Es wäre von Seiten der SPÖ in dieser Stadt notwendig gewesen, endlich eine Rapid-Viertelstunde einzuläuten und einzuklatschen. Das wäre es, aber genau das ist es ja. Der Bürgermeister ist Austrianer und weiß daher nicht, dass es notwendig wäre, in den letzten 15 Minuten noch einmal gescheit zu arbeiten. Er geht nach dem Prinzip her, in der 75. Minute 1 zu 0 zu führen und zu sa-gen: Huch, jetzt habe ich als Austrianer eine Angst, in den letzten 15 Minuten vielleicht noch ein oder vielleicht sogar zwei Bummerl noch zu erhalten. Jetzt müssen wir schnell das Spiel abbrechen, weil wir damit unseren Sieg vielleicht sicherstellen können. Das ist ja der Hintergrund des Herrn Bürgermeisters, warum er so handelt. Aber ich sage Ihnen, es gibt eine Nachspielzeit, die wird vielleicht nur drei, vier Minuten dauern, aber in dieser Nachspielzeit werden wir Ihnen noch ein Bummerl schießen. Das kann ich Ihnen versprechen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und wenn Sie davon gesprochen haben, Herr Oxonitsch, dass Sie ja so großzügig auf die Opposition eingegangen sind und wirklich versucht haben, Gespräche zu führen und gute Ideen einfließen zu lassen, also wirklich diese Demokratie, die in der Stadt ja nicht vorhanden ist, zu leben, dann ist es schon interessant, wie das auch wieder bei der Bestellung des Kontrollamtsdirektors ab-gegangen ist. Da hat man das gesehen! Also genau das Gegenteil ist der Fall! Sie fahren einfach drüber! Das ist Ihre Mentalität: Wir sind wir, uns gehört diese Stadt. Was die Bürger wollen, interessiert uns nicht. Wer nicht spurt, kriegt Probleme. Wenn er ein Beamter ist, dann kann er damit rechnen, dass er vielleicht sogar fliegt. Das ist ja genau die Mentalität, die Sie in der Stadt rüberbringen! 

Sie bringen die Mentalität hinüber, wer nicht funktioniert, der kriegt alle Schwierigkeiten dieser Welt, weil wir ja auch alle Macht in dieser Stadt haben und daher auch allen Druck, den wir zur Verfügung haben, einsetzen können, wo auch viele, viele Menschen in dieser Stadt darunter leiden. (GR Christian Oxonitsch: Neuwahlen sind eine Schwierigkeit für Sie!) Das ist halt leider Gottes Ihre Mentalität!

Aber das geht auch vielen Menschen auf die Nerven. Und ich habe es schon am Beispiel Floridsdorf aufgezeigt. Da fährt man über die Menschen mit einem Asylwerberheim drüber, ohne sie zu informieren. Dann macht man, nachdem es schon beschlossen ist, die Informationsveranstaltung. (Aufregung bei der SPÖ.) Dann sitzen über tausend sozialdemokratische Parteimitglieder dort, Bürger dieser Stadt, auch Mitglieder Ihrer Fraktion, wahr-scheinlich die längste Zeit Mitglieder gewesen, das sage ich auch dazu, und dann kriegen sie dort mitgeteilt, wenn sie sich über Ihre Mentalität aufregen, ich zitiere noch einmal den Arbeitersamariterbundpräsidenten: "Halt´s die Goschn!" (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) 
Ja, wenn man so redet mit den Bürgern in dieser Stadt, wenn sie Probleme haben, dann darf man sich nicht wundern, dass immer mehr wirklich politikverdrossen sind und immer mehr Bürger im Grunde genommen sagen: Na ja, was erwarte ich mir da eigentlich von den politischen Parteien und vor allen Dingen von der SPÖ? Da kann ich nichts mehr erwarten. Deshalb haben wir ja auch so viele Nichtwähler in der Stadt, viele Nichtwähler, 40 Prozent das letzte Mal bei der Wiener Wahl. Und das geht in Richtung Politikverweigerung (GR Godwin Schuster: Wegen der Spesenritter!), weil die Wähler sagen, die Genossen sind wie eine Taube, die versprechen uns im-mer alles vor der Wahl und nach der Wahl machen sie uns immer auf den Kopf! 

Das ist doch das Prinzip und deshalb ist diese Politikverdrossenheit. Deshalb ist ja auch die Politikverweigerung eine große Gefahr und der werden wir entgegen-wirken, weil wir auch für die Wähler ein Angebot machen und die Wähler bei uns auch sicher sein können, was bei uns in Zukunft zu erwarten sein wird (Heiterkeit bei der SPÖ.): Sichere Oppositions- und Kontrollpolitik. Bei allen anderen Parteien in diesem Haus kann man sich da nicht sicher sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ganz kurz auch zu den großen Visionen, die der Herr Klubobmann, nicht Klubobmann, der Landesparteiobmann, der neu gewählte von der ÖVP, nämlich der Gio, wie er sich selber nennt, der Gio Hahn, zum Besten ge-geben hat. 

Also ich muss schon wirklich sagen: Großartige Visionen wurden hier heute 30 Minuten zum Besten gegeben! 30 Minuten über einen 100 Meter-Sandstreifen zu reden - also wenn das die Probleme der ÖVP in dieser Stadt sind, dann kann ich nur sagen, es fällt wirklich nie-mandem auf, wenn ihr euch auflöst! Das habt’s wahrscheinlich eh schon gemacht. Das würde niemandem in dieser Stadt auffallen. Ihr seid einfach nicht existent und das ist euer Problem! (Heiterkeit bei der ÖVP. – Beifall bei der FPÖ.) 

Von den ehemaligen bunten Vögeln ist wirklich nur mehr ein lahmes graues Täubchen übrig geblieben. Es ist wirklich traurig, aber das war heute wieder eine Bestätigung, die Herr Hahn hier heraußen inhaltlich mit seinem Sandprojekt zum Besten gegeben hat. Also ich glaube, die Wiener haben anderer Probleme als einen 100 Me-ter-Sandstreifen in dieser Stadt und ob dort jetzt schneller Strom zugeführt werden kann oder später - ich glau-be, das ist nicht wirklich das Problem der Wiener.

Und zu dem, was Kollegin Vassilakou gesagt hat. Also eines möchte ich noch einmal festhalten: Die Freiheitliche Partei ist heute sowohl auf Bundesebene als auch in Wien in Opposition – eine ganz klare Positionierung. Ich habe eine Partei übernommen, die verkauft und ver-raten worden ist, das wissen Sie. Ich habe Verantwortung übernommen. Ich habe ein Chaos vererbt bekommen, mit dem ich jetzt aufräume. Wir haben jetzt nur mehr eine FPÖ-Abgeordnete im Parlament sitzen, die im Sinne unserer Parteibeschlüsse dort Politik macht. Aber da kann ich dazu festhalten: Gerade in der EU-Frage hat die eine Abgeordnete mehr Rückgrat und Charakter ge-zeigt als alle anderen 182 Abgeordneten im Parlament! Alle Parteien von SPÖ, ÖVP, GRÜNEN und das BZÖ sind in der Europafrage umgefallen. Gegen die Interessen der Österreicher haben sie in der europäischen Unionsverfassungsfrage abgestimmt und haben keine Volksabstimmung möglich gemacht. Sie haben den An-trag in dieser Frage auf Volksabstimmung, der von der FPÖ eingebracht worden ist, gar nicht unterstützt. Das ist auch etwas, was die Menschen sehen können. Das heißt, in der EU-Frage spielen Sie voll mit, weil ja schon heute feststeht: Sie fallen sicher um. Die Frage ist nur: In welche Richtung? Nach links oder nach rechts?

Van der Bellen wird sicher umfallen. Das steht heute schon fest. Geht sich eine Mehrheit mit der SPÖ aus, fällt er nach links um, geht sich eine Mehrheit mit der ÖVP aus, fällt er nach rechts um, der Eurofighter ist dann sowieso eine Selbstverständlichkeit. Er wird er auch dort umfallen, das haben wir eh schon gehört. Das ist festste-hend. Also da haben die Wähler die letzten Wochen schon einiges mitbekommen und können genau differenzieren!

Und in Wien ist es ähnlich. Da gibt es ja jetzt schon die rot-grünen Projekte, unter denen die Bürger in dieser Stadt leiden: Das Kasperltheater um die Radgeschichte, das wir erlebt haben. Was da alles für Blödheiten auf dem Rücken und auf Kosten der Steuerzahler passiert sind. Und da gibt es viele, viele Dinge mehr wie das Aus-länderwahlrecht, das Sie gemeinsam mit den Genossen hier durchpeitschen wollten, ein verfassungswidriges Ge-setz, wo zum Glück die FPÖ als eine verlässliche und die verlässliche Oppositionspartei in dieser Stadt diese verfassungswidrige Vorgangsweise verhindert hat, indem wir zum Verfassungsgerichtshof gegangen sind. (Beifall bei der FPÖ. – Aufregung bei GRin Mag Maria Vassilakou und StR David Ellensohn.)

Und das macht uns auch stolz, denn das ist ja auch das Entscheidende: Die Rechte der Staatsbürger gilt es in Wien abzusichern, die sind an allen Ecken und Enden in dieser Stadt gefährdet. Und da braucht es eine österreichische Heimatpartei, eine Heimatpartei, die auch die Heimatinteressen der Wiener ernst nimmt und hier nicht einfach immer nur andere Interessenslagen in den Vordergrund stellt.

Aber es gibt viele Probleme. Ich möchte schon auch natürlich genau jene Probleme ansprechen, die sich in den letzten Jahren abgespielt haben und wo es einen absoluten Alleinverantwortlichen dafür gibt, nämlich die SPÖ und Bgm Häupl. 

Das ist zum einen der Wiener Pflegebereich. Der Wiener Pflegebereich, wo Patienten, Pfleglinge misshandelt worden sind, die Abschiebung der Verantwortung auf diejenigen, die es überhaupt nicht trifft, nämlich auf das Pflegepersonal, das ja unter den Zuständen dort leidet. Aber da hat man halt die Verantwortung abgeschoben. Die Verharmlosung dieser menschenunwürdigen Zustände und wo wir auch notwendig waren, damit es zu einer Untersuchungskommission gekommen ist. Wir Freiheitlichen haben die Untersuchungskommission ja auch initiiert und haben Druck gemacht. Das ist ja au-ch notwendig und Sie haben bis heute nichts daraus ge-lernt! Bis heute sind Sie nicht bereit, im Pflegebereich endlich eine positive Veränderung festzusetzen, nämlich einen freien Zugang zum Markt zu schaffen und direkt dem Pflegling die Förderung zukommen zu lassen, sodass der Pflegling entscheiden kann, in welches Heim er gehen will und wo er sich wohl und geborgen fühlt. Dann würde es solche Zustände wie in Lainz nicht geben, weil da jeder Pflegling sagen würde: Dort bringe ich mein Geld mit Sicherheit nicht hin, wenn auf einem Pavillon solche Missstände vorherrschen. (Beifall bei der FPÖ.)
Das ist das, was Sie bis heute durch das Monopol verhindern, das Sie auf dem Rücken der Pfleglinge aufrechterhalten, die Bittsteller in dieser Stadt sind, die „Bitte, bitte“ sagen müssen, damit sie, wenn sie Glück haben, ein Pflegeheim zugewiesen bekommen und dann noch schlecht behandelt werden und in Wirklichkeit zu Menschen degradiert werden, die dort eben menschenunwürdig, ohne Respekt und Würde, leider Gottes, Behandlung finden. 

Aber auch im allgemeinen Sozialressort fehlten dreistellige Millionenbeträge. Einigen Behindertenvereinen, denen vorher auch zugesagt wurde und auch die Bewilligung gegeben wurde, dass sie eine Finanzierung bekommen, hat man das im Nachhinein einfach gestrichen. Es ist auch so, dass VBgmin Grete Laska beim Budgetvoranschlag die Schulden des KAV für die Pflegeleistungen einfach vergessen hat, nämlich einfach in ihren Vor-anschlag einzurechnen. 

Bei den Zahlenspielen, die man heute auch feststellen konnte, da habt’s ihr wirklich ein Problem! Wenn es um Zahlen geht, habt’s ihr immer ein Problem! Da sind immer Fehler drinnen und das macht natürlich große Sorgen. Wenn man sich die Verschuldung der Stadt ansieht, wenn man die Zahlenbeispiele, die Oxonitsch heute gebracht hat, auch anführt, wenn man sich die Zahlenbeispiele des Laska-Ressorts ansieht - das ist al-les schon sehr eigenartig und zumindest kritisch zu betrachten. Da muss man wirklich Angst haben, dass mit dem Geld nicht gut umgegangen wird, wie das ja schon einmal auf Bundesebene ja auch bestätigterweise der Fall war, wenn man 2 200 Milliarden ATS Schulden auf dem Rücken der Steuerzahler macht! Da haben Sie ja schon einmal bewiesen, wenn’s ums Geld der Anderen geht, ja, dann sind Sie nicht zimperlich und da verrechnet man sich ja auch gerne.

Dort, wo ich auch meine Verantwortung habe, kann ich Ihnen nur eines sagen: Ich stehe für Sauberkeit, ich stehe für gute und richtige Rechnungen und ich stehe dafür, dass auch Spesenrittertum und Privilegienrittertum auf alle Fälle keinen Platz haben, weder in irgendeiner Partei und in dieser Stadt schon gar nicht! (GR Harry Kopietz: Das hat Haider auch gesagt! Das hat Haider auch gesagt! – GR Christian Oxonitsch: Das hat Haider auch gesagt! – Beifall bei der FPÖ.)
Wissen Sie, der Unterschied zwischen dem, was man sagt und wie man dann handelt, das ist der entscheidende! (GR Harry Kopietz: Ja, ja, ja, auch das hat Haider gesagt! Ja ja!) Und ich sage das nicht nur, ich tue auch das. Das ist das Wichtige! Wasser predigen, ja, (Aufregung bei der SPÖ.) da muss man aber auch Wasser trinken! Das ist wichtig und genau das lebe ich und das spüren die Menschen auch. Da merken die Menschen auch den Unterschied und das verstehe ich schon, dass Ihnen das Sorge bereitet, dass man da je-manden unterschätzt hat, der lästig ist, der immer wieder ungut ist, weil er Wahrheiten aufzeigt und nicht einmal davor zurückschreckt, wenn einmal in der eigenen Partei Unsinn, Mist und vielleicht Schmutz vorhanden ist, herzugehen und aufzuräumen! Ja, Sie decken das ja immer zu. Ich bin ja einer, der hergeht und das auch aufdeckt und auch sauber macht, weil mir wichtig ist: Bei uns herrscht Sauberkeit, damit wir auch auf die anderen schauen können und zu Recht sagen können: Freunde, ihr habt leider Gottes in dem einen oder anderen Bereich (GR Harry Kopietz: Wie lange sind Sie schon bei der FPÖ?) nicht moralisch gehandelt. Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und uns! (Beifall bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Wie lange sind Sie schon bei der FPÖ? Wie lange?)
Also meiner Verantwortung bin ich immer nachgekommen und sehr pflichtbewusst. Da kann ich Sie beruhigen, Herr Kopietz, Herr Professor. Da können Sie be-ruhigt sein. (GR Harry Kopietz: Ja! Ja!) 

Aber es passt auch ins politische Bild, dass bei der Beurteilung des Defizits im Sozialbereich verschwiegen wurde, dass für die MA 12 nur 140 Millionen EUR vorgesehen sind, obwohl die Ausgaben im Jahr davor schon 180 Millionen EUR betragen haben. Das ist ja genau das mit diesen Rechenbeispielen: Die Sozialhilfeempfänger, die im Vorjahr natürlich, leider Gottes, immer mehr geworden sind. Da geht man her und rechnet dann, das werden eigenartigerweise wahrscheinlich weniger werden und reduziert da gleich den Voranschlag. Das ist das, was so verwunderlich ist! Sind Sie wirklich so realitätsfremd oder gibt’s da andere Hintergründe, sich so zu verrechnen und das so falsch zu kalkulieren? 

Das ist das, was eben Sorge macht und genauso auch die Verfehlungen im Behindertenbereich, die aktenkundig sind, wo Schwächen bei betriebswirtschaftlichen Abläufen und Missstände beim Behindertenfahrtendienst und noch vieles mehr ja heute auch auf dem Tisch liegen und festgemacht worden sind, dass dieses Chaos im Laska-Ressort einfach immer vorhanden war, dass es keine Kontrollen gegeben hat und kein Qualitäts-management durchgeführt worden ist. 

Das ist halt dieser Missstand im gesamten Sozial- und Gesundheitsbereich dieser Stadt, der eben auch ernste Sorgen macht, wo Verfehlungen der Fall sind, Missstände der Fall sind, die aufgezeigt worden sind, wo Sie nicht reagieren und in Wirklichkeit alles blockieren, Informationen zurückhalten und versuchen, alles zu ver-heimlichen und Untersuchungen zu verhindern. Das ist das, was so entsetzlich ist! Sie beschönigen dann auch noch Missstände und versuchen, Verantwortung immer woandershin abzuschieben. Und das haben die Menschen in dieser Stadt einfach satt und das hat System, dass Sie hier auch leben, politisches System: Wir decken zu, auch wenn die Missstände schon lange aufgedeckt sind, so reden wir sie noch immer schön und versuchen einfach, zur Tagesordnung überzugehen. 

Da werden wir weiterhin der Stachel im Fleisch sein, wenn es darum geht, diese Dinge aufzuzeigen, lästig zu sein, Ihnen auf die Zehen zu steigen. Keine Frage, dass man da bei Ihnen natürlich nicht die große Sympathie dafür erhält. Aber die Sympathie von Ihnen will ich gar nicht unbedingt gewinnen, sondern mir liegt die Sympathie der Wienerinnen und Wiener am Herzen, weil mir ja auch deren Probleme am Herzen liegen. 

Deshalb werden wir uns auch nicht beirren lassen aufzuzeigen und da hat uns ja der Rechnungshof in all den Bereichen, die ich vorher aufgelistet habe, bestätigt, nämlich dass im Bereich der MA 12 die schwerwiegenden Mängel bestätigt worden sind: Überlange Verfahrensdauer in Pflegegeldangelegenheiten, rechtswidrige Berechnungen des Sozialhilferichtsatzes und vieles mehr bis zu den Ungereimtheiten der Sozial-Card. Die Anhebung der Tagessätze für Behinderteneinrichtungen erfolgte in Wien rückwirkend. Die Ursachen der explodierenden Kostensteigerung bei den Sozialausgaben trotz gleichbleibender Leistungen bei den Anspruchsberechtigten blüht ja auch bis heute im Dunklen. 

Und genau darum geht es und bei den Schwächsten setzen Sie an, bei den Behinderten. Die behinderten Wienerinnen und Wiener sind die Schwächsten im Glied der Kette und da setzen Sie an. Bei Menschen, die besondere Bedürfnisse haben, gehen Sie im Grunde genommen heute her und setzen hier Einsparungsmaßnah-men, indem Sie ausgelagert haben, nämlich den Fonds Soziales Wien, wo Sie die Verantwortung dafür tragen, dass dort heute auf dem Rücken dieser schwachen Glieder unserer Gesellschaft Kürzungen erfolgen. 

Bei den Subventionen für Vereine und Institutionen in dieser Stadt geschieht Ähnliches: Wir sind wir. Da gibt es einfach eine Subventionsfestlegung ohne klar erkennbare Richtlinien, ohne Transparenz, 100 Mal in diesem Hohen Haus debattiert und von der Freiheitlichen Partei eingefordert. Sie haben es negiert. Bis heute wird das Geld natürlich nach Gutdünken ausgeschüttet. Nahestehende rote und grüne Vereine in dieser Stadt werden halt besser bedient als andere. Da ist nicht das Prinzip “Leistung“ im Vordergrund, sondern das Prinzip “Parteipolitische Farbe“. Machtpolitik ist dahinter und da spielt die ÖVP natürlich auch mit in dieser Stadt! (Aufregung bei der ÖVP.) Die einzige Bürgervertretung in dieser Stadt, die da nicht mitspielt, sind wir Freiheitlichen und wir sind stolz darauf. Das können wir für uns auch festhalten! (Beifall bei der FPÖ. – Aufregung bei den GRÜNEN.)

Ja, das tut natürlich den GRÜNEN weh. Das tut weh, das verstehe ich schon. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, überhaupt nicht!) Sie mauscheln sich’s halt aus in der Stadt! Sie mauscheln sich’s aus und gieren schon ganz, ganz zittrig mit der Zunge bis zum Boden: Bitte, bitte, bitte, wie ein Haserl, ja, ganz fromm! Wir spielen eh mit, wir machen eh alles das, was ihr von uns wollt, liebe Sozialdemokraten, aber bitte, bitte, bitte, lasst uns mitnaschen, gell? Das ist halt euer Prinzip, aber das soll euch vorbehalten bleiben! Unser Prinzip ist das nicht! (Heiterkeit bei GR Mag Rüdiger Maresch.)

Die Musikstadt Wien, wie schaut es damit aus? Ich glaube, das ist auch ein ganz interessanter Bereich. Mu-sikstadt Wien, wie sieht’s damit aus? 

Eine Stadt mit über 1,6 Millionen Einwohnern hat nur 17 Musikschulen und nur 5 363 Musikschüler! Wenn man das mit anderen Bundesländern vergleicht - ein Ar-mutszeugnis für unsere Weltstadt, die leider Gottes auf Grund Ihres Versäumnisses keine Musikstadt mehr ist! In Oberösterreich: 67 Musikschulen und 55 000 Schüler! Das ist natürlich auch eine interessante Darstellung. 

Wir haben, und das hat der Leiter der Wiener Musiklehranstalt Ranko Markovic ja auch berichtet, im Jahr 2003 1 600 Interessenten gehabt, von denen 600 abgewiesen werden mussten. Und die Auswahl, wer für das viel zu niedrig vorhandene Angebot in die Musikschule aufgenommen wird, ist ja auch nicht unbedingt immer so schön nachvollziehbar. Dazu kommt das über Gebühr hohe Schulgeld mit seinen jährlichen Erhöhungen und die nahezu nicht in Angriff genommene Reform und Förderung dieses Bereichs. Also ich glaube, da müssten wir jetzt einmal wirklich etwas tun. Wir haben das immer wieder aufgezeigt, unsere Heidemarie Unterreiner! Aber wie immer gehen Sie zur Tagesordnung über und tun so, als würde es das alles nicht geben und die Wir-sind-wir-Mentalität kommt wieder in den Vordergrund. 

Darunter leidet diese Stadt und es leiden die Menschen in dieser Stadt und international kommen wir daher natürlich auch immer stärker ins Hintertreffen. Das ist eben eine Schande und genau das wollen wir einfach nicht weiter unkommentiert zulassen.

Sozialkompetenzen haben wir heute schon mit dem Fonds Soziales Wien besprochen. Wir haben aber schon, das möchte ich noch anmerken, weil das heute Thema war, die Rasenheizung, die da von den Genossen und vom Herrn Klubobmann Oxonitsch da thematisiert worden ist, die Rasenheizung, die er dann der ÖVP zum Vorwurf gemacht hat, weil die sich dort nicht ganz einig waren, Rasenheizung oder etwas anderes - also ich kann schon sagen, wenn es um die Fragestellung geht, Rasenheizung oder Erhöhung der Heizkostenzuschüsse, dann weiß ich, wofür mein Herz schlägt: Natürlich für die Erhöhung der Heizkostenzuschüsse und nicht dafür, dass der Rasen es warm hat, sondern die Menschen in dieser Stadt sollen es warm haben! Da haben wir ganz klare Prioritäten im Unterschied zu Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Oder aber auch die Architekturpolitik in dieser Stadt. Da geht man her und sagt: Wir wollen modern sein. Offenbar gibt es in der Zwischenzeit wirklich das Haider-Syndrom bei Ihnen. Das Haider-Syndrom dürfte bei Ihnen ausgebrochen sein: Jung, modern und lässig wollen wir sein - und Sie verwechseln jung, modern und lässig und glauben, dass das nur mit Hochhäusern möglich ist. Das ist ja wahnwitzig zu glauben, man muss jetzt eine zweite Stadt New York errichten, um modern, jung und lässig zu sein! Also das hat ja nichts mit jung, modern und lässig zu tun, Herr Oxonitsch, da haben Sie ir-gendwas verwechselt! Ich glaube, dass gerade die Ein-zigartigkeit unserer Stadt im architektonischen Bereich durchwegs etwas ist, worauf die Wiener zu Recht stolz sind und was ja auch der Hintergrund dafür ist, warum so viele Touristen nach Wien kommen, um diese einzigartige Stadt und ihre einzigartige historische Architektur auch genießen zu können. Das ist es und da kann man mit Modernität natürlich hineingehen, aber Modernität muss nicht immer in die Höhe gehen, Modernität kann durchaus auch niedrig gestaltet sein. Modernität kann sich an das historische Bild auch anpassen und kann auch ein Kontrastpunkt sein ohne zu irritieren. Ich glaube, da sollten Sie schon ein bisschen in sich gehen und diese wunderschöne Stadt, die heute auch als Weltkulturerbe gilt, nicht gefährden, sondern mit diesem Bereich in Zukunft ein bisschen sensibler umgehen und sich viel-leicht auch an anderen Weltstädten wie Paris ein Vorbild nehmen. Dort wurden eben im innerstädtischen Bereich sehr wohl ganz klare Vorgaben und Beschlüsse getroffen, hier eben nicht mit einem Hochhauswildwuchs hinein zu gehen, sondern sehr methodisch am Rand zu be-ginnen, Hochhauskomplexe hochzuziehen, vielleicht auch ganze Hochhausvierteln hochzuziehen, zielorientiert, aber nicht als Fleckerlteppich. Das wäre sicherlich zum Vorteil dieser Stadt und im Interesse der Menschen. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber eines muss man schon sagen, die Verantwortung für all diese Bereiche - und StRin Laska hat das ja gezeigt und deshalb ist ja erkannt geworden, dass Sie amtsmüde ist. Das war ja auch der Hintergrund, denn durch ihre Amtsmüdigkeit hat man ja begonnen, alles auszulagern, sodass sie heute eigentlich kein Geschäft mehr hat. Sie ist heute eine Stadträtin mit hoher Gage ohne konkrete Arbeitstätigkeit. Wir haben ja damals schon vorgeschlagen, es wäre ehrlich gewesen und im Sinne der Steuerzahler, dieses Ressort überhaupt ersatzlos zu streichen, denn dann hätten wir nämlich die Restpunkte, die noch übrig geblieben sind, einem anderen Ressort zuweisen können. Das war natürlich der Hintergrund der Amtsmüdigkeit, dass man alles ausgelagert habt. Dadurch sind aber auch Mehrkosten entstanden und die Verantwortlichkeit liegt natürlich nicht nur bei den Stadträten. 

Da gibt es natürlich schon einen Hauptverantwortlichen der Wiener Stadtverfassung, der Vorstand des Ma-gistrats, der eben der Vorgesetzte auch der amtsführenden Stadträte ist, der seine Weisungsrechte hat und daher auch seine Letztverantwortung ganz deutlich festlegt. Da kann er eben nicht so tun, als wäre sein Name Hase und er wüsste von nichts oder er kann nichts machen. Er kann alles machen, wenn er will. Er hat damals auch in der Pflegeheimskandalgeschichte im Grunde ge-nommen monatelang zugesehen. Da hätte er mit Weis-ungsrecht viel, viel schneller handeln können. Das wollte er nicht und das ist eben genau das: Nicht gestalten, kei-ne schnellen wichtigen Schritte zu setzen, sondern ver-walten wir, schauen wir einmal, wie es sich entwickelt, versuchen wir es unter der Decke zu halten, vielleicht ge-lingt es ja irgendwie durchzutauchen und wenn wir es geschafft haben durchzutauchen, dann können wir weitermachen wie bisher.

Diese Prinzipien sind halt leider Gottes in Ihren Köpfen so festgesetzt und das ist eben natürlich diese Präpotenz der Macht, wo die Demut fehlt, von der der Bürgermeister gesprochen hat. 

Genauso ist es ja auch im Bereich der Kontrolle, wo die Bereitschaft zu einer Erneuerung, zu einer Verbesserung der Kontrollinstanzen im Grunde genommen nicht gegeben ist. Wir brauchen eine starke Kontrolle, starke Kontrollinstrumente. Es braucht neben dem Rechnungshof letztlich auch einen Landesrechnungshof, der sicherlich in dieser Stadt, in diesem Bundesland wichtig wäre. Bei einer begleitenden Kontrolle, die ausgebaut wird, da sind Sie auch nicht wirklich beweglich, weil Sie natürlich wissen, dass es einiges aufzudecken gäbe. Eine Reform des Kontrollsystems tut Not. Es bedarf der Weisungsfreistellung des Kontrollamts und dann reden wir weiter über Kontrollrechte, Minderheitenrechte, Einbindung der Bevölkerung auch im Sinne eben der direkten Demokratie. Das wäre all das, was wir Freiheitlichen uns wünschen, weil wir sagen, auch der Ausbau der direkten Demokratie in wichtigen Fragen, in entscheidenden Fragen, wo auch alle Wiener von einer wichtigen Frage betroffen sind, da sollte man auch den Mut haben, durch direkte demokratische Sicherungsinstrumente, die wir einbauen, auch die Bürger einzubinden. (Beifall bei der FPÖ.)

Oder auch ein Kontrollvolksbegehren. Auch das wäre etwas, worüber man diskutieren könnte, wenn irgendein Skandal aufgedeckt wird. Da könnte man ein Kontrollvolksbegehren machen, wo dann alles offen zu legen ist und wo wir dann hier Möglichkeiten haben, Dinge aufzudecken. Da könnte man über viele, viele Dinge diskutieren, aber da Diskussionen anzustellen, dazu sind Sie ja gar nicht bereit. 

Sie haben uns versprochen, dass in dieser Stadt eine Pflegemilliarde kommt. Bis heute ist die Pflegemilliarde nicht da. Sie haben versprochen, dass in der Integrationspolitik in dieser Stadt etwas weitergeht. Bis heute ist in vielen Bereichen leider genau das Gegenteil passiert. Schauen wir in die Schulklassen hinein: 60, 70 bis 90  Prozent Ausländeranteile, von Integration oder Anpas-sung keine Spur. Unsere österreichischen Kinder sind teilweise eine deutliche Minderheit und sie müssen sich heute schon integrieren! Die Sprachkenntnisse der Zuwandererkindern sind leider Gottes äußerst schlecht, weil Sie hier in diesem Bereich versagt haben und bis heute hier in dieser Stadt keinen Vorschulunterricht möglich gemacht haben. Daher haben wir viele, viele Zuwandererkinder, die in unseren Schulen sitzen und kaum ein deutsches Wort können. Dadurch musste natürlich zwangsläufig das Niveau im Schulbereich dieser Stadt sinken und natürlich auch die PISA-Studie Ihre Begründung findet. Hätte man in dieser Stadt den Test auf türkisch gemacht, dann sage ich Ihnen, es wäre das Ergebnis besser ausgegangen! Natürlich ist auch das ein Hintergrund, wo Sie die Verantwortung tragen, weil Ihre Integrationspolitik gescheitert ist. Ein Verantwortungsbereich, der ganz klar Ihnen zuzurechnen ist.

Wir sagen und das haben wir auch immer wieder verlangt: Gehen wir doch her und machen wir in Wien einen Vorschulunterricht! Gehen wir her und machen wir eine prozentuelle Regelung, dass nicht mehr als 30 Prozent Zuwandererkinder in einer Schulklasse sein dürfen, da-mit die Integration gesichert werden kann und damit das Bildungsniveau in den Schulklassen erhöht werden kann. Das ist etwas, worüber wir ernsthaft und offen diskutieren sollten. Bis dato haben Sie die Diskussionsverweigerung gelebt. Ich kenne viele Sozialdemokraten, die heute zwar nicht in diesem Haus sitzen, die mir aber im Vier-Augen-Gespräch Recht gegeben haben, dass das der einzig richtige Weg wäre, um dieses Problem in den Griff bekommen zu können. Steigen Sie darauf ein, um einen Vorteil auch für alle Kinder dieser Stadt sicherzustellen! Das wäre einmal wirklich als Größe über parteipolitische Grenzen hinweg zum Vorteil der Wiener zu sehen!

Wir haben auch in anderen Bereichen wie der Sicherheitspolitik in dieser Stadt aufgezeigt, dass viel zu tun wäre und dass es auch viele, viele Möglichkeiten gäbe, von Ihrer Seite aus tätig zu werden, wo heute explodierende Kriminalitätszahlen der Fall sind und organisierte Banden, Diebstähle, Belästigung, Bettelei, Drogen, Prostitution und Asylmissbrauch an der Tagesordnung sind. Die Wiener haben es wirklich satt, die Wie-ner haben es satt! Die Wiener wollen in einem Land, in einer Stadt frei leben können, frei von Angst und Furcht, frei von Kriminalität und Gewalt. Sie haben heute Angst, wenn sie in der Stadt unterwegs sind. Egal, ob sie in den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren und belästigt werden oder ob sie Drogendealerei erleben müssen, sie haben Angst und sie wollen, dass Sie auch in Ihren Verantwortlichkeitsbereichen etwas verbessern!

Ich kann eines unterstreichen: Diese Bundesregierung hat sicherheitspolitisch leider versagt! Ich kann heute auch eines für mich festhalten: Diese Bundesregierung hat keinen Bürgerauftrag mehr! Das, was heute mit dieser Bundesregierung passiert, ist Wählerbetrug! Das haben die Menschen in dieser Form nicht gewählt, das ist nicht ehrlich und das ist auch nicht die staatspolitische Verantwortung eines Bundeskanzlers Dr Wolfgang Schüssel, die ich mir vorstelle! So geht man auch nicht vertragsbrüchig mit seinem Vertragspartner um! Er hat einen Koalitionsvertrag mit der Freiheitlichen Partei Österreich gehabt. Er hat ihn einseitig gebrochen und er hat bis heute nicht einmal mitgeteilt, dass er ihn gebrochen hat! Er hat sogar Gesprächsverweigerung betrieben bis heute! Ja, was ist denn das für eine staatspolitische Ver-antwortung, wo man dann mit Pomeranzen eine Re-gierung macht, die gar keinen Wählerauftrag hat und die heute nicht einmal die Stärke der KPÖ hat? Da hat die KPÖ mehr Zustimmung. Das ist eben genau das, was keine staatspolitische Verantwortung ist!

Deshalb sage ich Ihnen, ich würde genau so meinen, dass der Herr Bundeskanzler in Wirklichkeit gar nicht an-ders handeln dürfte als natürlich Wahlen vorzunehmen. Das ist ja eine andere Situation als in Wien. Dort gibt es keinen Wählerauftrag für die Bundesregierung. Hier in der Stadt Wien gibt es aber den klaren Wählerauftrag, dass Sie bis zum Ende der Periode arbeiten und endlich die Probleme in Angriff nehmen sollten, wozu Sie nicht bereit sind. Das ist eben der Schmäh! Das ist ein Unterschied! Dieser Schmäh wird nicht durchgehen und den werden wir auch aufzeigen und den erkennen auch viele Wiener. Das ist genau dieser Schmäh und der Herr Klub-obmann hat heute mit Winden den Versuch gestartet, das zu erklären. Aber, ich komme dann zum Ende noch kurz darauf zu sprechen.

Wir haben in Wien die Möglichkeit, über ein Landes-Sicherheitsgesetz viele Dinge zu verbessern. Wir könnten hier im Bereich der Bettelei ganz klare Regelungen treffen, um das Bettelunwesen abzustellen. Sie sind nicht bereit dazu. 

Wir könnten das Prostitutionsunwesen, das heute in Wien stattfindet, mit klaren Regelungen abstellen. All das haben Sie nicht gewollt, all das haben Sie immer abgelehnt. 

Genauso unser Vorschlag, den die ÖVP von uns abgekupfert hat, weil wir da nachweislich natürlich die Ersten waren wie in fast allen anderen innovativen Vorschlagsbereichen dieser Stadt: Wir haben als Modell die Wiener Sicherheitswacht vorgeschlagen. Dann hat die ÖVP kurzfristig einen Schock gehabt und drei Wochen später haben sie halt einfach den Namen ausgetauscht und haben statt der Wiener Sicherheitswacht, die wir vor-geschlagen haben, die Wiener Stadtpolizei namentlich ins Spiel gebracht. Das war halt nichts anderes als ein Abkupfern einer guten Idee. Aber es soll mir Recht sein, denn wenn eine freiheitliche Idee von der ÖVP aufgenommen wird, dann muss sie eine gute sein. (Aufregung bei GR Gerhard Pfeiffer.) Es freut uns natürlich, dass diese freiheitliche Idee heute breit diskutiert wird. Da hät-ten Sie Möglichkeiten, auch mehr Sicherheit für die Wie-nerinnen und Wiener sicherzustellen in dieser Stadt. Das ist richtig, Herr Oxonitsch! (Beifall bei der FPÖ.)
Es wurde heute vom SPÖ-Klubobmann Oxonitsch auch von der großen Chance der Europäischen Unionsosterweiterung gesprochen und da gebe ich Ihnen Recht, daran müssen wir die Wiener erinnern, da sind Sie richtig gelegen, Herr Oxonitsch! Wir müssen die Wie-nerinnen und Wiener daran erinnern, wer sie denn in die angebliche große Chance Europäische Union und Osterweiterung hinein gelassen hat! Ein Gebäude voller Lügen, das Sie aufgebaut haben, wo Ihre Gitti Ederer den Tausender versprochen hat, den die Menschen heu-te spüren, nämlich 1 000 EUR Mehrbelastung pro Jahr durch Ihre Europäische Unionspolitik! Das ist es ja! Ein Gebäude voller Lügen, wo Sie gesagt haben, es wird al-les besser werden: Das Transitproblem kriegen wir in den Griff, der Schilling wird bleiben, es wird alles billiger werden, die Arbeitsplätze werden ansteigen. Na, genau das Gegenteil können heute die Menschen spüren, genau das Gegenteil. Was früher einmal 100 ATS gekostet hat, das kostet heute 140 ATS. Das spürt jede Hausfrau, da braucht sie keine Wirtschaftsfachfrau zu sein, das spürt man. Dafür sind Sie verantwortlich, weil Sie uns dort hineingelassen haben, hineingehetzt haben, eine Globalisierungspolitik, die heute die Menschen auch er-drückt, wo Sie die Verantwortung tragen und heute über die ganzen negativen Belastungen aufschreien, die vorzufinden sind.

Sie haben in Wien 50 Belastungen beschlossen. Diese Belastungen tun den Menschen weh. Sie haben einen Mangel an Wachstumsinitiativen in dieser Stadt zu verantworten, ein Sinken kommunaler Investitionen, einen Mangel an zusätzlichen Impulsen im Bereich der Wohnbauförderung und eine schlechte Position Wiens im Bundesländervergleich, wo wir heute überall schon schlechter sind als alle anderen acht Bundesländer - das sollte Ihnen wirklich zu denken geben -, gescheiterte Arbeitsmarktpolitik mit Rekordarbeitslosigkeit, falsche zyklische Budgetpolitik trotz der Konjunkturflaute und zahlreiche Belastungen, die Hand in Hand mit Kürzungen in der Familien- und Sozialpolitik gehen, wo ich heu-te sagen muss, Wien ist die familienfeindlichste Stadt, wo man den Familien pro Kind und Monat 250 EUR ab-knöpft und wo man doch endlich hergehen sollte und hier sagen sollte: Wenn man Familien fördern will, dann muss der Kindergarten zumindest halbtags kostenlos sein. Das ist unsere Forderung für Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Budgethoheit bei der Ausgliederung des Fonds Soziales Wien haben Sie zu verantworten, ähnlich der Wiener Kapitalgesellschaften Wiener Stadtwerke Holding AG. Der Beschäftigungsabbau der Wiener Industrie ist ja auch ein Ergebnis Ihrer Politik in Wien.

Wir haben laufende Controllingberichte, Quartalsberichte verlangt, das hat es nicht gegeben, das hat man uns verwehrt und auch eine entsprechende Standortpolitik und die Vorlage eines fünfjährigen Finanzplans. Das ist all das, was Sie verwehrt haben. Das ist halt Ihre wir-kliche Politik, für die Sie stehen. 

Sie haben stattdessen Kürzungen bei wichtigen Inve-stitionen und Förderungen gemacht. Sie haben bei den Bezirken eingespart, bei den Sanierungen im Bereich der Pflichtschulen und haben 50 Belastungspunkte festge-macht, die gerade in der Amtszeit des Herrn Bürger-meisters zu verbuchen sind.

Da ist Herr Häupl als Umweltstadtrat derjenige, der damit begonnen hat. Man kann das nicht oft genug wiederholen und ich werde von Platz zu Platz, von Gasthaus zu Gasthaus in dieser Stadt fahren und den Menschen die Wahrheit sagen, die Sie verschleiern und wo Sie im-mer wieder irgendwelche Gebäude aufbauen, um Verantwortlichkeit abzuschieben. 

Sie haben die Wassersteuer eingeführt und die Kanalsteuer erhöht. Sie haben die Parkpickerlsteuer und die Stromsteuer eingeführt. Sie haben Gas- und Strompreise erhöht. Sie haben die Kindergärten verteuert. Sie haben heute als der größte Vermieter und Hauseigentümer dieser Stadt soziale Wohnungen, wo man gar nicht mehr von sozialen Wohnungen reden kann und wo die Menschen im sozialen Wohnbau 400 bis 700 EUR Monatsmiete zahlen müssen. Was ist denn daran noch sozial? Sie haben die Entwicklung völlig versäumt. Wir brauchen heute 10 000 Wohnungen, kleine soziale Woh-nungen mit einer Monatsmiete von höchstens 150 EUR für Jungfamilien oder für ältere Menschen, wo der Ehepartner gestorben ist und die von einer größeren Wohnung, die sie sich nicht mehr leisten können, auf eine kleinere wechseln müssen. Das haben Sie verabsäumt! Sie haben die Entwicklungen völlig verschlafen und das ist genau der Vorwurf, den ich Ihnen machen muss. Durch diese Fehlentwicklung, die Sie verursacht haben, sind wir auch zu einer sehr teuren Stadt geworden. Bei 144 Städten sind wir die 16.-teuerste Stadt. Deshalb ist ja auch diese Stadt eine Stadt, wo man sich das Leben nicht mehr leisten kann, wo die Menschen in eine Armutsfalle schlittern müssen, weil Wien ein Hochpreiszentrum geworden ist. Dieses Hochpreiszentrum haben Sie auch im Wesentlichen mitzuverantworten! 

Wenn man heute hergehen würde und eine 20-pro-zentige Strompreissenkung für Wien machen würde, was wir fordern, wenn man hergehen würde und das Strom- und Gaskartell letztlich durch eine Macht des Marktes und für die Konsumenten aufbricht, wenn man die Abschaffung der Wasser-, der Kanal- und der Müllsteuern endlich umsetzt, dann wäre das eine Ersparnis für jeden Haushalt von mindestens 110 EUR pro Jahr. Das wäre das, was notwendig wäre, eine Rapid-Viertelstunde, die Sie nicht bereit sind einzuläuten. 

Ich sage und ich komme zum Schluss, im Gedenkjahr möchte ich eines auch festhalten: Die Scheinheiligkeit, die heute hier im Haus kurz angesprochen worden ist, wenn es um die ÖVP-Kunschak-Medaille geht, wo ein Antisemit heute noch zu einer Medaille letztlich die Ehre gereicht bekommt und die heute noch vom ÖVP-Bundeskanzler verliehen wird oder von wem auch immer, dann sage ich, es sollte mit dieser Medaille aufgeräumt werden! Genauso wie mit der Julius-Tandler-Me-daille, wo jemand vom Euthanasieprogramm spricht und bis heute eine Medaille erhält. Das ist das, wo ich sage: Sind wir nicht heuchlerisch, räumen wir mit diesen Un-sinnigkeiten auf, die es gibt! Räumen aber bitte auch Sie auf, schreien Sie nicht immer, sondern fangen Sie in Ihren Bereichen an zu handeln! (GR Mag Christoph Chorherr. Sie schreien die ganze Zeit!)

Zum Abschluss: Wer Rot wählt in dieser Stadt, wählt Stillstand, wählt Präpotenz der Macht, wählt soziale Ver-schlechterung und wählt sicherheitspolitische Gefährdung! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wählt richtig! Wählt richtig!)

Wer Grün wählt in dieser Stadt, wählt Sozialismus mal zwei, nämlich Tiefrot in Richtung Kommunismus ge-hend! Das wissen die Wähler. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wählt richtig! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Wer Schwarz wählt in dieser Stadt, wählt die Nichtex-istenz eines grauen Täubchens, wählt in Wirklichkeit ein Glücksspiel, einen Glücksspielbefürworter, der mit bürgerlich wenig am Hut hat, der dafür verantwortlich ist, dass wir heute lauter Glücksspielhöhlen in dieser Stadt vorfinden, wo Kinder und Jugendliche gefährdet werden. Das ist nicht der richtige Weg! (Heiterkeit bei der ÖVP.)

Wer in dieser Stadt FPÖ wählt, weiß, da ist er aufgehoben, da hat er eine Heimat. Das wird die einzig sichere Opposition in dieser Stadt sein, auf die man sich verlassen kann. Alle anderen fallen um. Wir sind für die Wiener da und wir werden mit Leidenschaft für die Wiener da sein. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Letztendlich wird der Wähler das Wort haben, wir werden sehen. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Barnet. 

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

An die Vorredner: Man soll sich nicht immer täuschen. Man soll sich nicht täuschen, wenn man glaubt, dass man die Stadt schon in der Tasche hat, weil man so dynamisch und jung und so gut ist und über alle anderen immer alles besser weiß und selber natürlich keine Mittel verwendet, kein Dienstauto hat, keine Essen gibt und all diese Dinge. Das gibt es ja alles nicht und man soll sich da nicht täuschen. (GR Godwin Schuster: Vielleicht mit Hubschrauber?) Nein, Hubschrauber braucht er noch keinen in Wien. Das kommt vielleicht auch noch. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Oder vielleicht dann, wenn der unmittelbare Lebensort eingemeindet wird. Dann besteht vielleicht der Bedarf, doch einen Hub-schrauber zu wählen, damit man in die eigene Stadt kommt, aber so? (GR Dr Herbert Madejski. Wir warten auf den Eurofighter!) Auf den Eurofighter wartest du, Herbert, na gut. 

Also ich habe es aufgegeben, mit euch zu diskutieren und das schon vor längerem. Alle, die es wissen wollen, werden das auch gespürt haben und das nicht erst seit wir einen eigenen Klub gegründet haben. Ich werde mich eigentlich nur mehr ganz wenig mit euch beschäftigen, weil es lohnt sich nicht. Ich habe es lange genug versucht, es lohnt sich nicht. 

Kommen wir zum eigentlichen Tagesordnungspunkt. Kollege Oxonitsch, auch an Sie: Man soll sich nicht täuschen. Die Fraktion war eigentlich geneigt, den Antrag abzulehnen. Sie haben das vorweg genommen, dass wir das tun werden. Ich bin ein Verfechter dessen, dass man sich in der Debatte überlegen sollte, wenn gute Argumente kommen und heute sind eigentlich von allen vier Fraktionen gute Argumente gekommen, warum man den Gemeinderat auflösen sollte. Man sollte ihn auflösen, weil die absolute Mehrheit der SPÖ wirklich nicht das ist, was irgendwer will. Ich verstehe zwar den Heinz-Christian nicht, warum er alles bekämpft oder alles ankreidet, was ihr macht und trotzdem will er, dass ihr wie-terregiert. Das ist so unlogisch wie sein sonstiges Ver-halten. (GR Harry Kopietz: Er will nur die Parteienförderung 2006! – Heiterkeit bei der SPÖ.) Aha, das ist ein gutes Argument, aber lösen wir es bitte trotzdem auf. Lö-sen wir es trotzdem auf, ich will keine Parteienförderung für ihn, ich will auch für mich keine, das muss nicht sein. Die WählerInnen sollen entscheiden und nicht wir uns nach unseren Parteienförderungen richten. 

Daher haben wir uns überlegt, Kollege Oxonitsch, wir können keine nehmen. Wir sind in der glücklichen Lage, keine nehmen zu müssen und wenn wir eine bekommen würden, dann würden wir sie verwenden wie alle anderen auch und eigentlich ist das lächerlich, es zu diskutieren. 

Aber, Kollege Oxonitsch, zum Antrag trotzdem: Wir folgen ja jetzt nicht dem Antrag, weil er so gut ist. Die Ar-gumentation ist ein bissel hatschert. Wäre ich Pathologe, müsste ich sagen: Von links hinten durch die rechte Brust ins Auge geschossen oder so irgendwie. Die Begründung ist wirklich super, die hat mir gefallen, zum Bei-spiel die Passage - das ist eine meiner Lieblingspassagen: „...dass sich die im Gemeinderat vertretenen Parteien auf den Wahlkampf vorbereitet haben.“ Nein, das stimmt nicht. Wir haben uns nicht vorbereitet. Wie hätten wir auch sollen? Das muss man ehrlich sagen. (Heiterkeit bei der SPÖ und beim BZW.) Wir haben uns nicht darauf vorbereitet und trotzdem nehmen wir die Herausforderung an. Warum sollen wir das nicht zugeben? Das machen wir natürlich, weil wir auch Mut haben. Wir plakatieren ihn zwar nicht, aber wir haben ihn. Wir machen es einfach, weil wir es für richtig halten.

Oder auch eine gute Passage: „Es wurden Kandidatenlisten beschlossen und Spitzenkandidaten gekürt.“ Ja, das ist wahr, bei den GRÜNEN. Also ich verstehe (GRin Mag Maria Vassilakou: Ja! - StR David Ellensohn: Ja, aber wir sind immer die Ersten!), dass ihr nicht wollt, dass die Periode jetzt noch länger dauert, denn umso mehr Diskussionen gibt es um die Listen und dann käme nicht nur Kenesei, sondern vielleicht auch noch andere abhanden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein!) Das kann ich mir vorstellen. Das wäre unangenehm, also las-sen wir es lieber gleich, bevor euch noch ein paar ab-handen kommen. (StR David Ellensohn: Der Vergleich mit den Freiheitlichen!) Bitte? (StR David Ellensohn: Der Vergleich mit den Freiheitlichen!) Also mir kommt keiner abhanden, da kommt höchstens noch einer dazu, aber trotzdem... (Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GR Mag Christoph Chorherr: Ihr habt Butter am Kopf!) Ja, ich ha-be deswegen keine Butter am Kopf. Ja warum? Mir kom-mt ja keiner abhanden. Mir sind ja nur welche zugelau-fen, wie früher in Vorarlberg, der Kollege Ellensohn kennt das, das Landermannlaufen. Da hat man früher im Mittelalter zwei aufgestellt und hat gesagt: Wo sind die stär-keren? Und dort, wo mehr mit Schwert und Schild zu-gelaufen sind, dort waren die Stärkeren und die sind dann Landermann geworden. Also bei mir sind zwar nicht die Mehreren, aber die Stärkeren sind wir und die Clevereren auch. Deswegen wird ja die FPÖ dann ganz tolle Oppositionspolitik machen. 
Wie geht es dann in der Argumentation weiter? Da gibt es wirklich interessante Argumentationen für die Auf-lösung. Die eine ist, den langen Wahlkampf zu ersparen. Bitte, das kann nicht sein, der hat begonnen, der hat vor einem Monat begonnen und jeder weiß es, zumindest vor einem Monat, wenn nicht noch länger. Jetzt dauert er zwischen 5 und 6 Monate. Wie soll diese Argumentation gehen? Irgendwann einmal geht sie so weit, dass wir sa-gen, wir wählen und am nächsten Tag, wenn der Gemeinderat, was weiß ich, wann wir den konstituiert haben, einen Monat später lösen wir ihn wieder auf, damit nachher der Wahlkampf nicht wieder länger dauert und so lange, bis halt die SPÖ 100 Prozent hat oder was ist das für eine Argumentation? Das ist halt so. Sagt’s es, ihr seid stärker, ihr glaubt, ihr seid jetzt gut aufgestellt und die anderen schlecht und deswegen macht ihr das. Das ist doch die Wahrheit. Gebt es zu und sagt’s, ihr seid gut aufgestellt und die anderen sind schlecht aufgestellt und weil wir stärker sind mit 47 Prozent, haben wir trotzdem (GR Harry Kopietz: Das sind wir immer!) mehr als 50 Prozent der Mandate und deswegen lösen wir auf. Ja, aber dann könnten wir doch immer auflösen! Da könnten wir jedes Mal auflösen. Deswegen... (GR Godwin Schuster: Ja, na und?) Ja, ihr macht das ja eh, wir nehmen es ja eh zur Kenntnis. Wir nehmen zur Kenntnis, ihr seid stärker, ihr glaubt jetzt besser aufgestellt zu sein, die anderen sind schlechter aufgestellt, deswegen wird es aufgelöst. Deswegen ist ja eigentlich auch die ganze Debatte sinnlos und man sieht es ja. Es leert sich der Saal und nicht nur, weil ich jetzt rede, sondern er hat sich auch davor schon geleert. Dass man 40 Minuten ausschöpft, um das darzustellen, ist eigentlich auch wirklich sinnlos. Wir machen da Wahlkampfrhetorik, aber wir sollten das den Wählern erzählen und nicht uns gegenseitig. Es ist ja wirklich lachhaft, deswegen haben wir auch die zweite Rednerin gestrichen. 

Ein paar Punkte sage ich euch noch und dann halte ich es wirklich kurz, weil die Debatte... Nein, ich werde die 40 Minuten nicht ausschöpfen, ich werde Sie damit nicht beglücken. 

Aber es waren ja noch andere Argumente. Es war der Superwahlsonntag. Mag er kommen oder nicht, ich weiß nicht, ob er für die SPÖ ein Vorteil ist. Eines ist jedenfalls klar, mir ist es recht, weil es im Antrag wieder so ein bissel seltsam ist. Da steht: „Es wird ein halbes Jahr weniger Wahlkampf sein und weniger Parteienstreit,“ – auch recht - „aber weniger Kosten für die Parteien und die SteuerzahlerInnen.“ Das verstehe ich nicht. Diese Argumentation kann ja nur darauf abzielen, dass man hofft, dass es die eine oder andere Partei, die eine oder andere Fraktion, den einen und anderen Klub nachher nicht mehr gibt. Das ist der Wunsch, der dahinter steht, weil sonst würde es ja gleich bleiben. Die Zahlen schreibe ich ja vor. Es kann ja nur weniger Geld werden, wenn es weniger Fraktionen sind, weil die Summe bleibt ja sonst die gleiche. Das einzige, was ist, die Basisförderung fällt weg, wenn es weniger Parteien sind. Also dann gebt es zu und sagt, ihr wählt jetzt, weil ihr glaubt, dass wir und vermutlich auch die FPÖ schlecht aufgestellt sind und beide vielleicht hinausfliegen. Das ist die Intention, jetzt zu wählen. Ich nehme das an. Das ist in Ordnung. Ich nehme das an, es bleibt mir eh nichts anderes übrig, weil ihr stärker seid. Aber dann sagt es auch, dann sagt’s, ihr wollt wählen, weil ihr glaubt, dass nachher beide rausfliegen. Sonst verstehe ich die Argumentation nicht, dass das Geld für die Parteienförderungen geringer wird. 

Und ich sage es ganz ehrlich, mir ist das recht, aber nicht wegen mir, ich bin gerne da, aber ich muss auch nicht da sein. Aber mir ist es recht, wenn alle fünf wieder einziehen, selbst die FPÖ. Ich freue mich, wenn es eine rechtskonservative Partei in dieser Stadt gibt. Dem Heinz-Christian wünsche ich es persönlich nicht, das weiß jeder, aber ich hätte nichts dagegen, wenn die FPÖ wieder drinnen wäre. Es soll eine rechtskonservative Partei in der Stadt geben. Es soll einen Meinungspluralismus geben. Daher glaube ich, dass es in Ordnung wäre, wenn alle fünf wieder einziehen. Wenn wir es machen, freut es uns wirklich. Wir werden uns auch bemühen. Wir kämpfen da hart und es gibt ja auch viele Argumente, die man der SPÖ sagen kann. Es sind ja heute schon irrsinnig viele gesagt worden und ich werde jetzt nur mehr kurz bleiben. 

Arbeitsmarktlage: Der Bürgermeister hat es heute selber nach der Bank Austria -Creditanstalt gesagt: „Warum spricht den niemand über Siemens?“ Ja genau, warum spricht niemand über Siemens? Warum sagt keiner, dass, obwohl heute in den Medien angekündigt wird, das Gelände wunderbar auszubauen und 10 000 Arbeitsplätze im Jahr 2015 oder irgendwann zu schaffen, in den nächsten Jahren bei Siemens in Wahrheit zuerst einmal 1 000 bis 1 200 Arbeitsplätze verloren gehen werden? Das sind die Sachen, über die man in der Stadt reden sollten, über die werden die Menschen auch sprechen. Bank Austria, ist schon gesagt worden, Klein- und Mittelbetriebe auch nichts Neues. Und dann Jubelbotschaften der SPÖ in dem Zusammenhang. Ihr glaubt, ihr seid wirklich gut aufgestellt und könnt das alles mit Plakatserien abdecken, die nicht ihr selber macht, sondern die Stadtwerke. Das ist alles in den letzten Tagen diskutiert worden. Aber die Menschen, ich weiß nicht, ob sich die daran orientieren werden, dass die WIENER LINIEN ein Plakat machen, wo drauf steht “Fahren wir dann“ oder so irgendetwas. Wohin fahrt die SPÖ und wen bewegt das auch positiv? Aber es ist eure Entscheidung, es so zu machen. 

Aber würdet ihr bis in den März bleiben, dann würde es natürlich schwieriger werden. Dann kämen wieder die ersten Nachzahlungen von Strom und Gas und dann würden die Leute nachdenken. Dann wäre vielleicht die eine oder andere neue Stadträtin, die seit einem Jahr wenig Politik macht, aber sich sehr viel präsentiert, die eine ist mir lieber als die andere, weil ich sie persönlich besser kenne, mit Problemen konfrontiert so wie die Stadträtinnen davor. Und da müsste man sich auf einmal rechtfertigen. Es war ja nicht unschlecht gemacht. Ich gebe das zu, es war nicht unschlecht gemacht. Zwei un-beliebte Stadträtinnen abzubauen, wo auch immer hin, neue zu besetzen, die einmal viel werben zu lassen und nicht wirklich zu arbeiten, damit sie quasi ein gutes Im-age bekommen, aber nichts vorweisen müssen und dann in einen Wahlkampf mit einem Team zu treten, das nichts Negatives oder scheinbar Negatives vorzuweisen ist. Das ist ja ein gute Strategie, man muss das ja zu-geben. Ihr habt das ja toll gemacht. Aber das ist die Wahrheit. Das ist der Grund, warum ihr wählen lassen wollt, weil ihr glaubt, dass ihr gut aufgestellt seid und die anderen schlechter und nicht die Argumentationen vom langen Wahlkampf oder so irgendetwas. 

Oder das, was Kollege Oxonitsch da gesagt hat, dass die SPÖ in irgendeinem der Gratismedien kein In-serat schaltet. Also das sind die einzigen, die im “Bezirksjournal“ nicht schalten. Dafür geben Sie ganze Gratismedien selber heraus. Im letzten Monat habe ich es nicht bekommen, dieses Wiener Blatt, aber ich lese das immer mit wirklich großer Freude. Es ist Sozialdemokratie pur in jeder Hinsicht. Da gibt es natürlich auch keine Inserate von parteinahen oder stadtnahen Organisationen. Da schaltet niemand. Das wird alles aus den Mitgliedsbeiträgen finanziert oder wie auch immer. Und eine Agentur, die es unter anderem mitbetreibt und so, hat auch nichts mit Wohnbaugenossenschaften zu tun und diese Wohnbaugenossenschaften befinden sich auch nicht im Eigentum der SPÖ und dort gibt es auch keine Kapitalvermehrungen, die am Schluss das Kapital der SPÖ-Wien vermehren. Das gibt es alles nicht und deswegen schaltet die SPÖ keine Inserate im “Bezirksjournal“, sondern kann sich ein eigenes Medium leisten. (GR Harry Kopietz: Das stimmt ja nicht! Das stimmt nicht!)
Was stimmt nicht, Kollege Kopietz? Auf das bin ich jetzt gespannt, was da nicht stimmt! Was stimmt nicht? (GR Harry Kopietz: Wir schalten keine Inserate! Das können wir uns nicht leisten! – GR Kurth-Bodo Blind: Sie schalten zusätzlich!)
Ah, zusätzlich neben dem eigenen Medium können Sie es sich nicht leisten. Kollege, ich habe mir zuerst ge-dacht - der Oxonitsch ist leider schon weg -, den einzigen roten Schein, einen 10er, den spende ich für eure Kassa (GR Günther Barnet zeigt einen 10 EUR-Schein.), damit ihr euch im Bezirksjournal - Sie können ihn sich dann holen - wieder ein Inserat leisten könnt, in dem Sie SPÖ-Wahrheiten verbreiten! Die Leute wissen ja überhaupt nichts. Ich spende es Ihnen. (GR Godwin Schuster: Aus der Parteikassa? – Allgemeine Heiterkeit.)

Nein, es ist mein eigenes Geld, das ist nicht aus der Parteikassa! (Allgemeine Heiterkeit.) Ich borge Ihnen jetzt einen 10er für ein Inserat. (GR Günther Barnet über-gibt GR Harry Kopietz den Geldschein.) Bitte, gerne! (Beifall beim BZW.)
Und wenn dieser 10er dazu beiträgt, dass die Wiener irgendwann einmal sagen können, quasi nicht nur weg mit der Absoluten vom Michi, sondern wieder her mit der Marie - die Kollegin Ringler ist jetzt nicht da und fühlt sich nicht angesprochen -, dann soll mir das auch recht sein. Schaltet’s damit noch ein Inserat - um 10 EUR geht es sich eh nicht aus -, das überzeugt trotzdem niemanden, denn die Bilanz, und es ist vieles gesagt worden, ist ne-gativ. 

Morgen beginnend Beispiel Gesundheits- und Sozial-bereich Spitalskostenbeitragerhöhung 2 EUR. Also jetzt habe ich gerade fünf Tage bezahlt, die mir bitte ab-zuziehen. (Heiterkeit beim BZW.) Diese 2 EUR werden die Wienerinnen und Wiener spüren. Aber jetzt natürlich nicht gleich, weil im Sommer werden die Leute weniger krank. Wenn es dann in den Winter hineingegangen wä-re, dann wären sie mehr krank gewesen und dann hätte man es gespürt und dann hätte der eine oder andere ge-fragt. Gebt’s doch zu, dass ihr in Wahrheit versucht, taktisch einen Zeitpunkt zu erreichen, wo - ich wiederhole mich - ihr glaubt, dass die anderen schlecht aufgestellt sind und ihr gut und nicht der Wahlkampf oder sonst ir-gendetwas! Ihr glaubt einfach, die absolute Mehrheit noch mehr ausbauen zu können, weil es taktisch ein gu-ter Zeitpunkt ist und weil eine oder zwei Parteien rausflie-gen und ihr noch mehr werdet. Das ist die Wahrheit und über das werden die Leute die ganze Zeit diskutieren! Die gesamte Wahlbewegung wird sich am Schluss mit einer Frage beschäftigen und das ist das Problem, wo ich die anderen Oppositionsparteien nicht verstehe. Ich sage das ganz offen und ehrlich. 

Ich verstehe nicht, warum wir uns zu dritt oder viert, wie immer man das sehen will, um 45 Prozent der Wienerinnen und Wiener streiten und gegenseitig glauben, den anderen niedermachen zu müssen und damit dem Michi Häupl und der SPÖ automatisch 55 Prozent zu überlassen und zu sagen: Die lassen wir ihm, er soll gleich die Absolute behalten. Wir alle vier oder drei oder zwei oder wie auch immer werden nachher die beste Oppositionspartei in der Stadt sein und damit zur Kenntnis nehmen, dass die SPÖ weiter die absolute Macht hat. Das ist mit einer der Gründe, warum wir sagen: Nein, im Gegenteil, wir stimmen diesem Antrag zu. Wir wollen uns dieser Wahlbewegung stellen, je früher umso besser, damit diese absolute Mehrheit weg ist. So sicher und ausgemacht ist die noch nicht und da könnt ihr Umfragen haben, was ihr wollt. Da könnt ihr euch darüber lustig machen, ob andere vielleicht keine so hohen Bekanntheitsgrade haben, aber wenn es um die Fakten geht, werden die Wienerinnen und Wiener verstehen.

Das einzige, was ich an der Debatte wirklich ernsthaft bedaure, warum ich sie nicht führen kann, ist, dass ich eigentlich meine wirklich vorbereitete Rede wegschmeißen habe können. Ich hatte mir eigentlich vorgenommen, für das nächste Mal nicht zu kandidieren. Es wäre eh sinnlos gewesen. Ich habe mir vorgenommen, wieder in meinen Beruf zurückzukehren, auf den Golan, Hindukusch oder sonst irgendwo: Dort ist es meistens schöner. Das Problem wäre nur gewesen: Wer hätte mich vertreten sollen? Wer hätte mich als Volk, als Souverän vertreten sollen? Die FPÖ einmal sicher nicht, die SPÖ auch nicht, Grün und Schwarz mit geringsten Wahrscheinlichkeiten. Ich wäre in den Bereich der Nichtwähler abgeglitten und das ist für die Demokratie eigentlich unwürdig. Es bleibt nichts anderes übrig, man muss für all jene, die kein Angebot in dieser Stadt haben, weil alle anderen vier es nicht gewährleisten können, etwas tun. Meine Le-bensplanung wäre eine andere gewesen, aber der Ver-pflichtung stelle ich mich. Man muss für die Nichtwähler etwas zur Verfügung stellen können und um das bemühen wir uns. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Tschirf hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben fast drei Stunden Diskussion hinter uns und etwas vermisse ich oder müssen alle vermissen, die diese Diskussion hier miterleben. Der Wiener Bürgermeister, Michael Häupl, hat entschieden, dass die Wahlen stattfinden sollen. Er hat entschieden, dass die Arbeit eingestellt wird. Das, was ich vermisse, ist etwas, was die Geschäftsordnung der Stadt Wien zuließe: Eine Mit-teilung des Bürgermeisters, in der er hier sagt: Deshalb möchte ich haben, dass der Wiener Gemeinderat aufgelöst wird. Das wäre der korrekte Weg gewesen. (Beifall bei der ÖVP.)
Natürlich wäre es interessant, am Vorabend des Versuchs von Schröder in Berlin, wenn Schröder sagt „Ich bin gescheitert“ zu hören, warum Michael Häupl mit einer absoluten Mehrheit hier vorzeitig wählen lässt. Das hätten wir uns gerne angehört, ob es da Bemerkungen hin-sichtlich der Fragen dieser Stadt gibt, ob das etwa das Thema Arbeitslosigkeit betrifft oder das mangelnde Wirtschaftswachstum. Das wären Themen gewesen, die eine Rolle gespielt hätten. Aber ich finde, es stellt der parlamentarischen Kultur in dieser Stadt kein gutes Zeugnis aus, wenn der Wiener Bürgermeister in einer Frage, die er so will, nicht einmal das Wort ergreift und außer bei den ersten Beiträgen, wo er irgendwo hinten sitzt, nicht einmal an dieser Diskussion teilnimmt. Das ist leider Teil der politischen Kultur oder Unkultur, mit der wir es hier zu tun haben! (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Das beschließt immer noch der Gemeinderat, Herr Kollege!)
Die Kultur ist eine von “Brot und Spiele“. Das weiß gerade auch Herr Kopietz ganz genau. Er ist ja in diesem Zusammenhang einer der Dompteure von “Brot und Spiele“. Es ist nicht eine Kultur der Diskussion, des Gesprächs, des Überlegens, was die besseren Ideen für diese Stadt sind und das merken wir dabei. Und dazu gehört auch eine Verfassungssituation, die etwas zulässt, was keiner in dieser Republik glauben kann. Das ist nämlich so: Der Bürgermeister bekommt die Ermächtigung, irgendwann einmal wählen zu lassen. 

Ich schlage vor, das nächste Mal fassen wir den Beschluss gleich bei der ersten Sitzung des Gemeinderats. Zuerst wählt er den Bürgermeister, dann Antrag der SPÖ auf Auflösung, und fünf Jahre hat der Bürgermeister die Möglichkeit, den Gemeinderat aufzulösen, wann es ihm passt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Johannes Prochaska: Das ist gut, das passt! ) 

Ich weiß schon, dass das ganz gut zu anderem auch passt, was wir diese Woche erlebt haben. Beispielsweise, als wir zunächst einmal gefragt haben, ob es einen Akt gibt wegen des Kontrollamtsdirektors, und dann hat man eineinviertel Seiten gefunden, wo nichts davon die Rede war, worum es eigentlich in diesem Akt geht. (GR Christian Oxonitsch: Das kann ich Ihnen genau sagen!) Wir haben uns den Akt genau angeschaut. (GR Christian Oxonitsch: Das stimmt, dass viele in den Akt hineingeschaut haben!) Wir haben uns den Akt ganz genau ange-sehen, (GR Christian Oxonitsch: Ihr habt nicht hinein ge-schaut!) aber wahrscheinlich hat die SPÖ noch nie einen Akt gesehen, wie auf Bundesebene beispielsweise ein Verfassungsrichter vom Nationalrat oder vom Bundesrat bestellt wird, wie auf Bundesebene der Rechnungshofpräsident bestellt wird, oder Ähnliches. Da hat die SPÖ noch nie hineingeschaut. Da, in diesem Akt, da oben ist er gelegen, und es war ja interessant nachzuschauen. Es ist da drinnen gestanden, wie das vor sich gegangen ist, wer die Bewerber waren, wie das eigentlich mit dem Hearing war. Oder war das Hearing wirklich auf der Klubklausur der Wiener SPÖ? Möglicherweise ist das so üblich, aber das gehört nicht zu einer funktionierenden parlamentarischen Demokratie. (Beifall bei der ÖVP.)
Und dazu passt auch das Wahlrecht, und dazu passt auch das, was wir hier erleben. (GR Franz Ekkamp: Schaut in den Hauptverband!) Und damit das besser wird in dieser Stadt, wie hier umgegangen wird hinsichtlich von Wahlterminen... Denn man muss ja eines sagen, das ist ja schlimmer geworden. Das muss man dazu sa-gen, es ist noch schlimmer geworden. Die Möglichkeit, dass die SPÖ hier irgendeinen Beschluss fasst, mit dem gewählt wird, wenn es die SPÖ will, die ist zugegebenermaßen in der Stadtverfassung vorhanden. Aber wenn Sie sich den Beschluss anschauen, wie die SPÖ nach viereinhalb Jahren einer Koalitionsregierung mit der ÖVP doch gewohnt war, einen gewissen Stil an den Tag zu le-gen - einen gewissen, nicht mehr -, also einen gewissen Stil an den Tag zu legen, da war es wenigstens so, dass in dem Beschluss drinnen gestanden ist, der 25. März 2001. 

Jetzt wird das hingelegt, irgendwann einmal wird aufgelöst, vielleicht ist es der Oktober.

Daher bringen mein Kollege Wolfgang Ulm und ich einen Beschlussantrag ein und wir begründen das auch im Hinblick auf die Dauer der Amtsführung und die Wahlausschreibung. Der Beschlussantrag lautet:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die landesgesetzliche Verankerung einer angemessenen Frist für die Ausschreibung der Wahl durch den Bürgermeister nach Selbstauflösung des Wiener Gemeinderates aus. (GR Godwin Schuster: Was heißt angemessen?) 
In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Wiener SPÖ soll sehen, dass es in allen anderen Bundesländern und auch im Nationalrat Fristen gibt. Im Nationalrat ist es so, dass die von Ihnen immer so gescholtene böse Bundesregierung, diese von Ihnen so be-zeichnete böse Bundesregierung, nicht einfach einen Termin festlegen kann, sondern die Bundesregierung hat mit dem Hauptausschuss des Nationalrates eine entsprechende Zustimmung dieses Hauptausschusses her-beizuführen.

Der Herr Klubobmann ist nicht da, aber ich gebe das vielleicht dem Herrn Landesparteisekretär. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wird dem Landesparteisekretär der SPÖ, der, wie gesagt, sonst eher mit dem Fach "Brot und Spiele" zu tun hat, aber auch ganz gut tun und vielleicht könnten Sie dies hier Ihren Kolleginnen und Kollegen zeigen und ihnen ein paar Tipps geben. (GR Günther Barnet: Aber einen Beleg braucht er!) 
Meine Damen und Herren, ganz wenige Bemerkungen, weil es zahlt sich sonst nicht aus, doch auch noch zu zwei anderen Parteien in dieser Stadt.

Wir haben heute leider bei den GRÜNEN wieder gesehen, was Wiener Mut ist. Also, Wiener Mut ist offensichtlich nichts anderes, als das zu tun, was die SPÖ aufträgt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Bürgermeister ruft an und sagt: „Der Kontrollamtsdirektor ist wieder zu bestellen“ – „Jawohl, Kontrollamtsdirektor wird wieder bestellt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Bürgermeister ruft an (StR David Ellensohn: Auf dem Notruf!) – das haben wir gehört, dass das so war. Der Bürgermeister ruft an, heißt wieder die Frage... (Beifall bei der ÖVP, Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou.) Es ist interessant. Der Bürgermeister ruft an und sagt: „Ich habe einen Antrag, es soll abgestimmt werden, dass der Gemeinderat aufgelöst wird. Termin haben wir nicht drinnen, ich weiß, das ist so, aber ich brauche das so und so ist das bei mir üblich, und in der SPÖ gibt es auch keinen Aufstand dagegen.“ „Na, selbstverständlich werden wir das tun.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wir haben das ja auch gehört, worum es geht. Es geht offensichtlich da um verschiedene Projekte, um alle möglichen Side-Letters und ähnliches, damit die GRÜNEN hier ihre Spielwiesen haben. Okay, das ist so. Das werden wir den Wählerinnen und Wählern in dieser Stadt sagen. 

Für die bürgerlichen Wählerinnen und Wähler ist sicherlich die grüne Fraktion kein Angebot. Es gibt nur ei-ne bürgerliche Plattform in dieser Stadt, und das ist die Österreichische Volkspartei. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe mir zunächst vorgenommen, auf das Laute, das wir da von einer Fraktion gehört haben, nicht einzugehen, aber etwas möchte ich schon in diesem Haus, und auch von diesem Rednerpult aus, sagen.

Wie sich der Vorredner über den ehemaligen Vizebürgermeister Kunschak hier ausgedrückt hat, einem Mann, der im Jahre 1934, noch vor dem Bürgerkrieg, versucht hat, Brücken zu schlagen, der von den Nationalsozialisten verfolgt worden ist, da kann ich beim besten Willen für den, der da vor mir gesprochen hat, nur sagen, dass er überhaupt nichts von Geschichte weiß. In dem politischen Kontext aber, in welchem er steht, ist das wirklich ein Ausdruck von Peinlichkeit, und ich bin es auch diesem Haus schuldig, dass man das mit allem Nachdruck zurückweist, was er gesagt hat. Das ist ein Skandal und zeigt nur, welcher Umgang von seiner Seite mit der Geschichte und der Gegenwart getätigt wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir können einem solchen Antrag, wie er von Seiten der SPÖ, und mit einer Unterschrift auch der GRÜNEN, vorgelegt wurde, aus unserem parlamentarischen Selbstverständnis und aus unserer Selbstachtung heraus nicht zustimmen. Wir gehen zuversichtlich in einen Wahlkampf und werden darstellen, dass es eine Alternative zu dieser Sozialdemokratischen Partei und diesem Machtverständnis der SPÖ gibt, das ist die bürgerliche Plattform Österreichische Volkspartei. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Vorab möchte ich ganz kurz auf GR Dr Aigner eingehen, weil es mir schon wert ist, etwas richtig zu stellen. Er hat, als Klubobmann Oxonitsch gesprochen hat und es um den Bundeskanzler gegangen ist, ein bisschen abfällig gesagt: „Sie sind ja nur Kommunalpolitiker“. Also ich bin stolz darauf, meine Damen und Herren, dass ich Kommunalpolitiker bin. Dann hat er noch gesagt: „Der Schüssel spielt in der Champions-League, und wir sind da die Regionalliga“. 

Herr Dr Aigner, das ist schlechter Stil, und wenn ich jetzt in Ihrer Diktion fortfahren wollte, würde ich sagen, gehen Sie in die Landesliga zurück, in den Bezirk. (GR Franz Ekkamp: Er ist ja noch jung! – GR Dr Matthias Tschirf: Das war ja nur ein Witz!) Nein, das war nicht witzig, das ist ernst gemeint, weil so was sagt man nicht. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja direkt peinlich!) Herr Dr Tschirf, was peinlich ist, da kommen wir bei der ÖVP noch dazu, das sind nämlich Sie alle da. (Mäßiger Beifall bei der FPÖ.)
Bei der Bilanz Häupls, des Bürgermeisters, besteht überhaupt kein Grund, dass man neu wählt. In Wirklichkeit ist das ein Misstrauensantrag gegen sich selbst, weil es ist ja immer alles so schön, wie er uns immer sagt, und er stellt ja in Wirklichkeit einen Misstrauensantrag gegen sich selbst. Daher verstehe ich überhaupt nicht, dass er hier in einen neuen Wahlkampf geht, außer er spricht sich selber das Misstrauen aus. 

Und übrigens ist es lustig, wenn Klubobmann Oxonitsch sagt, weil hier seit Wochen Plakate von Heinz-Christian Strache hängen und es Inserate gibt, darum müssen wir jetzt wählen, um einen langen Wahlkampf in Zukunft zu verhindern. 

Nun, das ist aber an sich interessant. Wenn das der Anlassfall ist und irgendjemandem passt das Wahlergebnis nicht, und man plakatiert dann nächstes Jahr wie-der irgendjemanden, jemanden anderen, oder eine Par-tei, wird dann der Herr Bürgermeister vielleicht auch - um einen langen Wahlkampf zu ersparen - sagen, weil jetzt schon wieder Plakate von irgendwem da hängen, wählen wir wieder neu? 

Also, das sind nur Ausreden, meine Damen und Herren. Ich glaube, der Herr Bürgermeister hat die guten Umfragewerte, gar keine Frage, er liegt in der Meinung sehr gut und er will die totale Macht verlängern. Das ist durchaus legitim, und ihm wird es hoffentlich nicht gelingen und wenn es ihm gelingt, können wir es von uns aus hier auch nicht verhindern. 

Aber hat er denn in Wirklichkeit was geleistet, oder anders gefragt, was ist übriggeblieben vom 100 Punkte-Programm für Wien? Herr Klubobmann Oxonitsch hat gesagt, dass 80 Prozent von dem 100 Punkte-Programm schon erledigt sind. Aber das dürfte erstens die Events betreffen, oder vielleicht die Gebühren- und Tarifanpassung. Da haben Sie in Wirklichkeit schon 80 Prozent er-ledigt, aber mehr nicht. 

Denn überlegen Sie sich, um es nur kurz zu streifen, denn das ist ja heute schon gesagt worden: Öffentliche Verkehrsmittel, Seniorenkarten von 188 auf 204 EUR er-höht. Müllgebühren um 25,9 Prozent erhöht. Kanalanschlüsse, Bäder, Kindereinrichtungen und und und. Sie haben bis heute in Wirklichkeit kein richtiges Praterkonzept, obwohl wir jahrelang darauf warten. Das wäre in dieser Legislaturperiode sicher noch machbar gewesen und ich hoffe nur, dass sich das fehlende Praterkonzept nicht negativ auf die EM 2008 in Wien auswirken wird.

Des Weiteren, die Umfahrung von Wien: Sicherlich, Herr Bürgermeister, haben Sie hier versagt und zwar deswegen, weil Sie so lange mit Ihrer Stadtregierung auf einem, unserer Meinung nach falschem Projekt draufgesessen sind und uns zwei bis drei Jahre gekostet haben. Wir hätten wesentlich früher bereits eine ordnungsgemäße und verkehrspolitisch interessante notwendige Umfahrung gehabt. 

Und schlussendlich - und das ist überhaupt noch nicht erwähnt worden - es ist etwas, was in der gesamten Debatte untergeht und was wir auch schon beim Re-chnungsabschluss hätten diskutieren können: Sie haben den Bezirken, und zwar den Bezirken 1 bis 23 in Wirklichkeit zwischen 2001 und 2004, bis zum Rechnungsabschluss, 26 Prozent real weniger Geld zur Verfügung ge-stellt und zwar deswegen - wir haben uns das genau an-geschaut - weil natürlich auch die Bezirke Leistungen der Stadt Wien in Anspruch nehmen müssen. Und wenn ich jetzt an Müll, an Wasser, an Energie und sonstige Kosten denke, dann sind das in Wien durchschnittlich 26 Prozent weniger Geld für die Bezirke. Auch das ist keine gute Leistung, die uns der Herr Bürgermeister für die Be-zirke und die Dezentralisierung hinterlässt. 

Und der Herr Bürgermeister hat auch vor dem Jahre 2003 versprochen, er rettet die Sofiensäle. Meine Damen und Herren, die Sofiensäle, so wie sie heute da-stehen, wie sie heute ausschauen, sind in Wirklichkeit ein Mahnmal gebrochener sozialdemokratischer Versprechen. Die stehen noch lange dort und ich muss sa-gen, es stimmt mich traurig, dass das so ist, aber auch hier hat der Herr Bürgermeister sein Versprechen nicht eingehalten, dass er die Sofiensäle retten wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt also hier keinen Anlass zu wählen, es gibt keinen Anlass, hier den Herrn Bürgermeister jetzt schon aus der Pflicht zu nehmen. Und wenn wir uns jetzt die Gründe überlegen, wenn heute hier über diesen Antrag abgestimmt wird: Das BZW, ja, die wollen halt noch einmal vor der Selbstauflösung ein bisschen Wahlkampf spielen und von in-ternen Problemen, wie Taferl, Türtaferl, ablenken und spielen noch ein bisschen Titanic. Es ist so, und daher dieses Abstimmungsverhalten. Die Grünen, das ist mir schon klar, dass die da zustimmen, die liegen nämlich in Umfragen für ihre Verhältnisse noch immer sehr gut. Noch, sage ich, denn wenn des Weiteren Van der Bellen, Glawischnig und Pilz in die nächste Regierung mit der ÖVP drängen, wird das Umfrageergebnis im Speziellen in Wien für die GRÜNEN wahrscheinlich nicht mehr so gut sein und wird ein bisschen schlechter ausfallen, als sie sich erwarten. Aber jetzt sind sie guter Dinge und deswegen wählen sie da sicherlich mit und haben mit den Roten hier gestimmt.

Die Österreichische Volkspartei, die jetzt ganz plötzlich diesen Antrag ablehnt, obwohl sie vor kurzem sogar einmal einen eigenen Antrag auf Neuwahlen eingebracht hat - wenn ich mich recht erinnere - die wollen wahrscheinlich jetzt, in diesem Wahlkampf, schauen, dass das grüne Pünktchen Kenesei noch ein bisschen in Erinnerung bleibt und dass die Leute glauben, die ÖVP hätte auch ein bisschen ein grünes Mäntelchen. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn man sich das ÖVP-Programm in dieser Stadt wirklich ansieht, das die ÖVP hier uns bietet, dann ist es eigentlich schwach, und das ist wahrscheinlich der Grund, dass die ÖVP nicht zu-stimmt und keine Wahlen haben will. 

Meine Damen und Herren, ich habe da ein bisschen was mitgebracht. Die ÖVP hat ja heute Stunden über den Donaukanal gesprochen, ja Stunden. Über diese 50 Meter, da hat sie Stunden drüber geredet, und das ist Wahlprogramm. Das ist genau das ÖVP‑Wahlprogramm, das ist der Donaukanal, (Der Redner hält eine Schachtel in die Höhe und schüttet Sand hinein. - Zahlreiche Zwischenrufe von der ÖVP.) und da leeren wir jetzt ein bisschen einen Sand hinein, da hat Herr Hahn da den Sand schon hineingeschüttet, wir haben alle, entschuldigen, wir haben alle diesen Sand hier gesehen, (GR Johannes Prochaska: Wo ist der Liegestuhl!) den Liegestuhl habe ich noch nicht. Die ÖVP wollte wahrscheinlich Spielautomaten der Firma Novomatic aufstellen, das ist aber noch nicht geglückt, meine Damen und Herren. Es ist noch nicht bewilligt, weil die SPÖ dem leider noch einen Riegel vorgeschoben hat. Man verteilt dort Spielkarten, ÖVP-Spielkarten am Donaukanal, wo es wunderschön ist, nur wird leider hier die Idylle ein bisschen gestört, weil ganz plötzlich taucht jemand auf und legt dort sein Trümmerl hin. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das ist natürlich auch sehr fein und das ist auch das Wahlprogramm, das sind die Punkte der ÖVP. 

Sind Spielkarten Hundstrümmerl? Aber auch hier hat man natürlich sofort etwas gefunden. Da kommt der große DNA-Test. Auch das ist Wahlprogramm. Nun, da macht man den DNA-Test und dann kann man sofort den Hund und das Herrl sich herfassen, bestrafen. Und um das Ganze noch ein bisschen zu vervollkommnen, muss man jetzt dazuschauen, wer das alles überwacht. Auch das ist eine ÖVP-Geschichte. Überwachen tun das dann die Girls, Baywatch, (Heiterkeit bei der FPÖ, der SPÖ und den GRÜNEN.) das ist nämlich auch eine Idee, denn die ÖVP hat ja gefordert, dass hier am Donaukanal und an anderen Gewässern, wie in der Serie Baywatch, solche netten Damen aufpassen, dass ja nichts passiert. Die wachen über diese Hundstrümmerl da, und über das alles, meine Damen und Herren, und auch über die ÖVP. Das ist ihr Wahlprogramm. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, das ist Ihr Wahlprogramm. Dass Sie nicht wählen gehen wollen, dass Sie die Wahl fürchten, das ist mir ja vollkommen klar, denn bei diesem mickrigen Programm, bei dem mickrigen Pro-gramm ist mir das überklar. (GR Georg Fuchs: Aber geh!) 
Herr Dr Hahn, Sie müssen sich etwas Besseres einfallen lassen. Das war ja optisch so ziemlich das Schönste, das Sie gefordert haben und ich hoffe nur, dass Ihnen die Luft im Wahlkampf nicht so ausgeht wie der Pamela Anderson in den letzten Jahren, das wäre nämlich furchtbar. (Heiterkeit bei der FPÖ. – Redner befestigt ein Plakat vor dem Rednerpult, einen Rettungsschwimmer darstellend, der eine junge Frau trägt.) Das wäre schlecht für Ihre Umfragewerte, die jetzt ohnedies schon wieder im Sinken sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, und wenn wir uns das vorstellen im Wahlkampf, ich gebe das weg, weil sonst... (Redner entfernt die Schachtel.) Das lassen wir noch ein bisschen hängen. (Redner meint das von ihm aufgehängte Bild.) Ich habe Sie (zur ÖVP gerichtet) bewusst nicht aufs Plakat gegeben, sondern ich habe schöne Menschen, ich habe Damen drauf gegeben. (Heiterkeit im Saal und zahlreiche Zwischenrufe.) 
Meine Damen und Herren, wenn wir uns jetzt den Wahlkampf ein bisschen noch ansehen wollen, wenn man sich den Wahlkampf als ein Auto vorstellen könnte, so habe ich mir überlegt, welche Partei ist jetzt in diesem Auto und welche Rolle spielt diese Partei in so einem Auto? Keine Sorge, Sie steigen nicht ins Auto. (Allgemeine Heiterkeit.)
Ich würde sagen, das BZW ist sozusagen der Leerlauf. Die geben zwar unheimlich Gas, beim Auspuff kom-mt ein bisschen ein Mist raus, aber es bewegt sich nichts. Das ist einmal der Leerlauf. 

Die Grünen, die steigen ja nie in ein Auto ein, da habe ich mir gedacht, das sind die fleischgewordenen City-Biker, die fahren gegen die Einbahn, links biegen sie ab in die Sackgasse. Also, das ist Ihre Rolle im Wahlkampf. Das ist so.

(StR David Ellensohn: Sie versuchen, gegen die Einbahn zu fahren!) Nun ja, aber Sie fahren leider in die Sackgasse.

Die ÖVP betätigt im Auto immer nur den Rückwärtsgang und wundert sich, dass sie hinten in die Mauer fährt und es Ende ist, aus, und abgeschleppt wird. Das ist die ÖVP. 

Und die SPÖ: Der Herr Bürgermeister hat natürlich das Lenkrad in der Hand, ja vollkommen klar, er hält im-mer gerne das Lenkrad, er fährt auch sehr gerne, nur lei-der hat er vergessen, dass die Lenkradsperre eingeschaltet ist und das Auto immer nur in eine Richtung fährt, wahrscheinlich auch irgendwo in den Graben.

Meine Damen und Herren, die Freiheitlichen im Auto sind die Einzigen, die wissen, wie man so etwas bewegt, denn die schalten den Vorwärtsgang ein. Wir sind die treibende Kraft in dieser Stadt und bewegen dieses Auto. (Allgemeine Heiterkeit, Beifall bei der FPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt also keinen Grund zu wählen, und jetzt täuschen Sie sich aber nicht. Die FPÖ ist gewappnet für diesen Wahlkampf, die FPÖ hat ihre Konzepte, die FPÖ ist die Macht, die den durchaus schmerzlichen, aber notwendigen Reinigungsprozess mit frischen Kräften motiviert. Und, meine Damen und Herren, es gibt ein Gesetz der Serie. (Allgemeine Heiterkeit im Saal.) Jener Landeshauptmann... (Zahlreiche Zwischenrufe, vor allem von der ÖVP.) Ich höre das leider nicht, sonst würde ich auch antworten. Herr Prochaska, ich sage dir nachher, was ich da nicht sage. (Allgemeine Heiterkeit.) Meine Damen und Herren, zum Schluss möchte ich noch einmal sagen, täuschen Sie sich nicht in der FPÖ, (GR Dr Matthias Tschirf: Schluss mit Lustig!) täuschen Sie sich nicht, dass dieser Wahlkampf jetzt für uns zu früh kommt, er kommt nicht zu früh. Wir sind gewappnet, wir haben un-sere neuen Kräfte gesammelt, (Allgemeine Heiterkeit.) wir werden ein zweistelliges Ergebnis in Wien einfahren, Sie werden sich noch wundern. Die ÖVP wird auch ein zweistelliges haben, aber ohne einen Zweier voran. Wir werden beide einen Einser davor haben, Herr Kollege Prochaska. (GR Harry Kopietz: 1,9 Prozent!) Sie glauben, Sie haben den Zweier voran, wir nähern uns an, wir werden genauso den Einser vor dem Ergebnis haben wie Sie. Für uns wird das ein zweistelliges Ergebnis. (Redner blickt auf GR Fuchs, der sich auf seinem Platz zurückgelehnt hat.) Sie sitzen da so wie die Kommerzialräte, schau dir den Fuchs an, (Heiterkeit in der FPÖ und ÖVP.) der sitzt ja dort... Wenn Ihr so den Wahlkampf führt, wie der Fuchs da sitzt, dann gute Nacht, ja dann gute Nacht; (Allgemeine Heiterkeit. - GR Georg Fuchs: Du lässt mich ja nicht ausreden!) das wird das Ergebnis werden, ihr werdet einstellig schreiben oder vielleicht zweistellig, und wir werden die Zweistelligkeit schaffen. 

Und, meine Damen und Herren, es gibt ein Gesetz der Serie. Wer eine Wahl provoziert, und das ist Bgm Häupl, den wird das Gesetz der Serie treffen, denn der Wähler hat immer die bestraft, die eine Wahl provozieren. Ich hoffe, dass dieses Gesetz der Serie in Wien weitergeht, denn die Provokation können wir uns und die Wienerinnen und Wiener nicht gefallen lassen. Danke! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kopietz. Ich erteile es Ihm. 

Ich möchte nur vorher Kollegen Madejski danken, auch im Namen des Gemeinderats, er hat für Kurzweiligkeit gesorgt durch seine Aktionismen und wir haben alle unsere Lachmuskel ein bisschen trainiert - ist auch keine Schande –, und jetzt gehen wir wieder zum Ernst der Sache. 

Bitte, Herr Professor. (Heiterkeit bei der ÖVP und der FPÖ.)

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Selbst wenn ich noch Zweifel gehabt hätte vor dem Tagesordnungspunkt, ob wir wählen im Herbst, spätestens nach diesen beiden Rednerrunden bin ich völlig da-von überzeugt, wie wichtig es ist, möglichst im Herbst zu wählen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das glaube ich!) Und, meine Damen und Herren, ich weiß mich da in guter Ge-sellschaft. (GR Mag Harald STEFAN: Die GRÜNEN!) Die Menschen begrüßen diese Festlegung der Wiener Wahlen für den Herbst. Nur ein Fünftel der Wienerinnen und Wiener sind dagegen, eine überwältigende Mehrheit will, dass Wien ein langer und teurer und, wie man gehört hat, ein - ich weiß nicht, wie man es betiteln soll - schwachsinniger, das kann man nicht sagen, aber doch ein so ähnlicher Wahlkampf, erspart bleibt. Und der Wunsch der Menschen, meine Damen und Herren, ist selbstverständlich auch Wunsch der Wiener Sozialdemokratie. 

Außerdem, und da möchte ich zurückkommen zu den wahren Gründen, warum es Sinn macht, eine Festlegung für den Herbst zustande zu bringen. Es macht absolut Sinn, noch vor der EU-Präsidentschaft für klare Verhältnisse zu sorgen. Wien will während der EU-Präsident-schaft, zumindest die Sozialdemokratie in Wien, möchte während der EU-Präsidentschaft keinen Wahlkampf führen. 

Noch weniger, da ja jetzt schon absehbar ist, meine Damen und Herren, dass Herr Strache, dass Herr Haider, nicht aufhören werden, einander unter dem beredten Schweigen des Bundeskanzlers Schüssel ein bemerkenswertes niveauloses Duell um den größten Spesenritter, den unsympathischesten Rechtsaußen, den hoffnungslosesten Konkursverwalter et cetera, zu liefern. 

Nein, sie werden nicht aufhören, und schon gar nicht aus Vernunft und Verantwortung. Ich fürchte, diesen bei-den Personen sind diese Begriffe Fremdwörter. Verständnis für die Menschen und die Verantwortung, so wie wir Sozialdemokraten sie seit jeher wahrgenommen haben, lassen nur einen Schluss zu: Wien, das gerade in diesen Zeiten - und ich freue mich darauf - Auslage Europas sein wird, darf auf keinen Fall durch einen Wahlkampf, und Wahlkampfzeiten sind Zeiten fokussierten Schwachsinns, wie wir wissen, ein abschreckendes Schauspiel liefern. Wien wird natürlich auch in der EU-Präsidentschaft die Chance nützen und Europa zeigen, dass es in manchen Fragen anders ist als Österreich. 

Und vor allem, meine Damen und Herren, wir werden damit unter Garantie auch Sorge dafür tragen, dass die blauen Rumpftruppen des degenfuchtelnden Herrn H C Strache und die exblauen Restgrüppchen, von denen sich der eine oder andere auch eine orangenfarbene Haut zugelegt hat, dorthin verschwinden, wo sie längst hingehören, nämlich in die Bedeutungslosigkeit, meine Damen und Herren. (GR Dr Wilfried Serles: Das war die erste ehrliche Begründung!) Das war die erste ehrliche Begründung, natürlich selbstverständlich auch die andere. Mir ist es durchaus bewusst, ehrlich, Herr Kollege, ich bin mir meiner Verantwortung bewusst. 

Wenn wir im März wählen würden, fürchte ich den Wahlkampf, dem wir dann entgegensehen, nach den heutigen Wortmeldungen eines an und für sich seriösen, normal wirkenden Gio Hahn, der aber jetzt außer Rand und Band ist. Also da kann ich mir schon vorstellen, wie der Wahlkampf werden wird und das möchte ich Wien, den Wienerinnen und Wienern während der Präsidentschaft für Europa ganz einfach nicht zumuten. 

Wir, meine Damen und Herren, können mit ruhigem Gewissen vor die WählerInnen treten. Wir haben den Wirtschaftsstandort Wien wettbewerbsfähig gehalten und Arbeitsplätze mit Zukunft geschaffen, wir haben Wien als eine soziale Stadt erhalten, die niemanden ausgrenzt, und ich betone, wirklich niemanden. Und all das wissen und schätzen die Menschen in einem hohen Ausmaß, und darum genießt die Sozialdemokratie ein hohes Maß an Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Das können Sie, von der ÖVP und FPÖ, nicht behaupten, Sie müssen sich zu Recht vor dem Votum der Bevölkerung fürchten, denn was Sie jahrelang in der Bundesregierung - und da sind auch Sie massiv verantwortlich dafür - den Menschen angetan haben - da wird Ihnen auch bei der Wiener Wahl die Rechnung präsentiert werden. (GR Dr Matthias Tschirf: Immer die Bundesregierung!) Jahrelang haben Sie den Menschen das Geld aus der Tasche gezogen, jahrelang haben Sie ihn-en die Arbeitsplätze weggenommen und jahrelang haben Sie bei den Schwächsten der Gesellschaft eingespart. Da werden Sie die Rechnung im Herbst bekommen, mei-ne Damen und Herren. 

Und die Sozialdemokratie: Während Sie die Arbeitslosigkeit erhöht haben, haben wir die Arbeitsmarktförderung erhöht. Wenn die Bundesregierung Investitionen gekürzt hat, haben wir sie in Wien erhöht. Wenn den Menschen Sozialleistungen weggenommen wurden, dann haben wir in Wien die Sozialhilfen erhöht. Als Sie die Studiengebühren eingeführt haben, haben wir das Studentenfreibad eingeführt. 

Wenn die Bundesregierung auch wieder für die Schwächsten, nämlich für die Frauen, die Förderungen gekürzt hat oder bei der Kultur gekürzt hat, dann haben wir in Wien diese Subventionen erhöht. 

ÖVP und FPÖ haben in der Bundesregierung Politik gegen Menschen gemacht, und wir haben Politik für Menschen gemacht. Jahrelang, und es tut mir Leid, dass Herr Strache nicht da ist, hat die Wiener FPÖ, auch unter Herrn Strache, tatenlos zugesehen, wie die Bundesregierung der Wiener Bevölkerung das Geld aus der Tasche gezogen hat. 

Und da möchte ich Ihnen schon noch einiges in Erinnerung rufen, meine Damen und Herren, und wir werden das natürlich auch in Verbindung mit der FPÖ-Ge-bührenlüge tun, wenn Sie behaupten, dass es durch die Wiener Stadtregierung in den letzten Jahren Belastungen für die Wiener Bevölkerung gegeben habe. Das ist eine der größten Lügen, die die FPÖ verbreitet. 

Wahr ist, dass es die ÖVP/FPÖ-Regierung auf Bundesebene war, die eine beispiellose Belastungslawine auf die Wienerinnen und Wiener losgelassen hat. 

Wahr ist, dass viele Gebühren in Wien schon lange nicht erhöht worden sind und wenn, dann in der Höhe der Inflation, die Sie wieder zu verantworten haben, meine Damen und Herren. 

Außerdem wissen die Wienerinnen und Wiener, dass sie in Wien von der Stadt für ihr gutes Geld gute Leistungen erhalten, was beim Bund nicht immer der Fall ist.

Nun, erinnern wir uns, was hat die Regierung mit FPÖ-Unterstützung der Wiener Bevölkerung in nur fünf Jahren angetan. Ich fürchte, meine Redezeit wird dabei nicht ausreichen. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber ja!) Hören Sie zu! (GR Dr Matthias Tschirf: Aber ja!) 
Erhöhung der Energieabgabe um 100 Prozent. Erhöhung der motorbezogenen Versicherungssteuer um 51 Prozent. Erhöhung der Tabaksteuer, Erhöhung der Bier-steuer um 37 Prozent. Erhöhung der Umsatzsteuer auf Kaffee, Tee und Kakao. Das, was vor allen Dingen auch Kinder benötigen, erhöht um 10 Prozent, Kakao, Kakao, meine Damen und Herren!

Erhöhung der Passgebühren um 94 Prozent, Erhöhung der Autobahnvignette um 82 Prozent und zusätzlich die Ausweitung auf Schnellstraßen.

Kürzung des Urlaubsanspruches, Entfall des Postenzuschlages, dreimalige Erhöhung der Rezeptgebühr um insgesamt 39 Prozent. (GR Johannes Prochaska: Spitalsgebühren!) Erhöhung des Spitalsselbstbehaltes 96 Prozent, ja, Erhöhung des Spitalsselbstbehaltes 96 Pro-zent. Erhöhung des Selbstbehaltes für Brillen um 233 Prozent, meine Damen und Herren. 

Das sind Zahlen, die die Wiener, wenn sie es sich nicht gemerkt haben, im kommenden, hoffentlich kurzen Wahlkampf hören werden. (GR Georg Fuchs: Strom, Gas!) Man kann das seitenweise fortsetzen. Besteuerung der dreifach erhöhten Einheitswerte, Erhöhung von Versicherungsprämien. Tariferhöhungen bei Post und Bahn. Pensionskürzungen bis zu minus 10 Prozent und mehr durch die Pensionsreform 2003. Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge und so weiter. Energieab-gabe, Mietzinsverzinsungen, Schülerunterstützung für Schulveranstaltung gestrichen, und so weiter. (GR Georg Fuchs: Gas, Strom!) Das alles haben Sie zu verantworten, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Da ist es selbstverständlich nur schlüssig und glaubwürdig, wenn wir den Wienerinnen und Wienern sagen, was immer die Wiener FPÖ - gilt auch für die ÖVP - in den kommenden Wochen versprechen werden, messt es an ihren Versprechen in der Vergangenheit, die Sie noch nie gehalten haben. (GR Johannes Prochaska: Seien Sie vorsichtig!) Und weder FPÖ noch ÖVP, denke ich – und das wissen die Wiener auch -, sind nicht glaubwürdig in ihren Aussagen.

Mangelnde Glaubwürdigkeiten muss man auch den GRÜNEN vorwerfen. (GR Johannes Prochaska: Aber geh!) Na bitte, aber doch. (Heiterkeit bei der ÖVP.)

Seit Monaten kreist bei den GRÜNEN alles nur mehr um die Frage, welche Partei verhilft Ihnen zu Regierungsposten? Es geht in erster Linie um Macht und weniger um Inhalte. Das hat Parteiobmann Sascha van der Bellen vor kurzem ganz offen eingestanden, ich brauche das nicht zu wiederholen. In Oberösterreich zum Beispiel zeigt man, was man von grünen Statements zu halten hat. Wenig ist von den Versprechungen der GRÜNEN übrig geblieben. 

Meine Damen und Herren, wenn man, wieder zurückkommend, versucht, ganz einfach Ruhe in die Wahlbewegung zu bringen, (Rufe aus der ÖVP und FPÖ: Ja natürlich, ja, ja!) ich möchte das aus tiefsten Herzen tun, meine Damen und Herren... Die Wiener SPÖ hat auch in der Vergangenheit bewiesen, dass wir perfekte Arbeit für Wien geleistet haben, und so möchten wir den Wienerinnen und Wienern einen unerträglich langen und teuren Wahlkampf ersparen. (GR Georg Fuchs: Unerträglich ja!) 
Letztendlich wollen wir auch den GRÜNEN, den städtischen, den Wiener GRÜNEN, vielleicht wieder ein Bild der Eintracht, nun statt Schüssel und Haider im flotten Spesen-Porsche, der schon längst verblasst ist, ersparen, denn mittlerweile drohen Wolferl und Sascha im Eurofighter-Cockpit. Das wollen wir auch im Wahlkampf in Wien den GRÜNEN ersparen. (Unmutsäußerungen von ÖVP und GRÜNEN.)
Schon längst haben die Oppositionsparteien ihren Arbeitsplatz in der Kommunalpolitik eigentlich verlassen und die Showbühne des Wahlkampfes betreten. (Große Aufregung bei den GRÜNEN. – GR Mag Christoph Chorherr: Pfui, was soll das!) Na, bitte. Immer mehr ha-ben sich aus der kommunalpolitischen Arbeit für Wien zurückgezogen, um sich mit der Gestaltung von Plakaten, Inseraten, inszenierten Auftritten zu beschäftigen, Sand zu verstreuen, die Politik auf Sand aufzubauen, den Menschen Sand in die Augen zu streuen. Sie arbeiten ja gar nicht mehr für die Stadt. 

Aber eines sage ich schon noch, seien Sie sich dessen bewusst, dass Sie von den Wiener Steuerzahlern dafür bezahlt werden, als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte für Wien zu arbeiten. (Heiterkeit bei der ÖVP und den GRÜNEN. - GR Mag Christoph Chorherr: Arbeiten Sie!) Ja, wir arbeiten ja. (Große Heiterkeit bei den Oppositionsparteien.) Wir arbeiten für unser Wien, Sie wahlkämpfen für Ihre Parteien. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ersparen wir ganz einfach den Steuerzahlern unproduktive Kosten durch Oppositionsvertreter in einem überlangen Wahlkampf, beschäftigt mit sich selber, lösen wir den Wiener Gemeinderat auf und setzen wir den Wahltermin im Oktober fest. (Beifall bei der SPÖ. – Zahlreiche Zwischenrufe von den Oppositionsparteien. – GR Mag Christoph Chorherr: Das war alles? Zugabe!) 
Kollege Hahn, weil Sie sich so ganz kurz, 15 Min-uten, dem Sandstrand am Donaukanal gewidmet haben - ich habe es gestoppt -, werde ich mich ganz kurz mit et-was beschäftigen, das an und für sich Kernaufgabe der ÖVP ist, nämlich mit der Wiener Wirtschaft. Also, was Sie alles erzählt haben, das ist ja hanebüchen. (StR Dr Johannes Hahn: Aber wahr ist es!) Ich lege Ihnen nahe, lesen Sie nicht nach bei Shakespeare, sondern lesen Sie nach bei Frau Präsidentin Jank. Die hat in den letzten Wochen sehr klug und in richtiger Art und Weise die Si-tuation der Wirtschaft in Wien beschrieben und hat sich in Wirklichkeit ganz besonders auch bei der Wiener Po-litik bedankt, die diese Wirtschaft in Wien besonders för-dert. (Beifall bei der SPÖ. – GR Johannes Prochaska: Ein bisschen weniger Eigenlob!) 
Die “Giao-Linie“ - Verzeihung - die “Gio-Linie“ (GR Johannes Prochaska: Ist schwer, gell!) soll weiter fahren. Wenigstens wird Parteigeld der ÖVP vielleicht, vielleicht, sinnvoll verwendet, ich weiß es nicht.

Aber nun zum Donaukanal. Ich habe versucht nachzuschauen, was Görg und Dr Christian, der dafür zuständig war - ich glaube das waren beide Herren von Ihnen - zum Donaukanal eingefallen ist und wo Sie irgendwo etwas umgesetzt haben. Da habe ich aber leider nichts gefunden. Ich habe ja gar nichts dagegen, ich ha-be gar nichts dagegen, ob SPÖ, FPÖ, ÖVP, GRÜNE et-was Tolles, Gutes für Wien machen, ich habe gar nichts dagegen einzuwenden. Das Lebensgefühl in dieser Stadt, die Lebensfreude in dieser Stadt, wird dadurch ge-fördert und das freut mich, meine Damen und Herren, und ich lade Sie ein, tun Sie das bitte mit Engagement, mit Eifer und wirklich mit viel Kreativität weiter.

Bei den Schikanen, da habe ich nicht wirklich etwas Schlüssiges gehört. Da freue ich mich noch auf eine Auf-listung, mit welchen Schikanen die Stadtverwaltung der ÖVP da entgegen getreten sein soll. Ich verspreche Ihnen, soweit es in meiner bescheidenen Macht steht, (Zurufe aus der ÖVP: Oh, oh!) werde ich Ihnen das nächste Mal helfen.

Ich befürchte jedoch, dass möglicherweise die von euch ins Treffen geführten Schikanen vielleicht damit zu-sammenhängen, dass die Finanzbehörde und andere Kontrollorgane nachgesehen haben, ob bei dieser Aktivität der ÖVP wieder Schwarzarbeiter aus Ungarn beschäftigt wurden, so wie beim Stadtfest am 30. April. Das mag möglich sein. Dass dies nicht angenehm ist, ist auch klar und ich denke, das könnte es sein. Grundsätzlich, es tut mir wirklich in der Seele weh, (StR Dr Johannes Hahn: Das glauben wir aufs Wort!) dass Gio Hahn, den ich schon sehr lange Jahre kenne, eigentlich heute mit einem eng quergestreiften Hemd auftritt. Hätte es Längsstreifen, dann wäre es nämlich genau das, was die Rede beinhaltet, weil es nämlich kleinkariertes Bürgertum war, was er da von sich gegeben hat. Ich bitte aber trotzdem, nicht böse zu sein, aber das habe ich nur so sagen wollen, weil ich es wirklich so empfinde. 

Und zu Strache fällt mir nicht viel ein, aber eines weiß ich schon, er spielt jetzt den Saubermann. Das hat bisher Haider - ja, der spielt das ja noch - immer gemacht, das ist FPÖ Taktik. Ich kann mir nicht vorstellen, dass Strache das alles nicht gewusst hat, da war er sehr ruhig. Ja, ich kann mir nicht vorstellen, dass Kollege Ka-bas, stellvertretender Bundesparteiobmann der FPÖ, das nicht gewusst hat. (GR Mag Hilmar Kabas: Bin ich nie gewesen!) Oder im Vorstand der FPÖ. Waren Sie im Vorstand der FPÖ? Sind Sie Ihrer Aufgabe als Vorstandsmitglied nachgekommen? (GR Mag Hilmar Kabas: Na bitte!) Oder haben Sie das zugedeckt? (GR Mag Hilmar Kabas: Aber geh, Sie sind ja nicht informiert!) Wir wissen, was Sie gemacht haben, sie haben es natürlich zugedeckt. (GR Mag Hilmar Kabas: Kehren Sie vor Ihrer eigenen Türe, da ist genug Schmutz!) 
Und wenn ich zum Schluss komme, meine Damen und Herren, ich werde Ihnen heute anschließend unseren Vorschlag für ein Wahlkampfübereinkommen über die Begrenzung der Dauer, den Einsatz von Werbemitteln, die Fairness (GR Heinz-Christian Strache: Oh weh!) sowie Sicherung einer sparsamen Wahlwerbung und Sicherung eines fairen, sachlichen und störungsfreien Wahlkampfes überreichen und Sie einladen, diesem Wahlkampfübereinkommen beizutreten. Vor allem darum, um den Wienerinnen und Wienern sowie den Gästen in unserer Stadt den Sommer über Schwachsinnigkeiten eines Wahlkampfes zu ersparen. Und es wird mich freuen, dass die wahlwerbenden Parteien diesem Übereinkommen beitreten werden, damit all das, was Sie immer behaupten, nicht nur wir leben, sondern auch Sie gezwungen werden, das auch leben zu müssen, nämlich einen fairen, sparsamen und kurzen Wahlkampf zu führen. 

Und darum sage ich nochmals, die Wahl soll für Herbst 2005 festgelegt werden, damit wir uns nach einem, hoffentlich kurzen, Wahlkampf anschließend unter Bgm Häupl sofort wieder an die Arbeit machen und die Weltstadt Wien entschlossen und erfolgreich in die Zukunft führen können, denn die Wienerinnen und Wiener sollen auch in der Zukunft stolz auf unsere wunderbare Stadt sein. Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Genau, eine Minute habe ich noch. Soviel zu den Inseraten: Da inseriert die ÖVP auf Bundesebene: “Österreich hat eine neue Polizei.“ Wichtig. Das weiß ohnedies keiner, nehme ich an, und darum ist es vielleicht doch gut, dass die Menschen, die sich schon entwöhnt haben, einen Polizisten zu sehen, weil sie keinen zu Gesicht mehr bekommen, in Zukunft erkennen, falls sie einen se-hen, wie er aussieht. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und das letzte: Ich bedanke mich für die Wahlspende, Kollege Barnet. Ich kann Ihnen nur eines sagen: Der-zeit kommen tausende ehemalige FPÖ-Wähler, geben uns Geld, machen Wahlspenden oder bieten sich an zur Mitarbeit. Sie sind nicht der Einzige. (Heiterkeit beim BZW. – Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Dr Tschirf hat sich zu einer tatsächlichen Berichtung gemeldet. Drei Minuten Redezeit. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Tatsächliche Berichtung: Den Arbeitsplatz der Kommunalpolitik hat nicht die Opposition, sondern der Herr Bürgermeister verlassen. 

Zweitens: Tatsächlich hat den Wahlkampf der Herr Bürgermeister vor mehr als einem halben Jahr damit be-gonnen, dass er immer davon spricht, dass Wahlkampf sein wird. 

Drittens: Die Strompreiserhöhung um 8 Prozent, eine ausschließlich auf die SPÖ zurückgehende Maßnahme, ist erfolgt. 

Viertens: Müllgebühren plus 26 Prozent. (GR Harry Kopietz: Inflationsabgeltung!) 26 Prozent Inflationsabgeltung bei Müllgebühren, das ist an sich schon eine tatsächliche Berichtigung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz Hufnagl: Nach neun Jahren!) 

Zum Donaukanal: Seit 1984 hat fast die ganze Zeit die SPÖ die Verantwortung für den Donaukanal gehabt und nichts gemacht, auch das eine tatsächliche Berichtigung. 

Und noch etwas: Demokratie heißt nicht, dass Wahlkampf nur von der SPÖ gemacht werden darf. (GR Heinz Hufnagl: Wir haben Ihnen das Lichterlfest gegeben!) Auch das ist eine tatsächliche Berichtigung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Da wir gerade bei den tatsächlichen Berichtigungen waren, nehme ich schon die Gelegenheit auch wahr, weil Herr "Gio“ Hahn hat mich ja auch direkt angesprochen bezüglich der Werbungen des Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes. 

Also, wir haben es nicht notwendig, so vorzugehen. Täglich treten neue Mitglieder bei uns ein, (Heiterkeit bei der ÖVP.) vor allem, seitdem die ÖVP die Wirtschaftskompetenz irgendwo abgegeben hat. Ich möchte die Ge-legenheit auch noch einmal nützen, darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem Geschäftsstück, über das wir demnächst abstimmen werden, um den zweiten Periodischen Bericht 2005 handelt, um die genehmigten Überschreitungen, und ich bitte Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke schön. Wer für die Postnummer 156 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. Danke schön.

Es gelangt nun der vorliegende Antrag der GRe Oxonitsch und Vassilakou, die vorzeitige Auflösung des Wiener Gemeinderates betreffend, zur Abstimmung. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ, des BZW und der Grünen erfolgt und ist somit mit großer Mehrheit angenommen. (GR Godwin Schuster: Präzise formuliert!)

Ich lasse nun den Antrag Dr Tschirf, Dr Ulm betreffend eine Novelle der Wiener Stadtverfassung abstimmen. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, FPÖ, BZW und Grüne. – Er ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bevor ich nun das nächste Poststück aufrufe, möchte ich etwas tun, wofür Sie gestatten, dass ich zwei oder drei Minuten die Tagesordnung unterbreche. Ich möchte unter uns je-manden verabschieden, der zwar nicht Angehöriger die-ses Hauses ist, aber sich über 20 Jahre bemüht hat, sei-nem Ursprungsberuf hier gerecht zu werden. Herr Re-gierungsrat OAR Kusta hat heute hier seinen letzten Ar-beitstag. Herr OAR Kusta ist ursprünglich gelernter Sozialpädagoge und hat sich bemüht, (Heiterkeit im Saal.) uns sozialpädagogisch (RegRat Kusta: Vergeblich!) teil-weise vergeblich, teilweise ist es auf fruchtbaren Boden gefallen, durch die Wirrnisse der Stadtverfassung, durch die Wirrnisse der Geschäftsordnungen, der diversen Ge-schäftsordnungen, es ist ja nicht nur eine, sondern die di-versen Gremien haben ja unterschiedliche Geschäfts-ordnungen, zu leiten. Dafür will ich ihm im Namen des Gemeinderates, in Namen der Abgeordneten, recht herz-lich Danke sagen. Eine über 40-jährige Dienstzeit geht nun auch formal zu Ende und ich möchte dir Danke sa-gen in Namen dieses Hauses, und möchte dir auf den Weg mitgeben alles, alles Gute und wünsche dir vor al-lem eines, nämlich einen sehr gesunden Unruhestand, lieber Sven. (Lange anhaltender Beifall von allen Fraktionen.) Danke schön und, lieber Sven, wir werden uns bemühen, dich als Lehrmeister nicht zu vergessen, und uns an die Geschäftsordnung zu halten. Alles Gute.

So, ich darf nun in der Tagesordnung fortsetzen. Es gelangt nun die Postnummer 157 zur Verhandlung, sie betrifft die fünfte Gemeinderatssubventionsliste. 

Es liegt keine Wortmeldung vor, sondern nur das Verlangen nach getrennter Abstimmung. 

Ich lasse als Erstes die Subvention für die Julius-Raab-Stiftung zur Förderung von Forschung und Bildung abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Freiheitlichen und ohne die Grünen mehrstimmig angenommen.

Und für die restliche Subventionsliste darf ich hier um Zustimmung bitten. – Das ist einstimmig so angenommen. Ich danke schön.

Ich schlage nun vor - und das wird heute noch öfter passieren -, dass wir einige Geschäftsstücke gemeinsam verhandeln. Ich danke hier vor allem an dieser Stelle den Klubdirektoren, Klubsekretären und den in den Klubs da-für Verantwortlichen, dass es möglich war, das so zu tun. Ich schlage nun vor, die Verhandlung und die Berichterstattung über die Tagesordnungspunkte 27, 33, 35 - es sind dies diverse Subventionen an den Verein Wiener Jugendzentren - zusammenzuziehen. Die Abstimmung wird natürlich getrennt durchgeführt. Ich nehme an, Sie sind damit einverstanden. 

Frau GRin Novak, ich bitte um Einleitung der Verhandlungen. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Vorsitzender!

Wie schon gesagt, es handelt sich bei den drei Poststücken um Subventionen an den Verein Wiener Jugend-zentren zum Betrieb dreier Einrichtungen im Sinne der Jugendlichen dieser Stadt. 

Ich bitte um Zustimmung. Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Die Debatte ist somit eröffnet. Herr Dr Aigner, bit-te.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren!

Ich kann mich relativ kurz halten, weil ich daran anknüpfen kann, was ich bereits in der Rechnungsabschlussdebatte namens meiner Fraktion zum Verein Wiener Jugendzentren gesagt habe. Wir stehen der Ar-beit der Wiener Jugendzentren durchaus positiv gegenüber. Wir vermissen nur, wie in vielen anderen Bereichen, eine prospektive Planung. Wir möchten wissen, welche Planungen für die nächsten Jahre bestehen be-züglich der Errichtung neuer Jugendzentren beziehungsweise des Auflassens bestehender Jugendzentren. Wir sehen uns ohne eine solche Planung nicht in der La-ge, hier punktuell bestimmten Vorhaben zuzustimmen. Es werden hier Infrastrukturmaßnahmen geschaffen, die Folgekosten weit über den heutigen Bereich hinaus mit sich bringen und wir, Hofrat Walter Strobl, Mag Barbara Feldmann und meine Wenigkeit, verlangen daher im We-ge eines Beschluss- und Resolutionsantrages dessen sofortige Abstimmung. Wir begehren die Ausarbeitung eines Wiener Jugendbetreuungsplanes, wo genau diese Fragen der zukünftigen Errichtung und des zukünftigen Bestandes von Jugendzentren behandelt werden. In for-meller Hinsicht, wie gesagt, beantragen wir die sofortige Ab-stimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön, die Debatte ist somit geschlossen. Frau Berichter-statterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Danke schön. Ich bedanke mich, dass auch Sie der Arbeit des Vereines Wiener Jugendzentren zustimmen und dies für gut befinden und nicht nur Ihr Vertreter der Jungen ÖVP, der ja stellvertretender Vorsitzender dieses Vereines ist, das so sieht, sondern dass Ihre Fraktion das ebenso sieht und unterstützt. Wie Sie sicherlich wissen, ist es ja so, dass alle Vorhaben und alle Postnummern, die diesem Hohen Haus hier zur Beschlussfassung vorgelegt werden, immer in Abstimmung und immer unter sehr in-tensiver Vorbereitung der Fachabteilung, in diesem Fall der MA 13 – Bildung und außerschulische Jugendbe-treuung, im Vorfeld passiert, und sehr viele Überlegungen überhaupt erst einmal angestellt werden, bevor die-ses Poststück hier zu uns in den Gemeinderat kommt. 

Insofern können Sie davon ausgehen, dass nicht nur die Evaluierung der Einrichtungen im Verein Wiener Jugendzentren immer wieder vorangetrieben und begleitet wird, sondern auch jene Arbeiten getätigt werden, die Sie immer wieder einfordern, nämlich die der mobilen und aufsuchenden Jugendarbeit, wo der Verein Wiener Jugendzentren auch seinen Anteil hat. 

Insofern glaube ich, sollte es für alle ersichtlich sein, welche Pläne die einzelnen Vereine haben, deren Ansuchen hier immer wieder zur Beschlussfassung vorliegen, was sie getan haben, welche Umstrukturierungen sich ergeben haben. Und weil Sie sich immer beschweren, dass Sie zu wenig Informationen haben: Ich habe Ihnen hier noch einen Jahresbericht 2004 vom Verein Wiener Jugendzentren mitgebracht. Den gebe ich Ihnen dann gerne, da können Sie alles nachlesen. 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Wer dem Geschäftstück Postnummer 27 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Grünen und ohne ÖVP.

Zu Postnummer 27 habe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag. Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind Grüne, ÖVP, BZW. Ist der einstimmig, der Antrag “Erstellung eines Ju-gendplans“? (GR Godwin Schuster: Der Antrag ist nicht einstimmig!) Nicht einstimmig, meine ich ja. Das habe ich ja gemeint. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Der ist mehrstimmig!) - Der Antrag ist mehrstimmig abgelehnt. 

So wir kommen nun zu Postnummer 33. 

Wer für die Postnummer 33 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen, ohne die ÖVP.

Und ich lasse nun die Postnummer 35 abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen ohne die ÖVP.

Es gelangt nun die Postnummer 32 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die österreichischen Kinderfreunde, Landesorganisation Wien. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die FPÖ so angenommen. 

Postnummer 36, sie betrifft eine Subvention an die Vereinigung für Filmausbildung in Wien – Filmschule Wien. Berichterstatter ist Herr GR Wutzlhofer.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Entschuldigung für die Verspätung, und um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Frau GRin Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich mache es kurz. Das Aktenstück Filmschule Wien hat uns über das letzte Jahr begleitet und einigermaßen zu Verwirrung und allerlei Irritationen geführt, und wir werden auch diesmal diesem Subventionsakt nicht unsere Zustimmung geben können. Wir halten es noch immer für hochproblematisch, dass unklar ist, in welcher Form die Ausbildung weitergeführt wird, ob sie überhaupt wei-tergeführt wird und ob sie in der bisherigen Form weitergeführt wird. Wie Sie wissen, haben wir uns immer dafür ausgesprochen, dass die Schülerinnen und Schüler der Filmschule Wien ihre Ausbildung fertig machen können, aber wir halten den derzeitigen Weg für problematisch und lehnen daher ab. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Herr GR Walter Strobl ist nun am Wort.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

An und für sich ist es so, dass wir von der Filmschule Wien glauben, dass das eine sehr gute Idee ist und das sie auch vielleicht sogar noch Zukunft haben könnte. 

Wir sind auch damit sehr einverstanden, dass die Stadt Wien die Finanzierung für das auslaufende Jahr sicherstellt und damit auch für die Studierenden dort die Möglichkeit schafft, diese Filmschulausbildung abschließen zu können. 

Ich möchte aber nicht unerwähnt lassen, dass es bei der Filmschule ein gewisses Wechselspiel ist - oder im-mer schon war - zwischen der Förderung, dem Wunsch nach Förderung, der Ungewissheit, ob es eine gibt bezie-hungsweise wie viel es geben wird, und der eigenen wirt-schaftlichen teilweisen Unfähigkeit, hier wirklich auch ei-ne Gestion liefern zu können, die mit Sicherheit ausgestattet ist. 

Ich bitte daher, für die Zukunft Klarheit zu schaffen, was mit der Filmschule Wien sein wird, weil ich aufgrund von Gesprächen vor Ort genau weiß, dass die sehr wohl glauben, dass sie im nächsten Jahr auch noch eine Zu-kunft haben werden. Daher bin ich dafür, dass man diese Überlegungen schon jetzt ins Auge fasst und hier sehr klar und deutlich sagt, was man mit der Filmschule Wien in Zukunft vorhat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ja, es ist richtig, wir haben zum Thema Filmschule Wien vor allem in den letzten Monaten, aber insbesondere als es darum gegangen ist, eine Unterstützung seitens der Stadt zu gewähren, um die finanziellen Probleme, die die Filmschule Wien hatte, in den Griff zu bekommen, sehr intensiv über die Filmschule debattiert, auch über die Frage der Zukunft der Filmschule. Ich glaube, ich ha-be damals von dieser Stelle aus - und möchte es heute wiederholen - sehr deutlich klargemacht, dass es uns jetzt in erster Linie darum geht, den Studierenden, die schon in Ausbildung bei der Filmschule Wien sind, einen Abschluss zu ermöglichen. 

Dazu dient vor allem das jetzt vorliegende Poststück und diese Subvention, nämlich neben der Bereitstellung der Räumlichkeiten in der Skodagasse zusätzlich auch Geldmittel zur Verfügung zu stellen, um diese Ausbildung abschließen zu können. Wir glauben, dass das für diese Studierenden und die Form der Filmschule Wien, wie sie jetzt noch existiert, ein guter und richtiger Weg ist. Es ist vor allem fair gegenüber den Studierenden, von Seiten der Stadt etwas zu unternehmen und zu helfen. 

Über die zukünftige Filmausbildung in Wien inten
siv nachzudenken, dazu werden wir sicher noch in den nächsten Monaten Gelegenheit haben, auch darüber, wie wir das vielleicht in ein Gesamtkonzept einbetten können, mit all den in diesem Genre und in dieser Branche notwendigen Synergien, die man hier setzen sollte, und durchaus auch in Kooperationen mit der Wirtschaft, die man anstreben sollte. Es geht darum, einmal darüber nachzudenken und nach der Wahl zusammenzukommen, um da oder dort einen Neustart zu machen. 

Ich bitte um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir haben zu diesem Geschäftsstück noch eine Wortmeldung, und zwar von Herrn Ing RUDOLPH. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es handelt sich hier nicht um einen Geschäftsordnungstrick, sondern schlicht und einfach um eine Frage der Zeitökonomie, weil das, was ich zu diesem Tagesordnungspunkt an Position beziehen möchte, inhaltlich auch gleich für die Postnummern 38, 41, 42, 44 und 51 gilt. 

Ich darf an dem anschließen, was ich schon bei der Rechnungsabschlussdebatte erwähnt habe, dass wir hier eine Form von Budgetierungskultur haben, die mir absolut nicht gefällt. Wir haben bei dem vorliegenden Aktenstück bereits die vierte Überschreitung, nunmehr in der Größenordnung von 138 000 EUR, und das zieht sich querbeet durch die verschiedensten Akten durch: Eine dritte Überschreitung von 318 000 EUR, eine vierte Überschreitung von 100 000 EUR, eine dritte Überschreitung von 365 000 EUR, eine zweite Überschreitung von 1 Million EUR, und so geht das eben querbeet durch. Dies ist meines Erachtens vom Prinzip der Budgetwahrheit schon weit entfernt.

Das, wozu ich Sie auffordere, ist, hier wieder eine Budgetierung an den Tag zu legen - und das ist gerade in dieser Geschäftsgruppe wirklich dringend notwendig -, die sich an den budgetierten Zahlen orientiert, damit es dann nicht ununterbrochen notwendig ist, sich hier mit derartigen Überschreitungsakten Zustimmungen zu ho-len. Jeder dieser Überschreitungsakten ist an sich nur ein Zeichen dafür, dass die Budgetierung in dieser Form eine mäßig präzise war. Man müsste sich hier wirklich mehr Mühe geben, damit nicht ständig solche Abweichungen vorkommen.

Daher werden wir diese Poststücke 36, 38, 41, 42, 44 und 51 ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort.

Wer für die Postnummer 36 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, angenommen. (Ruf beim BZW: Ohne BZW!) Und ohne BZW. - Pardon!

Es gelangt nunmehr Postnummer 37 zur Verhandlung. Sie betrifft einen Vertragsabschluss zwischen der MA 53 und der Compress VerlagsgesmbH bezüglich Leistungen im Rahmen der Auslandskommunikation. 

Berichterstatter ist Herr GR Vettermann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich bitte beim soeben einreferierten Geschäftsstück um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Ich darf die Debatte eröffnen. 

Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Compress Verlag - großes Aktenstück! Es ist leider notwendig, kurz zurückzublicken und die vielen Geschäfte, die mit Compress gemacht wurden und werden, intensiver zu beleuchten. 1991 bis 1996, das war noch vor dem Vertrag, der heute vorliegt, beziehungsweise dem Vorgängervertrag, bevor es diese Verbindungsbüros in den - damals - Erweiterungs-Hauptstädten gegeben hat. 

Der Compress Verlag hat immer gute Geschäfte mit der Gemeinde Wien gemacht. Ich zähle ein paar auf, die wir Ihnen schon vor über 10 Jahren an dieser Stelle er-klärt haben: Gemeinderatswahl 1991 - das Wahlservice hat die Compress übernehmen dürfen; die Bundespräsidentenwahl - das Wahlservice, das sind hier jeweils nur 1,5 Millionen ATS, das waren damals noch Schillingbeträge; die Sondernummer für "Unser Wien" für die verschiedenen Wahlen; alle möglichen Beilagen, Bücher, Bürgerdienst-Folder. Ein paar größere Aufträge: 30 Mil-lionen für Auslands-PR und 642 Millionen ATS - das wird auch schon in Euro etwas hergeben - für die Gratiszeitung "Unser Wien". Sehr viele schöne, lukrative Aufträge, eine ganze Menge davon ohne Ausschreibungen, freihändig vom PID erhalten. Eine Firma, die in Privathand ist. Bei weitem nicht jeder Auftrag ausgeschrieben, und immer wieder verlängert worden.

Dann kommt das Jahr 1995, und man überlegt sich, ob man diese Verbindungsbüros braucht. Jetzt macht man eine Ausschreibung, eine Ausschreibung über einen großen Vertrag, und diesen Vertrag, um den sich mehrere beworben haben, gewinnt am Ende die Compress, ein alter Bekannter, mit dem man sehr viele gute Geschäfte gemacht hat.

Das "profil" schreibt darüber in seiner Ausgabe vom 19. Oktober 1998; damals ist ein Rohbericht des Rechnungshofs betreffend die gemeinsamen Arbeiten der Stadt Wien mit der Compress VerlagsgesmbH vorgelegen. Es schreibt in einem Text Herr Gernot Bauer über die Informationen, die hier abgerufen werden, über die Art und Weise der Ausschreibung und vor allem über die Kosten. Bei der Ausschreibung bezieht er sich auf den Rechnungshofbericht. Der Rechnungshofbericht sagt un-gefähr - in aller Kürze -, es war eigentlich keine echte Ausschreibung, und es ist alles viel zu teuer.

Im Detail heißt das: Im August 1995 suchte der PID mittels öffentlicher Interessentensuche eine Unternehmung, welche Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit in den so genannten Reformstaaten Europas übernehmen soll. Im Rahmen dieser Interessentensuche gaben 13 Un-ternehmungen Bewerbungsunterlagen ab, fünf sind schlussendlich zum Hearing eingeladen worden. Bis da-hin gilt ein Kriterienkatalog - das kommt jetzt wahrschein-lich manchen bekannt vor -, den man einhalten soll. Dann gibt es die Schlussbewertung. Woher kenne ich das? Woher kennen es die, die aufpassen? Weil wir das bei anderen Verträgen auch schon gehabt haben! Der Rechnungshof hält fest: Bei der abschließenden Ge-samtbeurteilung durch den PID wurden noch weitere, zu-vor nicht festgelegte Beurteilungskriterien herangezogen. 

Jedes Mal der gleiche Schmäh: Zuerst eine Ausschreibung mit Kriterien, da geht es um viel Geld, da geht es um Millionenbeträge; dann gibt es eine Aus-schreibung, da gibt es welche, die noch weiterkommen; dann werden die Kriterien geändert, nachträglich geändert - das haben wir gestern schon gehabt, das haben wir vorgestern schon gehabt, das haben wir praktisch in jeder Gemeinderatssitzung -, und es gewinnt einer, in diesem Fall die nicht ganz unbekannte Compress, die nicht zu Unrecht als zumindest SPÖ-naher, SPÖ-freundlicher Betrieb in den Medien genannt wird. 

Der Rechnungshof beanstandete die Änderung, die Erweiterung der Beurteilungskriterien. Zum Beispiel völlig flachgefallen ist das Kriterium, das zuerst gegolten hat – immer das gleiche Theater! -: Wirtschaftliche und technische Leistungsfähigkeit war zuerst wichtig, dann gab es dafür null Punkte, vollkommen unwichtig im zweiten Ver-fahren! Die Ausrüstung zählt nicht. Es zählen nachher nicht die Kosten, sondern es zählt, dass dieses Büro schon gute Verbindungen hat. Unter anderem wird dann genannt, wer gute Verbindungen hat. Gute Verbindungen hat laut PID, die zuvor sagen - das muss man sich auch einmal ausrechnen: Da gibt es diese Ausschreibung, da geht es um viel Geld, und da steht drin: „Ein Kostenvergleich zwischen der Compress und den anderen Agenturen erschien als nicht zielführend"!

Also zu schauen, was es kostet und ob die anderen billiger sind oder nicht, ist nicht zielführend, weil es vollkommen Blunzen ist, ob die anderen billiger sind oder teurer! „Erscheint uns als nicht zielführend", das ist kein Zitat aus einer Zeitung, sondern das ist ein Originalzitat aus dem offiziellen Antrag der MA 53: „Ein Kostenvergleich zwischen der Compress und den anderen Agenturen erschien als nicht zielführend, da nur die Firma Compress über die gewünschten Kontakte zu Spitzen der Politik und Verwaltung verfügt." Na, dann hätte man das zuerst auch in die Ausschreibung hineinschreiben können: Egal, wie viel es kostet, alles, was ihr bieten müsst, sind gute Kontakte. 

„Und da hatte Compress", schreibt dann das "profil", „ein unüberbietbares Atout in der Hand", nämlich einen Compress-Konsulenten honoris causa bei bloßem Spesenersatz - was "bloßer Spesenersatz" heutzutage heißt, wissen wir auch; also ohne Einkommen, aber mit einem Spesenersatz -, und dieser Konsulent war der Bürgermeister außer Dienst Helmut Zilk. Das heißt, der Com-press Verlag hat nicht schauen müssen, was es kostet, hat die Kriterien nicht einhalten müssen, hat sich freuen können, dass man die Kriterien während der Vergabe 1995 geändert hat, ist dafür vom Rechnungshof scharf kritisiert worden und hat schlussendlich gewonnen, weil Herr Helmut Zilk, unter anderem, gute Kontakte zu den Oststaaten hat. 

Zu den Kosten hat abschließend der damalige Chefredakteur des PID gesagt: „Was die Kosten betrifft, haben wir einfach einen anderen Standpunkt als die Prüfer." Fertig, Punkt. Der Rechnungshof sagt, das ist zu teuer, alle anderen glauben das auch – „wir haben einen anderen Standpunkt, und außerdem war es sowieso kein Kriterium!“

Dieser Vertrag, der damals unter diesen, sagen wir einmal, dubiosen Bedingungen zustande gekommen ist, wird jetzt nicht nur verlängert, sondern wird mit einem vielfach erhöhten Volumen bis zum 31. Dezember 2015 verlängert. Das ist, von heute an gerechnet, eine kleine Ewigkeit. Der Rechnungshof hat damals sehr viele Vorschläge unterbreitet - das war die Diskussion, die wir auch im Zusammenhang mit dem Kontrollamt gehabt ha-ben -, die natürlich alle nicht eingehalten worden sind.

Jetzt ist es genau dasselbe wie damals, es wird wieder die Ausschreibung kritisiert werden, es wird vermutlich wieder der Rechnungshof den PID und auch dieses Vertragswerk prüfen. Es geht immerhin um insgesamt 146 Millionen EUR. Wir werden wieder zu dem gleichen Schluss kommen, nämlich dass die Ausschreibung die Bezeichnung "Ausschreibung" nicht verdient, das hätte man auch freihändig vergeben können. Das darf man na-türlich rechtlich nicht, deswegen macht man eine Pro-forma-Ausschreibung.

Am Ende wird dann im "Standard" vom 15. Juni 2005 kommentiert, warum die Compress gewonnen hat. Da steht drin, dass sich diesmal ganz wenige Firmen bewor-ben haben. Wir kennen das, beim Nachtelefonieren kom-mt man schnell drauf: Es war relativ klar, wer gewinnen wird, deswegen gab es wenige Bewerbungen. Aber trotz-dem, wenn das jemand anderer übernehmen würde, bräuchte das eine Anlaufzeit von mindestens zwei Jahren. Das heißt auf gut Deutsch, wir haben zwar eine Aus-schreibung gemacht, weil uns das rechtlich vorgeschrieben wird, aber es war eh klar, wer gewinnen wird, weil es niemand sonst hätte machen können, da jeder zwei Jah-re gebraucht hätte.

Na, wenn man das vorher weiß - sagt Herr Vavrousek im Zitat im "Standard" -, könnte man auch die Ausschreibung so gestalten, dass man den entsprechenden Firmen eine Vorlaufzeit gibt. Es nützt nämlich nichts, ei-ne Ausschreibung zu machen, dann zu sagen, ich brauche in drei Monaten die Unterlagen, und dabei zu wissen, dass sie zwei Jahre brauchen, um das Gewünschte bieten zu können. Zumindest behauptet das in diesem Fall Herr Vavrousek.

146,38 Millionen EUR: Jetzt sage ich nicht, dass jeder Euro davon hinausgeworfenes Geld ist. Aber ein guter Teil davon - und da schließe ich mich einfach dem Rechnungshof an - ist mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht nur unnütz ausgegeben, sondern ist einfach ein Geschenk an eine befreundete Firma.

Wir haben das Verbindungsbüro Bratislava - mit den 33 000 EUR - schon besprochen. Das klingt nach nichts, aber man muss rechnen, das ist nicht ein Büro, sondern es gibt eines in Belgrad, in Bratislava, in Bukarest, in Bu-dapest, in Krakau, in Ljubljana, in Moskau, in Prag, in Sarajevo, in Sofia, in Zagreb, und überall ist es das Gleiche. Überall ist es nach meiner Meinung mindestens das Doppelte - und genau das wird bei einer Prüfung herauskommen -, was ausgegeben wird. Überall handelt es sich um einen Betrag von, sagen wir einmal, 15 000 EUR, in Summe sind es dann 878 000 EUR. Nehmen wir an, die Hälfte hätten wir sparen können, und nehmen wir an - nein, das brauchen wir nicht anzunehmen, das ist so -, er läuft 10 Jahre, und rechnen wir das hoch, dann kommen wir auf eine ziemliche Unsumme. 

Besser noch ist allerdings, dass das Head Office für die Verbindungsbüros - das ist im 8. Bezirk - natürlich sehr viel mehr bekommt. Das kostet monatlich netto ei-nen Betrag von 422 508 EUR. So kommt schließlich die-se riesige Summe zustande, bei der es einen fast ein bisschen schleudert. Und wenn man sich - "com-press.at", im Internet leicht zu finden - die Homepage von Compress durchliest, stolpert man recht zügig über Namen, die in diesem Haus bekannt sind. Es ist nicht notwendig, das genauer auszuführen. 

Dieser Vertrag ist, nicht anders als der vor 10 Jahren, ein Ergebnis von Freunderlwirtschaft, das kann man nicht anders sagen. Hier verdient sich jemand eine goldene Nase. Das ist Herr Harant, dem der Compress Ver-lag gehört, der verdient sich da eine goldene Nase. Damals hat der Rechnungshof diesem Haus gesagt: Der Vertrag ist schlecht, er ist teuer, die Ausschreibung hat nicht funktioniert. Alle hier herinnen wissen, dass das jetzt keine faire Ausschreibung ist. Das wissen alle, sonst darf man sich nicht am Schluss beim Zitieren erwischen lassen, dass man sagt: Na ja, es hat eh kein anderer ge-winnen können, es war eh klar, dass Compress gewinnt. Das sind Zitate, die in der Zeitung stehen und nicht dementiert wurden; ich muss davon ausgehen, dass sie stimmen.

Wir haben bereits gestern dem Kontrollamt ein Prüfersuchen übergeben, dass geprüft wird: Der Compress Verlag, dieses neue Geschäftsstück, aber durchaus auch die Geschäfte, die zwischen der Gemeinde Wien und dem Compress Verlag sonst gelaufen sind. Das war nämlich laut Rechnungshof 1996 leider nicht im vollen Umfang feststellbar, was alles an Nebengeschäften ge-laufen ist. Das steht im Rechnungshofbericht. Es ist auch jetzt nicht so leicht nachvollziehbar, weil eben sehr viele Geschäfte mit Compress abgewickelt werden, ohne dass der Gemeinderat damit befasst ist, weil es auch freihändige Vergaben kleineren Ausmaßes gibt. Wir haben des-wegen das Kontrollamt beauftragt, das zu untersuchen. 

Wir werden heute, weil wir daran interessiert sind, ob es vielleicht irgendeine Rechtfertigung von Seiten der SPÖ gibt, und weil wir auch daran interessiert sind, was die anderen Redner zu dem Geschäftsstück sagen, den Vertagungsantrag nicht jetzt einbringen, weil wir dann sofort darüber abstimmen müssten, sondern er wird von Claudia Sommer-Smolik am Ende der aktuellen RednerInnenliste eingebracht werden. Wir werden dann sehen, ob das etwas nützt. Wenn die Vertagung nicht greift - was zu befürchten ist -, haben wir einen Gegenantrag, der dann auch noch von den GRÜNEN eingebracht wird und sich im Wesentlichen damit befasst, dass die MA 53 eben nicht ermächtigt wird, den Auftrag über dieses rie-sige Volumen abzuschließen.

Ich möchte mich zum Abschluss noch bedanken, weil ich selten dazu Gelegenheit habe, mich bei der Jungen Volkspartei zu bedanken. Die Junge Volkspartei und ich haben schon verschiedene Sträuße ausgefochten; dieses Mal hat die Junge Volkspartei gestern, gleich nach unserer Presseaussendung, eine nachgeschickt: Sie un-terstützt uns in dem Versuch, diesen Compress-Vertrag noch aufzuhalten. Das ist günstig für uns zu sehen, und wir bewerten es durchaus positiv, dass nach den Jahren 1996 bis 2001, in denen die Compress-Verträge, die in dieser Phase im Haus vergeben wurden, natürlich mit den Stimmen der ÖVP beschlossen wurden, dies jetzt nicht mehr der Fall ist und dass die Junge Volkspartei uns bei dieser Aktion unterstützt. 

Ich bin nicht bekannt dafür, dass ich sehr viele schwarz-grüne Kooperationsprojekte habe. Dieses Mal, finde ich, hat Herr Aigner, hat die Junge Volkspartei voll-kommen Recht. Sie sind auf dem richtigen Dampfer, aber das ist kein Wunder, weil Sie die GRÜNEN in ihrer Kontrolltätigkeit unterstützen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr Dr Aigner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus!

Ich freue mich natürlich auch, dass die GRÜNEN ihre Mutlosigkeit, die sie bei der Kontrollamtsdebatte und heute bei der Auflösungsdebatte eindrucksvoll unter Be-weis gestellt haben, hier kurzfristig verlassen hat. Ich ge-he davon aus, dass Herr StR Ellensohn hier so etwas wie den koalitionsfreien Raum ein bisschen ausreizt, in-dem er gegen den Compress Verlag vom Leder ziehen darf. (Beifall bei der ÖVP.) Darüber freuen uns wir natürlich, dass die GRÜNEN sich aus ihrer Oppositionsrolle nicht zur Gänze verabschiedet haben, sondern ein bisschen noch ein paar Zähne beibehalten haben. 

Meine Damen und Herren! Die Geschichte der Vergaben an den Compress Verlag - ich habe hier ein ganzes Konvolut an Akten, ein paar Anfragen des Liberalen Forums, einen Rechnungshofbericht und so weiter; teilweise sind sie von Herrn StR Ellensohn ja schon zitiert worden - ist fürwahr eine Chronique scandaleuse. Es zeigt dies schon, mit welcher Arroganz und Selbstherrlichkeit hier die Mehrheitspartei vorgeht und dass sie keinen Genierer hat, einen 146 Millionen EUR-Auftrag in der allerletzten Sitzung des Gemeinderates durchzupeitschen. Politischer Anstand oder politische Klugheit würden es ja eher nahe legen, solche Akten zu Beginn einer Legislaturperiode durchzupeitschen, aber anscheinend glauben Sie, dass Sie so fest im Sattel sitzen, dass Sie sich auch ein 2 Milliarden ATS-Projekt so einfach leisten können. 

Die Mängel des Vergabeverfahrens sind schon wirklich augenscheinlich, wenn man bedenkt, dass heute viel kleinere Ausschreibungen dazu führen, dass sich weiß ich wie viele Firmen europaweit bewerben, und für einen 146 Millionen EUR-Auftrag bewerben sich gerade drei Bewerber! Dabei muss man aus juristischer Sicht schon sagen, es handelt sich hier um eine Schmalspur-Aus-schreibung im Wege eines Verhandlungsverfahrens. Es ist also keine ganz offene Ausschreibung, sondern es wurden Bewerber ganz gezielt im Wege eines Verhandlungsverfahrens zur Legung von Anboten aufgefordert. Es ist dann nur mehr ein Bewerber übrig geblieben, der hat dann auch noch die Flinte ins Korn geworfen, weil ohnehin im Vorhinein feststeht, welches Ergebnis herauskommt. 

Wenn wir vorhin bei den Jugendzentren davon gesprochen haben, dass ein prospektiver Plan fehlt, so fehlt beim Compress Verlag eigentlich das, was uns bei den Jugendzentren sofort angeboten wurde - die Akten kennen wir ja auch -, nämlich ein Tätigkeitsbericht. Was ist denn in den letzten Jahren wirklich geschehen? Handelt es sich dort wirklich um Auslandsbüros der Stadt Wien oder um SPÖ-Botschaften in den Ländern Mittel- und Osteuropas? Warum gibt es keinen Rechenschaftsbericht darüber? (Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.) Wie viele Delegationen sind betreut worden? Wie viele Pressekonferenzen sind abgehalten worden? Welche Wirtschaftskontakte sind tatsächlich vorgenommen worden? Warum lesen wir nichts von Zugriffen auf ein Internet-Journal? Warum lesen wir auch nichts von konkreten Ergebnissen des Wien-Lobbyings?

Nichts von alledem! Nur für weitere 10 Jahre eine Selbstbindung der Stadt Wien, aber auch des Wiener Steuerzahlers, um sage und schreibe 2 Milliarden ATS im Nahebereich der SPÖ. Wir werden ja dann noch beim Bohmann Verlag darauf zu sprechen kommen, welche Querverbindungen es zwischen dem Bohmann Verlag und dem Compress Verlag gibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hätte es ei-nes weiteren Beweises bedurft, dass Wien einen unab-hängigen Landesrechnungshof braucht, dann haben Sie ihn heute mit Ihrer Vorgangsweise geliefert. Wir unterstützen natürlich das Ersuchen an das Wiener Kontrollamt, diesen Deal zu prüfen. Aber was soll da schon her-auskommen? Es wird wahrscheinlich weniger Kontrolle als vielmehr Lob herauskommen, Sie werden in selbstgerechter Zufriedenheit dargestellt bekommen, dass ohnehin alles in Ordnung ist. Eine wahrhafte Kontrolle kann nur ein unabhängiger Landesrechnungshof schaffen. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber besser Kontrolle vom hauseigenen Rechnungsamt und Kontrollamt, als gar keine Kontrolle, und insofern unterstützen wir die GRÜNEN in ihrem Bestreben, dass dieser Tagesordnungspunkt - das ist ja schon an sich sagenhaft, 146 Millionen EUR, obwohl man sonst für so viele andere, sinnvolle Tätigkeiten kein Geld hat, ohne irgendeinen Leistungsnachweis! - abgesetzt wird. Im Üb-rigen gehört hier eine ordentliche Kontrolle her, und Sie können sicher sein, dass im nunmehr auch offiziell angebrochenen Wahlkampf wir dieser Stachel in Ihrem Fleisch sein werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Novak genannt. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn man so meinen Vorrednern zuhört, dann kann man zwei Eindrücke gewinnen. Der erste Eindruck, den man gewinnen könnte, wäre: Sie haben sich nicht wirklich die Mühe gemacht, diesen Vertrag, der dem Akt bei-liegt, sehr umfassend und detailreich ist, genau zu lesen. Oder der zweite Eindruck, den man gewinnen kann, ist: Sie haben ihn zwar gelesen, aber das sinnerfassende Lesen ist hier doch ein Problem. (StR David Ellensohn: PISA!) Denn es gibt ein paar Missverständnisse, und die-ses Faktum des sinnerfassenden Lesens ist nicht immer so einfach. Ein paar Missverständnisse gibt es auf jeden Fall, denen Sie aufgesessen sind und bei denen ich ger-ne bereit bin, diese jetzt klarzustellen und Ihnen mit ein paar Daten und Fakten aus diesem Vertrag, der dem Akt beiliegt, nachzuhelfen. 

Auf jeden Fall denke ich mir, dass zu diesem Poststück, das wir jetzt zur Vorlage haben, jene alten Hüte, die Kollege StR Ellensohn herausgezogen hat, die 10 Jahre und noch weiter zurückliegen, sich wesentlich von dem unterscheiden, was wir heute hier vorliegen haben. Auch wenn es mir der Herr Stadtrat vielleicht nicht glaubt - aber ich hoffe, dass er es mir glaubt -, es ist diese Stadt in der Lage, Empfehlungen und Kritik des Rechnungshofs in Zukunft durchaus in neue Bereiche einzubauen und umzusetzen. 

So kann ich Ihnen versprechen, dass wir alle Kritiken und alle Anregungen aus dem Rechnungshofbericht - und ich hätte mich gefreut, wenn Sie sich die Mühe gemacht hätten, diese Dinge wirklich zu vergleichen und sich nicht nur herauszustellen und zu behaupten, dass es jetzt genau so wie vor 10 Jahren ist - in den neuen Vertrag eingearbeitet haben. Alle Punkte, ob das die Preisgleitung bei den Kosten der MitarbeiterInnen ist, ob das die Befassung und Strategieentwicklung von der Zentrale, sprich von Wien aus mit den einzelnen Strategien und Zielen der Auslandsbüros ist, ob das die jährliche Budgetplanung ist, die der Rechnungshof kritisiert hat, oder auch die Projektplanung und Evaluierung, alle Punkte, die der Rechnungshof kritisiert hat, sind in den neuen Vertrag mit eingeflossen.

Ich glaube aber, Sie wollten es gar nicht lesen, und ich glaube, Sie wollten sich auch nicht die Mühe machen zu schauen, ob diese Dinge beachtet wurden. Die Ausschreibung war im Übrigen nicht so, Herr Aigner, dass sie im Geheimen stattgefunden hat, und der PID ist einfach hergegangen, hat das Telefonbuch aufgeschlagen und ein paar Menschen angerufen. So war es ja nicht ganz. Ganz im Gegenteil, es gab eine öffentliche Bekanntmachung, eine europaweite öffentliche Bekanntmachung, das hat hier stattgefunden. Die Ausschreibung war eine ordentliche, die Bekanntmachung war eine or-dentliche, es ist umfassend in der Bekanntmachung ge-standen, um welches Auftragsvolumen es geht. Es ist umfassend dringestanden, was man als Stadt Wien von jenen, die sich dafür interessieren, erwartet. Es ist genügend Zeit gewesen.

Herr Aigner ist nicht hier. Ich wollte ihm das erzählen, damit er es auch weiß, aber es interessiert ihn nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Ist ja nicht wichtig!) Es interessiert ihn anscheinend überhaupt nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Es ist ja nicht wichtig!) Er stellt sich lieber heraus und behauptet, es hat keine gescheite Ausschreibung gegeben, er stellt sich heraus und behauptet, es gibt kei-ne ordentliche Vergabe, er stellt sich heraus und be-hauptet, da gibt es eine Freunderlwirtschaft und nichts anderes, und dann marschiert er ab: Den Auftritt haben wir gehabt, Unwahrheiten haben wir gesagt, und das war es irgendwie. 

Das ist nicht unser Ziel. Ich hätte ihm gerne erklärt, was eigentlich in dem Akt drinsteht. Aber vielleicht hat sich das jetzt für ihn erledigt. Vielleicht wird das auch die eigene Partei goutieren oder auch nicht goutieren und ihn weiter herunterreihen, oder er macht seine Arbeit ir-gendwann später. 

Fakt ist, es geht nicht um Freunderlwirtschaft. Fakt ist, es hat eine ganz klare Ausschreibung gegeben, es gibt eine ganz klare Vergabe. Fakt ist auch, dass die Firma Compress natürlich schon Erfahrungen mitbringt, das ist überhaupt keine Frage. Jede andere hätte aber natürlich auch Gelegenheit gehabt, auch aufgrund der Länge der Ausschreibung und des Verfahrens an sich, sich so vorzubereiten und etwas aufzubauen, um das machen zu können.

Es hat einige Interessenten gegeben, davon drei, die dann wirklich in die Verhandlung gegangen sind, wobei man auch jemanden ausscheiden musste. Damit ist ganz klar: Das Kontrollamt kann gerne prüfen, es wird da nich-ts finden. Wir werden uns ein gutes Zeugnis ausstellen lassen für dieses Verfahren und für diese Vergabe. (GR Dr Andreas Salcher: "Wir werden uns ein Zeugnis ausstellen lassen", ja! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Das war richtig: "Wir werden uns ein gutes Zeugnis ausstellen lassen! - Weitere Zwischenrufe.) Mit Sicherheit, weil wir uns überhaupt nichts vorzuwerfen brauchen!

Herr StR Ellensohn! Sie brauchen uns auch nicht da-mit zu drohen, weil es... (StR David Ellensohn: Das ist keine Drohung! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Er wird es überprüfen lassen, und dann wird herauskommen, was nicht alles an Freunderlwirtschaft ge-laufen ist. Das ist einfach unrichtig. (StR David Ellensohn: Es ist eine Überprüfung! Sie sagen es umgekehrt! Wir werden erst sehen!) 

Es ist unrichtig. Wir freuen uns darauf, dass das Kontrollamt das überprüfen wird. Wir freuen uns sehr, weil wir dann endlich von jener Ebene weg sind, die in Wahlkampfzeiten leider immer passiert, nämlich wir greifen in die Kiste, wo all das drinnen ist wie Unverschämtheiten, Verleumdungen, Unterstellungen und all diese Sachen. Dann sind wir von dort endlich weg und kommen dorthin, wo wir hingehören, nämlich zu Objektivität, Fakten und Daten. Und dann wird ganz klar sein, dass dieses Geschäftsstück ordentlich zustande gekommen ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Nun zum eigentlichen Inhalt, denn wir sollten nicht nur über Verleumdungen und Unterstellungen reden und nicht nur darauf antworten. Wie unser Bürgermeister heute in der Früh schon richtig gesagt hat, sind die Auslandsbüros ein ganz wesentlicher Beitrag zur Außenkommunikation und zur Kommunikation mit unseren Nachbarländern. Sie sind Augen und Ohren der Stadt Wien vor Ort, und sie sind vor allem - das werden sie jetzt noch viel, viel stärker sein - Sprachrohr und Mund der Stadt Wien. Sie haben jetzt mit diesem Vertrag viele Aufgaben neu zu übernehmen. Wesentlich aktiver sollen sie werden und noch mehr mit Pressekontakten arbeiten, mit einem eigenen Medium arbeiten, mit Veranstaltungen arbeiten. Sehr viel Zeit, Energie und Kosten werden si-cher auch im Bereich des Lobbyings passieren. 

Es ist für uns ganz wesentlich, und auch für viele Ma-gistratsabteilungen in dieser Stadt, dass jene Dinge, die im Investitionsbereich für die Stadt Wien gut wären, kom-muniziert werden. Wir können nicht überall sein, unsere Abteilungen können nicht überall sein. Aber genau dafür und für viele wesentliche Aufgaben, die auch dem Tourismus und dem Kulturstandort, letztendlich auch dem Bildungsstandort und dem Wirtschaftsstandort Wien zu-gute kommen, gibt es diese Auslandsbüros. Ich denke, die machen sehr gute Arbeit und werden das auch in Zu-kunft tun. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als nächster Rednerin erteile ich Frau GRin Sommer-Smolik das Wort. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Nachdem Kollegin Novak jetzt nichts anderes getan hat, als wieder schön zu reden und nicht auf die offenen Punkte einzugehen, stelle ich laut § 22b der Geschäftsordnung den Antrag auf Vertagung der Verhandlung über dieses Geschäftsstück. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Es wurde der Antrag auf Vertagung laut § 22b gestellt.

Nach § 22b sind Anträge auf Vertagung der Verhandlung sofort, jedoch nach Anhörung des Berichterstatters ohne Debatte zur Abstimmung zu bringen.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter. (GR Dr Matthias Tschirf: Wortmeldungen! - Weitere Zwischenrufe.) 

Nein, die Wortmeldungen sind in dem Fall nicht mehr aufzurufen; nur zur Erklärung der Geschäftsordnung. - Bitte, Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: So ist es. Wir haben ja nicht den Antrag auf Vertagung gestellt. Dadurch werden wir jetzt geschäftsordnungsmäßig vorgehen, und ich habe noch das Wort. 

Ich wollte nur zu Kollegen Aigner noch sagen, dass es sehr wohl einen prospektiven Plan gibt, was die Jugendzentren betrifft - weil er das zuerst gesagt hat. Es gibt also natürlich etwas Zukunftsmäßiges. Sie könnten es auch wissen, weil ja mein Stellvertreter der Obmann der Jungen ÖVP ist. - Das aber nur, weil Sie es hier er-wähnt haben.

Das Zweite, was mich auch aufgeregt hat, war, dass Sie hier einen Generalverdacht gegen das Kontrollamt äußern. Als jahrelanges Mitglied des Kontrollausschusses finde ich das ungeheuerlich. Mich freut es, dass es diese Prüfung geben wird. Ich bin guten Mutes, weil es dann sachlich und objektiv zugeht.

Daher bitte ich, diesem Antrag auf Vertagung nicht zuzustimmen, aber dem Geschäftsstück dann sehr wohl zuzustimmen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich bringe jetzt den Antrag gemäß § 22b der Geschäftsordnung der GRÜNEN auf Vertagung zur Abstimmung.

Wer von den anwesenden Damen und Herren für den Antrag auf Vertagung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP angenommen, daher... (Heiterkeit, Beifall und Zwischenrufe bei der ÖVP.) Lassen Sie mich ausreden. (GR Dr Andreas Salcher: Angenommen! Schiedsrichterentscheidung ist Tatsachenentscheidung!)
Der Antrag bekommt mit den Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP zwar die Zustimmung, infolgedessen ist er aber abgelehnt, weil die Mehrheit des Hauses nicht aufgezeigt hat.

Wir gehen jetzt in der Rednerliste weiter. Als Nächster ist Herr GR Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Es wundert Sie wahrscheinlich nicht, dass wir davon ausgegangen sind, dass Sie unseren Vertagungsantrag ablehnen werden, und deshalb einen Gegenantrag vorbereitet haben.

Aber vielleicht vorweg noch eine Bemerkung: Angesichts des heutigen Aktes denke ich mir wirklich, es wäre gescheiter gewesen, wir hätten am Ende der Rechnungsabschlussdebatte aufgelöst. Dann wäre der Stadt Wien viel verschwendetes Geld erspart geblieben, und wir hätten in Ruhe noch einmal eine Neuausschreibung machen und darüber nachdenken können, wie wir die wirklich notwendigen und zu pflegenden Außenbeziehungen der Stadt Wien günstiger und besser organisieren können. 

Denn jeder und jede von Ihnen, der oder die das Büro in Bratislava gesehen hat und auch die anderen Verbindungsbüros kennt, kennt einerseits die Wichtigkeit der Pflege der Auslandsbeziehungen, weiß andererseits a-ber auch, dass alles, was über die finanzielle Überdotierung - auch vom Rechnungshof - gesagt wurde, stimmt. Man muss sich das nur einmal anschauen, man muss sich ein bisschen mit den Lohnsystemen der einzelnen Länder auseinander setzen, man muss sich mit den Mie-ten auseinander setzen, dann muss man sich einfach hinsetzen und zusammenrechnen und würde in Wirklichkeit draufkommen. Und das ist ja die nächste Geschichte, wenn man sich das anschaut. Angesichts dessen, was für das Hauptquartier an finanziellen Mitteln monatlich ausgegeben wird, fragt man sich eigentlich: Entschuldigt, warum gibt es nicht eine Magistratsabteilung der Stadt Wien dafür? (Ruf bei der ÖVP: Gibt es ja!) 

Jede Magistratsabteilung der Stadt Wien, die mit denselben Aufgaben wie das Hauptquartier von Com-press befasst wäre, würde in Summe um zumindest 50 Prozent billiger und günstiger arbeiten, und das nicht bei Niedriggehältern, sondern wirklich bei Durchschnittsge-hältern, die auch bei uns im Magistrat bezahlt werden. 422 000 EUR monatlich für, glaube ich, 17 Angestellte: Es gibt kaum eine Magistratsabteilung, in der die Pyramide, von oben gerechnet - selbst wenn man die Miete, die für die Albertgasse 31 zu bezahlen ist, noch abzieht -, für die besten 17 in der Hierarchie 422 000 EUR im Mo-nat vorsieht, außer für manche Direktoren der unterschiedlichen Unternehmen der Stadt Wien.

Es gibt ein paar Sachen, die am heutigen Tag - gerade wenn wir jetzt über den PID reden, über Auslandsbeziehungen und Werbung - schon zur Sprache gekommen sind. So muss man sagen, Kollege Oxonitsch hat mir, als er heute das "Bezirksjournal" hergezeigt hat, wirklich im-poniert. Ich habe mir gedacht: Ein Wunder! Das sollten wir uns heute eigentlich alle aufschreiben, weil es wirklich ein Wunder ist, dass es ein "Bezirksjournal" gibt, in dem weder die Sozialdemokratie noch die Stadt Wien in-seriert. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist das Belegexemplar!) 

Man hat auch das Kopfschütteln in den eigenen Reihen bemerkt: Was, das gibt es, eine Zeitung, die an je-den Haushalt geht, in der weder die Stadt Wien noch die SP drinnen ist? (GR Dr Andreas Salcher: Wie kann so was passieren?) In Wirklichkeit bin ich überzeugt davon, dass im Verbindungsbüro zwischen PID und Löwelstraße sowieso schon der Schuldige gesucht wird: Wie hat das passieren können, dass ein "Bezirksjournal" herauskom-mt, in dem kein SP- oder kein Stadt-Wien-Inserat drinnen ist?

Kollege Kopietz hat dann in seiner Rede unbedingt auch noch glauben müssen, er muss auf die GRÜNEN hinhauen. (GR Harry Kopietz: Ganz zärtlich! - Heiterkeit.) Ganz zärtlich - vielleicht wird es jetzt ein bisschen weniger zärtlich. Denn bisher haben ja die Wiener Sozialdemokraten immer gesagt: Uns geht Kärnten nichts an. Und wir waren so nett und haben gesagt: Okay, euch geht Kärnten nichts an, wir verstehen das, uns geht O-berösterreich nichts an, passt schon. 

Aber spätestens seit gestern ist es ein bisschen anders. Denn spätestens seit gestern ist es in Wirklichkeit so, das auch die Bundes-Sozialdemokratie den Kärntner Kurs in Asylfragen mitfährt. Es ist so, dass man den Ein-druck gewinnt, wenn man die Asyldebatte sieht, wenn man die Zivildienstdebatte sieht, dass in Wirklichkeit die Bundesregierung um einen neuen Regierungspartner er-weitert wurde. Ohne Not, ohne irgendetwas stimmt die SPÖ der Verschärfung des Asylgesetzes zu! Der Zwangsernährung stimmt die SPÖ zu! 

Hat eine Person aus der Wiener SPÖ hier im Saal dagegen Stellung bezogen? Hat jemand gesagt, diese Verschärfung des Asylgesetzes ist nicht Kurs der Wiener SPÖ? (GRin Martina LUDWIG: Abregen!) Nein, Sie unterstützen die Verschärfung des Asylgesetzes. Sie sind beim Zivildienstgesetz umgefallen. In dem Sinn sa-ge ich ganz ehrlich, dass diese Wahl, die jetzt kommen sollte, nicht nur ein Denkzettel ist für eine Politik à la Compress, à la Werbung, à la Auslandsbüros, à la Bohmann Verlag, sondern auch ein Denkzettel für die Bundesregierung, die neuerdings auch aus Mitgliedern der SPÖ besteht. 

Daher komme ich jetzt zum Schluss und bringe den Gegenantrag ein. Mir scheint noch ein letzter Satz wichtig zu sein, bevor ich das mache, weil das die ÖVP gesagt hat. Wiener Mut ist unter anderem, zu seiner Meinung zu stehen. Das ist zum Beispiel beim Kontrollamtsdirektor der Fall. Wir glauben - auch aufgrund der jahrelangen Zusammenarbeit -, dass es der Kontrollamtsdirektor nicht verdient hat, von Ihnen so angeschüttet zu werden. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Es ging um die Vorgangsweise, Herr Kollege!) 

Wir hatten bislang mit ihm durchaus positive Erfahrungen, und wir hatten nicht den Eindruck, dass der Kontrollamtsdirektor ein Anhängsel der Sozialdemokratie ist. (GR Christian Oxonitsch: Für’s Protokoll: Er war da!) Wenn man zu diesem Eindruck steht - ich gebe zu, es sei Ihnen unbenommen, einen anderen Eindruck zu ha-ben, aber daraus abzuleiten, wenn nach den vielen Kontrollamtsberichten, aus denen alle Oppositionsparteien über Jahre hinweg genug Unterfutter für die Presse ge-habt haben, dies auch gerne zitiert haben und so weiter, sich plötzlich welche herstellen und sagen, alles ist schlecht, und alles funktioniert nicht!, und wir dann sagen, wir spielen da nicht mit, wir sehen es einfach anders – daraus abzuleiten, wir würden an einer Koalition arbeiten, ist ein wenig vermessen. 

Da muss man eher sagen, dass es bedauerlich ist, dass auf Seiten der ÖVP nur mehr die Fundis das Sagen haben, was Fundamentalopposition gegen alle und jeden betrifft, und dass man sich nicht mehr in der Lage sieht, Realpolitik zu machen, so wie es die GRÜNEN die längste Zeit schon tun. (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Ich komme daher zum Gegenantrag, dass die MA 53 seitens des Gemeinderates nicht ermächtigt wird, mit dem Compress Verlag den vorgelegten Vertrag betreffend Leistungen der Auslandskommunikation auf 10 Jahre abzuschließen. Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen eine sofortige Neuausschreibung bezüglich der Vergabe von Leistungen im Rahmen der Auslandskommunikation der Stadt Wien veranlassen. Die Ausschreibungskriterien sollen objektiv den Anforderungen entsprechend formuliert werden. Die Bevorzugung eines bestimmten Bewerbers durch die Ausschreibungskriterien ist zu vermeiden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrages. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wenn man hier dem Geplänkel zwischen den GRÜNEN und der ÖVP zuhört, möchte man glauben, die letzte Bastion, die einer schwarz-grünen Regierung im Wege steht, weicht sich rapide auf. Herr Kollege Margulies hat vom Wiener Mut gesprochen; ich habe auch den Mut, hier unseren Standpunkt klarzulegen.

Das vorliegende Aktenstück ist zugegebenermaßen höchst kontroversiell. Auftragsvergabe für Leistungen im Rahmen der Auslandskommunikation: Dahinter steht ei-nerseits ein Zehnjahresvertrag mit einer Firma Com-press, mit einer ungeheuer anmutenden Summe von 146,38 Millionen EUR. Schon im Vorfeld hat es heftige Reaktionen von GRÜNEN und ÖVP gegeben, bei denen es sich, wie sich heute bestätigt hat, in erster Linie um die Vergabe dieses großen finanziellen Umfangs und um die Länge des Vertrages handelt, und ebenso um die Kostensteigerungen, die sich im Gegensatz zum Vorvertrag ergeben.

Kollege StR Ellensohn hat angekündigt - ich weiß nicht, ob er es schon getan hat -, dass das Kontrollamt angerufen wird. Dem schließen wir uns in dem Fall an. Sonst möchte ich mich aber, ehrlich gesagt, nicht in die-se Dinge einmischen. Denn formaljuristisch - ob diese Vergabe jetzt richtig war oder nicht -, mit Sicherheit ist sie auf dem Papier richtig. Das wird der Kontrollamtsbericht ergeben.

Ich denke mir aber, hier sollten wir so ernsthaft sein - auch wenn wir uns heute schon aufgelöst haben -, dass wir auch ein bisschen über die Inhalte reden. Wir sollten sagen, ob das, was da gemacht werden soll, Compress bewerkstelligen soll, ob das etwas ist, was wir für wichtig erachten oder nicht für wichtig erachten, auch - so schwer es fällt - unabhängig davon, wer es macht. Ich verweise hier, um es nicht allzu lange auszudehnen, auf den umfassenden Leistungskatalog, der vorliegt und sämtliche Tätigkeiten sowohl dieses Head Office als auch der Verbindungs- und Regionalbüros - so heißt das jetzt, glaube ich - widerspiegelt. Es ist, wie gesagt, ein großes Für und Wider, und wir haben unsere Entscheidung durchaus gründlich abgewogen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich kurz über unsere Europapolitik sprechen darf: Die FPÖ ist eine EU-kritische Partei. Wir haben immer und als Einzige möglichst auch versucht, negative Seiten den Menschen mit-zuteilen. Wir waren gegen den Beitritt ohne Wenn und Aber, als Rot und Schwarz uns alles Mögliche und Unmögliche versprochen haben. 

Wir haben auf die Teuerung durch die Einführung des Euros hingewiesen und haben Recht behalten. Wir haben immer schon gewarnt vor dem EU-Bürokratismus, der alles regeln muss, der jede Vielfalt vereinheitlichen muss, bis hin zur berühmten Gurkenkrümmung. 

Wir lehnen den EU-Beitritt der Türkei ab, weil wir der Meinung sind, dass die Türkei kein europäisches Land ist, dass Menschen- und Minderheitenrechte nicht einge-halten werden und dass wir mit den Außengrenzen bei einem Beitritt der Türkei direkt in die nichteuropäischen Weltkrisenherde hineinstoßen. 

Wir haben immer gesagt, dass Brüssel am Bürger vorbei regiert und dass bei einem Zentralismus der Bürger auf der Strecke bleibt. Wir haben jetzt bei der Verfassung gesehen, wie richtig wir liegen - denken wir an Frankreich und die Niederlande! Wir wollen eine Volksabstimmung über die EU-Verfassung auch in Österreich, damit nicht immer über die Köpfe der Menschen hinweg etwas entschieden werden kann.

Wir wollen ein Europa der Vaterländer als Gegenpol zum Brüsseler Zentralismus. Wir wollen natürlich auch, dass die Kommunen und Regionen mehr Mitsprache ha-ben. Wir wollen ein Subsidiaritätsprinzip, das heißt, dass die Angelegenheiten der Kommunen und Regionen auch von diesen entschieden werden können. Wir treten für positive Veränderungen in der EU in Richtung von mehr Regionalisierung, Föderalismus und gerechter Lasten-verteilung ein. 

Meine Damen und Herren! Die Stadt Wien hat frühzeitig erkannt - das muss man leider zugeben, auch wenn es vielleicht schmerzlich ist -, dass Netzwerke, in-ternationale Netzwerke nicht nur auf Bundesebene, son-dern auch auf kommunaler und regionaler Ebene wichtig sind. Ich glaube persönlich, dass Wien dadurch auch ei-nen Vorsprung gegenüber Dienststellen auf der Bundesebene hat. 

Seien wir doch ehrlich: Niemand würde ernsthaft in Frage stellen, ob Botschaften eine sinnlose Geldverschwendung sind, oder Verbindungsbeamte des Innenministeriums wie zum Beispiel in Rumänien, oder Kulturattachés, oder Sozialattachés. All diese Dinge sind unserer Ansicht nach in einer vernetzten Welt im Sinne einer Umwegrentabilität immens wichtig und bedeuten sicher kein hinausgeworfenes Geld. Oder beispielsweise auch Handelsdelegierte der Wirtschaftskammer haben etwas für sich. Sie kosten auch Geld, sie haben ein Büro, sie haben Mitarbeiter und sind trotzdem von ungeheurem Nutzen für die österreichische Wirtschaft.

Meine Damen und Herren! Wenn Wien solche Netzwerke auf kommunaler und regionaler Ebene aufbaut, ist es doch keineswegs selbstverständlich, dass Wien sozusagen diese Vormachtstellung aufgrund unserer geopolitischen Stellung und der Brückenkopffunktion behält. Die Konkurrenz ist bekanntlich überall, und deswegen finde ich es besonders merkwürdig, dass eine Europapartei ÖVP hier von kollektiver Geldverbrennung spricht. Es sei mir gestattet zu sagen: Wenn das einzige Problem der ÖVP der Sandstrand am Donaukanal ist, kann ich nur glauben, Sie brauchen irgendeinen Platz, an dem Sie ba-den gehen können. (Heiterkeit. - GR Dr Matthias Tschirf: Nein!)
Zugegeben, es ist immens viel Geld. Aber man muss auch vor Augen haben, wofür es verwendet wird. Man muss sich vor Augen führen, wie viele kommunale und regionale Netzwerke es gibt, in denen man als Großstadt präsent sein muss, beispielsweise: Ausschuss der Regionen, Rat der Gemeinden und Regionen, Kongress der Gemeinden und Regionen, Versammlung der Regionen, EUregioNET, ARGE Donauländer, Donauhanse, Eurocitys, Union of Central and South-Eastern European Capitals und so weiter und so weiter. 

Der Außenbeauftragte der Stadt Wien, Herr Nettig - ich weiß nicht, ob er seine ganzen Tagungen und Veranstaltungen ohne die vier Wien-Büros abwickelt oder ob er vielleicht eine andere... (Ruf bei der ÖVP: ...für Amerika zuständig!) Meiner Meinung nach tut die ÖVP viel, das geht die auch nichts an. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Es geht um die Sache an sich. Ich kann über die Vergabe streiten, ich kann darüber streiten, wer es bekommen hat. Natürlich sind wir auch nicht glücklich. Ich kann über die Länge des Vertrages und über die Kosten insgesamt streiten, aber darüber zu streiten, ob Stadtaußenpolitik wichtig ist oder nicht, ist in meinen Augen unseriös.

Ich möchte schlussendlich unser Wahlprogramm zitieren. Wir sagen, Wien als Bundeshauptstadt soll sich heute mehr denn je den Herausforderungen eines zusammenwachsenden Europas stellen, um seine historische Stellung als kulturelles und wirtschaftliches Zentrum Mitteleuropas zu festigen und auszubauen. Wir Freiheitliche, fordern deshalb verstärkte Aktivitäten im Rahmen der Stadtaußenpolitik, um der obgenannten Rolle Wiens Rechnung zu tragen: Verstärkten Know-how-Transfer von Wien in unsere Nachbarländer und -regionen, verstärkte Zusammenarbeit im Regionalbereich, verstärkte Vorreiterrolle Wiens in den Gremien der EU bei städterelevanten Themen wie Zentralisierung und Daseinsvorsor-ge, Wiederausbau oder Weiterausbau der kulturellen Be-ziehungen Wiens zu den Städten der Nachbarstaaten. 

Meine Damen und Herren! Die Freiheitliche Partei Wiens hat 2000 dem Fünfjahresvertrag zugestimmt und wird das heute auch tun. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm. - Bitte. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nur ganz kurz ein paar Punkte als Replik auf die Redebeiträge, die hier gekommen sind; vornehmlich sind es ja Verteidigungsreden gewesen, wie man einen Zehnjahresvertrag in einer Größenordnung von 146 Millionen  EUR, also knapp mehr als 2 Milliarden ATS in alter Wäh-rung, argumentiert. 

Zu Kollegen Ebinger nur eines: Herr Nettig ist für Amerika zuständig. (GR Dr Herbert Madejski: Er benützt aber die Auslandsbüros! Fragen Sie ihn!) Er wird selten den Weg über Belgrad, Bratislava und Krakau nehmen. Selbstverständlich wird er Kontakte dorthin pflegen, aber vornehmlich ist er für Amerika zuständig. (GR Dr Herbert Madejski: Er hat ein schönes Büro in Wien!) Das ist einmal das eine.

Das Zweite sind zum Beispiel die Büros, die es unter anderem in Tokyo gibt, die also die Außenhandelsbeziehungen für die Stadt aufrechterhalten und die Kontakte herstellen. Das alles sind Verträge, die auf drei Jahre ab-geschlossen sind. Es hat sich mit den drei Jahren bewährt, das ist ein überschaubarer Zeitraum, da kann man evaluieren, da kann man sich das ansehen: Hat es etwas gebracht? Wo muss man an den Schrauben drehen, um etwas zu verbessern? Wie kann man etwas verändern? 

Dieser Zehnjahresvertrag ist in Wirklichkeit ein Freundschaftsdienst für einen, der zur Familie gehört. Die SPÖ-GesmbH hat offensichtlich wieder einmal zugeschlagen. Etwas unscharf ist die Nuancierung: Ist es Geld der Wienerinnen und Wiener, oder ist es das Geld aus der SPÖ-Kasse? Diesmal ist es wieder einmal das Geld der Wienerinnen und Wiener, das hier verteilt wird. Und wieder einmal - keine große Überraschung! - ist es die Firma Compress, sind es in deren Schlepptau ein paar gute Bekannte und ist es dann, ein paar Geschäftsstücke weiter, der Bohmann Verlag. Wenn man sich an-schaut, wer dort die handelnden Personen sind, welche Verschachtelungen es gibt, welche Gruppierungen es gibt, wer wo an wem beteiligt ist, dann kommt man ein-fach wieder zu dem Schluss: Alles bleibt in der Familie. 

Zu den Belehrungen der Frau Kollegin Novak: Sie können davon ausgehen, dass zumindest ich sowohl des Lesens als auch des Verstehens mächtig bin. (GRin Barbara Novak: Aber Herr Aigner!) Ich brauche solche Sager von da heraußen nicht. (GRin Barbara Novak: Nein, Sie brauchen sie nicht, aber Herr Aigner ...!) Sie können auch davon ausgehen, dass ich mich sehr wohl mit der Materie beschäftigt habe. (GRin Barbara Novak: Ich habe auch nicht Sie gemeint, Herr Kollege Kenesei, wenn Sie mir zugehört hätten!) Mittlerweile bin ich seit 14 Jahren im Gemeinderat, und die liebe Firma Com-press und die Firma Bohmann verfolgen mich schon seit dem ersten Tag, den ich hier herinnen gewesen bin. 

Diese - wie sage ich es jetzt vornehm, ohne irgendje-mandem auf die Zehen zu treten? - Mangeleien, die man da hineininterpretieren könnte, was ich aber nicht tue, bestehen ja schon des Öfteren und sind auch der Grund der Kritik des Rechnungshofs gewesen. Seien Sie nicht so übermütig, sage ich jetzt einmal, aus welchem Grund auch immer! Sie sagen ja, Sie haben schon Freude, weil das Kontrollamt prüfen wird. 

Ich kann mich noch gut daran erinnern, wie die Kolleginnen und Kollegen vom Rechnungshof seinerzeit den PID und die MA 53 geprüft haben. Aus allen Ecken des Rathauses hat man von der Sozialdemokratie gehört: Mit Freude nehmen wir diese Prüfung zur Kenntnis, das ist alles ganz super, das ist alles bestens, da kann nichts sein, die sollen nur kommen, und endlich bekommen wir den Persilschein, den wir schon längst verdienen. Na, die Rechnungshofberichte der letzten Jahre, vor allem über den PID und über die MA 53, lesen sich etwas an-ders! Daher würde ich hier mit der Freude oder mit Vorfreude in dem Sinn ein bisschen vorsichtiger sein, weil die Ernüchterung relativ rasch kommen kann. 

Weiters haben Sie von Augen und Ohren gesprochen, die wir jetzt in diesen Ländern haben werden. Die haben wir ja schon gehabt. Die Ausbeute des Sehens und Hörens dieser Augen und Ohren ist unterschiedlich zu bewerten, sowohl von der Qualität als auch von der Quantität her. In verschiedenen Büros hat es einmal bes-ser, einmal schlechter funktioniert. Schlussendlich bleibt unterm Strich übrig: Es sind sehr teure Ohren und sehr teure Augen, die wir uns da leisten. 

Ich glaube, dass es sehr wohl zu anderen Bedingungen möglich gewesen wäre, erstens einmal nicht einen Zehnjahresvertrag zu machen. Denn in dem ganzen Ver-tragswerk - und glauben Sie mir, ich habe es durchge-lesen, und zwar sogar des Öfteren, um wirklich nichts zu übersehen - ist mit keinem einzigen Wort irgendwo eine Begründung zu finden, warum es ein Zehnjahresvertrag sein soll, warum man sich so langfristig an diese Firma bindet und eigentlich so gut wie keine Möglichkeit hat, aus dem Vertrag auszusteigen, außer es passieren Ungeheuerlichkeiten, nämlich dass bei den Abrechnungsmodalitäten Ungereimtheiten auftreten. Beziehungsweise sogar bei Fällen von Kriegsführung, bei Möglichkeiten, wenn die Büros nicht mehr weiterbetrieben werden können wegen Kriegshandlung und so weiter, gibt es da ei-nen Prozentsatz, der festgelegt ist, um einen Mindestauf-wand abzugelten, mit den 66 Prozent. 

Das alles sind Punkte, die durchaus auf die Langfristigkeit hinzielen. Aber nirgends ist zu finden, warum es 10 Jahre sind und welche Möglichkeiten es tatsächlich gibt, aus diesem Vertrag auszusteigen.

Das einzige, was interessant ist und was man mir vielleicht noch erklären könnte, ist unter Punkt 3 bei den Zahlungskonditionen nach der Auflistung der monatlichen Pauschalbeträge: Das halbe Prozent Rabatt würde mich interessieren. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Wer diesen Vertrag ausgehandelt hat, verdient großes Lob. Ein halbes Prozent wurde ausverhandelt! Ich finde, das ist aner-kennenswert. Da steht eine Summe von 883 461 EUR, abzüglich Rabatt – 4 496 EUR. 

Also entweder will uns wer rollen (Heiterkeit bei der ÖVP), ich kann es mir nicht anders erklären. Das ist auf Favoritnerisch ausgedrückt ein Häkel. (Neuerliche Heiterkeit bei der ÖVP.) Wir beschließen heute einen Vertrag über 146 380 000 EUR – 2 Milliarden ATS –, und dann steht unter Punkt 3, Zahlungskonditionen abzüglich Rabatt, monatlich 4 496 EUR. Das kann ja nur ein Scherz sein. So etwas kann man ja nicht ernst nehmen. Was soll ein halbes Prozent Rabatt bei dieser Größenordnung, bei 883 000 EUR Monatskosten? Ich meine, wer denkt sich da was dabei oder wer denkt sich nichts dabei? Ich meine, das kann es ja nicht sein. (GR Mag Thomas Reindl: Wie kommst du dazu, dass ein halbes Prozent von 2 Milliarden 4 496 ist?) Von den 883 000 EUR!, Kollege Reindl, horch wenigstens zu, wenn du es schon nicht verstehst. Ich meine, das kann es ja nicht sein. Entschuldigung. Du hast uns gestern, vorgestern erklärt, was du nicht alles weißt und kannst und tust. Das werden wir ja noch zusammenbringen. 883 000 – ein halbes Prozent davon ist? (GR Mag Thomas Reindl: Na?) Na? 4 496! Super! Bingo. Bravo! Weltklasse! (Beifall bei der ÖVP. – Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Mag Thomas Reindl: 40 000!) Also lieber Kollege Reindl, viel-leicht hat Kollegin Novak dich gemeint mit Lesen und Verstehen. Ich habe kein Problem damit.

Faktum ist: Die SPÖ-Familie in diesem Rathaus, die ja meint, den Wienerinnen und Wienern nur Gutes zu tun – solche Sachen freuen die Wienerinnen und Wiener, nämlich wenn sie es erfahren –, glaubt, dass 2 Milliarden ATS, 146 Millionen EUR Steuergeld, ohne großes Aufhe-ben, ohne groß darüber nachzudenken, ohne auch nur einen Funken einer Effizienz und eines Nutzens und ei-nes Nachjustierens erkennen zu lassen, einfach einmal ausgegeben werden, weil offensichtlich die Stadt Wien so reich ist und sich das leisten kann. Aber in allen anderen Bereichen, sei es bei irgendwelchen Förderungsmaßnahmen für irgendeinen kleinen Verein, der um 5 000 oder 7 000 EUR Jahressubvention ansucht, wird ihm, wenn er nicht in das Konzept der großen SPÖ-Fa-milie passt, mitgeteilt: Leider, wir müssen sparen, wir ha-ben kein Geld, uns geht es so schlecht, alles ist ganz fürchterlich, wir können dir diese 5 000, 7 000, 9 000  EUR nicht geben. Geh doch irgendwo anders hin. Bei uns nicht!

Ich weiß schon, was für einen Fehler die gemacht ha-ben, all die Kleinen mit den 5 000 und 7 000 EUR, die müssten um 500 000 und um 700 000 EUR kommen, dann hätten sie bei euch wahrscheinlich eine Möglichkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Mir liegt keine Wortmeldung mehr vor. Ich erkläre somit die Debatte für beendet. 

Ich darf den Herrn Berichterstatter um sein Schlusswort bitten. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Das kann natürlich nur exemplarisch und kurz sein.

Zum Neorealo Kollegen Margulies: Wie er auf die 17 Personen kommt, weiß ich nicht, nach meinen Informationen geht es dort um ca 60 Personen, die Informations- und Wissensmanagement machen. Also diese sei ne Rechnungen konnte ich nicht nachvollziehen.

Zugegebenerweise war es bei Bratislava, das halt diese gesuchte Geschäftsstelle ist, die auch die relativ höchste Steigerung hat, durchaus so, dass es sich lohnt und gescheit ist, sie auch zu besuchen. Man muss nur sagen, dass der Preis natürlich sich ja nicht einfach nur verteuert, sondern dass das die alten Leistungen waren und die neuen ja ganz andere Leistungen sind, wo eben auch ganz neue Aufgaben vereinbart wurden: Vertrauensbildung, Aufbau von Beziehungen, Aufbau von Lobbynetzwerken, Öffentlichkeitsarbeit. 

Zum Beispiel – um nur ein einziges Beispiel von den jeweils gestiegenen Leistungen zu bringen – war die Ba-sis beim alten Vertrag 500 Aussendungen im Jahr. Zuletzt waren das 4 500 mehr, als vertraglich vereinbart war, jetzt sind es 7 000. Das nur, um zu zeigen, welchen Quantensprung wir in den neuen Verträgen auch haben. 

Und weil man immer sagt, na gut, wenn man das alles nur fortsetzt, wie kommt dann so eine hohe Summe zustande? Na, weil es eben gerade nicht einfach fortgesetzt wird. Und 500 und 7 000 sind, finde ich, ein schönes Beispiel, um das auch zu dokumentieren.

Die anderen Beispiele bringe ich jetzt nicht. Das wäre dann wieder zu lang, weil es ein ziemlich dicker und breiter Akt ist.

Zum Kollegen Kenesei wollte ich doch sagen: Mit dem Austeilen und Einstecken ist das so eine Sache. Wenn man zuerst sagt, das habe ich nicht notwendig, das vom Rednerpult gesagt zu bekommen, und dann selber sagt, also das verstehst du nicht, Kollege Reindl, so kommt mir das eigentlich irgendwie ärger vor. Also da dürfte irgendwas nicht ganz passen. 

Dass das das Geld der Wienerinnen und Wiener ist, wissen wir. Wir gehen auch sorgsam damit um. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Dass das immer mit der SPÖ verquickt wird, das halte ich wiederum für eine Wahlkampfgeschichte. 
Das halbe Prozent wird richtigerweise aufgeführt, weil es eben eine genaue Dokumentation gibt. Was es da wieder zum Lachen gibt, wenn einmal etwas genau dokumentiert ist, weiß ich nicht. Da fühlt er sich wieder pflanzt. Das ist auch merkwürdig. 

Dass alles vom Rechnungshof Beanstandete in die neuen Verträge eingearbeitet wurde, wurde schon gesagt. Das bedeutet: Man kann diesem Vertrag mit gutem Gewissen zustimmen.

Beim Zusatzantrag des Kollegen Margulies empfehle ich die Ablehnung. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist ein Gegenantrag!) Beim Gegenantrag empfehle ich die Ablehnung. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich den Gegenantrag des Kollegen Margulies betreffend Neuausschreibung der Vergabe und so weiter abstimmen. 

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den GRÜNEN und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend unterstützt und abgelehnt. (GR Harry Kopietz: Das waren wenig GRÜNE! Du hast dich nicht durchgesetzt in deiner Fraktion!)

Ich komme nun zur Abstimmung über das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Freiheitlichen, die SPÖ. Somit mehrheitlich... (GR Dr Wilfried Serles: Und BZW!) Und auch BZW. Entschuldigung, Pardon, Herr Dr Serles. So-mit mehrstimmig angenommen.

Postnummer 38 betrifft die Änderung der Vertragsge-nehmigung mit der ARGE-BAER bezüglich des Projekts Regionen Europas. 

Hier liegt keine Wortmeldung mehr vor. Herr Ing RUDOLPH hat schon gesprochen.

Wir kommen nun zur Abstimmung

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, SPÖ und ÖVP. Somit mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 39. Sie betrifft den Vertragsabschluss zwischen der MA 53 und der Firma Bohmann Druck- und Verlagsgesellschaft mbH & Co KG betreffend "Medien-Fullservice". 

Herr GR Vettermann.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich glaube, es ist keine Überraschung, dass ich auch hier die Zustimmung empfehle.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Herr StR Ellensohn. 

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Nachdem mir vorher die Zeit ausgegangen ist und es sich ja von der Technik her um ein ähnliches Geschäftsstück handelt, noch ein paar Worte kurz zum Compress Verlag.

Das Problem bei der Bewertung, wie viele Personen wo arbeiten, gibt es natürlich unter anderem deswegen, weil es den Unterlagen nicht immer so leicht zu entnehmen ist, denn das steht ja nicht dabei, wie viele Leute wo in welchem Büro tätig sind. Das sind ja alles Fragen, die wir hier aufgeworfen haben und die bis jetzt nicht beantwortet wurden. Woraus setzen sich die Kosten zusammen für die einzelnen Auslandsbüros? Es war ja noch keiner da, der sich hergestellt und das beantwortet hätte, und leider, leider wissen wir es dann halt auch nicht ge-nau. 

Da muss man eben einen Lokalaugenschein machen, hinfahren und sich das anschauen. Man weiß dann und bekommt bestätigt, dass zum Beispiel in Bratislava drei Personen arbeiten; eine davon im Sekretariat, zwei Leute, die das mehr oder weniger leiten, plus die Stellvertretung. Da zahlen sie eine Miete, aber für die Druck-sorten zahlen sie nichts und so weiter und so fort. Und wenn jemand auf Besuch kommt, wie die Gebietsbetreuung Stumpergasse, dann zahlt das die Gebietsbetreuung oder eine Magistratsabteilung im Haus und so weiter und so fort. Und die Frage, die hier mehrfach gestellt wurde und bis jetzt nicht beantwortet ist, ist: Wofür brauchen die 33 000 EUR? Wofür brauchen die anderen 10 zwischen 30 000 und 77 000 EUR? Wofür brauchen die das, Monat für Monat, 10 Jahre lang? – Kein Mensch von der SPÖ beantwortet diese Fragen, sondern alle sagen, es war alles in Ordnung, wir werden sehen, und man wird dann schon draufkommen. (GRin Barbara Novak: Das steht alles im Vertrag!)

Dann heißt es, bei Compress Wien in der Albertgasse arbeiten nicht 17 Personen. Dann geht man auf die Homepage. Da steht die Geschäftsführung, die Redaktion, die Redaktion Aktuelles, das Projektmanagement, die Presse, die Presserückmeldungen, die Buchhaltung, das Sekretariat. Man würde glauben, man ist jetzt relativ am Ende und hat alle herausgefunden. Das sind aber nicht 17, sondern es sind 60 oder 70 Personen. Na gut, das Reinigungspersonal steht nicht oben, das werden aber nicht 40 Leute sein. Wenn aber alle anderen aufgezählt sind mit Bild und Namen, dann fragt man sich, wo die Leute hinkommen, wo die im Antrag verschwinden. Ich finde sie nicht im Antrag. 

Der Antrag ist schlampig formuliert, weil es nicht notwendig war, ihn genauer zu machen für Compress, weil Sie ohnehin gewusst haben, wie es aus geht. Das ist die Tatsache. 

Ich zitiere jetzt noch einmal den Rechnungshofbericht alt, weil es vorher fälschlicherweise geheißen hat, man hat dann nachher ohnehin alles richtig gemacht. Der ers-te Zehnjahresvertrag ist ja quasi die Voraussetzung da-für, dass es jetzt wieder 10 Jahre gegeben hat, denn sonst hätte man es ja neu aufrollen können. Wenn aber beim ersten schon so viele Fehler passiert sind, hätte man das ändern müssen, denn:

„Der Rechnungshof beanstandete die erst im Zuge des Verfahrens erfolgte Erweiterung beziehungsweise Änderung der Anforderungs- und Beurteilungskriterien. Weiters vermisste der Rechnungshof bei der Gesamtbeurteilung die in den Bewertungskriterien vorgesehenen Angaben über die wirtschaftliche und technische Leistungsfähigkeit sowie über andere Projekte der Unternehmung. Schließlich vertrat er die Ansicht, dass die bei der Beurteilung erfolgten Kostenvergleiche mit den Auslandsbüros anderer Organisationen eine eigenständige Plankalkulation nicht ersetzen können."

Dann heißt es weiter: „Der Rechnungshof stellte fest, dass in einem Teil des Vertrages Möglichkeiten zur Einrichtung der Verbindungsbüros in 12 Städten festgelegt waren, in einem anderen Teil des Vertrages hingegen ein Auftragsvolumen von vier fixen Verbindungsbüros und von drei weiteren variablen Verbindungsbüros vereinbart war." 

Wie viele jetzt? Zwölf? Vier? Drei? Sieben? Eh wurscht. Compress hat den Auftrag damals bekommen, und es war völlig egal, wie die Ausschreibung ausgeschaut hat. Da sind sich ja jetzt alle einig. Der Vertrag 1995 ist an Compress gegangen. Die Ausschreibung war mindestens schlampig – mindestens, sagt der Rechnungshof –, und jetzt haben sie es automatisch wie-der gewonnen. Ausgeschrieben hat man zu einem Zeitpunkt, wo man nachher sagt, das hat kein anderer mehr gewinnen können. Drinnen gestanden in den Kriterien sind exakt diese Städte, wo die Büros sind. Das ist, wie wenn ich jemanden suche. Man kennt ja den Schmäh auch bei Bewerbungen von Personen. Man schreibt dann halt genau den Lebenslauf hinein, den einer mitbringt. Dann muss man halt zufällig ein Jahr Auslandsaufenthalt gehabt haben. Da schaut man, wo der einmal war, dann ist es halt das eine Mal Chile, das andere Mal Australien, weil es gerade passt. So ähnlich ist das da ausgeschrieben. Ich schreibe hinein, in folgenden 11 Städten müssen Büros sein. Und dann wundere ich mich, dass eine Firma kommt und sagt, ich habe acht, für die anderen drei brauche ich Zeit. (GR Christian Oxonitsch: Schreibt ihr das so aus, dass das nachher herauskommt?) Aber einer kommt und – siehe da! – der hat genau die 11, und plötzlich gewinnt halt genau der eine. 

Das wird dann im "Standard"-Interview im Nachhinein so begründet: Wenn es jemand anderer gemacht hätte, wenn jemand anderer das gewonnen hätte, hätten wir ja zwei Jahre gebraucht. Es hat also kein anderer gewinnen können. 

Auf diese Art und Weise hat man den Vertrag 1995 gemacht, und jetzt wird das halt einfach verlängert, und zwar auf 10 Jahre wird das verlängert. Nachdem das die gleiche Firma ist, wäre es nicht notwendig gewesen, denn der Firma hätte man nicht viel angetan. Man hätte zwar besser evaluieren können, was übrigens der Rechnungshof damals empfohlen hat, dass man jährliche Evaluierungsberichte vorlegen möge. Ich habe keinen Bericht gesehen, alle anderen Fraktionen auch nicht. Von wegen alles umgesetzt, was der Rechnungshof ge-sagt hat. In dem Fall war es eher: Schmeck's.

Zum Bohmann Verlag: Achtjahresvertrag. Diesmal ist es immerhin ein Fünfjahresvertrag, aus dem man nach fünf Jahren aussteigen kann, wenn ein paar Kriterien nicht erfüllt wurden. Da setzt man sich dann wieder hin und es wird um drei Jahre verlängert. Es geht wieder um ein größeres Volumen, um 116 800 000 EUR für ein "Medien-Fullservice". 

Ich mache das bei dem Vertrag kürzer. Auch dieser Vertrag geht an eine Firma, die – also wenn ich jetzt sage, auffällig, dann klingt das abfällig – in diesem Haus bekannt ist. Auch in der Firma sind nicht ausschließlich Leute beschäftigt, die der Sozialdemokratie ganz fremd sind und ganz weit entfernt stehen. 

Beide Aufträge zusammen haben ein Volumen von 300 Millionen EUR. Der eine hat 8 Jahre, der andere 10 Jahre, wenn man die Vollzeit rechnet, die die laufen sol-len. 300 Millionen EUR, das ist ein kleines Vermögen, wenn man auf der anderen Seite weiß, wofür wir alles kein Geld haben, für welche kleinen Projekte dauernd das Geld fehlt. Dieses Geld bleibt in der Familie, und ein Teil davon ist sinnvoll ausgegeben. Aber ich behaupte einmal, dass die Hälfte davon zumindest eingespart wer-den könnte, wenn das hauseigene Organisationen übernommen hätten. Es wäre nicht notwendig gewesen beim Compress Verlag, es wäre nicht notwendig beim aktuellen Geschäftsstück, beim Bohmann Verlag, diese großen Volumen zur Verfügung zu stellen in den Verträgen. 

Wir werden auch bei diesem Punkt eine Vertagung beantragen, möchten aber vorher den Rednern und Re-dnerinnen auf der RednerInnenliste Gelegenheit geben, ihre Punkte darzulegen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr Dr Aigner, bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist ja schon mehrfach angedeutet worden, dass hier Aufträge im Familienkreis der SPÖ vergeben werden, sodass man ja fast den Eindruck gewinnen kann, dass die SPÖ die neue Familienpartei dieser Stadt ist. (GRin Barbara Novak: Das war sie immer!) Wir haben für Familien ja sehr viel übrig, aber diese Art von Familiensinn gefällt uns gar nicht. Lassen Sie mich daher ein paar Worte zu der Auftragsvergabe an den Bohmann Verlag sagen. 

Es geht also hier um eine Medien-Cross-over-Strategie, wobei diese Sprache eigentlich eine gigantische Propagandalawine verhüllt, die hier auf die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt herniederprasseln wird. 

So wie schon beim Compress Verlag haben wir es mit einem Schmalspurausschreibungsverfahren zu tun, und es darf nicht wundernehmen, dass auch bei diesem mehr als lukrativen Auftrag sich die Zahl der Bewerber – welch Wunder! – in einem überschaubaren Rahmen ge-halten hat. Abermals hat es der Lokalmatador geschafft, der ja auch in seinem Bewerbungsschreiben darauf hin-gewiesen hat, dass er auf bestehende Medienmechanismen aufbauen kann, auch auf die guten Kontakte zur Gemeinde Wien verweist. Also das dürfte offenkundig doch schon die halbe Miete für diesen sehr lukrativen Vertrag sein. 

Worum geht es? Also es geht hier um die Herstellung verschiedenster Drucksorten. Die Zeitung "wien.at", zwölfmal jährlich mindestens, plus Sonderbeilage und "wien.at. aktuell", 130 000 Auflage – im ersten Fall waren es eine Million Stück –, verschiedene Mitarbeiterzeitungen, eine Fülle von Direct Mails – bis zu 50 Direct Mails pro Jahr sind hier avisiert – und die Einrichtung eines Call-Centers, um so genannte Lebenslagenmagazine für alle möglichen Zielgruppen. Es geht weiters auch um die Herstellung etwaiger Themenmagazine. Also man kann sich schon vorstellen, welch ungeheure Propagandalawine da auf uns zukommt, und das rechtzeitig zu Beginn eines angeblich so kurzen Wahlkampfes. 

Frau Kollegin Novak, auch ich bin des sinnerfassenden Lesens mehr als mächtig, und als Jurist schaue ich mir eigentlich so Verträge recht gern an. Ich werde in ei-ner meiner kommenden Vorlesungen – ohne natürlich die Anonymität und die Verschwiegenheit, zu der ich mich verpflichtet fühle, zu enthüllen – diesen Vertrag mit dem Bohmann Verlag als den Prototyp eines Knebelungsvertrages meinen Studenten darstellen, denn was hier teilweise vom Auftragnehmer abverlangt wird, das kann man wohl wirklich nur als eine sittenwidrige Vertragsgestaltung darstellen. Ich darf dann noch ganz kurz darauf zurückkommen. 

Was ist also hier alles interessant, das dargestellt wird? Auf der einen Seite geht es Ihnen offenkundig wirk-lich darum, dass der Verlag denselben Personen oder im Naheverhältnis zu diesen Personen stehenden Personen gehört, die jetzt den Verlag beherrschen. Nicht anders ist es zu erklären, dass Sie sich in diesem Vertrag eine fristlose Kündigungsmöglichkeit für den Fall ausbedungen haben, dass sich die Anteils- oder Beherrschungsverhältnisse maßgeblich ändern. Und das ist schon sehr eigenartig, wenn man davon ausgeht, dass es sich hier um einen Dienstleistungsvertrag oder auch um eine Art Werkvertrag handelt. Also wenn ich mit meinem Installateur einen Werkvertrag abschließe und bei dem ändern sich die Firmen- und Beteilungsverhältnisse, ich wüsste nicht, warum ich diesen Vertrag kündigen könnte. Es geht doch nur darum, dass das Produkt, das ich bestellt habe, auch vertragsgemäß hergestellt wird. Ihnen geht es offenkundig um politische Zuverlässigkeit, und insofern fühlt man sich bei der Lektüre dieses Vertrages wirklich in die 60er Jahre, aber nicht diesseits, sondern jenseits des Eisernen Vorhanges zurückversetzen. (Beifall bei der ÖVP.)

Des Weiteren haben Sie so Klauseln drin wie verschuldensunabhängige Vertragsstrafen, bei denen ein richterliches Mäßigungsrecht von vornherein ausgeschlossen wird. Als Jurist darf ich Ihnen sagen, solche Klauseln haben überhaupt keinen Sinn, sie sind nur Be-weis für die Sittenwidrigkeit des Inhaltes. Ein richterliches Mäßigungsrecht besteht nämlich genau darin, das der Richter solche sittenwidrigen Klauseln, unabhängig von einem Ausschluss des Mäßigungsrechtes, auch mäßigen kann. Möglicherweise ist der Auftragswert aber so hoch, dass offenkundig hier die Vertragsstrafen schon ein-kalkuliert sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vollends interessant wird es aber, wenn man sich dann anschaut, welche Qualitätskriterien des Redaktionsbüros Sie diesem Vertrag zu Grunde gelegt haben. 

Im Punkt 1 wird darauf verwiesen, dass das Redaktionsbüro schon eine langjährige Erfahrung in der Zusam-menarbeit mit der Stadt Wien hat – also auch das ist wie-der typisch, man muss hier entsprechende Zuverlässigkeit schon durch jahrelange Tätigkeit für die Gemeinde Wien unter Beweis gestellt haben –, dass es flexibel ist und so weiter. Das lasse ich mir ja noch einreden. 

Aber dann unter Punkt 4 steht Loyalität: „Alle Mitarbeiter des Redaktionsbüros verstehen sich als verlängerter Arm der Kommunikation der Stadt Wien und sind dem Auftraggeber gegenüber absolut loyal." Also das muss man sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen, dass man hier ein Medien-Fullservice auslagert und sich dann sozusagen zugestehen lässt, dass man sich als verlängerter Arm des Auftraggebers sieht, und absolute Loyalität verlangt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind wahrhaft Liebesgrüße aus Moskau, aber nicht aus dem Moskau des Jahres 2005, sondern aus den 60er Jahren. (Beifall bei der ÖVP.)

Des Weiteren legen Sie Ihrem Auftragnehmer Geheimhaltungspflichten auf, dass man hier Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse wahrt. Man könnte diesen Punkt Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vielleicht noch ein-mal um einen Punkt, nämlich "Parteigeheimnisse" erweitern, denn dann wäre es wahrscheinlich genau das, was Sie sich in Wirklichkeit vorstellen. Und wenn der Auftragnehmer eine Geheimhaltungspflicht trotz aller erdenklichen Bemühungen verletzt hat, auch dann gibt es Vertragsstrafen, auch dann gibt es entsprechende fristlose Kündigungsmöglichkeiten. 

Da stellt sich dann schon die Frage, wenn es wirklich nur darum geht, ein Journal wie das "wien.at" oder ein paar Themenmagazine zu versenden, welche Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse offenbaren Sie denn da Ihrem Vertragsnehmer, dass Sie ihm derartige Geheimhaltungspflichten, derartige Loyalitätsversprechungen abverlangen. 

Mein Kollege GR Dr Ulm hat ja vor ein paar Tagen von diesem Rednerpult aus auch davon gesprochen, dass Sie ein sozialistisches Feudalsystem wie ein Krake über diese Stadt legen und gelegt haben. Neben den Beispielen, die Kollege Ulm Ihnen schon aufgezeigt hat, meine Damen und Herren, ist dieser Vertrag mit dem Verlag Bohmann ein treffliches Beispiel für dieses Feudalsystem, für diese Lehensherrschaft, für dieses Geflecht von Abhängigkeiten, das Sie nicht zu Lasten Ihrer Parteikassa – da können Sie Loyalitäten verlangen so viel Sie wollen –, sondern das Sie zu Lasten des Wiener Steuerzahlers über diese Stadt legen.

Aus diesem Grund können wir diesem Geschäftstück natürlich nicht unsere Zustimmung erteilen, und wir werden auch im Wahlkampf darauf hinweisen, welche Art von Freiheitsverständnis Ihrem Freiheitsbegriff zu Grunde liegt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielleicht habe ich doch einen dritten Punkt vergessen, als ich vorher zu dem Poststück zum Compress Verlag gesprochen habe, weil ich gesagt habe, man kann zwei Eindrücke gewinnen. Nein, man kann auch einen anderen Eindruck gewinnen: Es ist einfach Wahlkampf. Es ist Wahlkampf, und zwar schon in diesem Haus und in diesem Saal, denn nichts anderes kann da-zu führen, dass man sich wie Kollege Aigner über Dinge beschwert, sie kritisiert, fast schon skandalisiert, über die man sich sonst eigentlich freuen müsste. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Über was zum Beispiel?)

Über loyale Mitarbeiter, auch wenn man einen Auftrag nach außen gibt, würde ich mich als Stadt Wien ei-gentlich sehr freuen. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Gegenüber wem loyal?) Ich würde mich auch als Ge-meinderat, wenn ich Sie wäre, sehr freuen, wenn es ir-gendwo loyale Mitarbeiter gibt. 

Ich würde mich auch darüber freuen, wenn Arbeiten, die die Stadt Wien vorbereitet, wenn Beschlüsse, die wir vorbereiten, Strategien, die wir hier gemeinsam entwickeln – es kommt ja immer wieder vor, dass wir hier, alle Parteien gemeinsam, einen Beschluss fassen, wo wir in der Vorbereitung darüber sprechen und dann eine Position nach außen tragen, entweder in andere Gremien tra-gen oder Forderungen an die Europäische Union stellen, alle gemeinsam Forderungen an die Bundesregierung stellen und beschließen –, wenn das im Vorfeld auch ir-gendwie geheim gehalten würde und nicht schon, bevor wir hier irgendwas beschlossen haben oder gemacht ha-ben, in den Zeitungen oder woanders zu lesen ist. Da würde ich mich eigentlich als Gemeinderat schon sehr freuen. 

Ich freue mich auch darüber, dass man Flexibilität einfordert. Flexibilität in der Politik und Flexibilität als Stadt Wien einzufordern von einer Firma, die für die Stadt Wien arbeiten wird, ist eigentlich etwas, über das man sich freuen sollte. 

Und man sollte sich auch darüber freuen, dass sich jene Damen und Herren, die Aufgaben übernehmen, wie zum Beispiel eine Redaktion, schon mit jenen Kolleginnen und Kollegen gut verstehen, die zum Beispiel für Öf-fentlichkeitsarbeit oder für Inhalte in den Abteilungen et cetera zuständig sind. Das ist auch sehr erfreulich. Da sparen wir uns nämlich so eine Zeitlatte, um vorher die Menschen miteinander bekannt zu machen. Sie tun im-mer so, als wüssten Sie alles, dann werden Sie auch wissen, dass das gruppendynamisch immer seine Zeit braucht, bis Mitarbeiter der Gruppe A und Mitarbeiter der Gruppe B zueinander finden, bis das Werkl rennt, bis die einfach wirklich gut miteinander arbeiten können. 

Also dass Sie diese Punkte kritisieren, verstehe ich überhaupt nicht. Darüber freue ich mich, über diese Punkte freu' ich mich, und ich freue mich auch darüber, dass wir sie festschreiben. 

Wenn die Stadt Wien und Abteilungen Verträge abschließen, werden wir immer dafür kritisiert, dass wir Verträge abschließen, aus denen die Stadt Wien im Ernstfall nicht mehr herauskommt. Immer wieder stehen hier Vertreter der Opposition, die uns erklären: Das ist ein Skandal, das ist ganz furchtbar, was ist, wenn das passiert, dann kommt die Stadt aus dem Vertrag nicht raus. Jetzt haben wir da drinnen einmal eine Bestimmung, die es uns, die es der Stadt Wien ermöglicht, aus einem Vertrag auszusteigen und nicht dann ohnmächtig dazustehen. Und auch das wird kritisiert. 

Also gut, es ist einfach Wahlkampf. Es ist so. Im Wahlkampf wird einfach alles kritisiert. Vor allem werden im Wahlkampf hier Dinge einfach durchgemischt, Behauptungen aufgestellt, Verleumdungen aufgestellt. Ir-gendwas wird aus irgendwelchen Schmutzkisten heraus-gezerrt. (GR Dr Wolfgang Aigner: Ich habe nur Punkte aus dem Vertrag genannt!) Unter dem großen Schirm der Immunität kann man das ja alles behaupten. Man kann hier alles behaupten, und das wird im Wahlkampf leider auch so gemacht. Vollkommen wurscht, ob es so ist, vollkommen wurscht, ob es dazu irgendeine Grundlage gibt, ob es Daten oder sonstwas gibt.

Bei der Debatte vorher über Compress ist das genauso passiert, und ich erlaube mir demnach, einen Punkt hier klarzustellen und nachzuholen, nämlich die Frage von Bratislava. Wo ist jetzt Kollege Ellensohn? 

Kollege Ellensohn, das meine ich mit Missverständnissen aufsitzen. Dass Sie den Vertrag gelesen, durchgeackert und recherchiert haben, das glaube ich Ihnen. Das Missverständnis ist: Als Sie in Bratislava waren, wa-ren da drei Mitarbeiter. Sie nehmen die drei Mitarbeiter und sagen, die drei Mitarbeiter kosten 32 000 EUR. (StR David Ellensohn: 33 000 EUR!) – da habe ich die Zahl verwechselt, gut –, aber die Höhe der Kosten sind jene aus dem neuen Vertrag und nicht jene aus dem alten Vertrag, denn im alten Vertrag ist es wesentlich weniger, da sind es knapp über 10 000 EUR für die drei Mitarbeiter. Im neuen Vertrag gibt es mehr Mitarbeiter, mehr Auf-gaben. Sind wir uns wenigstens darüber einig, dass es mehr Aufgaben gibt, so eine Latte von Aufgaben, ich glaube, es sind neun Seiten nur mit Aufgabenbeschreibung. (StR David Ellensohn: Die weiß nichts von neuen Mitarbeitern! Ich habe sie gefragt! Sie hat gesagt, sie weiß von nichts!) Die Leiterin vom Büro? Die wird ja jetzt keine neuen Mitarbeiter anstellen, bevor wir hier irgendeinen Beschluss fassen. (StR David Ellensohn: Aber wis-sen könnte sie es!) Ich meine, das wäre ja schon ein bisserl fahrlässig und würde nicht ganz dem Grundsatz von Loyalität, einer guten Zusammenarbeit et cetera ent-sprechen, wenn die Geschäftsführung in Bratislava jetzt schon neue Leute einstellte, ohne dass wir einen Beschluss gefasst haben. Das wäre nicht ganz in unserem Sinne. Da würden Sie auch hier stehen und würden uns dafür kritisieren, dass die schon irgendetwas macht, ob-wohl wir noch nichts beschlossen haben. 

Was ich möchte, ist, dass Sie zur Kenntnis nehmen, dass jene Zahlen, die Sie hier immer vergleichen, nicht jene sind, die vergleichbar sind, denn es gibt einen alten Vertrag mit einer geringeren Mitarbeiteranzahl, geringeren Kosten und geringerem Auftragsvolumen und nicht mit all den Aufgaben wie im neuen Vertrag. Es gibt einen neuen Vertrag mit einem größeren Auftragsvolumen, mit höheren Kosten und auch mehr Mitarbeitern. Das ist der Unterschied. 

Sie bringen immer alles durcheinander, damit Sie irgendeine Argumentation haben für das, was Sie hier ein-fach behaupten wollen, weil Wahlkampf ist, nämlich Ver-leumdung, Freunderlwirtschaft und Sonstiges. Das ist unrichtig und das habe ich Ihnen hiermit bewiesen. 

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Der Herr Stadtrat möchte eine tatsächliche Berichtigung bringen.

StR David Ellensohn: Meine Damen und Herren!

Wenn wir dem Bürgermeister heute in der Früh bei der Fragestunde genau zugehört haben (VBgmin Grete Laska: Was Sie ja hoffentlich haben!), was hoffentlich al-le in diesem Hause getan haben (VBgmin Grete Laska: Was man grundsätzlich tut, wenn man hier ist!), denn da waren wir noch relativ vollzählig vertreten, dann hat der Herr Bürgermeister auf die Frage der GRÜNEN, die sich unter anderem mit dem PID und dann in der detaillierten Frage mit dem Büro Bratislava beschäftigt hat, gemeint, er kann jetzt nicht – was ich verstehe – jedes Detail bei jedem Vertrag wissen, aber er geht davon aus, dass er-stens einige der Büros geschlossen werden – eines ist schon zusperrt – und dass neue eröffnet werden. Diejenigen in Staaten, die der EU bereits beigetreten sind, werden in Zukunft mit eher kleinerem Mitarbeiterstab auskommen müssen, die neuen, die man dann aufbaut, für die braucht man das Geld. 

Das war heute – das kann man dann nachlesen – das, was Michael Häupl auf die Anfrage der GRÜNEN geantwortet hat. Da liegt der Schluss nahe, dass Bratislava nicht ein sehr viel größeres Büro bekommt – und das ist auch dem Akt nicht zu entnehmen, dass es ein größeres wird –, sondern eher mit einem kleineren auskommen muss. 

Und dass natürlich die Leiterin von dort noch keine Gespräche geführt hat und bereits jetzt neue Leute eingestellt hat, ist sowieso klar. Aber man sollte annehmen, dass sie als Leiterin eventuell davon informiert sein sollte, dass sie vielleicht in absehbarer Zeit zwei, drei, vier, fünf neue Leute bekommt – denn wenn es von 10 000 EUR auf 33 000 EUR geht, muss man annehmen, dass das Dreifache notwendig ist – oder aber zum Beispiel ein grö-ßeres Büro benötigen wird und nicht das Büro, das sie gerade im Moment saniert, und dann sitzen da vielleicht doppelt und dreimal so viele Leute drin. Das Büro ist nämlich gerade in einer Sanierung.

Ich berichtige tatsächlich, dass dem Akt nicht zu entnehmen ist, dass dort mehr Leute arbeiten werden in Zu-kunft und dass der Herr Bürgermeister heute in der Früh den Eindruck vermittelt hat, als würde Bratislava in Zu-kunft eher mit weniger als mit mehr Personen auskom-men müssen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

So wie beim Geschäftsstück vorhin zum Compress-Vertrag beantrage ich laut § 22b der Geschäftsordnung die Vertagung der Verhandlung über diesen Tagesordnungspunkt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Ich darf den Herrn Berichterstatter um seine Meinung zu diesem Antrag bitten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Meine Meinung ist, dass man diesem Antrag nicht zustimmen soll. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderates, die den Antrag der GRin Sommer-Smolik unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist von den GRÜNEN und von der ÖVP unterstützt, von den restlichen Parteien nicht. Das ist somit nicht die erforderliche Mehrheit und abgelehnt.

Das war auch gleichzeitig das Schlusswort des Berichterstatters, nehme ich an. Das war all in one. (Lebhafte Heiterkeit.) Ich muss euch ja wieder ein bisserl munter kriegen.

Postnummer 39. Wer für die vorliegende Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen des BZW und den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen.

Ich schlage nun vor, dass die Berichterstattung zu den Geschäftsstücken 40, 158, 159 – sie betreffen städtisches Kongressbad, Penzing Firma Tropicana und so weiter und so weiter – unter einem erfolgt.

Herr GR Reindl bitte als Berichterstatter.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl. – Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Als Mandatar des 14. Bezirkes spreche ich nur zum Waldbad Penzing und daher nicht zu den anderen Punkten, die hier auch mit verhandelt werden.

Das Kontrollamt hat im August 2003 eine Begehung des Waldbades Penzing durchgeführt und dabei festgestellt, dass das Waldbad nicht dem Standard städtischer Bäder entspricht und gleichzeitig vorgeschlagen, dass die Schäden behoben werden. Es hat weiters festgestellt, dass die Ursache vieler sichtbarer Mängel in der mangelhaften Erstherstellung bei der Errichtung des Bades und auch in unsachgemäßen beziehungsweise unterlassenen Schadensbehebungen begründet sein dürfte. 

So ist bei der Besichtigung zum Beispiel aufgefallen, dass der Fußboden trotz provisorisch aufgehängter Kunststoffbehälter eine Wasserlache hatte (GR Kurth-Bodo Blind: Wow!), die aus der Undichtheit eines darüber liegenden Badebeckens gespeist wurde. Also man muss sich vorstellen, man schwimmt, das ist undicht und unten im Keller ist alles voll Wasser. Massive Wassereinbrüche waren daher im Keller zu verzeichnen, daher war das Schwimmbecken mit immer weniger Wasser gefüllt, aber im Keller wurde es immer mehr. 

Geländersteher und Geländekonsolen wiesen Anrostungen auf. Es ist daher empfohlen worden, dass die dringend saniert werden, ansonsten keine Sicherheit mehr im Bad.

Das Kuppeldach, obwohl aus Edelstahl, wies ausgedehnte Roststellen auf, daher die Gefahr, dass dieses Kuppeldach einstürzt. Stellen wir uns vor, dass der Luster hier auch mit Roststellen versehen wäre und hier herunterkäme. 

Oder: Ein Meter hohe Marmorsäulen hatten keine – wie es hier so schön heißt – kraftschlüssige Verbindung zum Untergrund. Bedeutet: Kinder lehnen sich vielleicht an, mit einem Erwachsenen noch dazu, schwerste Verletzungen wären dabei gegeben. 

Also Mängel über Mängel. Ganz klar, dass für Behinderte auch keine entsprechende geeignete Verbindungsstrecke zum Bad da war et cetera et cetera et cetera.

Zum Schluss heißt es dann ganz lapidar: Die Mängel müssten der Magistratsabteilung 44, also jene Magistratsabteilung im Verantwortungsbereich der Frau Vizebürgermeisterin, die für die Einhaltung des Vertrages der Stadt Wien zuständig war, bekannt gewesen sein.

Als Conclusio wird ausgeführt, dass viele Einwände, die die Magistratsabteilung zwar vorgebracht hat, erfolglos geblieben sind, dies gerade deshalb, weil keine Standards festgelegt worden sind, nämlich solche Standards, wie sie im Gegensatz zu Penzing in anderen städtischen Bädern bestehen. Wobei diese Standards überhaupt nicht auf die Besonderheiten eines Erlebnisbades ausgelegt sind, im Unterschied zu einem städtischen Bad, das grundsätzlich ausschließlich nur aufs Schwimmen ausgerichtet ist. (VBgmin Grete Laska: Na geh! Da waren Sie aber schon lange nicht mehr in einem Bad!) Ich zitiere den Kontrollamtsbericht, Frau Vizebürgermeister, ich zitiere nichts anderes.

Der Versuch der Magistratsabteilung 44, die Betriebskostenzuschüsse als Druckmittel einzusetzen, führte mangels vertraglich fixierter Sanktionsmöglichkeiten zu keinem nachhaltigen Erfolg. 

Das ist jetzt einige Jahre her. Die Untersuchung war im Jahr 2003, das bedeutet, vor zwei Jahren. Voriges Jahr ist dann der Betreiber fast in Konkurs gegangen, besser gesagt, er musste Konkurs anmelden. Das ist für uns der Schlussstrich gewesen nach einer langen Geschichte, nach einer über zehnjährigen Geschichte nach dem Ende des Baumgartner Bades, dessen Betrieb aus unserer Sicht mehr oder weniger willkürlich eingestellt worden ist. Damals haben die Bauarbeiten für dieses Erlebnisbad begonnen. Viele, viele Millionen an Euros sind hier in der Zwischenzeit hineingeflossen, zuletzt 5,75 Millionen EUR im Februar 2005. Viele davor, viele danach, es hat viel, viel Geld gekostet. 

Man hätte sich erwarten können, dass nun der neue Vertrag, der abgeschlossen worden ist mit dem neuen Pächter, eigentlich auf die ganzen Missstände, die es in den vergangenen Jahren gegeben hat, Rücksicht nimmt. Doch das ist aus unserer Sicht eben nicht geschehen. Genau das ist das Problem. Das einzige, das Sie hier eingefügt haben, ist, dass Sie den Pachtzins geändert haben von 1 ATS auf 1 EUR – wahrscheinlich können wir das nicht als die besondere Leistung ansehen –, und das Zweite, das Sie gemacht haben, durchaus eine positive Sache, ist, dass sie eine Kaution von 140 000 EUR von dem Pächter nun verlangen. Diese dient zur Sicherstellung aller Ansprüche der Eigentümer. Das hebe ich sehr positiv hervor, das ist eine gute Sache. Aber was der Kontrollamtsbericht besonders gefordert hat, sind Sicherungsmaßnahmen, Controlling auch in diesem Bereich durchzuführen, und dafür gibt es in diesem Vertrag leider keine Anhaltspunkte. 

Das bedeutet für uns als Penzinger und Penzingerinnen und auch für all diejenigen, die gerne nach Penzing in das Bad kommen wollen, dass wir auch heute keine Sicherheit haben, dass dieses Bad in den nächsten Jahren wirklich einer florierenden Zukunft entgegengeht, sondern im Grunde müssen wir auch heute wieder damit rechnen, dass dasselbe passieren kann, was vor einem halben Jahr passiert ist. Und das halten wir schlicht für fahrlässig, wenn man schon die Chance hat, einen neuen Vertrag abzuschließen. 

Meine Damen und Herren! Ich würde der Stadtregierung empfehlen und sie auch bitten, dass wir im Interesse aller, die gerade in den kommenden Sommermonaten die Bäder besuchen wollen, ein entsprechendes Bäderkonzept mit Zukunft erarbeiten, dass wir das Penzinger Erlebniswaldbad für die Zukunft noch so absichern, dass der jetzige Pächter auch einer gesicherten Zukunft entgegengehen kann, aber noch mehr, dass die Badbesucher einer gesicherten Zukunft entgegengehen können. (VBgmin Grete Laska: Was heißt das genau? Wir sollen sicherstellen, dass der Pächter einer gesicherten Zukunft entgegengeht?) Ja, weil es im Interesse der Stadt ist. Das ist im Interesse der Stadt. Das ist genau der Punkt, Frau Vizebürgermeister. (VBgmin Grete Laska: Das sagt ein Gemeinderat, der gerade sinngemäß gesagt hat, dass keine Standards eingehalten werden! Jetzt ist Ihnen das alles recht? Sollen wir sicherstellen, dass ein Pächter sozusagen ein Geschäft macht? Was schlagen Sie hier vor? Wissen Sie das eigentlich?)
Frau Vizebürgermeister, das ist genau Ihre Entscheidung, wie Sie das Bad betreiben. Sie haben sich entschieden, einen Pächter hier einzusetzen, den Sie 1 EUR zahlen lassen und nicht mehr, und Sie glauben, da-mit ein Bad gesichert zu haben. Das ist nicht die Zukunft, wie wir sie uns vorstellen. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Aber Sie machen Vorschläge, die absurd sind! Sie wissen nicht, wie es gehen soll, Sie machen keine Vorschläge, wie es gehen soll, aber um den Pächter sorgen Sie sich! Bravo! Super!)
Sie haben die Möglichkeit, Standards selbst festzulegen. Sie machen die Verträge, niemand anderer macht die Verträge. Sie sind für diese Verträge verantwortlich. Sie sind einmal gescheitert, Sie hätten die Chance gehabt, sie zu verbessern, und das haben Sie nicht getan. (VBgmin Grete Laska: Gescheitert sind nicht wir, gescheitert ist der Pächter!) Und Sie sind dafür verantwortlich, dass das Bad vier Monate gesperrt war. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Sie haben dem Vertrag zugestimmt! Sie wissen nicht, was Sie wollen. – GR Mag Andreas Schieder: Alle haben zugestimmt, die hier sitzen!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. – Herr GR Blind, das Rednerpult gehört Ihnen. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es handelt sich hier um eine Vertragsänderung – es wird laut dieser Vertragsänderung ein neuer Pächter kommen – und um eine Sondervereinbarung; dabei geht es um die Eintrittspreise. Dieses Bad wurde 1993 eröffnet, dieses Bad hätte ein Ersatz fürs Hütteldorfer Bad sein sollen, hat man uns Penzingern versprochen, dieses Bad hätte ebenfalls ein Ersatz fürs Baumgartner Bad sein sollen. Es war natürlich in Wirklichkeit weder ein Er-satz fürs Hütteldorfer Bad noch fürs Baumgartner Bad, und zwar deswegen, Frau Vizebürgermeisterin, weil kein Freibecken vorhanden war. Ich war damals im Ausschuss bei Herrn StR Hatzl, der hatte damals die Bäder über. Ich habe ihm gesagt, dass dieses Bad in der Konzeption falsch ist. Man kann ein Freibad nicht durch ein Bad ersetzen, wo sich nur ein bisschen die Kuppel drehen lässt und wo man an und für sich nicht ins Freie hin-ausschwimmen kann, denn dieses Freibecken ist ganz, ganz elendiglich klein geraten. 

Ich würde daher der Stadt Wien vorschlagen, die ja Eigentümerin des Bades ist: Kaufen sie die südlich davon gelegene Wiese, machen Sie dort ein Freibecken. Dann könnte dieses Bad eines Tages die Größe und die Ausstattung haben, dass es überhaupt einen Ersatz für zwei geschlossene Freibäder darstellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da hat ja die Frau Vizebürgerin irgendwie munter be-merkt: Ja, was sollen wir da machen? (GR Mag Thomas Reindl: Vizebürgermeisterin!) Ich kann mich ein bisschen verschlucken. Nur keine Angst! Vizebürgermeisterin. Also wenn Sie auf das "meister" soviel Wert legen, gerne. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GR Mag Christoph Chorherr: Vizebürgerin klingt auch gut!) Was sollen wir mit dem Bad machen? – Penzing braucht ein Bad, das ein öffentliches Bad ist – das ist es ja vom Besitz her –, das aber auch als öffentliches Bad betrieben wird. Wir haben nichts davon. Warum haben wir Penzinger das Privileg, dass dieses städtische Bad verpachtet ist. 

Herr StR Hatzl, damals Bäderstadtrat, hat uns dieses Bad beschert. Ich habe Ihnen damals gesagt, ich glaube an das Konzept nicht, und ich glaube nicht, dass Sie so einen Betrieb in Simmeringer Bad zulassen würden, dass Sie sagen, Sie lassen dieses tadellos funktionierende Bad in Simmering einfach einem privaten Pächter über. Der betreibt das so, wie der Pächter oder wie diese zwei Pächter, die wir schon gehabt haben, betrieben ha-ben, wie wir es in Penzing erleben mussten. Da gäbe es in Simmering einen Aufstand, und das mit Recht. In Pen-zing geht es offensichtlich. Traurig, da ja auch Penzing in der Bezirksvorstehung sozialdemokratisch verwaltet wird. (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist der Unter-schied zwischen Simmering und Penzing!) Ja, das ist der traurige Unterschied. 

Die Historie, was da wann war, was abgebrannt ist und diese ganze Baugeschichte, die lassen wir aus. Das hat für diesen Vertrag auch nicht viel Sinn, dass wir sie jetzt besprechen. Es war eine einzige Leidensgeschichte. Wir haben 1998 den ersten Pächter gekriegt von Tro-picana, das war Herr Trims. Dann haben wir 2002 Walter Göttling gehabt, das war der zweite Pächter. Jetzt kriegen wir den dritten Pächter, Herrn Johann Fiedler. Ich sage Ihnen, Herr Johann Fiedler wird nicht mehr Erfolg haben als das Tropicana 1, das Tropicana 2, sondern es wird und muss auch Tropicana 3 scheitern. 

Zweimal ist dieses Bad leider – ich habe keine Freude als Penzinger – eine finanzielle Pleite gewesen. Es soll angeblich ein Weiterführungskonzept geben. Wenn es dieses Wunderkonzept geben würde, dann möchten wir es gerne haben. Im Finanzausschuss hat man es uns leider verweigert. Ich habe es meinen Freunden gesagt, bitte, dieses Weiterführungskonzept möchten wir haben, aber im Finanzausschuss ist es uns nicht übergeben worden. Denn wenn dieses Weiterführungskonzept so geschickt und so gescheit wäre, dann könnte man ja die-ses Weiterführungskonzept für alle Bäder in Wien anwenden. Da würde endlich eine finanzielle Gesundung für alle Bäder möglich sein, die ich der Stadt wünsche. Aber ich glaube an dieses Weiterführungskonzept, das da eigentlich für das Waldbad Penzing existieren soll, nicht. 

Es ist eben leider so, dass in dem Weiterführungskonzept drinnen stehen müsste, wie man dieses Bad profitabel führen kann. Wenn es das gibt: Her mit dem Konzept! Wir wenden es für alle Bäder in Wien an. Wieso soll gerade dieses einzige Bad, dieses Penzinger Bad, privatwirtschaftlich funktionieren? Ich frage mich: Wie kommen wir Penzinger dazu, dass wir ein städtisches Bad haben, dann wird es verpachtet, und wir müssen uns jetzt schon mit dem dritten Pächter abraufen. Ich glaube nicht, dass da jemals etwas Gescheites herauskommen wird. 

Der Pachtzins – das hat mein Vorredner erwähnt –, der ist ja lustig erhöht worden. Das war ja ärger als bei den Wirten. Beim Pachtzins hat man gleich gesagt, der Umrechnungsfaktor ist so, dass ein Schilling ein Euro wird. Also so wild haben es nicht einmal die Wirte getrieben, dass man einen Schilling auf einen Euro umrechnet. Diesen Umrechnungskurs hätte ich mir auch bei meinen Fakturen bei meiner Firma gewünscht, dass ich so umrechnen hätte dürfen. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist die Teuerung!) Na, nicht Herr Reindl, hören Sie auf! Ver-teuerung. Blödsinn! Einen Schilling auf einen Euro umre-chnen. Nein, also das ist ja wirklich ein trauriges Signal. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Das neue Konzept sieht irgendetwas vor. Der alte Vertrag hat beinhaltet, das Bad gehört erhalten. Die Stadt Wien kann da Einschau halten, ob alle Renovierungen ordnungsgemäß gemacht werden, ob es ordentlich erhalten wird. Die Verträge haben leider nichts gebracht. Ich wohne in Penzing und schaue mir das schon ab und zu an. Mich können Sie schon fragen, wann ich das letzte Mal im Penzinger Bad war. Ich hätte das auch nicht so lange ausgeführt, hätten Sie mich mit Ihren Zwi-schenrufen nicht so herausgefordert. Ich hätte es heute ein bisschen kürzer gemacht. Aber dieses Bad ist in Wirklichkeit eine Ruine. Schauen Sie sich an, das ist ja der letzte Kacheltanz. Überall fliegen die Kacheln herunter. Das ist ja wirklich schlimm. Also da steht alles drinnen – Papier ist geduldig –, was hätte erhalten werden müssen. Das steht im nächsten Vertrag auch drinnen, aber in Wirklichkeit ist das Ganze fast abbruchreif. 

Derzeit läuft ein Ausgleich mit 40 Prozent Ausgleichsquote, und jetzt ist die Stadt Wien schon ein bisschen gescheiter worden. Sie hat gesagt, Strom und Gas oder speziell das Wasser, was ja Herr Göttling jährlich schuldig geblieben ist, das tun wir uns nicht mehr an. Wir machen Folgendes: Strom und Gas geben wir ihm nicht einfach, das bleibt er uns vielleicht wieder schuldig. Die Gläubiger kann er vielleicht anschmieren, wenn er will, aber uns als Stadt nicht mehr, denn wir geben ihm zwar eine Subvention auf die Tarife, aber nur so, dass wir ihm seine Strom- und Gasrechnung in Form von bis zu 19 500 EUR pro Monat ersetzen gegenüber Wien Energie. 

Aber ich bin gespannt, darf der Dritte – jetzt heißt er ja nicht mehr Göttling –, darf Johann Fiedler sich auch zum Beispiel Angebote von anderen Energieträgern neh-men oder darf nur die Stadt Wien den Vertrag bei Wien Energie machen und der Bestbieter bleibt vielleicht auf der Strecke? Das werden wir noch untersuchen. 

Die Eintrittspreise, die Herr Fiedler verlangen will, sind recht geschmalzen, pro Person 11 EUR. Ich weiß nicht, in den städtischen Bädern bei der MA 44 ist das billiger. Ich gehe zum Beispiel nach Simmering baden. Da muss ich für eine Tageskarte 4 EUR zahlen. Das macht Freude. 4 EUR in Simmering ist schon schön. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie fahren ins Ausland nach Simmering?) Aber 11 EUR bitte im Penzinger Waldbad, das ist schon ganz schön geschmalzen. Die Grünen können sich das vielleicht leisten, ich mute das den Penzingern nicht zu. (GR Mag Christoph Chorherr: Ihr mit eurer strengen Spesenregelung könnt euch das sicher nicht leisten!) Herr Kollege, schreien Sie nicht am letzten Tag. Ich möchte es ja schnell fertig bringen. 

Wie gesagt, diese Sondervereinbarung Tarifsubvention, dies und das sollte mir vielleicht wer erklären. Warum ist die nur bis 31. Dezember 2006 abgeschlossen? Kein Mensch glaubt doch wirklich ernsthaft, dass der drit-te Pächter – ich merke mir seinen Namen noch immer nicht –, dass Herr Johann Fiedler ab 31. Dezember 2006 das Bad wirtschaftlich führen kann. Wenn der jetzt alles renovieren muss, was in dem Bad kaputt ist, wenn kein richtiger Zustrom kommt ob der 11 EUR, die ein Mensch zahlen muss ab 2006, da kann ich mir nicht vorstellen, wie der ab 31. Dezember 2006, wenn die Stadt Wien dann nicht mehr zuzahlt, das wirtschaftlich führt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber die FPÖ stimmt zu?)

Also das Wunderkonzept möchte ich kennen lernen. Ich glaube es halt nicht. Da geht wohl wieder die Firma Tropicana in den Ausgleich, das Bad wird eine Ruine sein, die Privatgläubiger werden überbleiben, die Stadt Wien wird lachen. Die sagt dann, unsere Energiekosten haben wir bis dahin bekommen. 

Dieser 31. Dezember 2006 ist ein ganz guter Termin, denn bis dahin sind zum Beispiel die Nationalratswahlen auch in Wien sicher vorbei. Also mir scheint dieser Termin der Termin zu sein, wo man dann das Bad eigentlich mit Gemütlichkeit zusperren kann. Die Wiener Wahlen sind vorbei, die Nationalratswahlen sind vorbei. Mein Gott, geht halt wieder einmal ein Bad zu Grunde. 

Dieses Konzept mit dem Zuzahlen ist ja auch ein ganz ein komisches. Man zahlt zwar zu, aber man darf nur dann, jetzt bis 2006, zu dem ermäßigten Preis schwimmen gehen, wenn man zum Beispiel auch bereit ist, im Hochsommer in der Halle zu schwimmen. Es ist zwar nur ein minimales kleines Freischwimmbecken da, aber dass man im August nur dann ermäßigt hineingehen kann, wenn man bereit ist, in der Halle zu schwimmen, das ist wirklich eine Verhöhnung aller Penzinger. 

Ich weiß nicht, das möchte ich ganz gerne machen, dass ich sage, ja, liebe Simmeringer, ihr dürft gern um 4 EUR baden gehen, aber ihr müsst im August in die Halle gehen. Den Aufstand möchte ich mir in Simmering anschauen, wenn man im Hochsommer die Leute in die Halle schwimmen schickt! Mir ist es wirklich vertraut, dass im Hochsommer die Halle gesperrt wird. Also so ist das ja nicht, dass man das in Simmering machen muss. Aber ich weiß nicht, warum uns StR Hatzl, damaliger Bä-derstadtrat, das in Penzing angetan hat. 

Also wir spielen da nicht mit. Zweimal wurden die Gläubiger ganz schlecht behandelt. Die 40 Prozent Ausgleichsquote sind ja nicht gerade das Gelbe vom Ei, und zweimal hat man uns erzählt, das Hütteldorfer Bad wird ersetzt, das Baumgartner Bad wird ersetzt. Aber zweimal hat man diese Bäder nicht ersetzt, sondern hat uns einfach ein nach privatwirtschaftlichen Richtlinien bewirtschaftetes Bad zugemutet. 

Ich frage Sie: Was ist der Unterschied zwischen Penzing und Simmering? Beide werden sozialdemokratisch verwaltet. Die Simmeringer haben ein tadelloses Bad, die Penzinger aber leiden unter diesem verpachteten Bad. Warum ist es nicht möglich – das wäre anständig –, dass die Stadt Wien sagt, ja, wir kündigen den Vertrag. Ihr habt zweimal das Bad nicht führen können, liebe Firma Tropicana, wir nehmen es wieder in die Verwaltung der MA 44 zurück. Wir lassen es wieder zu städtischen Tarifen besuchen. Und das Gescheite: Damit es auch wirklich funktioniert, bauen wir – die Wiese ist ja frei nach Süden – ein anständiges Becken im Freien und dann wird dieses Bad auch genug Besucherzustrom ha-ben. 

Es ist einmal die Verantwortung der Stadt Wien, auch in Bereichen, die sich wirtschaftlich nicht unbedingt rechnen, sozial vorzugehen, und es ist einmal eine soziale Aufgabe der Stadt Wien, eine öffentliche Einrichtung wie ein Bad auch in jedem größeren Bezirk zu öffentlichen Tarifen zur Verfügung zu stellen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Hatzl. (GR Mag Christoph Chorherr: Simmering gegen Kapfenberg oder Simmering ge-gen Penzing?)

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): (Zwischenruf) Nein, nein. Das ist nur jetzt aus einer Herausforderung völlig ungeplant. Ich weiß, dass Erinnerung immer etwas Unterschiedliches ist, und es geht um einen Zeitraum, der mehr als 10 Jahre zurückliegt. Herr Blind, ich habe Ihre Rede mit einem lachenden und einem weinenden Auge verfolgt. Das lachende: Dass Sie also doch offensichtlich meine Argumentation zum damaligen Zeitpunkt, als ich es vertreten habe, dass Bäder eine soziale Aufga-be haben und in diesem Bereich auch in der Preisbildung zu berücksichtigen sind und daher auch nicht so privatisiert werden können, begriffen haben. Heute freue ich mich. Damals haben Sie es noch bestritten, aber Sie ha-ben es in der Zwischenzeit für sich selbst, so wie Sie es jetzt dargestellt haben, auch akzeptiert. 

Das weinende: Es ist in der Erinnerung – ich spreche nur über den Zeitraum vom Beginn dieser Geschichte – doch nicht alles ganz zutreffend. Halten wir noch einmal fest: Natürlich hat es schon vor 1991 einen Wunsch in Penzing gegeben, ebenfalls ein Bezirkshallenbad zu be-kommen, wie es in anderen Bezirken möglich war. Die Verhandlungen, die noch vor meiner Zeit geführt wurden, haben dazu geführt, dass dann die Bezirksvertretung ei-nen Vorschlag akzeptiert und aufgegriffen hat, dass die-ses Hallenbad, dieses Penzinger Bad, errichtet wird, dass aber gleichzeitig das Baumgartner Bad, das einen ganz hohen Sanierungsaufwand hatte, geschlossen wird. Als ich dann zuständig wurde, haben sich – das gebe ich gerne zu – die ÖVP und die FPÖ bei der Frage Baumgartner Bad wieder verabschiedet und haben gemeint, es soll weiter bestehen bleiben. 

Das ist damals der Punkt gewesen, und meine Aufgabe war es, trotzdem die ursprüngliche Vereinbarung mit der entsprechenden Finanzierung, die damals von der Finanzverwaltung zugesichert war, einzuhalten und ein neues Hallenbad in Penzing zu gestalten. 

Nur das Zweite sage ich auch nochmals dazu: Im Ausschuss – und das ist sicher noch nachlesbar in Anträgen – haben beide Parteien, FPÖ und ÖVP, wie in vielen anderen Bereichen die Meinung vertreten, dass man auch im Bäderbereich den Weg der Privatisierung gehen sollte, weil die Privaten es besser könnten. Das sei also eigentlich gerechtfertigt. 

Am besten wäre es, wenn man schon das Baumgartner Bad halten könnte, das bei der Stadt Wien zu belassen und das neue Bad dann privat zu betreiben. Ich ha-be das immer abgelehnt. Es war also nicht meine Idee oder mein Verlangen oder Begehren, den Weg der Privatisierung zu gehen, sondern diese Entscheidung ist dann später auf Grund anderer Überlegungen, auch gemeinsam mit den Oppositionsparteien – da war ich nicht mehr zuständig, soweit bin ich aber informiert – getroffen worden, um diesen Weg zu sichern. Von mir hat es die Zusicherung gegeben, und die hat ja am Anfang auch gehalten, dass es hier keinen preislichen Unterschied gibt und dass in diesem Bereich die Realisierung dieses Hallenbades erfolgt ist. Es ist nur ein bisschen später als geplant fertig geworden, weil es in der Zwischenzeit den Brand gegeben hat. Ich bin dann nicht mehr bei der Er-öffnung dabei gewesen, weil es gar nicht mehr in meinen Zeitraum hineingefallen ist. 

Das wollte ich ganz gerne korrigieren, und das wollte ich zumindest in dem Bereich sagen. Es war der Wunsch der beiden Oppositionsparteien, damals den privaten Weg zu gehen. Heute habe ich mit Freude vernommen, dass Sie eigentlich diesen Weg auch nicht als ganz richtig empfinden bei den Bädern. Daher gibt es einen Umdenkprozess, und das sollte zumindest hier klargestellt sein, bevor Erinnerungsverzerrungen eintreten.

Und, Kollege Blind, jetzt nur eine abschließende Bemerkung, dass es nicht ganz so ernst ist. Ich bin beim Überlegen, ob ich Ihren Parteifreunden einen Satz erzählen soll, wo Sie gesagt haben, Sie gehen in Simmering gerne baden. Wenn ich das so erzähle, habe ich das Ge-fühl, dass manche Ihrer Parteifreunde nicht mit besonderer Begeisterung in meinem Bezirk dann demnächst in die Wahlbewegung gehen, wenn das das Ziel wäre. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich bitte zuerst um Ihre Zustimmung bei der Postnummer 40. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen, ge-gen die Stimmen der ÖVP. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 158. Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 158 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Postnummer 158 ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 159. Ich bitte um Ihre Zustimmung zur Postnummer 159. – Postnummer 159 ist mehrstimmig angenommen mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN:

Jetzt geht es weiter. Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 41 und 42 gemeinsam durchzuführen. – Ich sehe a-ber, es ist kein Redner nominiert, daher kommen wir gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 41 seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ, des BZW und der ÖVP gegen die Stimmen der FPÖ.

Wir kommen zur Postnummer 42. Wer der Postnummer 42 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig an-genommen mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ, des BZW und der ÖVP, gegen die Stimmen der FPÖ.

Der nächste Tagesordnungspunkt ist die Postnummer 44. Hier liegt auch keine Wortmeldung vor. Wir kom-men gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 44 die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ, des BZW und der ÖVP, gegen die FPÖ.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 46 der Tagesordnung zur Abstimmung. Es liegt mir wieder keine Wort-meldung vor.

Wer der Postnummer 46 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wieder mehrstimmig angenommen gegen die Stimmen der FPÖ.

Bevor ich jetzt zu der Verhandlung der nächsten Tagesordnungspunkte komme, möchte ich eine Premiere bekannt geben, nämlich meine: Ich werde jetzt einen Ordnungsruf erteilen.

Sie werden sich erinnern, in der Aktuellen Stunde war es genauso laut wie in der Fragestunde, sodass ich die genauen Äußerungen nicht gehört habe. Mir wurde mitgeteilt, dass Herr GR Wutzlhofer ein Wort gebraucht hat, das eines Ordnungsrufs bedarf. Ich denke, es ist ei-nem jungen Gemeinderat das Temperament durchgegangen. Es ist ja einerseits erfreulich, dass alle Gemeinderäte mit dem Herzen dabei sind, das wünschen wir uns ja alle und das sind wir alle, andererseits gibt es ge-wisse Ausdrücke, die der Würde des Hohen Hauses nicht entsprechen. (GR Mag Christoph Chorherr: Welche zum Beispiel?) Das werde ich jetzt nicht mehr sagen, was es war. Sie können dann fragen, was es war. Aber ich denke, das ist ein Wort, das in der Generation unter 30 heute nichts Besonderes mehr ist, aber im Gemeinderat soll man es nicht gebrauchen. Deswegen erteile ich dem Kollegen Wutzlhofer einen Ordnungsruf. 

Wir kommen jetzt zur Verhandlung der Geschäftsstücke 51 und 53. 

Es ist schon wieder so laut, dass der Vorsitzende nichts hört. (GR Mag Christoph Chorherr: Immer wenn es um den Wutzlhofer geht, ist es laut!)
Wir verhandeln die Geschäftsstücke 51 und 53. Sie betreffen die Subventionen an den Verein wienXtra. Wir werden die beiden Tagesordnungspunkte zusammenzie-hen. Wird dagegen ein Einwand erhoben. – Das ist nicht der Fall.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rubik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Ich ersuche um Zustimmung zu den Postnummern 51 und 53.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Es ist ja nicht das erste Mal, dass ich mich zu dieser Subvention für die Durchführung der JungbürgerInnen-Veranstaltungen zu Wort melde, und es ist auch heuer wieder fast derselbe Grund.

Wenn man den Akt liest, so ist ja die Begründung, die da drinnen steht, nicht so schlecht, wenn es da heißt: „Neben den bekannten Bemühungen zur Verbesserung des Verhältnisses der jungen MitbürgerInnen zum Gemeinwesen und zur kommunalen Politik zählen die vielfältigen Hinweise zur Aktivierung der nun wahlberechtigt gewordenen jungen MitbürgerInnen sowie das Aufmerksammachen auf nun gegebene Mitführungsmöglichkeiten bei vorhandenen demokratischen Einrichtungen zu den wesentlichen Zielsetzungen dieser Großveranstaltungen."

Dieser Ansatz ist ja nicht schlecht, aber wenn man sich dann anschaut, wie das gemacht werden soll, so kommen wir jedes Jahr zu dem Punkt, dass es nur Partys gibt. Dann gibt es jetzt auch wieder eine Sportveranstaltung, letztes Jahr war es was anderes, und das war es dann auch schon. Die Partys werden dann, ist eh klar, kurz vor der Wahl sein, und da werden dann an beiden Veranstaltungstagen mit unterschiedlichen Zielgruppenansprachen inhaltlich differente Events angeboten werden. Es würde mich interessieren, wer diese unterschiedlichen Zielgruppenansprachen halten wird, welche der unterschiedlichen Zielgruppen dann auch wirklich an-gesprochen werden und ob es nicht doch einmal auch etwas anderes geben könnte als Clubbings und Partys, die wir auch gut finden und wo wir begeistert sind, dass es das gibt, aber das kann nicht alles sein, wenn es da-rum geht, die jungen Wienerinnen und Wiener zur Politik zu bringen und ihnen bekannt zu machen, was sie für Mitbestimmungsmöglichkeiten in dieser Stadt haben.

Ich habe mir diesmal erspart, den Antrag auf Jugend-gemeinderäte und andere Partizipationsmöglichkeiten zu stellen. Wir werden diesem Akt wieder nicht zustimmen, und wir werden schauen, ob mit dieser veranschlagten Summe von 239 000 EUR dieses Mal ausgekommen wird, weil im Jahr 2004 wurde dieser Posten überschritten und es wurde auch mehr beantragt. Und wir hoffen darauf, dass irgendwann einmal außer Festen und Partys und Clubbings auch was anderes geboten wird für die jungen MitbürgerInnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächster ist Herr GR Dr Aigner gemeldet.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vizebürgermeister!

Ich darf es ganz kurz machen. Wir haben eigentlich immer den Jungbürger-Veranstaltungen zugestimmt. Wir werden das auch heuer tun, obgleich ich schon auch da-vor warne, die Nähe zum Wahlkampf dazu zu verwenden, hier entsprechende Werbung zu machen. Und das, was uns auch ein bisschen abgeht, ist, dass eigentlich diese Jungbürger-Veranstaltungen nur mehr aus Festen und Clubbings bestehen. Es hat früher einmal die Tradition gegeben, auch zu Konzerten oder zu Musicals einzuladen, und ich glaube, das wäre doch auch eine Anregung, weil es sicherlich auch junge Menschen gibt, die nicht nur von einer Party und von einem Fest zum anderen gehen wollen. Also vielleicht kann man das auch an-denken, es in der Zukunft wieder so zu machen, dass wir hier ein etwas breiteres Spektrum an Möglichkeiten schaffen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Rudas.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, wir sind uns eh alle einig, dass es wichtig ist, Politik an junge Menschen unmittelbar zu vermitteln und greifbar zu machen. Wie wir sehen, sind die Reihen jetzt nicht unbedingt voll. Die Feste, die JungbürgerInnen-Veranstaltungen sind es schon. Wären die Kolleginnen und Kollegen einmal dort gewesen, hätten sie das auch gesehen. (GRin Barbara Schöfnagel: Sie wissen ja gar nicht, ob wir dort waren!) Waren Sie schon dort, Kollegin? (GRin Barbara Schöfnagel schüttelt den Kopf.) Okay. Wären die Kolleginnen und Kollegen beim letzten JungbürgerInnen-Fest gewesen, hätten sie gesehen, wie voll es war. 

Zu dem, dass nichts anderes gemacht wird: Ich mö-chte jetzt nicht eine zweite Rechnungsabschlussdebatte durchführen, aber wir haben ja gehört, was alles im Jugendbereich in Wien gemacht wird. Wir kennen die Jugendzentren, wir kennen die Partizipationsprojekte, und auch bei den JungbürgerInnen-Veranstaltungen findet ja einiges statt. Es wird vor Ort über die Wahlaltersenkung informiert, es wird im Vorfeld über die Wahlaltersenkung informiert. Und man muss halt junge Menschen dort ho-len, wo sind, und das ist nun mal auf Festen. 

Zum Vorwurf, man soll es nicht in Wahlkampfzeiten machen, haben wir dem Akt entnommen, dass zum Bei-spiel eine Veranstaltung Ende Oktober ist, das Vienna Sport Festival im November ist. (GR Dr Wolfgang Aigner: Wir müssten ja nicht, wann die Wahlen sind!) Genau. Aber dann können Sie uns auch nicht vorwerfen, dass es zum Wahlkampf sein wird. Und auch heuer werden wieder der Bürgermeister und die Vizebürgermeisterin einla-den, weil es das ist, was die jungen Menschen halt auch ehrt.

Zum Abschluss ist noch zu sagen: Man muss halt ein bisschen aufpassen, dass man nicht immer selber genau weiß, wie man junge Menschen anspricht, sondern ich lade jeden hier Anwesenden ein, sich die JungbürgerInnen-Veranstaltungen anzuschauen, hinzugehen und dort die Möglichkeit zu nutzen, auf junge Menschen zuzugehen und mit ihnen zu reden und ihnen Politik näher zu vermitteln.

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich ersuche jene Kolleginnen und Kollegen, die der Post 51 zustimmen können, ein Zeichen mit der Hand zu geben. – Mehrstimmig mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP gegen die Stimmen der FPÖ und des BZW angenommen.

Wir kommen zur Post 53. Wer da zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Okay. Das ist mit den Stimmen der SPÖ, des BZW und der ÖVP mehrstimmig angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung mehrerer Punkte hintereinander, Gymnastik.

Zuerst zum Punkt 54. Wer für den Punkt 54 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der FPÖ, wenn ich das richtig gesehen habe.

Post 55. Wer ist für Post 55? – Detto. Mehrstimmig gegen die Stimmen der FPÖ angenommen.

Post 57. Wer ist für Post 57? – Mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung der Post 145, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle.

Wer für Post 145 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ, des BZW und der ÖVP angenommen.

Nächster Tagesordnungspunkt ist Post 146.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag  Schie-der, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der Bitte des Herrn Berichterstatters werden wir nachkommen. Wir werden dem Akt zustimmen.

Da gibt es eine ganz lange Geschichte bei diesem Akt, und da muss man schon einiges dazu erwähnen. Es geht hier um einen Baurechts- und einen Dienstbarkeitsbestellungsvertrag, aber auch um die Errichtung eines Superädifikats.

Zum Ersten. Die Garage, die dort gebaut werden soll, die hat es ursprünglich im Bürgerbeteiligungsverfahren in den 90er Jahren auch gegeben. Sie war aber um die Hälfte kleiner. Wir haben damals gemeinsam mit allen Parteien einer Einigung zugestimmt, die geheißen hat, eine Tiefgarage unter dem Platz oder unter dem ehemaligen Markt am Zimmermannplatz plus eine Oberflächen-gestaltung plus ein kleiner Ausbau auf diesem Platz mit einem Nahversorger unten und oben, eine Kaffeehaus-terrasse. Das war sozusagen die Einigung plus einige Verbesserungen für die Bürger, wie zum Beispiel lärm-arme Schwellen bei der Straßenbahn und dergleichen Dinge mehr. 

Es sind 10 Jahre vergangen, es ist gar nichts passiert, außer die Schwellen betreffend, es ist ein bisschen leiser geworden. Der Platz ist um nichts schöner geworden, nämlich um wirklich überhaupt nichts, und der Markt ist in Wirklichkeit verschwunden. Es hat ein paar Plakate gegeben rundherum. Und dann plötzlich taucht auf das St Anna Kinderspital, eigentlich ein Forschungsinstitut für krebskranke Kinder. Ich finde, dass das ganz wichtig ist an diesem Ort, aber man hat sich nicht mehr gehalten im Bezirk an das, was damals mit den Bürgern ausgemacht worden ist. Öffentlicher Raum wird sozusagen jetzt vergeben an eine Forschungsgesellschaft, ein Forschungsinstitut für krebskranke Kinder. Dem stimmen wir einerseits zu. Ein Superädifikat, ich habe mir ein bisschen an-geschaut, was das sein kann. Es kann ein Gartenschuppen sein, aber in dem Fall ist es ein Bürogebäude, bei dem nicht garantiert ist, dass es, wenn dieses Forschungsinstitut auszieht, abgerissen wird, was wir ja auch ganz gut finden, aber die Stadt Wien schenkt im Grunde genommen eine Möglichkeit her. Gut. Kann man geteilter Meinung sein.

Zweiter Punkt. Was uns völlig fehlt: Die SPÖ hat im Bezirk den Bürgern und Bürgerinnen immer versprochen, es gibt da eine schriftliche Vereinbarung, im ersten Bürgerbeteiligungsverfahren, einen Nahversorger unten. Den Nahversorger gibt es nicht mehr, weil das so genannte Superädifikat jetzt ein reines Bürohaus geworden ist. Man hat den Bürgern versprochen, dass es so und so ist. 

Dann sage ich jetzt am Schluss dazu: Wir GRÜNEN halten ein, was wir versprochen haben, wir sind für die Garage. Die SPÖ ist auf jeden Fall nicht für den Nahversorger, und da denke ich mir, Versprechen werden gege-ben, aber dann nicht gehalten. Wir bleiben dabei, wir stimmen dem Akt zu. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist nie-mand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ja, in aller Kürze. Es geht, wie gesagt, immer um zwei Projekte. Im gegenständlichen Akt geht es einerseits um die Errichtung einer Tiefgarage im Rahmen des Wiener Garagenprogramms und andererseits auf der Oberfläche um die Errichtung eines Labor- und Bürogebäudes eben für die Kinderkrebsforschung des St Anna Kinderspitals. Da die Garagen ja unterirdisch sind, können auf der Oberfläche diese Laborflächen errichtet werden, und ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen nun zur Post 147 der Tagesordnung. Sie betrifft den Verkauf von Grundstücken in der KatG Auhof und in der KatG Weidlingau an die ARWAG Wohnparkvermietungs- und Verwertungsgesellschaft  mbH und an die Wiener Heim Wohnbaugesellschaft  mbH.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die GRÜNEN werden dem vorliegenden Geschäftsstück keine Zustimmung geben, und ich möchte es jetzt auch kurz begründen. 

Die "Stadt des Kindes", wahrscheinlich den meisten von Ihnen bekannt, ist eine besondere Liegenschaft, ein-fach deswegen, weil hinter dieser speziellen Architektur auch ein spezielles pädagogisches Konzept stand, das mit dieser Architektur umgesetzt wurde. Das ist eigentlich im In- und Ausland bekannt und auch in Büchern, in Architekturbüchern dokumentiert. Es war dem Bezirk von Anfang an bewusst, dass es sich hier um ein besonderes Bauwerk handelt, von dem vieles erhalten und weiter ge-nutzt werden sollte.

Ich war gegenüber dieser Ausschreibung und überhaupt der Idee dieses Verkaufes gegenüber von Anfang an skeptisch, einfach deswegen, weil mein Vertrauen in die Beteuerungen von Seiten der Politik der Sozialdemokratie, man würde sich besonders bedachtsam und sorgsam bemühen um dieses Bauwerk, ein geringes war. Das Vertrauen anderer Grüner, wie zum Beispiel unseres Bezirksrates Dieter Schrage, war ein wesentlich grö-ßeres, und wir hatten einige Diskussionen zu diesem Bauwerk "Stadt des Kindes". 

Im Ausschreibungsverfahren gab es dann drei Aspekte, die im Speziellen eingingen auf qualitative und so-ziale Aspekte. Das hat uns sehr gefallen, weil nur in ei-nem vierten Bereich stand dann der Preis im Vordergrund, ganz klar. Aber nicht der Billigstbieter sollte das Rennen machen, sondern der Bestbieter, der im Speziellen bereit war, Rücksicht zu nehmen auf soziale Aspekte und Aspekte gegenüber der Jugend. 

Wir waren daher sehr einverstanden, als wir in der Ausschreibung lesen konnten, dieses Verfahren kann also nicht nur eine auf den Kaufpreis abzielende Veräußerung der Immobilie zum Ziel haben, sondern eine stim-mige Weiterentwicklung der baulichen Ressourcen, der besonderen räumlichen Potentiale der Anlage. Wir haben das ernst genommen.

Es geht weiter: In der Ausschreibung steht unter anderem drinnen Wahrung und Fortführung der architektonischen Intention der bisherigen "Stadt des Kindes". Eingefordert wird ein Konzept zum Betrieb bestehender Sport- und Freizeiteinrichtungen. 

Auch an diesem Punkt war es immer so, dass einige Grüne wirklich mit Optimismus und Vertrauen an diese Sache herangegangen sind und dem geglaubt haben, und andere immer schon gesagt haben, passt auf, das ist eine Falle, ihr fallt auf etwas herein. Das kommt nicht, das wird ein Geschäft und sonst überhaupt nichts.

Es gibt dann noch – ich lese Ihnen das jetzt nicht mehr vor – in der Ausschreibung etliche Anhaltspunkte, wo auf den besonderen sozialen Wert hingewiesen wird.

Es gibt auch eine Aussage, die möchte ich zitieren. Weil Herr GR Schieder ja auch auf der Rednerliste steht, möchte ich ihn zitieren. Er hat gesagt, das Auswahlverfahren zur Umnutzung und Entwicklung des Geländes, des Grundes und der "Stadt des Kindes" orientierte sich in erster Linie an sozialen und qualitativen Kriterien und nicht ausschließlich am Verkaufspreis. 

Leider war diese Behauptung von Anfang an falsch. (GR Mag Andreas Schieder: Bitte!) Sie war von Anfang an falsch. (GR Mag Andreas Schieder: Wieso denn? Kennen Sie das Projekt nicht?) Selbst die Ihnen wohlmeinendsten Politiker der GRÜNEN sagen mittlerweile, da sind wir Ihnen auf den Leim gegangen. Diese Aussage war eindeutig falsch. Es gab zwar diese vier Kriterien, die vier Wertungskriterien, aber ausschlaggebend war dann offensichtlich nur der Preis, die 4,7 Millionen EUR, die die ARWAG geboten hat. Das war dann das schlagende Kriterium, während alle anderen Möglichkeiten nicht zum Zug kamen. Na ja, so war es. Es ist halt leider so. (GR Mag Andreas Schieder: Sie unterstellen der Jury hier etwas!) Ja, schauen wir uns die Nutzungskonzepte an. (GR Mag Andreas Schieder: Sie haben das nicht ge-lesen! Sie stellen sich hierher und behaupten etwas!) Also erstens habe ich die ganze Sache als Bezirksbewohnerin immer, zu jeder Zeit, mitverfolgt und den Akt aufmerksamst gelesen.

Wir finden, und zwar mittlerweile alle Grünen, dass es skandalös war, auf diese 4,7 Millionen EUR einzugehen und jetzt aber, im Nachhinein, nachdem man alle Qualitätskriterien außer Acht gelassen hat, so viele Nachlässe, Preisnachlässe der Firma anzubieten und möglich zu machen, dass ja der Kaufpreis wirklich gerade nur noch das Papier wert ist, auf dem er steht. So räumt die Stadt Wien zum Beispiel dem Käufer ein, dass das Hallenbad wiederhergestellt werden kann, aber es wird sehr viel kosten, weil es nicht mehr sanierbar ist. Dieses Hallenbad wird nunmehr auf Kosten der Stadt Wien wieder errichtet. Und dasselbe gilt für die Sporthalle. Das heißt, die 4,7 Millionen EUR sind ja nicht der reelle Preis, wenn man alle diese Preisnachlässe ins Kalkül zieht. Das war auch dann der Grund, warum die GRÜNEN eine Neuausschreibung verlangt haben, weil wir der Meinung sind, dass mit diesen Preisnachlässen die Ausschreibung nicht so abgelaufen ist, wie das hätte sein sollen und wie es auch angekündigt war.

Ich möchte Ihnen auch noch in Erinnerung bringen einen Beschluss der Bezirksvertretung. Ich glaube, es war ein einstimmiger Beschluss, wenn ich mich jetzt richtig erinnere, der da lautete, es soll sichergestellt wer-den, dass ein renoviertes Hallenbad auch weiterhin für die Bevölkerung der Region und vor allem für die Jugend und einkommensschwachen Familien ohne besondere Preisbarrieren zugänglich bleibt. (GR Mag Andreas Schieder: Sie kennen anscheinend den Vertrag nicht!) Auch das ist nicht der Fall. Man lässt auch die Bezirksvertretung einfach im Regen stehen und setzt sich dar-über hinweg. Denn diesem Beschluss steht entgegen, und das können Sie ja im Akt sicher nachlesen, dass im Kaufvertrag enthalten ist, der Betreiber müsse einen oder mehrere Nachmittage ein öffentliches Bad nur dann führen, wenn sich dieser Nachmittag kostendeckend ge-stalten lässt. Auch da wieder eine Einschränkung und ein Rückzieher, der ja den eigentlichen Antrag und die ei-gentliche Absicht absolut ad absurdum führt. (GR Mag Andreas Schieder: Das stimmt doch nicht!) Also von ei-nem sozialen Kriterium oder von dem, dass man auf die Bevölkerung in der Region Rücksicht nimmt, kann da nicht mehr gesprochen werden. 

In Bezug auf das Schulschwimmen im Hallenbad führen die Betreiber an, dass sich die Preisregelung an dem erfolgreichen Badeklub der Sargfabrik orientieren wird. Na toll, das finde ich überhaupt ganz toll, weil die Sargfabrik hat überhaupt keinen sozialen Auftrag zu erfüllen, sondern die Sargfabrik ist ein privater Verein und eine private Initiative. Also es ist kein öffentlicher Auftrag vor-handen. Der Vergleich ist ein falscher und auch somit kein Argument, das zielführend ist. 

Im Grunde genommen ist es so, dass alle Befürchtungen, die jene Grünen gehabt haben, die dem ganzen Ablauf sehr misstrauisch gegenübergestanden sind, Wirklichkeit geworden sind und alles, was zwischendurch versprochen wurde, nicht Realität geworden ist.

Also da, Herr GR Schieder, gehe ich schon soweit zu sagen, dass ich das im Grunde genommen skandalös finde und dass das eine Vorgangsweise ist, die nicht nachvollziehbar ist und nicht akzeptabel ist. (GR Mag Andreas Schieder: Dann lesen Sie einmal den Vertrag, bevor Sie so daherreden! Das ist skandalös!) – Soviel zu diesem Geschäftsstück. 

Abschließend nehme ich mir die Freiheit, nachdem wir uns da ganz in der Nähe des Wientales befinden, noch einen kurzen Resolutionsantrag einzubringen, der eine Machbarkeitsstudie fordert über die Errichtung einer Radautobahn im Wiental zwischen Hütteldorf und Margaritensteg. (GR Mag Andreas Schieder: Die "Stadt des Kindes" ist angebunden an den Radweg!)

Ich erspare Ihnen den Begründungstext. Ich gehöre unter anderem zu jenen, die diesen Radweg leidenschaftlich gern benutzen würden. Wir haben derzeit aus dem Westen kommend in die Stadt hinein nichts, was man als Radweg oder sympathische Möglichkeit, in die Stadt zu kommen, bezeichnen könnte, obwohl uns StR Swoboda das über ein ganzes Jahrzehnt lang versprochen hat. Was uns alles schon versprochen wurde! Das gibt es alles nach wie vor nicht, und deswegen bringe ich jetzt folgenden Beschlussantrag ein:

„Die MA 45 möge mit allen anderen zuständigen Stellen eine Machbarkeitsstudie über realisierbare Varianten einer durchgehenden Radverbindung im Wienflussbett im Bereich zwischen Hütteldorf und Margaritensteg er-stellen. Diese Machbarkeitsstudie soll dem Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr sowie dem Ausschuss für Umwelt vorgelegt werden."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Meine Damen und Herren! Wir hoffen sehr, dass es in Penzing nach dem Skandal des Waldbades Penzing und nach dem Skandal mit der "Stadt des Kindes" wieder bergauf gehen möge in einer nächsten Legislaturperiode. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Als mich meine Kollegen im Wohnbauausschuss vor wenigen Tagen gefragt haben, wie ich denn als Penzinger Mandatar zur "Stadt des Kindes" und dessen Verkauf stünde, habe ich aus dem Bauch heraus sofort gesagt: Positiv.

Ich sage aber dazu, ich hatte den Vertrag noch nicht und ich habe ihn noch nicht gelesen gehabt. Aber ich ha-be von Beginn an vor allem der Frau Bezirksvorsteherin, die sich um dieses Konzept sehr angenommen hat, sehr vertraut und war davon überzeugt, dass sie sich allen Ernstes und sehr bewusst dafür einsetzt, dass diese öf-fentlichen Einrichtungen, insbesondere das Bad und die Sportflächen dort, auch in Zukunft wirklich der Öffentlichkeit zugänglich sein werden. 

Als ich dann danach den Vertrag gelesen habe, war es für mich irgendwie eine Situation, wo ich dem zuerst nicht Glauben schenken konnte und mir gedacht habe, ich habe nicht den ganzen Vertrag. Ich habe daher jetzt in Vorbereitung für diese Diskussion auch noch den ge-samten Akt, der ja jetzt ungefähr 40 cm hoch ist, nochmals durchgeschaut, aber ich bin ehrlich gesagt enttäuscht. Enttäuscht, weil ich mir nicht vorstellen habe können, dass – was auch meine Vorrednerin schon ge-sagt hat, was eigentlich alle im Bezirk zum Ausdruck ge-bracht haben, dass dieses öffentliche Zugänglichmachen auf jeden Fall sichergestellt wird und dass alle ein Interesse daran haben – dieses öffentliche Zugänglichmachen im Vertrag abgespeist wird mit mindestens einem Nachmittag im Monat als öffentliches Bad mit der Einschränkung, sofern eine entsprechende Kundennachfrage besteht und sich dieser Nachmittag kostendeckend gestalten lässt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, es gibt kein privatwirtschaftliches Unternehmen auf der Welt, das ein Bad an einem Nachmittag in einem Monat öffnet und dann kostendeckend arbeiten wird können. Das schließt sich per se aus. Daher kann ich das nur mehr so verstehen: Wir tun dem Genüge, was wir gesagt haben, aber wir wissen genau, dass es nicht erfüllt werden kann. 

Das enttäuscht mich. Das enttäuscht mich, weil viele, viele Bürgerinnen und Bürger im 14. Bezirk auf viele, viele Worte von vielen Bezirksräten, inklusive der Frau Bezirksvorsteherin, vertraut haben. Auch ich persönlich habe mit der Frau Bezirksvorsteherin Bürger beruhigt und habe ihnen gesagt, das wird sicher so sein. Und ich stehe nun eigentlich da vor einem Scherbenhaufen von einem Vertrag, wo ich jetzt den Bürgern sagen muss: Tut mir Leid, nur einmal im Monat am Nachmittag, und das nur, wenn es kostendeckend ist. 

Das ist leider nicht das, was wir uns vorgestellt haben, und ich bin absolut überzeugt, auch nicht das, was sich die Bürgerinnen und Bürger von Penzing vorstellt haben, all diejenigen, die dort irgendwann einmal schwimmen gelernt haben, und derer gab es viele, all diejenigen, die bis vor kurzem diese Schwimmeinrichtung dort für den Unterricht ihrer Kinder verwendet haben, und all diejenigen, die nun mehr als drei Jahre bereits darauf warten, dass dieses Schwimmbad wieder er-öffnet wird. Denn das ist die nächste Geschichte, wie lange es eigentlich dauert. Von Ende 2001 bis heute sind vier Jahre vergangen, und es hat damit vier Jahre gedauert, bis wir einen Vertrag, das heißt, einen Kaufvertrag abschließen können. 

Und all die Inhalte, die in diese soziale Durchdrungenheit auch hineingehen sollten, all das, was das Konzept "Stadt des Kindes" eigentlich verkörpert, nämlich ei-ne besondere soziale Einrichtung der Stadt, die in den 70er Jahren geschaffen worden ist, dieses gesamte so-ziale Konzept ist jetzt leider verlorengegangen. Und das finde ich ganz besonders bedauerlich, unter einer sozialdemokratischen Alleinregierung jetzt feststellen zu müssen, dass das soziale Konzept der "Stadt des Kindes" nun beendet ist.

Weil ich aus dem Zwischenruf von der sozialdemokratischen Fraktion zur Frau Kollegin Jerusalem entno-mmen habe, wir sollen den Vertrag einmal lesen, möchte ich gerne zitieren, wie hier die Punkte vergeben worden sind in der Auswahl der beiden Konzepte. (GR Mag Andreas Schieder: Ja bitte!)

Das Konzept, das den Zuschlag erhalten hat, erhielt im Bereich Gesamtnutzungskonzept 102 Punkte, das Konkurrenzangebot 136 Punkte. 

Für die Bewertungsfunktion der Hochbauten erhielt das Konzept, das jetzt den Zuschlag erhält, 110 Punkte, das Konkurrenzprodukt 120 Punkte.

Im Bereich Funktion der Freiräume, also im Großen und Ganzen westlicher Bereich, erhielt das nun vorgeschlagene Konzept 106 Punkte, das Konkurrenzprodukt 122 Punkte. 

Der letzte der vier Punkte, die bewertet worden sind, hieß finanzielles Angebot. In diesem Bereich hat das nun zum Vorschlag stehende Konzept viel mehr Punkte erhalten als das andere Konzept, aber nur in diesem, und zwar um so viel mehr, nämlich 268 zu 128, sodass alle anderen Punkte damit überrollt worden sind. Das zeigt eigentlich genau den gegenteiligen Ansatz. Wir haben ei-gentlich gesagt, wir versuchen, dort ein sehr soziales Konzept zu verwirklichen, und schlussendlich hat aber allein die finanzielle Komponente nun den Ausschlag ge-geben, weil in allen anderen drei Bewertungskriterien hat das Konkurrenzprodukt gewonnen. (GR Mag Andreas Schieder: Das stimmt so nicht!) 102 zu 136: Was ist das Bessere? Ich glaube, 136, oder? Ich weiß nicht, was bei Ihnen mehr und was weniger ist. 
Herr Kollege Schieder, wir hatten vier Punkte. (GR Mag Andreas Schieder: Das ist unpräzise in Ihrer Rede!) Ich möchte das schon erklären, weil Sie werfen mir jetzt vor, dass ich irgendwie die Unwahrheit sage oder dass ich unpräzise formuliere. Daher möchte ich das noch ein-mal ganz konkret formulieren. (GR Mag Andreas Schieder: Ich habe es verstanden! Sie brauchen es nicht zu wiederholen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte keine Zwiegespräche! Kollege Schieder meldet sich dann ohnedies noch!

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Es sind vier Punkte, die bewertet worden sind. In drei Punkten ist das nun vorgeschlagene Konzept unterlegen, und in einem Punkt hat es gewonnen. Aber in diesem einen Punkt in einem so großen Ausmaß, dass es von der Punkteanzahl insgesamt viel mehr erhält. Das Konzept "ARWAG – Wiener Heim" erhält 586 Punkte und das andere Konzept 506. Aber damit wir den Unterschied genau sehen: Im finanziellen Angebot erhält das Konzept "ARWAG – Wiener Heim" 268 Punkte und das Konkurrenzprodukt nur 128 Punkte. Und da sehen Sie den enormen Unterschied. Alle anderen drei Bewertungskriterien, nämlich in Funktion der Freiräume, in Funktion der Hochbauten und im Gesamtnutzungskonzept "ARWAG – Wiener Heim", erhalten weniger Punkte als das Konzept "Sarah". Das können Sie im Akt nachlesen, das können Sie auch nicht abstreiten, das steht eindeutig drinnen, das ist das Konzept, das ist im Sitzungsprotokoll verbrieft, das ist da. Das heißt aber, dass die finanzielle Komponente insgesamt den Ausschlag gegeben hat und nichts anderes. (GR Mag Andreas Schieder: Sie haben vorher etwas an-deres gesagt!) Also wenn ich etwas anderes gesagt ha-be (GR Mag Andreas Schieder: Sie haben gesagt, allein das Geld!): Es hat dann den Ausschlag gegeben. Ist es jetzt korrekt wiedergegeben? – Gut. 

Dazu ist noch zu sagen, dass es dann einen Bäderverein geben kann, aber dieser Bäderverein kann wahrscheinlich nicht wirklich einem sozialen Öffnungskonzept entsprechen. Wenn es heißt, dass man diesem Bäderverein beitreten kann mit einer Jahreskarte um 300 EUR, dann ist das wahrscheinlich nicht das, was sich die Bürgerinnen und Bürger vorstellen. Wenn man noch dazusagt, eine Tageskarte für einen Gast von einem Klubmitglied, der schon 300 EUR Jahresmitgliedsbeitrag gezahlt hat und dann noch jemanden mitnimmt, der kein Klubmit-glied ist, bekommt man um einen ermäßigten Preis. Der ermäßigte Preis, denkt man sich vielleicht, wäre sogar günstiger als in einem städtischen Bad, wenn man einen Eintritt zahlt. Nein, er hat 10 EUR zu bezahlen, also ein Vielfaches von dem, was in einem normalen städtischen Bad Eintritt ist. Das entspricht nicht dem sozialen Zugang und der Zugänglichkeit und der Zulässigkeit und Durchlässigkeit, den sich die Bürgerinnen und Bürger dort er-wartet hätten. Das bedauern wir sehr. Es wäre vielleicht auch geschickter gewesen oder wir hätten uns auch mehr gefreut, wenn wir ein bisschen früher darin einbezogen worden wären. Vielleicht hätte sich da auch noch etwas nachverhandeln lassen. Vielleicht wären wir auch bereit gewesen, aber der Opposition stehen diese Verträge ja auch erst dann zur Verfügung, wenn wir sie im Ausschuss behandeln. Und da konnten wir sehen, dass dieser Punkt eigentlich gar nicht verhandelt worden ist, soweit ich das gesehen habe. Das Angebot, das von der Firma gelegt worden ist, ist nie von der Gemeinde irgendwie näher kritisiert worden oder nachgebessert wor-den, sondern das ist eigentlich vom ersten Entwurf, den die Firmen ARWAG beziehungsweise Wiener Heim hier vorgelegt haben, gleichgeblieben. 

Meine Damen und Herren! Wir bedauern daher, hier die Zustimmung zu diesem Verkauf nicht geben zu können, obwohl wir in der Gestaltung dieser Nachfolge der "Stadt des Kindes" lobend mit einbezogen waren. Wir waren am Anfang auch dabei, vor drei Jahren oder zwei Jahren, als es darum ging, welche Bereiche werden ver-baut, wie werden sie verbaut, wie viel können wir da an Eigentumswohnungen machen, wie viel soll Miete sein. Wir halten das Konzept grundsätzlich für gut und auch geeignet für diese Gegend, aber was die soziale Durchlässigkeit des Projektes betrifft, glaube ich, dass dem leider nicht Genüge getan worden ist. 

Damit komme ich schon zum Antrag meiner Vorrednerin: Radweg Wiental. Wir können dem uneingeschränkt zustimmen, weil nämlich der nun errichtete Weg am Bedienungsweg der Stadt Wien zwischen Flusskilometer 13,500 und Flusskilometer 11,195 von der Wolf-in-der-Au-Brücke bis zum Hackinger Steg eindeutig zu we-nig ist und aus unserer Sicht auch nur als Wahlkampfgag verstanden werden kann. 

Am Tag der offiziellen Eröffnung, also am Tag, an dem er freigegeben worden ist – nur eine Pikanterie am Rande, als er der Presse vorgestellt worden ist –, durften die Stadträte und die Mitglieder, die ihn dort vorgestellt haben, noch gar nicht anwesend sein, weil die Verordnung des Magistrats betreffend das Verbot des Betretens und des Befahrens der Wienflussregulierungsanlagen, die für diesen Bereich aufgehoben worden ist, erst mit 4. Juni 2005 in Kraft getreten ist und die Präsentation war am 3. Juni 2005. Also nur so nebenbei, dass Sie da noch rechtswidrig am Bedienungsweg unterwegs waren. 

Aber das Problem ist, ich bin dann am Samstag oder Sonntag diesen Radweg gefahren, dass er eigentlich nirgends angebunden ist. Also ich komme nicht zum Bahnhof Hütteldorf. Ich komme schon dorthin, aber zuer-st muss ich in den 13. Bezirk hinüber, und dann darf ich über die Brücke gehen, dann komme ich wieder zum Bahnhof Hütteldorf. Auf der anderen Seite, beim Wolf-in-der-Au, darf ich auf der Hauptstraße, verlängerte Linzer Straße, weiterfahren und habe auch keine weiteren Anbindungen an das Radwegenetz im Westen. Also da ging es nicht nur mir so, der enttäuscht war, sondern es waren viele, einige Hundert. Ich war überrascht, wie viele Leute schon versucht haben, diesen Weg zu benützen, gleich am ersten Wochenende. Das waren Hunderte, und wahrscheinlich waren es am ganzen Wochenende, schätze ich, rund Tausend, was ich in den zwei, drei Stunden, die ich dort war, gezählt habe, die dann sehr enttäuscht feststellen mussten, dass dieser Radweg ei-gentlich im Niemandsland endet und erst wieder mit dem Hauptverkehr weitergeführt wird. 

In diesem Sinne unterstützen wir daher den Antrag der GRÜNEN und hoffen, dass sich die Sozialdemokratie an ihren eigenen Wunsch und an ihre eigenen Anträge, die sie vor der letzten Gemeinderatswahl gestellt haben für einen Radweg im Wiental, nämlich für die ganze Stre-cke, das war noch ihr Wunsch bei der Gemeinderatswahl 2001, wieder erinnert. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Mit dem heutigen Beschluss kommt eine längere Geschichte zu einem guten Abschluss, eine Geschichte oder ein Vorgehen in Bezug auf Veräußerung von Grundstücken, die sonst bist jetzt noch nie gewählt worden ist. 

Die Vorgeschichte ist die, dass die in den 60er Jahren errichtete "Stadt des Kindes", von Prof Schweighofer geplant, mit dem Heim-2000-Konzept, das eine moderne pädagogische Konzeption entworfen hat für die Stadt, in dieser Form obsolet geworden ist. Und jeder, der versucht, auch dieses zu hinterfragen, kann sich ja auch von namhaften Experten, die an diesem Konzept mitgearbeitet haben, unter anderem übrigens auch an einem Schweighofer-Bau, nämlich am Neurologischen Krankenhaus am Rosenhügel, bestätigen lassen, dass dieses Konzept das richtige ist. 

Mit Ende 2002 sind dann die Kinder und Jugendlichen der "Stadt des Kindes" in die Wohngemeinschaften übersiedelt, und damit war klar, dass es einer neuen Nutzung, einer neuen Verwertung dieser Liegenschaft bedarf. Klar war es schon vorher, und wir haben ja auch schon im Bezirk Penzing eine Ideenwerkstatt abgehalten, um herauszufinden, wo liegen die Bedürfnisse, wo liegen die Wünsche der Bevölkerung bezüglich dieser Liegenschaft. 

Dieses Bündel an Wünschen und Bedürfnissen wurde dann auch im Büro des zuständigen StR Faymann deponiert und in den Ausschreibungsweg mit eingeplant, nämlich dass man nicht, wie sonst ein Grundstück veräußert wird, sagt, wir verkaufen, der Verkauf funktioniert so, dass man ein Grundstück anbietet und der, der am meisten bietet für das Grundstück, bekommt es. Das ist nämlich das Kriterium, dass zu 100 Prozent der Preis zählt. Hier ist der Weg gewählt worden, dass von vier Kriterien das Preiskriterium nur 40 Prozent Gewichtung hat, dass das finanzielle Angebot nur mit 40 Prozent ge-wertet ist und das Gesamtnutzungskonzept, die Funktion der Hochbauten, die Funktion der Freiräume, mit jeweils 20 Prozent Gewichtung. Aus dieser Gewichtung heraus kann man nicht behaupten, dass allein der Preis entscheidend ist, weil er eben nur zu 40 Prozent entscheidend ist. Ich muss bei den anderen 60 Prozent ausreichend gute Konzepte vorlegen, was zum Siegerprojekt gehört. 

Es haben sich letztendlich auch vier Projektanten oder Projektantengruppen beteiligt an dieser Ausschreibung, die in einer öffentlichen Ausschreibung, in einer Wettbewerbsform durchgeführt wurde.

Ich möchte auch zum Punkt Architektur noch zwei Anmerkungen machen, nämlich dass genau das ein wichtiger Punkt war, dass man schonungsvoll und wertschätzend mit der Architektur von Prof Schweighofer um-geht. Allerdings hat im September 2001 das Bundesdenkmalamt per Bescheid entschieden, dass es nicht denkmalzuschützen ist. Nichtsdestotrotz haben wir uns in der Stadt entschieden, dass ein wertergreifender Umgang mit dieser Architektur sein muss, und um das sicherzustellen, wurde in die Jury Prof Schweighofer mit hineingenommen. Die Jury hat nämlich bestanden aus Prof Semsroth, Prof Schweighofer, Frau Prof Dörhöfer, Josef Frühwirth vom WBSF, Mag Herwei aus der MA 69, Willi Wimmer von der Stadtbaudirektion, der Bezirksvor-steherin des 14. Bezirks, Kalchbrenner, und dem Bezirksvorsteher des 13. Bezirks, Gerstbach, der ja dort auf einem ÖVP-Mandat sitzt, der in den Jurysitzungen immer anwesend war, mitgestimmt hat und, wie aus dem Akt zu ersehen ist, gegenüber der Transaktion keinen Einwand erhoben hat. Ich möchte ihn von diesem Platz aus sehr loben, weil es oft nicht leicht ist, über Bezirksgrenzen hinweg, wo die Grenze ja direkt durch das Schwimmbad hindurchläuft, solche Neulandprojekte abzuwickeln. Aber Heinz Gerstbach war wirklich ein sehr konstruktiver Partner in dieser Sache. Allerdings ist halt das Beschämende, dass die Penzinger ÖVP oder jetzt letztendlich die Wiener ÖVP da in einen Zickzackkurs verfällt, kalte Füße bekommt und sich dann doch verabschiedet. 

Es ist auch vereinbart worden, dass es Erweiterungsflächen gibt, wo auch gebaut wird, von ARWAG/Mischek, das auch ausgemacht worden ist, in einem kooperativen Verfahren des Umgangs mit der bestehenden Bausubstanz den Bad- und Turnsaalbetrieb sicherzustellen, ebenso der Umgang mit den Grün- und Freiflächen, wo-bei ja ein Gutteil der Grün- und Freiflächen dem öffentlich zugänglichen Sww zugeschlagen wurde und auch die öffentliche Durchwegung und öffentliche Zugänglichkeit der in der Liegenschaft befindlichen Grünflächen be-handelt wird, ebenso wie der behutsame Umgang mit der Architektur. Prof Schweighofer war ja wiederum in der Jury und in dem Beurteilungsgremium jener Entwürfe, dass für die Erweiterung Punktationsbauten zu errichten sind. 

Zum Preis möchte ich nur eines richtig stellen: Die 4,7 Millionen EUR sind im Ergebnis des Bieterverbandes, aber im Vertrag ist ja vereinbart, dass eine Nutzfläche, eine Nettonutzfläche dieser Annahme und diesem Preis zugrunde liegt, nämlich von 17 400 m², und dass es, wenn sie überschritten wird, eine Nachbesserung laut diesem Vertrag gibt. Das heißt, dass dann die Bietergemeinschaft auch etwas nachzuzahlen hat beziehungsweise dass, wenn es eine Unterschreitung ist, dann der umgekehrte Weg beschritten wird. 

Architekt Stelzhammer ist jener, der diese Stadtvillen und Zubauten jetzt zu entwickeln hat.

Ich möchte jetzt nur noch zur Schwimmhalle eine An-merkung machen. Es steht ja im Vertrag die ausdrückliche Verpflichtung, diesen Schwimmbetrieb zu ermöglichen. Es ist richtig, dass als Mindestmaß festgelegt wor-den ist dieser eine Nachmittag für den öffentlich zu-gänglichen Betrieb. Allerdings, das ist die eine spezielle Form der Öffentlichkeit. Es gibt die anderen öffentlichen Formen auch, nämlich des Bäderklubs, der ja prinzipiell offen steht für alle, und das war auch ein Diskussionspunkt im Bezirk, dass alle Stellungnahmen der Parteien, die mir bekannt waren, dahin abgezielt haben, dass sie gesagt haben, so wie in der Sargfabrik, so hätten wir es gerne. Sie haben eben auch so eine Art von Bäderbetrieb und ihn in einem 7 000 Personen pro Jahr umfassenden Ausmaß auch für Schulschwimmen zur Verfügung gestellt. Also die 7 000 sind für alle diese öffentlichen Formen, aber auch für die Schulschwimmer. Und für die Bedürfnisse der in der Nähe liegenden Sporthauptschule ist auch noch vorgesorgt. Ich glaube, dass Schülerinnen und Schüler und Schulklassen auch eine gewisse Art der Öffentlichkeit darstellen. 

In diesem Sinne, denke ich, ist das ein neuer Weg, der beschritten wurde, dass man eben nicht ausschließlich aufs Geld schaut, sondern zu 60 Prozent auf Inhalte schaut, bei einem Projekt zu 60 Prozent und eben nicht zu 100 Prozent und irgendetwas herschenkt, aber eben hier eine vernünftige Mischung findet, 40 Prozent das Geld, 60 Prozent sind die Inhalte. Und es ist ja auch ein Projekt, das bis jetzt zumindest auch von ÖVP-Seite im Bezirk, im 13. Bezirk, gewürdigt wurde. 

Ich glaube, es ist ein guter Weg beschritten worden, und daher bitte ich auch um die Zustimmung heute. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Ich komme zur Abstimmung, wobei ich feststelle, dass gemäß § 25 der Stadtverfassung die erforderliche Anzahl der Mitglieder des Hauses anwesend ist. Wer für die Postnummer 147 ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen. 

Von den GRÜNEN wurde ein Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht für eine Machbarkeitsstudie über die Errichtung einer Radautobahn im Wiental zwischen Hütteldorf und Margaritensteg. Wer für diesen Be-schluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN ist, den er-suche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den Antragstellern, vom BZW und von der ÖVP unterstützt, damit nicht ausreichend und abgelehnt.

Postnummer 148: Sie betrifft den Verkauf von Grundstücken in der KatG Oberlaa Stadt. Hier liegt keine Wortmeldung mehr vor. Das Erfordernis des § 25 ist er-füllt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen. 

Postnummer 150: Sie betrifft die Ermächtigung zur Einräumung einer Option zugunsten der Wien Holding GmbH für Grundstücke in der KatG Hirschstetten. 

Herr GR Schieder, bitte. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kein Zickzackkurs, ein deutlicher Kurs. Die heutige Diskussion um den Verkauf der Waagner Biro-Gründe oder des Grundstücks in Stadlau, das ist geradezu ein Beleg dafür, meine Damen und Herren, mit welchem Selbstbewusstsein diese Stadtregierung eigentlich wirklich ausgestattet ist. 

Ich hätte es nie für möglich gehalten, dass es sich die Stadtregierung wirklich traut, noch vor den Wahlen eine Rettungsaktion für eine derart fragwürdige Grundstückstransaktion zu machen. So viel Selbstvertrauen ist schon fast ein bisschen bedenklich.

Während Sie bei den letzten Wahlen noch vorsichtigerweise, das muss man so sagen, die Transaktion auf die erste Beschlussfähigkeit oder Beschlussmöglichkeit nach den Wahlen vorverlegt oder verlegt haben, was aus taktischen Überlegungen auf Grund der Fragwürdigkeit der Grundstückstransaktion durchaus klug war, sind Sie sich jetzt Ihrer Sache wirklich sehr sicher, sodass Sie dieses Grundstück oder dieses Geschäftsstück noch vor dieser Wahl beschließen. Aber damit geben Sie Ihrer Amtsperiode eine gewisse Symbolik. Sie hat mit der wohl fragwürdigsten Grundstückstransaktion dieser Periode begonnen und sie endet auch mit dieser. 

Eigentlich passen diese gesamten Plakate, die die GRÜNEN derzeit affichieren, besser zur SPÖ-Fraktion. Sie von der SPÖ zeigen mit dieser Beschlussfassung wirklich Mut. Aber es ist die Frage, ob das auch die Art von Mut ist, die eine Stadtregierung wirklich haben soll. 

Wir hätten es alle lieber gehabt, dass Sie die Zeit zwischen dem Ankauf des Grundstücks zu Beginn dieser Periode weniger zur Mutsammlung und weniger dazu ge-nützt hätten zu beweisen, dass Ihr Selbstvertrauen daher rührt, dass diese Stadt in Ihren Augen Ihnen gehört, sondern es wäre für diese Stadt und auch für die Umwelt besser gewesen, Sie hätten diese Transaktion in Stadlau nicht durchgeführt und dem Herrn Liaunig kein Geldgeschenk gemacht, das dieser immerhin dazu genutzt hat, dem öffentlichen Wohl zuliebe ein Privatmuseum zu er-richten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Doch die kunstsinnige Spende an die Öffentlichkeit kommt leider nicht den das Grundstück finanzierenden Wienern zugute, Sie werden es ja wissen, denn dieses Museum vom Herrn Liaunig steht leider auf Kärntner Bo-den. Vielleicht hätte man Herrn Liaunig gleich den Vorschlag machen können oder sollen, das Grundstück in Stadlau als Museumsbau zu verwenden. Dann hätten die Wiener wenigstens den Deal des Kulturvorteils gehabt.

Wenn Sie dann sagen, die ÖVP bläst die Geschichte angesichts des Wahlkampfs auf, dann darf ich Ihnen nur in Erinnerung rufen, was der Rechnungshof zu der damaligen Grundstückstransaktion gesagt hat: Sie sei preislich nicht nachvollziehbar, die Vertragskonditionen auch nicht und vor allem nicht unter dem Aspekt, dass ein viel besser gelegenes, billigeres Grundstück zum Kauf angeboten wurde, das damals nicht genommen worden ist. Die ÖVP hat diese Kritik schon lange vor dem Erscheinen der Rechnungshofkritik vorgenommen, nämlich schon gleich beim Kauf. Doch wir haben uns dann gedacht: Na gut, MA 48, ein Riesenunternehmen, im Dienste der Umwelt stehend, Monstergelände, die braucht dieses Gelände um 600 Millionen ATS oder 47 Millionen EUR. Dann soll sie es haben und sie werden es ja hoffentlich sinnvoll verwerten. Leider ist nach vier Jahren eigentlich so gut wie nichts geschehen. Die Fläche dient derzeit jedenfalls nur als Abstellplatz für Fahrzeuge der MA 48. Die Donaustadt ist somit der Standort für den – muss ich schon ehrlich sagen – teuersten und wahrscheinlich schönsten Parkplatz Europas. Aber als Donaustädter Mandatar und als Abgeordneter dieses Hauses kann ich Ihnen nur sagen, der Bezirk würde ger-ne auf solche Sehenswürdigkeiten verzichten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Vorgangsweise bei dieser Grundstückstransaktion ist mir angesichts der Tatsache, dass Wien mit wachsenden Müllbergen kämpft, umso unverständlicher. Gerade aus dieser Tatsache heraus bräuchte man eine Müllzentrale, die einen Standort oder einen anderen Standort für eine neue Container-Waschanlage bieten würde. Doch nach vier Jahren und diesen 600 Millionen ATS oder 45 Millionen EUR Anschaffungskosten warten wir noch immer auf entsprechende Investitionen für die Adaptierung des Areals. 

Und jetzt kommt StR Faymann dazu, dass seinem Ressort plötzlich der Punkt 39, eine Ermächtigung einer Option zugunsten der Wien Holding, eingeräumt werden muss, damit ein Sachverständiger den Kaufpreis ermitteln kann. Das ist sagenhaft und das Ganze steht unter dem Zweck - und das tut uns wirklich weh – "Städtebauliche Entwicklung". Ich frage mich: Vier Jahre haben wir gebraucht, dass wir das brauchen - sehr gescheit. Danke! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich weiß nicht, ob ich der SPÖ wirklich dazu gratulieren kann, einen derartigen Mut zu entwickeln, ein solches Geschäftsstück noch vor der Wahl durchzudrücken. Ich glaube eher, es ist den Wienern Beileid auszusprechen, dass wir eine Stadtregierung haben, die derartig selbstsicher eindeutig fragwürdige Grundstücksdeals durchführt, die in anderen Bundesländern und anderen Städten zu einem vielleicht politisch für die Mehrheit be-drohlichen Skandal geführt hätte.

Das hat mit politischem Mut überhaupt nichts zu tun. Das ist auch nicht die Demut, von der Sie noch zu Beginn dieser Legislaturperiode sprachen. Das ist der Anspruch einer SPÖ, die wirklich glaubt, diese Stadt gehört ihr. Und es ist zu hoffen, dass diese SPÖ, zumindest in meinem Bezirk, nicht zur Gänze, aber doch nach den kommenden Wahlen ein wenig eines Besseren belehrt wird! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Ing Wolfram. Bitte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wieso?)

Wir haben einen kleinen Umbau der Tagesordnung gehabt und Herr Ing Wolfram war vor dir, Herr Professor. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nehmen wir demütig zur Kenntnis! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

GR Ing Gunther Wolfram (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat!

Meine Erstlingsrede hier vor vier Jahren war der Verkauf der Waagner-Biro-Gründe. Ich habe damals von einem Deal zwischen dem Herrn Bürgermeister und Herrn Liaunig gesprochen, wo man die Firma Waagner-Biro damals wirklich verkauft hat und an diesem Standort zugrunde gerichtet hat. Mir war das damals ausgesprochen suspekt, dass man 14,5 Hektar für die MA 48 benötigt, wo man – und das wusste ich aus Insiderkreisen – einen Platz von ungefähr einem Hektar so unter der Trasse der A23 gesucht hat. Mehr hätte die MA 48 nicht benötigt. Nein, man hat das Grundstück dort um einen sehr, sehr hohen Preis angekauft, weit über dem Marktpreis, den die Wirtschaftskammer ausgerechnet hatte und damals habe ich auch noch gesagt: Herr Stadtrat, machen wir doch ein Gesamtkonzept. Machen wir doch gerade an diesem Standort so etwas wie damals in Ottakring, wo man für die Endstelle U3 ein Gesamtkonzept errichtet hat.

Wenn dieses Konzept, das ich damals vorgeschlagen habe, dass man dort ein Stadtzentrum, ein Bezirkszentrum machen kann, wenn das der Grund dieses Ankaufs der Holding ist, dann könnte ich bei Ihnen sein. Jetzt aber diese einzelnen Parzellen stückweise zu verkaufen und noch zusätzlich einen Makler anzustellen, der wiederum Geld kostet, und hoffen, dass man den Preis erzielt, den man damals bezahlt hat, also dem Geschäftsstück, Herr Stadtrat, können wir leider nicht zustimmen! (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. 

Als Nächster ist Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte es wirklich kurz machen. Ich finde es interessant, denn die Debatte haben wir hierorts ja schon ein paar Mal gehabt und es fehlt immer eine ganz gewisse Kleinigkeit. 

Also wir glauben ja auch grundsätzlich, dass der Platz viel zu teuer war und haben das damals auch gesagt. Interessanterweise war das im ersten Bezirksentwicklungsplan, der eigentlich noch gilt, weil es ja keinen neuen für den Bezirk gibt, immer sozusagen ein Kulturzentrum der Donaustadt. So habe ich mich schon damals gewundert, dass die MA 48 dort ein Kulturzentrum errichten will. 

Aber es ist interessant, weil Kollege Parzer immer gesagt hat, es ist ein teurer Platz und es ist wahnsinnig überteuert gekauft worden und auch der Rechnungshof hat das untersucht und das stimmt ja auch völlig, aber die Krokodilstränen dabei sind ein bissel zurück zu drücken. Der Punkt ist, dass es im Akt, den wir vor kurzem im Umweltausschuss gehabt haben und den ja auch Herr Parzer kennt, es eine interessante Dame gibt, die den Kaufpreis eingeschätzt hat. Das möchte ich Ihnen schon noch mitteilen. Und zwar steht da drinnen: „Der Kaufgegenstand wurde von der gerichtlich beeideten Sachverständigen für das Immobilienwesen, Frau Brigitte Jank, bewertet. In ihrem Gutachten hat Frau Jank den Verkehrswert der Liegenschaft nach dem Sach- und Er-tragswertverfahren beziehungsweise nach dem Vergleichswertverfahren ermittelt und den Kaufpreis als orts-üblich und angemessen bestätigt.“ 

Jetzt kann man schon sagen, dass das sehr, sehr teuer war, nur Frau Brigitte Jank dürfte der ÖVP nicht ganz unbekannt sein. Sie ist nämlich die Chefin, glaube ich, der Wiener Wirtschaftskammer und als solche ganz sicher ÖVP-Mitglied und nicht unbekannt. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. (Aufregung bei GR Georg Fuchs.) Also deswegen sollte man sich vielleicht bei Frau Jank erkundigen, bevor man sich da herausstellt. Also entweder hat sie nicht Recht gehabt, Herr Kollege Fuchs, oder Sie haben sich mit ihr über das, was sie sagt, nicht abge-sprochen oder die ÖVP hat ein Durcheinander. Das stim-mt sicher. Ein bissel ein Chaos in der ÖVP, das kennen wir schon ganz lang. (GR Georg Fuchs: Das beweist ja das nicht!) Dass ihr ein Chaos habt’s? (GR Georg Fuchs: Bitte, was hat das eine mit dem anderen zu tun?)
Das kann ich dir schon sagen. Entschuldige, wenn Frau Jank sagt, es ist in Ordnung und du gehst hinaus und sagst, das war zu teuer, dann gibt es eine Differenz bei euch. Streitet’s nicht so mit mir, schaut’s euch den Akt genau an. (Aufregung bei der ÖVP.)
Wichtiger Punkt noch einmal: Wir glauben, es ist verabsäumt worden, wenn man so will, von der Stadtplanung her ein wichtiges Donaustädter Zentrum zu errichten. Stattdessen weicht man ins Flugfeld aus, das kann man schon sagen. Aber Faktum ist, es ist eine vertane Chance der Stadtentwicklung und noch dazu, um nur der ÖVP noch ein bissel etwas zu sagen, war der Preis zu hoch. Aber bitte sich auch bei Frau Jank zu erkundigen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Wien Holding ist mit dem Ersuchen um Einräumung einer Option bezüglich des so genannten Waagner-Biro-Geländes an die Stadt herangetreten, auch deshalb, weil dort Flächen frei geworden sind, da es auch zu einer Veränderung in den technischen Abläufen - also durch Fortschritt und auch Neuerungen im logistischen Ablauf - innerhalb der MA 48 gekommen ist und daher Flächen für das Umweltzentrum Nord nicht mehr benötigt werden und aus dem heraus sich auch städtebauliche, bezirksentwicklungsmäßige Flächen er-geben, um die sich die Wien Holding annehmen will. Es ist außerdem auch eine Widmung in Vorbereitung, die diese Entwicklungen und Entwicklungschancen aufgreifen möchte. Geplant ist eben, für die Wien Holding eine Kaufoption bis 2015 offen zu lassen. Der Kaufpreis soll eben auch nach Vorliegen der Entwicklungsergebnisse festgelegt werden und zwar durch einen unabhängigen gerichtlich beeideten Sachverständigen.

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 150 in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen.

Postnummer 112. Sie betrifft die Erhöhung des Sach-kredits für das Vorhaben Angerner Straße und B215 Reichsbrücke.

Herr GR Deutsch. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Genehmigung dieses Aktes.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr GR Wolfram.

GR Ing Gunther Wolfram (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Darf ich kurz ein bisschen ausschweifen? (Allgemein: Ja!) Möglicherweise ist es auch meine letzte Rede, man weiß es ja nicht (Allgemeine Heiterkeit.), ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren! In der Geschäftsordnung ist festgeschrieben, Ing Wolfram hat 20 Minuten und er hat jetzt 10 Sekunden verbraucht. Bitte. (Weitere allgemeine Heiterkeit.)

GR Ing Gunther Wolfram (fortsetzend): Zu diesem Geschäftsstück: Es geht also nicht um eine Bundesstraße, sondern es geht um die Sanierung der Reichsbrücke und zwar um die Erhöhung einer sehr gewaltigen Summe und da möchte ich ein bisschen ausschweifen.

Und zwar vor wenigen Wochen konnte ich in Südfrankreich die vom Architekten Sir Norman Forster entworfene höchste Brücke der Welt bewundern und zwar der Viadukt von Millau. An Ort und Stelle habe ich mir dieses Brückenbauwerk angesehen, eine unheimlich kühne Konstruktion über das Tal des Tarn, wo mit einer Spannweite von 2,5 Kilometern dieses Tal überspannt wird, die Straße, eine Stahlkonstruktion, in 270 Meter Höhe geführt wird und der höchste Pylon eine Höhe von 343 Metern hat, also 20 Meter höher als der Eiffelturm. Eine ganz tolle Konstruktion und warum erzähle ich die-ses zu diesem Geschäftsstück? Diese Straßenkonstruktion ist durchgehend aus Stahl errichtet worden, aus Stahl, ein leichtes Bauelement, gestützt auf eben so hohen Betonpylonen. Dieses Bauwerk hat eine beträchtliche Summe gekostet, Bauzeit 3 Jahre, Lebensdauer garantiert 120 Jahre und die Bausumme 394 Millionen EUR. Das ist relativ viel, aber wenn man jetzt im Vergleich zur Reichsbrückensanierung überlegt, die nach 25 Jahren - und das muss man sich jetzt auf der Zunge zergehen lassen - 29 Millionen EUR ausmacht, so wären das 7 Prozent der Gesamtbaukosten ei-ner neuen Brücke in Millau.

Dieser Antrag ist ja für die 1,6 Millionen Erhöhung dieser Baukosten, weil wegen der Begründung, der Stahl ist teurer geworden, weil die Chinesen den Stahl gekauft haben und der Markt angeblich keinen Stahl gehabt hat, wir Wiener jetzt 1,6 Millionen draufzahlen müssen, weil die Sanierung und die Erweiterung und Verbreiterung der Stahlbetonbrücke weitgehend aus Stahl gemacht worden ist. Die Gehwege sind natürlich auch aus hochwertigem Stahl. Das ist zu viel, 29 Millionen! Und darum bin ich auch schon fertig. 29 Millionen, das ist ein bisschen we-niger als seinerzeit der Neubau der Floridsdorfer Brücke gekostet hat und darum lehnen wir vom BZÖ dieses Ge-schäftsstück ab. (Beifall des BZW.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde darauf hingewiesen, dass es sich bei diesem Antrag der MA 29 um eine Sachkrediterhöhung für die Instandsetzung, aber auch, und darauf ist Kollege Wolfram nicht eingegangen, um den Umbau der Reichsbrücke handelt. Es geht nicht nur um eine Gesamtinstandsetzung der Fahrbahnebene und eine Erneuerung, die auf Grund des Bauzustands erforderlich ist, sondern es geht auch um eine Verbreiterung des Wegenetzes, um Erneuerung, um Komfortverbesserungen. Die Geh‑ und Radwege etwa werden mindestens auf eine Breite von 4 Meter 90 verbreitert und neue Stiegenanlagen, die auch barrierefreie Rampen beinhalten, werden umgesetzt. Das ist der eine Teil. 

Der andere Teil betrifft die Erhöhung dieses Rahmens. Bereits bei der Genehmigung des Sachkredites für die Projektierungsleistungen im Jahr 2002 wurde da-rauf hingewiesen, dass sich der Gesamtrahmen um die 30 Millionen EUR bewegen wird. Es wurde dann im Jahr 2003 ein Sachkredit mit Baustellengesamtkosten von 27,4 Millionen EUR bewilligt. Die Erhöhung der Baugesamtkosten geht im Wesentlichen auf eklatante Stahlpreiserhöhungen am Weltmarkt zurück. 

Mehranforderungen wären an und für sich unter der Position “Unvorhergesehenes“ abzudecken, aber nicht mehr in dieser Größenordnung, weil die preislichen Entwicklungen der einzelnen Bauproduktionsmittel, die normalerweise unter der Bagatellgrenze liegen, hier bei weitem überschritten werden. Alleine der Preisanteil “Sonstiges“ ist mit dieser Begründung um 30 Prozent er-höht.

Daher ersuche ich nochmals, der Erhöhung des Sachkredits zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Wer für die Postnummer 112 ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ, der Freiheitlichen, der ÖVP mehrstimmig so angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 113, 114, 117, sie betreffen diverse Plandokumente im 2. Bezirk zusam-menzuziehen, die Abstimmung wird getrennt durchge-führt. 

Ich nehme an, Sie sind alle damit einverstanden.

Herr GR Valentin bitte.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesen drei Plandokumenten, die nachhaltig das Gesicht der Leopoldstadt verändern werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön.

Herr GR Chorherr. Das Rednerpult gehört dir. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Herr Kollege VALENTIN hat Recht, diese Plandokumente werden das Gesicht der Leopoldstadt verändern, leider nicht immer zum Guten, in einigen Fällen aber schon. 

Angesichts der Kürze und von drei sehr wesentlichen Veränderungen diskutieren wir jetzt drei ganz große Um-planungen im 2. Bezirk entlang der verlängerten U2 und ich schaue auf die Uhr und in die Gesichter und werde es trotzdem kurz machen. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie haben Zeit!)

Ich erkläre Ihnen aus Sozialgründen nachher die Details unter vier Augen, wenn es Sie interessiert, weil wir sonst über diese drei Dinge jetzt sicher vier bis fünf Stunden diskutieren würden. (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.)

Ich mache es einmal ganz kurz und fange mit dem letzten an, weil wir das wirklich intensiv diskutiert haben. Es betrifft das Einkaufszentrum vor dem Prater. Wir ha-ben es im Ausschuss exakt diskutiert und es gab eine Bürgerversammlung. Ich möchte nur diesen Punkt als einzigen zitieren. Der Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung, der sonst jedes Wort auf die Goldwaage legt, hat ein vernichtendes Urteil über dieses Einkaufszentrum gefällt hat. Er sagt ganz klar: „Durch die Errichtung von Verkaufsflächen im vorgesehenen Ausmaß wird, da im näheren Einzugsbereich kein adäquates Kaufkraftvolumen vorhanden ist und auch in Zukunft nicht geschaffen werden kann, der überwiegende Teil der Umsätze immer von Kunden kommen müssen, die entweder mit dem Auto oder mit der U-Bahn zufahren müssen und es wird aus anderen Bezirksteilen Kaufkraft abgezogen.“ Darum legen sich die Leute aus der Praterstraße und aus der Taborstraße zu Recht quer. Hier pro-duzieren Sie die Leerstände und das Geschäftesterben in anderen Bereichen. Ich glaube, Kollege Neuhuber wird Ihnen vorrechnen, was das ökonomisch bedeutet, warum er das derartig herschenkt. 

Niemand hat sich gewehrt, dass im Zuge einer Stadt-erweiterung beim Prater, die sinnvoll und klug ist, auch eine Nahversorgung “NAH“ zu argumentieren. 25 000 m2 hätten irgendwie etwas mit Nahversorgung zu tun und sind nur der Hybris der Sozialdemokratie zuzuschreiben. Dort könnte man Schlaueres, dort müsste man Schlaueres machen. Das ist ein wirklich wunderbares Grundstück. Vom Verkehr bis zum Geschäftesterben produziert dieses Plandokument Wesentliches für den Bezirk, in dem Fall Schlechtes. Darum werden wir das ohne wenn und aber ablehnen.

Ich arbeite mich von hinten hinauf, die Postnummer 114, die Großentwicklung Südportalstraße. Worauf gründet sich ganz kurz gesagt unsere Kritik? Wenn ich recht informiert bin, ist das das erste Geschäftsstück, wo das neue Hochhauskonzept zum Tragen kommt. Wir ha-ben damals einem 10 Punkte-Programm zugestimmt unter anderem, weil gesagt wird: „Hochhäuser ja, wenn“ und von einer Optimierung bis zum Verkehr müssen hier Punkte erfüllt werden. Wie schaut das jetzt aus? In aller Kürze beziehe ich mich nur auf den Verkehr. In diesem 10 Punkte-Programm ist ganz klar vorgesehen, dass bei einem Hochhaus nachzuweisen ist, dass maximal 25 Prozent Individualverkehrsanteil nicht überschritten werden können. Jetzt schreibt der Bauwerber einen Brief und schreibt da locker hin: Na, wir haben eh nicht mehr als 20 Prozent... (GRin Mag Heidrun Schmalenberg ist mit ihrem Kleinkind auf der Besuchergalerie.) Ich begrüße den Nachwuchs im Hause. Wir freuen uns immer, be-sonders am vierten Tag. Da schreibt der Bauwerber ganz kühl - übrigens ein Privatspekulant, eine „U2-Stadtentwicklung“, ein richtiger internationaler Immobiliengigant, der mit der Stadt überhaupt nichts zu tun hat – „maximal 20 Prozent IV-Anteil“! Da freut sich der Laie, der in die Stadt Wien kommt und er denkt sich: 20 Pro-zent IV, das gibt es nicht und verweist auf das Ver-kehrskonzept. Man blättert im Verkehrskonzept und von 20 Prozent ist überhaupt keine Rede, sondern es sind signifikant höhere Anteile. 

Das ist derartig oberflächlich und ich erspare mir jetzt die anderen Punkte, wo man zur Energieeffizienz sagt: Achtung, das ist der letzte Moment, wo wir wirklich Einfluss nehmen könnten. Ja, das werden wir im Bauvorhaben vorlegen und wir werden alle Behörden und Gesetze einhalten - na no na! Die Gesetze werden wir nicht einhalten! Also das ist keine Art, ein 10 Punkte-Programm abzuwickeln. Das ist der eine Grund. 

Der andere Grund oder ein weiterer, den ich nur zitieren möchte, ist der Verkehr. Das Verkehrsgutachten sagt ganz klar, dass es angesichts der erwarteten Verkehrsmengen zu einer Verbindung Richtung Handelskai kommen muss. Wenn man diesen Akt genau ansieht, dann ist von dieser Verbindung noch nichts zu sehen. Vage hat der Herr Stadtrat gemeint, irgendwann kommt in Zu-kunft vielleicht ein Tunnel oder auch nicht. Auf meine Frage - und das möchte ich hier zu Protokoll geben und hoffe auch, dass das von der Sozialdemokratie auch be-stätigt wird -: Heißt das, dass da in irgendeinem Fall hier oberirdisch etwas kommen kann, hat der Herr Stadtrat gesagt: Nein, eine oberirdische Querung kommt definitiv nicht in Frage. Ich hoffe, ich zitiere dich da richtig, weil es ein wichtiger Punkt in der Befürchtung der Anrainer ist. 

Das heißt, dass im Verkehrskonzept steht: Die derzeitige Verkehrsinfrastruktur reicht nicht aus. Wir sagen halt angesichts dessen, wie realistisch dort ein Tunnel ist: In den nächsten 15 Jahren machen wir gar nichts. Es ist nach wie vor dort die Angst vor einer oberirdischen Querung durch ein Grünareal, wo auch Kollege Hora ge-sagt hat, es sei undenkbar, dass das dort passiert. (GR Karlheinz Hora nickt.) Ich nehme das Nicken auch dank-bar zur Kenntnis. Nicht alle AnrainerInnen glauben das dort, aber das ist ungeklärt.

Ich kürze es ab: Grund genug, diesem Flächenwidmungsplan nicht zuzustimmen.

Im Ausschuss auch nicht zugestimmt haben wir dem ersten Bereich, obwohl ein sinnvolles Projekt gegeben war: Die Bike-City, die ich vehement gefordert habe, kommt und ich freue mich, dass die jetzt beim Nordbahn-hof realisiert wird. Aber es waren einige andere Punkte dabei, die uns dazu gebracht haben, dieses Geschäftsstück zu kritisieren und im Ausschuss nicht zuzustimmen. 

Jetzt gab es eine Reihe von Gesprächen in der Zwischenzeit und Kollege Hora wird auch einen Abänderungsantrag einbringen, der nicht zu 100 Prozent unsere Zufriedenheit findet, aber in einigen wenigen Punkten schon, in einem wesentlichen nicht. Wir werden aber dem Abänderungsantrag - ach wie überraschend, ich bin ein Mitunterzeichner – zustimmen und auch dem Gesamtprojekt aus folgenden Gründen. Ich möchte aber auch darauf hinweisen, was da trotzdem falsch gelaufen ist. Das Glas ist bei diesem großen Flächenwidmungsplan zwei Drittel, drei Viertel voll. Jetzt kann man diskutieren, ob das vor einer Wahl ausreicht. In diesem Fall, weil Wesentliches eingeflossen ist, werden wir dem zu-stimmen.

Was ist in der Zwischenzeit passiert? Der wesentlichste Bereich betrifft die Busgarage selbst. Da haben die Bezirksgrünen mit Architektinnen und Architekten ei-nen Vorschlag gemacht - Sie haben ihn sich heute Vormittag vielleicht anschauen können -, wie diese große Halle, 8 bis 10 Meter hoch, nicht als Stellplatz missbraucht werden kann, soll, darf, sondern darin auf architektonisch hohem Niveau Nahversorgung, Kultur und an-dere Nutzungen gegeben sein können. Unsere Befürcht-ung war, wenn sich hier nicht vor der Widmung klar etwas ändert, dass das dort einfach mit den Stellplätzen zugekleistert wird. Wirtschaftlich notwendig, weil dort der Grundwasserspiegel sehr hoch ist und ein zweites Tiefgeschoß sich nicht auszahlt. Was ist? Also stellen wir die Autos dort hinein. 

Jetzt gibt es eine Abänderung, die auch nicht unsere volle Zufriedenheit findet. Wir wollten den gesamten Be-reich der Busgarage freihalten. De facto wird die Hälfte der Busgarage für Nutzungen dieser Art freigehalten. Ein Viertel wird für Pflichtstellplätze verwendet, die sich auch aus einer Nutzung aus Nahversorgung, Kultur, Freizeit und Gewerbe ergeben. Und ein weiteres Viertel wird, so wie es durch die Zusage des Bauträgers wie auch schriftlich zur Kenntnis gebracht wurde, ebenso frei bleiben. Also drei Viertel der Halle werden den Anwohnerinnen und Anwohnern frei bleiben. Wird man jetzt dahinter sein? Ich hoffe auch mit Unterstützung von Damen und Herren hier im Haus und von der Planung, dass dieses Konzept auch umgesetzt wird, dass möglicherweise eine Machbarkeitsstudie klar darstellt, dass hier auch architektonisch einiges Schönes realisiert werden kann und dass gerade für die Nahversorgung – ja, dort ist Nahversorgung sinnvoll - bis hin zur Kultur etwas passieren kann.

Nächster Punkt, den wir im Ausschuss moniert haben, ist, dass dort im Bereich des Kindergartens eine Grünfläche, eine Freifläche für den Kindergarten vollkommen für die Verbauung vorgesehen war. Unsere Intervention hat darin bestanden zu sagen, dort sind Grünflächen derartig dünn gesät, gerade für Kindergärten, dass man diese Grünfläche freihalten muss. Jetzt wird die Bebaubarkeit des gesamten Areals auf 50  Pro-zent begrenzt. Auch hier ist einiges passiert.

Wo wir nach wir vor nicht zufrieden sind, das betrifft die Dimension und vor allem die Vorgangsweise, wie man mit jenen Anrainerinnen und Anrainern umgegangen ist, die gegenüber dem Projekt wohnen, sich “Am Park“ befinden. Noch einmal: Das Projekt “Wohnen am Park“ ist ein gutes, ein schönes Projekt. Was man aber nicht kann, ist, wenn schon Leute einen Ausblick haben und auch von Bauträgern gesagt wird, sie behalten die Aussicht auf den Park, dass dann schrittweise eine Verbauung vorgesehen wird - wo auch wir niemals so illusionär waren zu sagen, dort darf gar nichts hin, da sollen die Leute weiter auf den Park schauen dürfen -, schrittweise von Verfahrensschritt zu Verfahrensschritt Bauklasse III, Bauklasse IV, Bauklasse V. Das Projekt ist im-mer mehr gewachsen und die Leute fühlen sich dort ver... - ich sage jetzt nicht noch einmal den Ausdruck, für den Herr Wutzlhofer heute einen Ordnungsruf bekommen hat –, “verhohnepiepelt“ ist der nichtwienerische Ausdruck, die sind einfach ang’fressen. Ang’fressen, wie sie informiert wurden und ang’fressen, dass sie Informationen sowohl von der MA 21 in der Frühzeit bekommen haben als auch von den verschiedenen Bauträgern als auch von Kolleginnen und Kollegen aus dem Bezirk und jetzt am Schluss geht gar nichts. 

Hier geht es um die Fragen von Informationspolitik. Hier geht es um die Frage: Wie ehrlich geht man an Leute heran? Hier geht es um so etwas wie Handschlagqualität. Das ist nicht optimal gelaufen. Ich verstehe die Anrainer und Anrainerinnen, die da jetzt ang’fressen sind. Diese Vorgangsweise hat nicht unsere Unterstützung.

Trotzdem ist das jetzt ein sehr vielfältiges Gebiet, in dem einiges verbessert werden konnte. Ich glaube, dass mit der Bike-City ein weiterer Schritt gegangen wird, um zu zeigen, dass eine andere Wohnmobilität in diesem Bezirk passieren kann. Ich freue mich, dass das im 2. Bezirk möglich war, im 20. Bezirk war das ja nicht möglich. Ich hoffe, dass es nicht das letzte Projekt sein wird und ich hoffe, dass aus den Fehlern, die hier bei der Kommunikation passiert sind, gemeinsam gelernt wird. 

Deswegen werden wir diesem Geschäftsstück zustimmen und selbstverständlich auch dem Antrag. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Eigentlich ist es schade, dass wir diese drei Geschäftsstücke heute zu so fortgeschrittener Stunde diskutieren, reden wir doch, wie Chorherr schon sagte, in Wirklichkeit über die Entwicklung fast eines ganzen Stadtteiles. Aber ich nehme an, es wird schon seinen Grund haben und ich kann mir ungefähr denken, warum prekäre Akten wie gerade der des EKZ beim Prater-Sta-dion an einem Tag zu, na ja nächtlicher Stunde ist es noch nicht, aber zu später Stunde kommen und an dem Tag zufällig eine geringfügige Auflösung des Gemeinderats beschlossen wurde, die letzten Endes medial natürlich eine viel stärkere Verbreitung findet als ein Einkaufszentrum, das fast niemand haben will.

Wir haben speziell über diesen Akt, mit dem ich mich jetzt kurz beschäftigen werde - ich werde versuchen, nicht zu lange zu werden -, schon öfter geredet, er wurde hier schon einige Male diskutiert, teilweise auch im Zusammenhang mit anderen Geschäftsgruppen. Selten ha-be ich in den letzten neun Jahren jedenfalls, die ich hier zubringen durfte, einen Akt gesehen, bei dem es letztendlich an so vielen verschiedenen Stellen gehakt hat. 

Ich darf noch einmal in Erinnerung rufen: Wir reden hier beim Akt Prater-Stadion und Umgebung, bei dieser Vergabe an diese neu errichtete Gesellschaft, über 100 000 m² Nutzfläche, die dort errichtet wird, also über einen erheblichen Vermögenswert und dennoch gab es keine Ausschreibung, es gab keinen Wettbewerb, es gab eine quasi freihändige Vergabe und - wie ich hier schon einmal durchaus ausführlich erläutert habe - aus meiner Sicht viel zu billig. Man kann dort noch einmal nachvollziehen - wen es interessiert, bitte bei meiner Rede im Ar-chiv nachzuschauen, ich habe es schon einmal vorgerechnet -, dass allein dieses eine Grundstück beim Prater-Stadion durchaus einen Kaufpreis vertragen hätte, der im zweistelligen Millionenbetrag Euro hätte höher sein können, je nachdem wie dann letzten Endes die Mieten ausschauen. Die Kapitalisierung beim Verkauf ist allein bei diesem EKZ ein Development-Gewinn. Glauben Sie mir, von dem Geschäft verstehe ich ein wenig, zwischen 20 und 40 Millionen EUR wären da locker drin-nen. Nicht dass ich jetzt einer wäre, der sagt, Immobiliendeveloper verdienen generell zu viel. Ganz im Gegenteil. Im freien Wettbewerb soll jeder das Beste für sei-ne Firma herausholen.

Nur hier haben wir alle ein anderes Kapperl. Hier müssen wir es aus der Sicht der Gemeinde Wien betrachten und da muss man sagen, hier wurden die Wienerinnen und Wiener echt geschädigt. Hier hätte man ei-nen wesentlich höheren Kaufpreis erzielen können. Mir ist bis heute nicht klar geworden, wieso man das nicht wenigstens ansatzweise versucht hat, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Der Vertrag selbst ist, ich kann nur sagen, skurril oder schrullig. Ich habe so etwas selber noch nicht gesehen. Auch darüber haben wir schon im Detail gesprochen, nur noch einmal zur Erinnerung oder zur Auffrischung einige wenige Highlights: Da werden, wie gesagt, über 100 000 m² Nettonutzflächen vergeben. Die Gemeinde Wien sieht aber jetzt und auch in den nächsten Jahren keinen Groschen vom Kaufpreis. Das wird irgendwann einmal nach Fertigstellung der Gebäude, das ist in einem Zeitraum zwischen 2008 und 2013, fließen und - was wirklich unüblich ist in diesem Geschäft - bis dahin wird der Kaufpreis unverzinst gestundet! Es gibt keine Anzahlung, es gibt nicht einmal eine Valorisierung des Kaufpreises um 32,1 Millionen EUR, und wenn Sie das abzinsen, den geldwerten Vorteil für den Käufer, dass er jetzt die nächsten 4 bis 10 Jahre keine Zinsen zahlt, muss man ja abzinsen, dann kommen Sie - das können Sie jederzeit nachrechnen, ich habe die Berechnung, die wir in meiner Firma gemacht haben, mitgenom-men -, auf einen Betrag von nicht einmal mehr 25 Millio-nen EUR! Allein aus dieser Klausel im Vertrag ist der Vorteil für den Käufer ungefähr 100 Millionen ATS gewesen! Auch das werden Sie mir schwer erklären können, wer da so prächtig für die Gemeinde Wien verhandelt hat.

Andere Skurrilitäten aus dem Vertrag sind, wie gerade von mir geschildert: Während eben der Kaufpreis nicht valorisiert wird, sind die Abbruchkosten und die Ausmietkosten, soweit sie den neuen Käufer und Eigentümer treffen, sehr wohl valorisiert, sehr wohl wertgesichert und verzinst. Wenn Sie all diese Vorteile zusammenrechnen – es gibt noch ein paar andere Kleinigkeiten, die lasse ich jetzt aus Zeitersparnis weg –, dann kommen Sie letzten Endes auf einen Kaufpreis, der sich deutlich unter 20 Millionen EUR bewegen wird, was auf den Quadratmeter gerechnet bedeutet: Unter 200 EUR pro Quadratmeter! Wir sind also in Wirklichkeit unter den Grenzen für den gemeinnützigen Wohnbau und das, wie in diesem Fall, für ein über 20 000 m² großes Einkaufszentrum, das so unerfolgreich nicht sein dürfte, weil, wie wir ja aus der Zeitung erfahren – wir sind ja heute hier nur mehr Vollzugsgehilfen –, es ja nicht nur schon geplant ist, es ist ja auch schon voll vermietet! Es ist ja nicht so, dass die jetzt erst suchen müssen und das ein besonders riskantes Geschäft wäre. Es ist deshalb nicht riskant, weil sie einerseits für den Grund nichts zahlen und andererseits das Ding schon voll vermietet haben.

Meine Damen und Herren! Was Sie hier eigentlich geschaffen haben, wenn ich also jetzt meine Kappe des Gemeinderats wieder ablege und hinausgehe, dann muss ich sagen: Liebe Damen und Herren von der SPÖ, Sie haben ein Paradies für Immobiliendeveloper geschaffen. Nur Sie wissen, warum Sie das getan haben! (Beifall bei der ÖVP.)
Da wären dann noch andere Kleinigkeiten: So am Rande eine UVP, die nicht notwendig ist, trotz über 1000 Parkplätzen, die dort errichtet werden. Eine negative Stellungnahme des Fachbeirats, die nonchalant negiert wurde, das hat Kollege Chorherr schon vorgetragen. 

Aber es gab auch noch andere Sagen und Legenden, die sich einstweilen um dieses Gebäude ergeben haben. Auf zwei möchte ich eingehen, weil ich annehme, dass Kollege Hora jetzt dann gleich wieder aus diesem Sagen- und Legendenschatz der SPÖ-Wien zitieren wird.

Da war einmal die Sage 1: Das brauchen wir für die Nahversorgung. Ja, okay, das habe ich schon öfter hier und auch im Ausschuss gesagt. Gar keine Frage, Herr Kollege Hora, Nahversorgungscenter ist okay, nur ist “Nahversorgung“, die wissenschaftliche oder immobilienwirtschaftliche Bezeichnung für Nahversorgungscenter, nicht bei 23 000 m², sondern bei der Hälfte oder da-runter. Dies wird auch von der MA 21 festgestellt. Ich ha-be schon einmal im Ausschuss zitiert aus den Stellung-nahmen der MA 21 zu den Stellungnahmen in der öf-fentlichen Aufgabe. Ich tue es hier sozusagen fürs Protokoll noch einmal. 

Da wird nämlich geschrieben: „Ein Einkaufszentrum der ausgewiesenen Größe spricht natürlich nicht nur den lokalen Nahversorgungsbedarf, sondern auch die mittelfristigen und langfristigen Kundenbedürfnisse an.“ Das heißt übersetzt, ein Großteil der dort Einkaufenden, ein Großteil der Anreisenden und ein Großteil des Verkehrs wird dort nicht vor Ort generiert, sondern wird aus anderen Bezirken abgezogen werden. Abgesehen davon, dass die Kaufkraft im Bezirk geschwächt wird, dass es zu einer weiteren Verschärfung der Wettbewerbssituation kommt und zu einem weiteren Aussterben des kleinen Handels in Wien, haben Sie damit auch noch den dort Nahversorgten auch eine sehr nahe Versorgung mit einem Verkehrschaos beschert! In einigen wenigen Jahren wird man Ihnen dafür auch dort vor Ort mit Sicherheit danken! (Beifall bei der ÖVP.)

Und die 2. Legende und Sage war die: Da hat es im-mer geheißen, ja das wird ein Einkaufszentrum mit besonderer Sportaktivität. Natürlich kann man ein Einkaufszentrum als Developer unter jedes Motto stellen: Textilien, Essen – na gut, bei Lebensmittel gibt es Grenzen, aber sonst kann ich mir fast jede Einzelhandelssparte raussuchen und sagen: Ich stelle es unter dieses Mot-to. Tatsächlich ist es aber dort nicht der Fall. Wenn Sie nämlich den Akt genau studiert haben und ich tue das, dann werden Sie gesehen haben, das dort nicht viel mehr und nicht viel weniger sportaffine Händler in diesem Center sind als in jedem anderen Einkaufszentrum in Wien auch. Dass dort ein großer Sporthändler ist und ein Nike- oder ein Adidas- oder ein Pumashop, ist also nicht etwas besonders Sportaffines, sondern das braucht, um den richtigen Branchenmix zu haben, einstweilen jedes Einkaufszentrum. Das heißt, die 2. Legen-de, die hier immer aufgebaut wurde, ist schlicht und ein-fach die, dass es sich hier um ein besonders sportnahes Einkaufszentrum handelt. Mitnichten, es ist ein ganz ge-wöhnliches nicht Nahversorgungs-, sondern großes Ein-kaufszentrum. Also bitte nicht wieder mit diesen Sagen kommen! Es ist sowieso sinnlos, einstweilen glaubt Ihnen das niemand mehr, meine Damen und Herren!

Aber Sie werden wissen, warum Sie das alles tun. Uns ist es weder in fachlicher noch in politischer Hinsicht einsichtig. Und mit der Präpotenz und Arroganz, die Sie hier an den Tag legen und mit der Sie über alle unsere Einwände - und das sind jetzt keine wahlkampftechnischen, sondern das sind sehr wohl fachlich fundierte - drüberfahren, da wird, so wie StR Hahn gestern gesagt hat, irgendwann einmal dieses System auslaufen. Irgendwann einmal wird der Krug so lange zum Brunnen gegangen sein, bis er bricht und das wird Sie eines Tages auch ereilen! Die Allmacht der SPÖ in diesem Haus wird begrenzt sein und wir werden einiges dazu tun, um sie schneller und eher heute als morgen zu beenden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich will es heute auch etwas kurz machen, aber ein paar Anmerkungen erlaube ich mir schon zu machen. 

Kollege Neuhuber, ganz offen gesprochen: Sie kennen eine Liste von Kaufleuten, die dort rein will. Ich weiß nicht, ob sie Verträge haben, ich habe nur miterlebt, wie die öffentliche Bürgerversammlung war, dass sogar zur Bürgerversammlung drei Geschäftsleute hingekommen sind und sich sofort angemeldet haben, weil sie dort Ge-schäfte haben wollen. Scheinbar scheint es kein so ein ungelegener Standort zu sein, um dort Geschäfte zu ma-chen und das sollten Sie als Wirtschaftspartei eigentlich auch in irgendeiner Form irgendwie berücksichtigen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Wo ist denn der Wirtschaftssprecher der SPÖ? Wo ist denn der Wirtschaftssprecher der SPÖ?) 

Um die Wahrheit zu sagen, Sie haben auch über Kaufkraftabzug im Bezirk gesprochen. Sie wissen ganz genau, dass in der Leopoldstadt die Kaufkraft im Schnitt um 10 Prozent niedriger ist als in anderen Bezirken in Wien. Das heißt, es gibt so eine gewisse Umlegung und ich glaube, dass gerade in der Leopoldstadt mit diesem Projekt auch ein gemeinsamer Weg begonnen wird. 

Es haben sich ja in der Zwischenzeit nicht nur die Praterstraße- und die Taborstraße-Kaufleute mit dem Einkaufszentrum in einer eigenen Zeitung gefunden und in eigenen Aktivitäten gefunden, sondern Sie wissen ganz genau, dass sich in der Zwischenzeit auch das Stu-wer-Viertel und auch das Karmeliter-Viertel angeschlossen haben. Also Sie sehen, auch Ihr Klientel scheint da einen gemeinsamen Weg zu suchen. 

Was für mich auch ganz interessant bei dieser Geschichte ist: Ich habe mir gestern noch die Mühe gemacht, weil Zeitungsberichten zufolge ein Einkaufszentrum in der Größenordnung, die dort herrscht, in einer an-deren Kleinstadt in der Umgebung von Wien errichtet wird, und zwar ein Einkaufszentrum in Tulln, mich darüber zu informieren. Ich weiß, wir sollen mit Niederösterreich nicht vergleichen. Es war nur ganz interessant, dass dort von keiner Partei eine negative Stellungnahme zu erwarten war, also auch nicht von der ÖVP und es gibt dort einen ÖVP-Bürgermeister. Ich nehme jetzt zum Beispiel die Größenordnung von Tulln mit 15 000 Ein-wohnern und die Größenordnung dieses Bezirksteils mit diesen 20 000 Menschen, die derzeit dort leben, Ten-denz steigend. Sie wissen ganz genau, dass dort noch einiges an Wohnbauten hinkommt und dass dort auch ei-ne Flächenwidmung stattfindet und weiterhin für Klein-gartenwidmung und dass die dort wohnen. Das sollte man bei dieser ganzen Geschichte auch nicht vergessen und nicht immer alles nur aus Ihrer Sicht in einer Form abqualifizieren, die ich nicht teilen kann. (Aufregung bei GR Mag Alexander Neuhuber.)

Eigentlich wollte ich da näher darauf eingehen, weil es immer wieder heißt: Wie ist dort wirklich die Verteilung? Es hat 313 Stellungnahmen aus privaten Kreisen zu diesem Einkaufzentrum gegeben. Da habe ich die öf-fentlichen nicht mitgezählt. 68 Prozent der Menschen waren dafür. Die 32 Prozent, die dagegen waren, waren sogar für eine kleine Lösung. Das wollte die Statistik nicht fälschen. Darum habe ich die so reingenommen. Und dann habe ich mir noch die Mühe gemacht und ha-be rausselektiert, wer dort in unmittelbarer Umgebung wohnt, wer dort fußläufig in einer Wegstrecke von 10 Minuten, sprich etwa 600 bis 700 Meter entfernt wohnt, vom Elderschplatz bis zur Freudenau. Da waren es 157 Stellungnahmen und da ist die Prozentzahl sogar noch besser geworden: 110 Leute sind für dieses Einkaufszentrum in dieser Größe und 47 dagegen und wie gesagt, bei den 47 musste ich dann auch noch einige einrechnen, die dort vor Ort für eine kleinere Lösung gewesen wären. Aber es gibt einen Investor, der uns diese Lö-sung angeboten hat.

Ich bin so lange in dem Bezirk unterwegs und ich kann mich erinnern: 1983 hat es zum x-ten Mal in der Bezirksvertretung den Antrag gegeben, dort endlich eine Versorgung zu gewährleisten. Wenn ich dort in der gesamten Umgebung zwei kleine Lebensmittelgeschäfte oder Lebensmittelkettengeschäfte habe und sonst nichts, dann lechzen schon die Leute. Und wie gesagt, die 20 000 Einwohner, die wir derzeit haben, werden in den nächsten Jahren durch die Projekte, die da heute mitbeschlossen werden, sicherlich mehr werden. 

Ich will nur ganz kurz auf eine Bemerkung vom Herrn Chorherr zukommen betreffend diesen Durchfahrtsweg Offenbachgasse bei der Krieau und was Sie gemeint ha-ben. Es scheint niemand zu wissen - und das habe ich auch im Bezirk schon festgestellt -, dass dort mitten auf dem Weg Kleingärten sind. Da hat es sogar von Seiten der Bezirksvertretung vor kurzem einen Antrag gegeben, dass die dort nachhaltig gesichert sind und weiter existieren. Also wenn eine Straße, dann müssten wir mitten durch die Kleingärten und Sie wissen ganz genau, welchen Aufruhr das gegeben hätte. Ich kann Ihnen zusagen, in meinem politischen Leben wird es dort sicher kei-ne Zufahrtsstraße geben. Der Wunsch der Untertunnelung vom Handelskai zur Messe ist ein alter Wunsch, auch der Bezirksvorstehung. Da wird sicher auch von un-serer Seite her versucht werden, nachhaltig zu sein. 

Beim dritten Plandokument, das jenen Bereich betrifft, wo der Rudolf-Bednar-Park eingebettet wird. Mit diesem Plandokument wird auch der Rudolf-Bednar-Park dementsprechend abgesichert. Bei diesem Bereich ist auch die von Ihnen erwähnte Bike-City, wo ja gemeinsam der Weg gesucht und auch gefunden wurde. Ich glaube auch, beim gemeinsamen Weg, der das Kindertagesheim betroffen hat, wurde nachhaltig geschaut, dass zumindest 50 Prozent der Fläche für Grünzwecke bleiben, als Grünraum. Und auch die Möglichkeit, die denkmalgeschützte Garage in einem Mindestmaß von 50 Prozent und die weiteren 50 Prozent, wie Sie ja selbst angeführt haben, auch für Nahversorgung und kulturelle Zwecke zu nutzen, ist, glaube ich, ein Weg, der für dieses Gebiet dort ganz wichtig ist und auch einen kleinen Nahversorgungsteil dorthin bringt. 

Kollege VALENTIN hat mit seinen ersten Worten gesagt, dass diese drei Akten die Leopoldstadt nachhaltig verändern werden. Ja, das ist richtig so und das ist, glau-be ich, ganz wichtig. Die Leopoldstadt - und das habe ich von dieser Stelle schon öfter gesagt - hat sicher auch das Problem, dass es ein Ziel 2-Gebiet ist. Ein Ziel 2-Ge-biet unterscheidet sich eben dadurch, dass die Problemantik von Einkommensverhältnissen und Ausstattungsverhältnissen nicht so optimal gelöst ist wie in anderen Teilen der Stadt. Ich glaube, dass wir auch längerfristig mit diesem neuen anstehenden Projekt auch dort, wo wir derzeit noch etwas hinterherlaufen müssen, jenen Stand-ort erreichen, der in dieser Stadt eigentlich zu wünschen wäre. Ich glaube, mit Beschlussfassung dieser Akten kommen wir sicher einer lebenswerten und liebenswerten Leopoldstadt näher. 

Ich erlaube mir noch am Schluss, drei Abänderungsanträge einzubringen. Der eine Antrag, gestellt vom Kol-legen VALENTIN und mir, betrifft das Plandokument 7667. Da geht es um eine Korrektur im Bereich der Schlachthausgasse. 

Weiters ein Abänderungsantrag vom Kollegen VALENTIN und mir. Da geht es beim Plandokument 7661 um den Punkt 4/6 bei BB7. Da geht es um Spielplätze, dass sie mit 50 Prozent höchster Bebauung dementsprechend gesichert werden.

Der letzte Abänderungsantrag, und ich glaube, das ist ein sehr gemeinsamer, betrifft jene Bereiche, die Kol-lege Chorherr angeführt hat. Da geht es um das Plandokument 7656 mit vier Punkten, die ich heute schon erläutert habe und Kollege Chorherr hat es auch erläutert. Ich glaube, dass wir mit dieser Änderung auch den zukünftigen Wünschen aus diesem Bereich entsprechen. - Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Herr Berichterstatter hat verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Es liegt nun zu Postnummer 113 ein Abänderungsantrag vor. 

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Die Postnummer 113, der Rest. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig angenommen. Danke schön. (GR Christian Oxonitsch: Ohne BZW!) Nicht? Ohne BZW? Pardon.

Bei Postnummer 114 liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne Freiheitliche, ohne GRÜNE und ohne ÖVP mehrstimmig angenommen.

Postnummer 114, der Rest, der Akt.

Wer ist dafür? – Das sind SPÖ und Freiheitliche, mehrstimmig angenommen. (GR Godwin Schuster: Mit BZW!) BZW. Ob mir das der Rechnungshof verzeiht?

Wir kommen zu Postnummer 117. 

Wer bei 117 für das Aktenstück ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur mit den Stimmen der SPÖ... (GR Kurth-Bodo Blind: Kein Antrag?) Bei 117 gibt es nur den Akt. - Es ist nur mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen.

Jetzt haben wir Postnummern 115 und 116. Mir liegt keine Wortmeldung vor. Ich lasse das gleich abstimmen. 

Wer für 115 ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und des BZW mehrstimmig angenommen.

Wer für 116 ist, ein Zeichen mit der Hand. – Mit den Stimmen der SPÖ und des BZW mehrstimmig angenom-men. 

Postnummer 123, hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. Hier geht es um Plandokument 7648 in Währing und Pötzleinsdorf. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ, des BZW und der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. (GR Christian Oxonitsch: Du hast den falschen Abänderungsantrag hinaufbekommen. Er gehört zu 117 dazu! – GR Kurth-Bodo Blind: Das ha-ben wir ja vermutet!)
Haben wir vermutet, gut. Ich habe ihn nicht gehabt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei 117 bit-te noch einmal retour. 

Bei 117 liegt jetzt ein Abänderungsantrag der GRe Hora und VALENTIN vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Freiheitlichen, BZW und SPÖ mehrstimmig angenommen.

Dann darf ich noch einmal 117, das gesamte Aktenstück, abstimmen lassen. Ich nehme an, das ist das gleiche Abstimmungsverhalten. Sind Sie jetzt dafür, bei 117 Akt? (GR Kurth-Bodo Blind: Nein!) Nein. – Aber mit SPÖ mehrstimmig so angenommen.

Die Postnummern 115 und 116 haben wir erledigt. 

Wir kommen nun zu 123. (GR Christian Oxonitsch: Erledigt!) Haben wir auch schon erledigt. 

Postnummer 129. Ich darf Herrn GR Hora bitten. Warte ein bissel, ich brauche zuerst einen Berichterstatter. (Allgemeine Heiterkeit.)

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Jetzt bitte ich dich um Fortsetzung. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Es ist dieser Abänderungsantrag, den ich zuerst schon erwähnt habe. Es geht um das Plandokument 7667 im Bereich der Schlachthausgasse um eine Änder-ung um einen Meter. - Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, der Herr Berichterstatter verzichtet. 

Jetzt geht es um diesen Abänderungsantrag bei 129.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ, BZW, SPÖ und GRÜNE, somit einstimmig.

Dann 129 das Aktenstück. – Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Wir kommen zu Postnummer 160. Hier geht es um das Plandokument 7457 Breitenlee und Eßling.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das sind SPÖ, BZW, Freiheitliche mehrstimmig angenommen. 

Und nun geht es um die Geschäftsstücke 14, 18, 20, 21, 23 und 24, Subventionen verschiedenster Vereine. Hier liegt keine Wortmeldung mehr vor. Ich lasse somit abstimmen. 

Postnummer 14: Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, SPÖ, ÖVP mehrstimmig an-genommen.

Postnummer 18 – GRÜNE, SPÖ und die ÖVP mehrstimmig angenommen.

Postnummer 20 – ÖVP, SPÖ, GRÜNE mehrstimmig angenommen.

Postnummer 21 – ÖVP, SPÖ, GRÜNE mehrstimmig angenommen.

Postnummer 23 – Das gleiche Abstimmungsverhalten wie vorher - mehrstimmig angenommen.

Postnummer 24 – Das gleiche Abstimmungsverhalten - mehrstimmig angenommen.

Somit haben wir das auch erledigt. 

Wir kommen nun zur Geschäftsgruppe Kultur. 

Hier war ursprünglich vorgesehen, 18 Aktenstücke auf einmal abzudiskutieren. Dieses Vorhaben ist gescheitert, weil alle Wortmeldungen zurückgezogen wurden. Demzufolge kommen wir zu einem gewissen Abstimmungsmarathon. 

Ich lasse als Erstes Postnummer 58 abstimmen.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 61 – Mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 63 – Mehrstimmig ohne Freiheitliche angenommen.

Postnummer 64 – Mehrstimmig ohne Freiheitliche angenommen.

Postnummer 83: Wer dafür ist – mehrstimmig, ohne ÖVP und Freiheitliche, dafür mit SPÖ, die GRÜNEN, das BZW ist ebenfalls mit Gegenstimme.

Postnummer 91 – ÖVP dafür, SPÖ, GRÜNE, ohne BZW und Freiheitliche.

Postnummer 93 – Mehrstimmig ohne die Freiheitlichen und BZW.

Postnummer 94 – Ohne Freiheitliche und BZW mehr-stimmig angenommen.

Postnummer 95 – Ohne Freiheitliche und BZW mehr-stimmig angenommen.

Postnummer 96 – Mehrstimmig ohne Freiheitliche und das BZW.

Postnummer 97 – Mehrstimmig ohne Freiheitliche und das BZW.

Postnummer 99 – Mit dem BZW ohne die Freiheitlichen mehrstimmig angenommen, der Rest ist dafür.

Postnummer 100 – Gegen die Stimmen des BZW und der Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 101 – Nur gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Postnummer 102 – Gegen die Stimmen BZW und Freiheitliche mehrstimmig angenommen.

Postnummer 103 – Gegen die Stimmen der Freiheitlichen und BZW mehrstimmig angenommen.

Postnummer 105 – Das ist ebenfalls gegen die Stim-men der Freiheitlichen und des BZW.

Wer für die Postnummer 109 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, mehrheitlich angenommen.

Somit haben wir auch diesen Abstimmungsmarathon erledigt.

Wir kommen zur Postnummer 59 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an das Volkstheater in den Bezirken. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Natürlich ist die Volkskultur in den Außenbezirken et-was sehr Wichtiges. Umso größer ist zu bedauern, dass sich die Arbeiterkammer völlig davon zurückgezogen hat. Ganz im Gegensatz zu dem, was hier heute behauptet wurde, ist der Bund beim Volkstheater seiner Verpflichtung natürlich nachgekommen. Aber bei aller Freundschaft, die Aufgabe des Bundes kann es nicht sein, die Bezirkskultur in den Außenbezirken in Wien zu finanzieren. Ich halte das wirklich für unvertretbar von der Arbeiterkammer, dass sie hier ihrem Volksbildungsauftrag schon seit 2002 nicht nachkommt.

Daher lehnen wir dieses Aktenstück ab. Denn es kann nicht so sein, dass die Stadt Wien überall dort ein-springt, wo die Arbeiterkammer ihrem Kulturauftrag nicht nachkommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist in den letzten Jahren ja sehr oft passiert, dass gerade auch der Bund seinen Verpflichtungen, die er ge-genüber der Stadt Wien im Bereich der Bundes- und Kulturförderung hat, nicht nachgekommen ist. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, bitte, das ist ja...! - Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Sie erinnern sich an die Festwochen (GR Kurth-Bodo Blind: Ich melde mich auch gleich zu Wort!), und ich könnte Ihnen noch viele andere Beispiele aufzählen.

Es war auch der Druck des Bundes auf die Arbeiterkammer, dass er ihr gesagt hat, sie soll ihren ureigensten Verpflichtungen nachkommen und keine Theater- und keine Kulturförderung durchführen. Mit ein Grund war auch die erhöhte Beratungstätigkeit der Arbeiterkam-mer, da sie mit dem Geld der Bevölkerung natürlich ordentlich umgeht. 

Wir haben in vielen Bereichen die Aufgaben des Bundes übernommen. Es ist uns besonders das Theater in den Bezirken sehr wichtig, weil wir damit eine volksbildnerische Großtat, die bereits vor 50 Jahren gesetzt wurde, natürlich fortführen wollen und den Menschen ei-nen niederschwelligen Zugang und diese 10 000 Aufführungen im Jahr ermöglichen wollen.

Ich ersuche daher um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die ÖVP, so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 68. Hier geht es um Bau- und Investitionskostenzuschüsse für das Jahr 2005 an verschiedene Vereinigungen.

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die ÖVP, so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 69. Sie betrifft eine Subvention an die VINDOBONA Theater- und GastronomiebetriebsgesmbH. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Werte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Trotz fortgeschrittener Stunde kann ich Ihnen diese Debatte nicht ersparen. (GR Günther Barnet: Wir hören Sie alle gern! - Weitere Zwischenrufe.) Das freut mich, Herr Barnet. (Zwischenruf von GR Günther Barnet.)
Im vorliegenden Fall geht es um den Ausbau des Ka-baretts VINDOBONA. Das VINDOBONA sagt im Akt von sich selbst, dass es ein gewinnorientiertes Unternehmen ist. Es rechnet im Akt vor, dass es nach dem Ausbau 100 000 EUR Gewinn im Jahr machen wird. Bisher waren wir uns alle einig, dass Kultursubventionen nicht für gewinnorientierte Unternehmen vergeben werden. Erstmalig stellen wir nun fest, dass dies nicht mehr der Fall ist und dass hier ein Prinzip, auf dem sich unsere kulturpolitische Arbeit bisher bewegt hat, durchbrochen wird. Wir persönlich halten das für ein großes Problem. Wir lehnen daher den Ausbau des VINDOBONA ganz klar ab. 

Damit keine Missverständnisse entstehen: Letztes Jahr gab es im Ausschuss einen Akt, in dem es um eine Sanierung des VINDOBONA ging. In diesem Akt stand folgendes Zitat: „Da in den letzten 15 Jahren kein Geld für Erneuerungen vorhanden war, fällt mit dem ersten Schritt ein höherer Betrag an, der für die nächsten Jahre dann sicher wieder geringer gehalten werden kann." - Unter dieser und unter gar keiner anderen Prämisse ha-ben wir damals einer Sanierung zugestimmt. Niemand von uns will, dass in einem Kabarett irgendjemand über Elektrokabel stolpert oder dass Klos unter Wasser stehen, wenn es regnet. Aber dem Ausbau des VINDOBONA, der Vergrößerung des Hauses, haben wir damals nicht zugestimmt und können wir auch heute nicht zustimmen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was mich noch be-denklicher stimmt - es geht hier um 1 Million EUR, es geht also nicht um einen kleinen Betrag von 5 000 EUR -, ist, dass der Akt, der uns im Kulturausschuss zugestellt wurde und der die Basis dieses Beschlusses ist, riesengroße Schlampigkeiten und Unklarheiten enthält. Ich kann es Ihnen leider nicht ersparen, einige dieser Fragen, die wir auch in einer schriftlichen Anfrage an den Herrn Stadtrat gerichtet haben... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Der Akt oder der Antrag?) Jene Unterlagen, die ich zur Verfügung habe (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Der Antrag, nicht der Akt!), enthalten gröbere Unklarheiten. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Der Antrag, nicht der Akt!)
Lassen Sie mich aus meiner schriftlichen Anfrage ein paar Fragen zitieren - ich erspare Ihnen alle 50 -, um klarzustellen, wie verworren die Situation ist und wie un-klar die Basis dieses Beschlusses ist.

Der Akt mit der Postnummer 49 im Gemeinderatsausschuss Kultur vom 14. Juni 2005 ist mit dem 24. Mai 2005 datiert. Die im Akt befindliche Gesamtkostenaufstellung der Generalsanierung ist aber mit dem 27. Mai 2005 datiert. Wie ist zu erklären, dass die MA 7 dem Ausschuss eine Förderungszusage empfiehlt, bevor alle Unterlagen vorliegen?

Zweitens: In dem dem Akt beigefügten Konzept unter dem Titel "Sanierung VINDOBONA 05" werden auf Seite 14 Mehreinnahmen von ungefähr 100 000 EUR pro Jahr erwähnt. Wie sind diese Gewinne einer GmbH mit der für die Erlangung von Kultursubventionen notwendigen Ge-meinnützigkeit vereinbar?

Drittens: Welche Formen der Gastronomie sind zusätzlich zum Pausenbuffet geplant? Wie viele Sitzplätze soll das neue Restaurant umfassen? Und: Sind die notwendigen Sanierungs- und Errichtungskosten für eine über ein Pausenbuffet hinausgehende Gastronomie in diesem Konzept enthalten? Ist es denn so, dass wir seit neuestem mit Kultursubventionen auch Restaurants ausstatten? Ich glaube, das wird eine ganze Branche in dieser Stadt sehr interessieren, wenn das der neue Zugang zu Kultursubventionen in dieser Stadt ist.

Wie hoch sind auch die zu erwartenden Umsätze und Gewinne der zu schaffenden Gastronomieflächen, die angesprochen sind? Wie sind diese Gewinne in Relation zu dem angegebenen erwarteten Gewinn von 100 000 EUR zu bewerten?

Unter anderem findet sich in dem beigefügten Konzept auf Seite 7 unter Punkt 3.1.1. auch der Satz: „Im Untergeschoß entsteht an der Stelle des Theaterbuffets ein zweiter Veranstaltungsraum mit ungefähr 120 Plät-zen." Auf Seite 6 ist dieser Veranstaltungsraum aber mit 150 Plätzen gelistet.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist nur eine Auswahl jener Unklarheiten und Ungeheuerlichkeiten, die sich aus diesem Akt ergeben. Der Antragsteller weiß offenbar selber nicht, wie groß der Raum werden soll - sind es 120, sind es 150 Plätze? - und was damit eigentlich gemacht werden soll.

Ich glaube, dass 1 Million EUR bei weitem zu viel für einen Akt dieser Qualität ist. Daher können wir diesem Akt nicht nur nicht zustimmen, sondern ich beantrage hiermit die Absetzung von der Tagesordnung. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: War das jetzt ein Antrag auf Absetzung? - (Ruf bei den GRÜNEN: Ja!) Ist okay.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. (GR Heinz Hufnagl: Der Versuch einer Absetzung!) 

§ 17 Abs. 6 ist das - ich bin zwischenzeitlich mit Spickzetteln ausgestattet. (Heiterkeit.) Aber damit Sie nicht enttäuscht sind: Seit heute, 9 Uhr früh. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Herr Dr Salcher hat das Wort. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Auf diesem Akt steht ganz oben drauf: "Sanierung VINDOBONA" und "Stabilisierung der Wiener Kabarettszene". Das ist ja der größte Hohn, den man sich überhaupt vorstellen kann! Denn die Kabarettszene, und zwar die gesamte Kabarettszene, sieht das ein bisschen anders an als eine Stabilisierung der Kabarettszene. Die Künstlervereinigungen und alle protestieren gegen diesen Akt, weil das in Wirklichkeit kein Akt zur Stabilisierung der Wiener Kabarettszene ist, sondern ein Akt zur Wettbewerbsverzerrung innerhalb der Wiener Kulturszene. 

Ich meine, stellen Sie sich vor, wir kennen ja dort einige Wirtshäuser in der Umgebung, die sind auf die Wie-ner ausgerichtet. Die Guten machen einen Gewinn, die Schlechten sperren hoffentlich zu, damit man sich den Magen nicht verrenkt. Das VINDOBONA ist zweifellos ein guter gastronomischer Betrieb, es ist zweifellos eine gute Spielstätte für Kabarett. Ich kann mich erinnern, wie ich das letzte Mal dort war, man braucht oft zwei, drei Monate, bis man Karten bekommt. Das ist so auch okay.

Nur, ich denke mir, dem Adam - der ist ja dort am Eck, und jeder von uns war wahrscheinlich schon einmal dort essen - müsste man jetzt raten, dass er in einem Hinterraum irgendwann beginnt, Kabarett zu spielen. Wunderbar, schon sanieren wir ihm den Umbau seines Lokals, bauen es aus, schaffen zusätzliche Gasträumlichkeiten und so weiter! (GR Günther Barnet: Dort ist's eh immer lustig!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! So kann das nicht gehen. (Beifall bei der ÖVP.) Der Ausbau eines auf Gewinn ausgerichteten Lokals, das auch Kabarett betreibt, kann nicht das Ziel der Wiener Kulturpolitik sein und kann auch nicht aus dem Wiener Kulturbudget finanziert werden. (StR Dr Johannes Hahn: Das ist eine Wirtschaftsförderung!) Genau: Wenn schon, dann ist es eine Wirtschaftsförderung. Aber wenn es eine Wirtschaftsförderung ist, dann bitte a) nicht in diesem Ausschuss und b) muss sie für alle gelten und muss es gleiches Recht für alle geben. 

Aus diesen und vielen anderen Gründen, die ich Ihnen hier noch ausführlich darlegen könnte, was ich aber nicht mehr tun werde, weil der Herr Vorsitzende - wenn ich mir das gestatten darf - auch schon hie und da gewis-se Müdigkeitserscheinungen zeigt und wir ja wollen, dass er diese Sitzung noch bis zum Ende mit voller Eloquenz weiter leitet, glaube ich, dass es gute Argumente dafür gibt, diesen Akt abzulehnen. 

Wir sind aber selbstverständlich auch bereit, den Antrag der GRÜNEN zu unterstützen und den Akt überhaupt abzusetzen, weil er, wie gesagt, grobe Mängel auf-weist. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben noch eine Wortmeldung. Herr Stadtrat, Sie haben das Wort. (GRin Mag Marie Ringler: Vielleicht können Sie meine 50 Fragen...!)
Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich habe mich nur zu Wort gemeldet, um den Damen und Herren von den GRÜNEN und von der ÖVP den Unterschied zwischen dem Akt und dem Antrag klarzumachen. Denn die Fragen, auf die Sie sich beziehen, be-treffen den Antrag. Ich sage das, weil Sie auch öffentlich meine Beamten im Grunde desavouieren - um nicht zu sagen, üble Nachrede begehen - und sie öffentlich beschuldigen, sie hätten da falsche Angaben gemacht. Das stimmt selbstverständlich nicht. Es liegt dem Akt ein An-trag zugrunde, der so wie alles andere zu beurteilen ist. - Num-mer eins.

Nummer zwei: Ich halte das insgesamt auch für die übliche Heuchelei. Die GRÜNEN zumindest haben dem ersten Teil dieses Förderungsvorhabens zugestimmt, in dem - wenn Sie die Akten schon so genau lesen, und nicht irgendein Betriebsberater, den Sie dazu beauftragen - die... (GRin Mag Marie Ringler: Das können wir uns gar nicht leisten! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Na ja, aber von Ihnen können die Fragen nicht stammen. 

Dies ist der erste Teil einer Förderungsstufe, und wenn ich mich richtig erinnere, benützen die GRÜNEN auch gerne das Lokal, um verschiedene Festivitäten zu begehen. So sehr distanzieren können sie sich davon al-so auch nicht. 

Die Hauptgeschichte ist aber vor allem, dass ich sage, dass das, was die Beamten des Hauses in den Akt hineingeschrieben haben, selbstverständlich richtig ist und der Rest sich auf den Antrag bezieht. - Danke sehr. (GRin Dr Sigrid Pilz, in Richtung SPÖ: Sie klatschen nicht einmal! Klatschen!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. Das Wort hat die Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es in den letzten 10 Jahren dieses Prinzip der Baukostenförderung immer gegeben hat, und zwar nicht nur beim VINDOBONA, sondern au-ch bei allen anderen Kabarettbühnen, beim Kabarett Nie-dermair, Simpl, Stadnikow, Gruam, Kulisse, Orpheum, Spektakel, Theater am Alsergrund, VINDOBONA und natürlich auch Metropol. Denn auch das Metropol hat in den letzten Jahren einen Baukostenzuschuss von 1,5 Millionen ATS erhalten und hat diese Förderung zur Ver-besserung des Standortes genauso in Anspruch genom-men. 

Bei all den genannten Kabarettbühnen ist es auch zu keiner Wettbewerbsverzerrung gekommen. Im Gegenteil, die Neugestaltung des Wallensteinplatzes hat zu einer regionalen Belebung geführt, die Wirtschaft und die Ga-stronomie in diesem Bezirksteil blühen generell auf. Rund um den Augarten und um das VINDOBONA haben sich 75 Kulturinitiativen und Ateliers angesiedelt, und es ist wirklich ein hervorragender Kulturbezirksteil geworden, sodass wir natürlich auch dem VINDOBONA diese Unterstützung geben wollen, um das doch in die Jahre gekommene Haus zu sanieren.

Ich ersuche daher, den Absetzungsantrag abzulehnen und dem vorliegenden Geschäftsstück zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zum Antrag der Frau GRin Ringler auf Absetzung des Geschäftsstückes.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von ÖVP, BZW und den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend unterstützt und daher ab-gelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über Post 69 in der vorliegenden Fassung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der ÖVP und der GRÜNEN, angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 74. Ich darf Herrn GR LUDWIG um Berichterstattung bitten, da eine Wortmeldung vorliegt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es liegt eine vor, vertraut dem Herrn Vorsitzenden! (GR Günther Barnet: Aber nur, weil er gelbe Zettel hat!)
Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Verehrte Damen und Herren!

Das vorliegende Geschäftsstück wird von den GRÜNEN abgelehnt. Die Debatte ist ja bereits im Ausschuss abgeführt worden, insofern brauche ich sie von hier aus nicht erneut aufzurollen. 

Ich melde mich vielmehr zu Wort, um Ihnen zu sagen, Herr Stadtrat, dass ich es für unerhört halte, dass Sie einer Gemeinderätin von hier aus ausrichten, dass Sie der Meinung sind, die Anfrage kann nicht von ihr stammen. Das ist eine herabwürdigende Art und Weise, die von uns absolut nicht toleriert wird!

Das wollte ich unbedingt noch gesagt haben. Es kann sein, dass Sie sich absolut sicher fühlen, dass Sie glauben, Sie bekommen 50 oder 55 Prozent. Meinetwegen, aber diese Form von Arroganz lasse ich mir bei ei-ner meiner Abgeordneten nicht gefallen! (Beifall bei den GRÜNEN, der FPÖ, der ÖVP und dem BZW.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Post 74 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 79. Sie betrifft eine Subvention an die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft.

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 80. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Stadtimpuls.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen und das BZW, so angenommen.

Wir gelangen nun zur Postnummer 85. Sie betrifft eine Zusatzsubvention an den Wiener Tourismusverband. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 88. Sie betrifft eine Än-derung der Statuten des Wiener Altstadterhaltungsfonds.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin FRANK. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat!

Ganz kurz: Wir freuen uns, dass jetzt diese Statuten beschlossen werden, weil es doch eine gewisse Sicherheit auch für uns vom Altstadterhaltungsbeirat ist, wenn alle Leute nach dem gleichen Prinzip mit den Fördermitteln, die ausgeschüttet werden, bedacht werden, obwohl es - und das möchte ich auch festhalten - fast immer zu einer einstimmigen Lösung gekommen ist, als wir diese konkreten Regeln noch nicht hatten. 

Was mir aber an diesen Statuten nicht gefällt, ist, dass hier Leute doch sehr viel Geld bekommen, um ihre Häuser zu sanieren, und bereits nach fünf Jahren können sie diese Häuser zu einem wesentlich erhöhten Be-trag verkaufen, oder sie können sie zu besseren Kondi-tionen vermieten und müssen die Fördermittel nicht zu-rückzahlen. Ich habe im Altstadterhaltungsbeirat schon ein paar Mal angeregt, es doch so zu halten wie beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, wo man, wenn man ein Grundstück innerhalb der Zehnjahresfrist verkauft, auch die Fördermittel wieder rückführen muss. 

Ich werde daher einen Abänderungsantrag einbringen, dass man auch hier die Zehnjahresfrist einhält, um den Spekulationen nicht Vorschub zu leisten, und bitte in formeller Hinsicht um sofortige Abstimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Den Wiener Altstadterhaltungsfonds gibt es seit 33 Jahren, er fördert, erhält und saniert die Altstadtgebiete Wiens. Das Kontrollamt hat dem Fonds nach seiner Überprüfung in seinem Endbericht vom 28. September 2004 empfohlen, einige Anpassungen vorzunehmen. Im Prinzip sind es rein formale Dinge, die die Übersichtlichkeit des Aufbaus und die Absichten des Fonds aktualisieren. Schließlich wurde auch der Umbenennung der Geschäftsgruppe in "Kultur und Wissenschaft" Rechnung getragen. 

Hinsichtlich des Zeitraums der Veräußerung von geförderten Objekten wäre eine Erhöhung auf 10 Jahre nicht sinnvoll. Denn dann würde niemand, da doch auch wesentliche Eigenmittel aufzubringen sind, diese jemals noch in ein zu erhaltendes, zu sanierendes Objekt stecken. Deshalb bin ich sehr dafür, dass wir diesen Antrag ablehnen, und ersuche um Zustimmung zum Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Zuerst stimmen wir ab über den vorliegenden Abänderungsantrag.

Wer diesen unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen, der ÖVP, des BZW und der GRÜNEN, aber trotzdem nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt.

Es gelangt nun die Post 88 in der ursprünglichen Fassung zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen, der ÖVP, der SPÖ und des BZW, ohne GRÜNE, mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 73. Sie betrifft eine Subvention an den Verein für Geschichte der Stadt Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet. 

Frau GRin Cordon, Sie haben das Wort. 

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, ich freue mich eigentlich, dass ich hier sozusagen meine letzten Worte zu einem Thema sagen darf, das mir besonders am Herzen liegt. Es hat bis jetzt noch nicht sehr viele Wortmeldungen nach sich gezogen, es ist kein großes Thema an den Budgettagen gewesen, es ist einfach überhaupt kein großes Thema. Das ist die Aufarbeitung der Geschichte.

Wir haben heuer das Gedenkjahr, Gedankenjahr, Denkjahr - Gedankenlosigkeitsjahr, möchte ich auch sa-gen. Die Stadt Wien - abgesehen vom Bund - hat sehr viel Geld zur Verfügung gestellt, um zu feiern. Wir können viel feiern, das stimmt schon. Aber wir haben viel noch nicht aufgeholt, noch nicht zur Sprache gebracht und noch nicht in unser Gedankengut aufgenommen.

Es fing schon bei der Planung der Veranstaltungen an. Die Planungsgruppe hat sich sehr viel einfallen lassen, was zu feiern ist, sehr viel zur Erinnerung, wenn es um Kühe geht, um Kartoffeläcker, um rollende Balkone und um Kreuze eines Heldenfriedhofs. Aber sie hat keinen Gedanken verschwendet an die Menschen, die ebenfalls - wie die Gefallenen, aber ebenfalls - dieses Nazi-Regime auf dem Gewissen hat, nämlich die Opfer der jüdischen Bevölkerung, die Opfer der Homosexuellen, die Opfer der "Asozialen", die Opfer der Roma und Sinti. Dieser Gruppe hat man kein Gedächtnis gewidmet. 

Hie und da denkt ein Politiker - und hier sei, muss ich sagen, Dank an Bundespräsident Heinz Fischer gerichtet - in seinen Reden an dieses Thema, und das Dokumentationsarchiv darf seine Ausstellung erneuern, neu gestalten. Ansonsten lässt man die Vereine, die sich mit der Aufarbeitung dieses Teils unserer Kulturgeschichte und des Gedenkens der Menschen, die uns diese Kultur ge-geben und geschenkt haben, am Rande ihrer Vernichtung mit Selbstausbeutung und eigenen Opfern arbeiten oder eigentlich auch langsam zugrunde gehen. 

Ich habe hier an dieser Stelle oft für diese Arbeit geredet und auch an Sie, Herr Kulturstadtrat, appelliert. Ohne Erfolg! Mit diesem Misserfolg werde ich immerhin den Gemeinderat verlassen müssen. 

Es ist natürlich viel interessanter, sich einer Kultur zu widmen, die populär ist, ja, ich gebe zu: die in die Zukunft schaut. Natürlich, das ist richtig. Aber hier handelt es sich um eine Kultur, die uns gestohlen wurde, und zwar uns allen! Hier ist eine Lücke, und diese Lücke müsste auch aufgearbeitet werden. Es war zum Beispiel lange unmöglich, an der Musikakademie Mendelssohn-Bartholdy zu studieren, weil es dazu kein Material gab. Es war immer noch im Untergrund verschwunden, weil es die Nazi dorthin transportiert hatten. 

Jetzt komme ich zum eigentlichen Thema, das mich veranlasst hat, hier noch einmal zu sprechen. Das sind nämlich die Stolpersteine. Diese Stolpersteine sind Metallplatten mit den Namen und den Geburtsdaten - und, wenn man sie hat, den Sterbedaten - von Menschen, die das Nazi-Regime ermordet hat. Die werden von Paten gestiftet und kosten 95 EUR. 

Ich habe sehr oft von Hinterbliebenen besonders von jüdischen Opfern gehört, dass es das Schlimmste für sie ist, wenn ihre Angehörigen keinen Grabstein haben. Sie werden vielleicht zum Großteil hier wissen, dass Grabsteine auf jüdischen Friedhöfen eine Symbolkraft für die Menschen, die dort beerdigt sind, haben. Das wäre eine Möglichkeit, namenlosen Menschen, die einfach verschwunden sind, die einfach hingerichtet wurden, die einfach ermordet wurden, die auf den Todesmärschen zugrunde gegangen sind, die in Massengräbern verschwunden sind, wieder einen Namen zu geben. 

Leider habe ich gelesen, dass Sie, Herr Stadtrat, auf so ein Ansuchen so geantwortet haben, wie man Hausierer abschasselt, indem man sagt: Haben wir schon, brauchen wir nicht! Wir haben schon Mahnmale, das stimmt schon. Wir haben Mahnmale, aber nicht in dieser Form, die jedem Einzelnen ein Gedenken opfert.

Ich möchte nur sagen, ich war in Berlin, ich habe mir dieses Denkmal für die ermordeten Juden angesehen. Ich fand es sehr beeindruckend, vor allem auch das dar-unter liegende Dokumentationsarchiv, das ich in Österreich wirklich in dieser Form vermisse. Es wäre längst an der Zeit, so ein Dokumentationsarchiv - in dieser großen Form, in dieser ausführlichen Form - über dieses Verbrechen ganz Europa betreffend zu errichten. Auch da habe ich Stimmen von jüdischen Menschen gehört, die gesagt haben: Es ist sehr großartig, es ist schön, aber es fehlen die Namen. 

Das wäre eine Gelegenheit, in dieser Form etwas zu errichten, das vielleicht auch eine Möglichkeit ist, vielen jungen Menschen endlich einen Zugang zu geben, nämlich eine Dokumentation in diesem Ausmaß. Denn ich habe hier gelesen, wie wenig Jugendliche wissen laut ei-ner Umfrage, die es gegeben hat. Ein Prozent wusste nur, dass das Kriegsende 1945 war, überhaupt zu schweigen von all dem, was sich da abgespielt hat. Ich möchte wirklich plädieren, dafür zu sorgen, dass endlich ein öffentliches Bekenntnis - was auch dem Bund ansteht -, ein öffentliches Bekenntnis zu diesem Teil der Geschichte zugänglich wird! Ob es jetzt ein Holocaust-Museum ist, ob es ein Dokumentationsarchiv von der Größenordnung wie in Berlin ist, es ist ein öffentliches Bekenntnis. 

Ich muss sagen - Herr Blind war mein Begleiter in New York -, im Museum of Jewish Heritage waren die Fehler, die die Alliierten begangen haben, und auch die Unterlassungen dezidiert angeführt. Man konnte nachlesen, dass sie die Schiffe der Flüchtlinge abgewiesen ha-ben. Es stand dort schwarz auf weiß, dem war eine ganze Wand gewidmet. Oder dass es die Alliierten versäumt haben, die Konzentrationslager rechtzeitig, frühzeitig zu befreien, es war ihnen um den Sieg getan - das steht dort! Ich denke, es steht uns längst auch unser Bekenntnis zu dem an, was nicht zu unserem Ruhm gereicht, aber auch ein Teil unserer Geschichte ist.

Ich möchte hier zum Schluss ein Bekenntnis ablegen. Ich kann nur sagen, die SeniorInnen- und Pflegepolitik war für mich eine Pflicht. Wobei ich den Begriff "SeniorIn" nicht mag, das sage ich auch gleich dazu: Es ist für mich eine Kategorisierung, einem Alter zugeordnet zu sein, und dagegen wehre ich mich, weil mir das zu einseitig, zu wenig vielfältig ist.

Die Bücherei und der Prater waren meine Leidenschaften, ich gebe es zu. Aber der Aufarbeitung der Ge-schichte, dem Kampf um die Opfer und besonders der jüdischen Bevölkerung gehörte meine Liebe und gehört sie immer noch! (Beifall bei den GRÜNEN.) Damit waren es für mich vier wichtige Jahre, wenn auch nicht die er-folgreichsten meines Lebens, ich gebe es zu. Aber das liegt vielleicht auch am Stellenwert einer Opposition.

Ich wende mich jetzt nach Osteuropa. Ich werde mich auch den Projekten mit Kindern zuwenden. Da muss ich noch etwas dazusagen, weil gestern Kollegin Schöfnagel gesagt hat: Die Kinder ohne Begleitung nach Osteuropa zurückzubringen, ist oberstes Gebot, denn dort wird man sich um sie kümmern. Ich kann Ihnen nur sagen (GRin Barbara Schöfnagel: Das habe ich nicht gesagt!), ich war vor 14 Tagen in der Ukraine, und was dort läuft, ist katastrophal und bedarf wirklich noch sehr vieler Hilfe. Ich wünsche mir auch, dass Sie mit Ihrem selbstgefälligen Kultur- und Sprachverständnis nicht so agieren, wenn Sie nach Rumänien gehen, wozu ich Ihnen viel Glück wünsche. (GRin Barbara Schöfnagel: Das ist völlig falsch!)
Ich habe hier einen Antrag auf Zuweisung an den Herrn Stadtrat. Ich übergebe ihn zu treuen Händen und hoffe, dass er ihn verantwortungsvoll behandelt. 

Auch wenn die Zeit schon fortgeschritten ist und nicht mehr viele von Ihnen viel Sitzfleisch haben, möchte ich als ehemalige Kulturschaffende hier trotzdem enden mit einem Gedicht - nur stellenweise zitiert -:

"Gegen Vergessen

Ich will mich erinnern

dass ich nicht vergessen will

denn ich will ich sein

Ich will mich erinnern

dass ich vergessen will

denn ich will nicht zuviel leiden

Ich will mich erinnern

dass ich nicht vergessen will

dass ich vergessen will

denn ich will mich kennen

Denn ich kann nicht denken

ohne mich zu erinnern

denn ich kann nicht wollen

ohne mich zu erinnern

denn ich kann nicht lieben

denn ich kann nicht hoffen

denn ich kann nicht vergessen

ohne mich zu erinnern

Ich will mich erinnern

an alles was man vergisst

denn ich kann nicht retten

ohne mich zu erinnern

auch mich nicht und nicht meine Kinder"

Ich danke Ihnen. (Allgemeiner Beifall.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Das Wort hat der Herr Berichterstatter. - Bitte. 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Frau GRin Cordon hat eine ganze Reihe von wichtigen Fragen angesprochen, und es fehlt jetzt sicher die Zeit, detailliert darauf einzugehen. Nur zu den auch in dem von ihr eingebrachten Antrag angeführten Themen in aller Kürze.

Sie haben darauf hingewiesen, dass dieses Gedenkjahr eine gute Möglichkeit war, sich sehr kritisch mit der Vergangenheit unseres Landes auseinander zu setzen. Ich glaube, ich kann doch für die Stadt Wien in Anspruch nehmen, dass wir das auch sehr gewissenhaft vorbereitet haben und vor allem Einrichtungen und Veranstaltungen unterstützt haben, die sich mit der Nachhaltigkeit auseinander setzen und sich nicht nur - Sie haben einige Event-Veranstaltungen des Bundes angeführt - an bestimmten Themen und Daten orientiert haben, sondern versucht haben, langfristig auch Interesse für diese historischen Daten vor allem bei der Jugend zu bewirken. Ich denke, das ist uns in vielen Punkten auch gelungen.

Wenn Sie beispielsweise das Denkmal in Berlin ansprechen, das ich selbst vor drei Wochen besucht habe, so haben Sie Recht, das ist eine großartige Einrichtung. Aber ich darf für die Stadt Wien in Anspruch nehmen, dass wir am Judenplatz ebenfalls ein Denkmal haben, das in einer anderen künstlerischen Ausrichtung, aber mit einer ähnlichen Intention sich mit diesen furchtbaren Verbrechen des Nazi-Regimes auseinander setzt und sich vor allem auch damit beschäftigt, jene Jüdinnen und Juden, jene 65 000 Österreicherinnen und Österreicher, die in dieser Zeit ermordet worden sind, aus der Vergessenheit herauszureißen und sie auch namentlich aufzulisten.

Das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes hat sich sehr bemüht, über die Biographien dieser Menschen nachzuforschen, ihnen nachzugehen und sie auch im Rahmen dieses Denkmales zu würdigen, sie auszuweisen und sie beispielsweise auch Verwandten, die aus dem Ausland immer wieder zu uns nach Wien kommen, so vorzustellen und darzustellen, dass es die Möglichkeit gibt, diese Biographien nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, sondern auch nachzuforschen. 

Ich denke, dass wir in Wien mit diesem Denkmal einen wichtigen Schritt gesetzt haben, und ich möchte nur daran erinnern, dass für die GRÜNEN dieses Denkmal und die Schaffung dieses Denkmals auch nicht unumstritten war, wir uns aber durchgesetzt haben und uns zu diesem Denkmal bekannt haben. Ich halte es für richtig, dies gerade auch im Gedenkjahr zu erwähnen.

Wenn Sie sagen, Frau GRin Cordon, wir sollten uns auch kritisch mit unserer Vergangenheit auseinander set-zen, so haben Sie zweifellos Recht. Auch hier darf ich für die Stadt Wien in Anspruch nehmen, dass wir das, wie ich meine, sehr tiefgreifend und ohne Tabus getan ha-ben. Denn die Ausstellung im Jüdischen Museum "Jetzt ist er bös, der Tennenbaum" - ein Zitat aus dem "Herrn Karl", wie wir alle wissen, einem sehr blasierten Öster-reicher, der diese Zeit in einer Art und Weise deutet, wie wir das nicht sehen -, diese Ausstellung "Jetzt ist er bös, der Tennenbaum" geht sehr kritisch mit den Öster-reicherinnen und Österreichern um, die nichts in dieser Zeit getan haben, und geht auch sehr kritisch mit der Zeit nach 1945 um, als es darum gegangen ist, sich mit der Nazi-Zeit auseinander zu setzen. Es war eine sehr schmerzhafte Ausstellung, die durchaus auch den Finger auf die Wunden gelegt hat, aber eine Ausstellung, die mit Unterstützung der Stadt Wien stattfinden konnte und auf die ich auch persönlich sehr stolz bin.

Die Anregung Ihrerseits - die sich auch im Antrag findet -, ein weiteres Denkmal "Stolpersteine" einzurichten, ist eine interessante Option, wie es auch mehrere Optionen gibt. Es wird gerade geprüft, welche Option umgesetzt werden wird, deshalb möchte ich auch hier erwähnen, dass wir dezidiert für die Zuweisung dieses Antrages sind, damit es im Ausschuss die Gelegenheit gibt, unterschiedliche Varianten zu prüfen und zu einer Entscheidung zu kommen. 

Aber auch hier möchte ich nur darauf verweisen, dass wir für eine weitere Personengruppe, die Sie auch aufgelistet haben, sehr wohl einen entsprechenden Schritt setzen, nämlich für die Homosexuellen, die in die-ser Zeit verfolgt und ermordet worden sind, und es sehr wohl hier in absehbarer Zeit auch ein entsprechendes Denkmal geben wird. Aber nicht nur das, sondern kombiniert auch eine Ausstellung, die am Nationalfeiertag, dem 26. Oktober, eröffnet werden wird und die Vertreibung, Verfolgung und Ermordung von Homosexuellen ausweisen wird, sich aber auch mit der Diskriminierung nach 1945 beschäftigen wird. 

Ich möchte damit nur zeigen, dass wir hier Ihre Anregungen sehr ernst nehmen und dass wir als Stadt Wien gerade im Gedenkjahr sehr viele nachhaltige Aktivitäten gesetzt haben. 

Abschließend noch ein Hinweis auf die vielen Vereine, die es in diesem Bereich gibt: Ich denke hier nur an Orpheus Trust, an die Theodor-Kramer-Gesellschaft, an die Jura-Soyfer-Gesellschaft, die mir jetzt spontan einfallen und von denen ich weiß, dass Sie dort auch selbst mitwirken. Sie sind sehr wohl auch von der Stadt Wien unterstützt worden, und zwar, wie ich meine, mit wachsender Tendenz, sehr im Unterschied zur Unterstützung der jeweiligen Bundesministerien, Frau GRin Cordon. Ich habe das öfter schon auch von dieser Stelle aus erwähnt: Wir sollten, glaube ich, unsere Kritik immer auch an die richtigen Adressaten richten. Gerade in diesem Fall gilt die Kritik, wie ich meine, besonders auch den In-stitutionen des Bundes, die sich schrittweise aus der För-derung dieser Vereine zurückgezogen haben. 

Abschließend, Frau GRin Cordon, möchte ich die Gelegenheit dazu benützen, Ihnen auch persönlich alles Gute zu wünschen. Ich weiß, Sie sind unter anderem auch Vortragende am Jüdischen Institut für Erwachsenenbildung, einer Institution des Verbandes Wiener Volksbildung, die ebenfalls von der Stadt Wien unterstützt wird. Ich hoffe, dass Sie diese Tätigkeit nicht aufgeben, sondern in Zukunft auch verstärken können, und wünsche Ihnen für Ihre Aktivitäten in den vielfältigsten Vereinen alles Gute und viel Erfolg!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorgelegten Antrag, der auf Zuweisung lautet, und ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir gelangen zur Abstimmung über Postnummer 73 in der vorliegenden Fassung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Es liegt nun der Beschluss- und Resolutionsantrag zur Abstimmung vor.

Wer für diesen Antrag beziehungsweise die in dem Antrag geforderte Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig angenommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die öffentliche Sitzung ist somit vorerst geschlossen.

(Unterbrechung zur Abhaltung der nichtöffentlichen Sitzung um 19.42 Uhr.)

(Wiederaufnahme der Sitzung um 19.43 Uhr.)

Es sei mir gestattet, bevor ich die Sitzung schließe, ein paar Worte noch zu sagen, ein paar Worte im Namen des Bürgermeisters, ein paar Worte in meinem eigenen Namen, aber auch im Namen der anderen Vorsitzenden.

Ich glaube - und das hat auch der heutige Tag gezeigt -, wir befinden uns in einem beginnenden Wahlkampf, wir befinden uns in einer Phase, in der es darum geht, auf Wähler zuzugehen und sich um Wählerstimmen zu bewerben. Aber ich glaube, all diese Phasen, diese nächsten vier Monate, sollten davon getragen sein, dass wir eines nicht vergessen sollten: Wir leben in einer Stadt, die wir lieben, und wir haben in der vergangenen Funktionsperiode sehr, sehr vieles gemeinsam in dieser Stadt zusammengebracht. 

Wir haben es gemeinsam zusammengebracht - und für die Statistiker unter uns werde ich es ganz, ganz kurz machen -, 67 Prozent aller Beschlüsse, inklusive der heutigen, einstimmig zu fassen. Wir haben es zusammengebracht, dass von den 3 247 Tagesordnungs-punkten, die hier zur Abstimmung gekommen sind, wie gesagt 67 Prozent einstimmig, aber 1 029 mehrheitlich beschlossen wurden. Ich glaube, das zeigt eine sehr stolze Bilanz, weil von diesen 1 029 sehr wenige nur von einer Partei getragen worden sind. 

Wir haben immerhin auch 1 420 Anfragen, 370 An-träge und so weiter zusammengebracht. Wir haben im Interesse dieser Stadt rund 672 Stunden diskutiert, gestritten, positive Diskurse geführt, und ich glaube, wir haben hier sehr, sehr vieles gemeinsam gemacht.

An dieser Stelle sei es mir gestattet, dass ich mich heute bei fünf Personen, fünf Mitgliedern des Hauses be-danke, ihnen für ihre Tätigkeit danke und sie hier vom Gemeinderat aus verabschiede. Ich weiß, dass das fünf Personen sind, die hier in den letzten vier Tagen selbst gesagt haben: Ich übe andere Funktionen aus, ich gehe in den Ruhestand, ich gehe woanders hin, ich widme mich anderen Aufgaben. Diese fünf sind auch stellvertretend für alle anderen zu verstehen, die ich hier nicht er-wähnen kann, beziehungsweise es ist eben nur eine ge-wisse Zahl möglich. 

Ich darf damit beginnen - und ich mache das in der Reihenfolge der Zugehörigkeit zum Haus -, danke zu sa-gen, bei StRin Karin Landauer. Sie ist seit 1987 hier im Haus, war zuerst Abgeordnete und dann viele Jahre lang Stadträtin, seit 1996 als Mitglied des Stadtsenates. 

Liebe Karin Landauer! Dein Leben hier im Gemeinderat war geprägt von zwei Themen: Soziales und Gesundheit, Gesundheit und Soziales - wie man es haben will -, das waren die beiden Themen, die dein gesamtes Leben hier geprägt haben, neben einigen anderen Funktionen, die du hier auch noch ausgeübt hast. Aber das hat sich immer durchgezogen, ob in der Behindertenkommission, im KFA-Vorstand, in der Pflegeheimkommission, es waren immer diese beiden Themenkreise. Ich möchte dir recht herzlich danken und wünsche dir - wie ich das heute schon bei Herrn OAR Kusta getan ha-be - für den nächsten Lebensabschnitt vor allem eines: Beste Gesundheit. Recht herzlichen Dank! (Allgemeiner Beifall.)
Ich möchte mich von einem weiteren Mitglied des Stadtsenates recht herzlich verabschieden und danke sagen, und zwar - sie legt zwar nicht sehr viel Wert darauf, aber einmal darf ich es tun - von Frau Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer. Ich darf auch Ihnen recht herzlich danke sagen. Sie sind seit 1989 Mitglied des Gemeinderates beziehungsweise seit einigen Jahren auch Mitglied des Stadtsenates. So wie es vorhin das Thema Soziales und Gesundheit war, ist es bei Ihnen das Thema Stadtentwicklung und Stadtplanung. Alles, was sich mit der Entwicklung von städtischen Räumen beschäftigt, war Ihr Spezialgebiet und Ihre Heimat, auch Ihre berufliche Hei-mat und nicht nur die Ihres Studiums. 

Ich möchte auch Ihnen recht herzlich danken für das, was Sie hier eingebracht haben, für das, was Sie hier mitgearbeitet haben, und darf auch Ihnen alles, alles Gute, vor allem auch beste Gesundheit wünschen. Recht herzlichen Dank! (Allgemeiner Beifall.)
Nun möchte ich mich von einer Kollegin verabschieden, die schon 14 Jahre im Haus ist, aber der jüngsten Partei angehört. Sehr geehrte Frau Schöfnagel, Sie sind seit 1991 hier im Haus, und bei Ihnen gibt es ebenfalls ein Thema, das sich durch Ihr gesamtes politisches Le-ben - nicht nur hier im Gemeinderat, sondern auch vorher schon auf anderen Ebenen - durchgezogen hat und durchzieht. Dieses Thema ist die Umwelt und all das, was dazugehört. Sie waren seit 1991 Mitglied dieses Ausschusses.

Ich darf Ihnen alles Gute wünschen, darf Ihnen auch für Ihren mutigen beruflichen Schritt alles Gute wünschen, und ich hoffe, dass das, was Sie damit verbinden, auch für Sie in Erfüllung geht. Für Ihren weiteren Lebensweg - von Ruhestand ist das ja sehr weit entfernt – wünsche ich Ihnen alles, alles Gute in Rumänien. Recht herz-lichen Dank! (Allgemeiner Beifall.)
Ich darf mich nun bei einem Kollegen, bei einem Genossen verabschieden. Hansi Driemer ist einer derjenigen, die nie zu den ganz Lauten hier in diesem Haus ge-zählt haben, einer der Ruhigen. Er ist seit 10 Jahren im Haus, seit 1995, aus der Gewerkschaftsbewegung kom-mend, war aber vorher schon einige Zeit als Bezirksrat innerhalb seines Wahlkreises Favoriten tätig. Bei Hansi Driemer gibt es ebenfalls diesen Zugang zum Ausschuss Umwelt, aber auch zum Finanzausschuss und zum Planungsausschuss Stadtentwicklung und Verkehr. 

Lieber Hansi! Dir wünsche ich alles Gute für den Übertritt ins weitere Berufsleben, da wir beide noch einige Zeit im ÖGB-Präsidium gemeinsam verbringen werden. (GR Mag Christoph Chorherr: Ist's lustig?) Das ÖGB-Präsidium ist nicht unlustig. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Dafür wünsche ich dir alles, alles Gute, und für das, was anschließend nach den nächsten Schritten kommt, vor allem auch einen sehr, sehr gesunden Unruhestand. Recht herzlichen Dank für deine Tätigkeit! (Allgemeiner Beifall.)
Ich darf mich nun verabschieden bei dem an Lebensjahren ältesten - entschuldigen Sie diesen Ausdruck! – Mitglied des Hauses. Sie haben etwas gemeinsam mit Frau Landauer, Sie sind beide Grazer "Importe" nach Wien: Sie sind beide in Graz geboren, und dann hat es Sie nach Wien verschlagen. 

Sehr geehrte Frau Cordon! Sie haben die letzte Funktionsperiode hier im Haus verbracht. Ihr Ausschuss war der Kulturausschuss. Ich darf Ihnen danken und Ich-nen alles, alles Gute wünschen! Wie Sie ja selbst gesagt haben: Es ist kein Ruhestand, es wird aktiv weitergearbeitet. Dafür wünsche ich Ihnen auch beste Gesundheit und alles, alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)
Ich habe diese fünf Namen stellvertretend genannt, wohl wissend, dass auch Peter Juznic nicht mehr kandidieren wird, und wahrscheinlich da oder dort noch einige andere, die ich jetzt nicht erwähne. Ich kann nicht alle er-wähnen; ich weiß auch noch von Herrn Dr Serles, dass er nicht mehr kandidieren wird. Aber diese fünf seien stellvertretend genannt. Ich glaube, eines haben wir alle in dieser Stadt gemeinsam: Eine sehr tiefe Verbundenheit, ein sehr tiefes Engagement, und so war diese stellvertretende Namensnennung gemeint. 


Ich möchte bei dieser Gelegenheit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt danke sagen, aber auch speziell den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Hauses danke sagen. Ich glaube, wir haben ihnen für ihre Tätigkeit zu danken, denn Anfragen mit 30 Fragen sind nicht leicht zu beantworten, Anfragen mit - ich glaube, das war die Spitzenzahl - 50 Fragen sind nicht leicht zu beantworten, oder gar mit 100 Fragen. Vielen dieser Mit-arbeiter ist zu danken, nicht nur den Mitarbeitern, die wir hier sehen, die hier mit uns sind, nicht nur dem Landtagsbüro, den Stadtratbüros, nicht nur stellvertretend für das Landtagsbüro Frau Kriz ist zu danken - Herrn Kusta haben wir heute schon gedankt -, sondern vielen, vielen Beschäftigten, die dafür da sind, dass hier alles klaglos funktioniert. Viele sehen wir nicht, und wir machen es ihnen auch nicht immer leicht. Denn das wörtliche Protokoll zusammenzubringen, ist nicht immer einfach, dafür muss hintennach schon sehr, sehr viel gearbeitet werden. 

Es sind hier viele Berufsgruppen tätig, sei es Raumpflege, seien es Hausarbeiter, seien es Kolleginnen und Kollegen von der Rathauswache. Wir haben auch ständig einen Mediziner anwesend, da sind wir alle glücklich, dass wir ihn nie hier im Saal sehen, denn das ist grundsätzlich nicht immer etwas Positives, wenn er hier im Einsatz sein muss. All denen möchte ich danken, und ich darf ihnen eines versprechen: Wir werden uns bemühen, Sie in der nächsten Funktionsperiode genauso auf Trab zu halten, dass Sie genauso für uns tätig sind. Recht herzlichen Dank! (Allgemeiner Beifall.)
Meine Damen und Herren! Es sei mir gestattet, zum Schluss zu kommen. Denn die kommenden Wochen des Wahlkampfes bis zum Wahltag sollten bei allen politischen Gegensätzen, glaube ich, von einigen Grundsätzen geprägt sein: Vom Grundsatz der Fairness, vom Grundsatz der Toleranz, vom Grundsatz der Humanität. Die politische Agitation und der politische Diskurs dürfen nicht zu einer massiven Polarisierung in der Stadt führen. Wien war und Wien ist eine weltoffene Stadt, eine Stadt, die getragen ist vom Humanismus, und auch eine Stadt, die getragen ist von Toleranz. Wien hat auch einen sehr, sehr hohen Stellenwert, einen sehr, sehr hohen Standard, und dies soll und muss auch in Zukunft so bleiben.

In diesem Sinne darf ich die heutigen Sitzungen für beendet erklären, darf Ihnen persönlich einen - wenn auch kurzen - erholsamen Urlaub wünschen und darf Sie, soweit wir uns wiedersehen, im November dieses Jahres in diesem Haus begrüßen. In diesem Sinne: Al-les, alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)
(Schluss um 19.55 Uhr.)
